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Montabaur, den 14. Juli 1921 

 

Anwesend die Herren Germann, Flügel und Bahl 
 
1 
Bei dem am 9. d. M. stattgefundenen Waldbrand hat die Feuerwehr 26 Glas Bier bei Gastwirt 
Nöller Horressen getrunken, die von der Stadt bei dem betroffenen Wirt gezahlt werden sol-
len. Außerdem soll an Frau Christ Höber in Horressen, die zuerst den Brand bei Förster 
Weppler meldete, eine Belohnung von 20,-- M gezahlt werden. 
 
2 
Den Schwestern im Hospital, die eine Anzahl Möbel haben, die denselben von anderer Seite 
geschenkt wurden, sollen unter dem Rathause verkauft werden. Für den Erlös soll ein neuer 
Küchenherd angeschafft werden. Der evtl. Rest, wenn der Verkaufserlös nicht reicht, wird 
von der Stadt zugelegt werden. 
 
3 
Die sozialdemokratische Partei beantragt, infolge großer Staubentwicklung, die Straßen reich-
lich mit Wasser besprengen zu lassen. Ferner 2 Bedürfnisanstalten zu errichten. Außerdem 
wegen der großen Brandgefahr für unseren Wald besondere Vorkehrung einzurichten, damit 
die Löschung prompt vorgenommen werden kann. Von der Eingabe wurde Vormerkung ge-
nommen. Was nun die Wasserbesprengung unserer Straßen anlangt, so werden 
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in der Weise das Brüderhaus diese Wassersprengungen schon von den Brüdern vorgenom-
men. 
Die ganzen Straßen täglich einigemal mit Wasser zu besprengen ist bei dem Wassermangel 
nicht möglich. 
 
4 
Umbau des Hauses des Hilfspolizisten Ernst Jac. Knögel hier. 
Auf Antrag wurde bewilligt: 

1. Einen unverzinslichen nicht rückzahlbaren Baukostenzuschuss von 8.743,-- Mark in 
Worten: Achttausendsiebenhundertdreiundvierzig Mark. 

2. Ferner übernimmt die Stadt die Bürgschaft für die Resthypothek wenn der Kreis eben-
falls zu gleichen Pflichten als Arbeitgeber die Mitbürgschaft übernimmt. 

 
5 
Zur Besprechung über den Ausbau der Coblenzer Straße kommt Herr Landesbaurat Leon 
Wiesbaden am 18. d.M. nach Montabaur. 
Der Magistrat soll an diesem Tage für mittags 12 Uhr zu einer Sitzung eingeladen werden. 
 
6 
Vergebung von Feuerwehrschläuchen 
Die eingegangenen Offerten wurden nummeriert und soll Herr Löwenguth eine Zusammen-
stellung der Preise und Qualitäten machen und vor der nächsten Magistratssitzung darüber 
berichten. In der nächsten Sitzung soll die Lieferung vergeben werden. 
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7  
Der Oberzollaufgabebau in Ems will noch ein Zollamt mit 2 Beamten nach Montabaur verle-
gen. 
Das in Frage kommende Hauptzollamt wäre auch bereit einen Teil der erforderlichen Baukos-
ten zu übernehmen, wenn die Stadt sich ebenfalls entsprechend an den Baukosten beteiligt. 
Dem Hauptzollamt soll berichtet werden, dass es der Stadt sehr angenehm sei, wenn noch ein 
Zollamt hier hingelegt wird, allein unsere Finanzlage erlaube uns nicht Zuschüsse zu derarti-
gen Wohnungsbauten zu geben. 
 
8 
Gesuch des Adam König hier, um die Besatzungszulage für seinen Sohn Mathias, welcher als 
Installateur bei der Stadt beschäftigt ist.  
Das Gesuch muss abgelehnt werden, da König nur zur Aushilfe für Renzel, welcher erkrankt 
ist, eingestellt wurde. 
Der Magistrat hat aber beschlossen, dass dem Mathias König ausnahmsweise, obschon der-
selbe erst 19 Jahre alt ist derselbe Stundenlohn wie für erwachsene Arbeiter gezahlt werden 
soll. Dem Elektrizitätswerk ist von diesem Beschlusse Mitteilung zu machen. 
 
9 
Strompreiserhöhung 
Das Stadtverordneten Kollegium hat beschlossen, dass die Einnahmen bei dem Elektrizitäts-
werk in Gestalt von Stromgeld um 50.000 M erhöht werden sollen. 
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Der Magistrat beschließt, den Strompreis auf 3,-- M pro KWh und die Zählermiete auf 1,-- M 
pro Zähler und Monat zu erhöhen. 
 
10 
In Anbetracht dass der Sauerbrunnen z. Zeit nicht benutzt werden kann, 
soll, um jede Verunreinigung zu verhindern, derselbe mit einem Bretterverschlage zugelegt 
werden. 
Dem Herrn Löwenguth ist dieser Beschluss zur Ausführung dieser Arbeit mitzuteilen. 
 
Gez. Bahl 
 
 
Sitzung am 18. Juli 1921 mittags 12 Uhr 
 
Anwesend: 

1. Vom Magistrat die Herren Flügel, Gaul, Germann 
2. Landesbaurat Geheimrat Leon aus Wiesbaden 
3. Landesbaumeister Müller aus Montabaur 

Gegenstand der Verhandlung bildete die Pflasterung der Bezirksstraße vom Hause Thewalt 
bis zum Heiligkreuz der Coblenzerstraße 
Herr Geheimrat Leon bespricht das Projekt aufgrund des Vertrages vom 
23. Februar/ 8. April1916,  
wonach sich die Stadt verpflichtet hatte zu den auf 6700 M veranschlagten Kosten der Ban-
kett- und Kanalanlage 4.000 M in 4 Jahresraten von je 1.000 M zu zahlen. Infolge des Krieges 
und der danach 
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einsetzenden Teuerung wurde die Ausführung verschoben. Der Magistrat hat aber am 29.4.21 
bei Landeshauptmann die nunmehrige Ausführung des Projektes beantragt, weil durch den 
lebhaften Automobilverkehr die Staubplage sehr groß ist und von den Anwohnern dauernd 
Beschwerden einlaufen. 
Herr Leon führt aus, dass die seinerzeit zu 6.700 M veranschlagten Kosten nach einem derzei-
tigen Anschlage auf 75.000 M berechnet seien und dass die damals auf 18.000 M veran-
schlagten Kosten des Kleinpflasters der Fahrbahn zurzeit 200.000 M betragen würden. Eine 
Genehmigung des Landesausschusses zur Ausführung der Arbeiten sei voraussichtlich nur 
dann zu erwarten, wenn zu den Gesamtkosten von 275.000 M die Stadt mindestens 65.000 M 
beitragen würde. 
Der Beigeordnete Gaul wirft ein, dass nach den früheren Abmachungen die Pflasterung der 
Fahrbahn (18.000 M Kosten) vom Bezirksverband allein getragen werden sollte, und dass 
sich die Beteiligung der Stadt nur auf die Herstellung der Straßenkanäle und die Gehbord-
pflasterung (6.700 M Gesamtkosten) bezogen haben. 
Wenn dafür heute 75.000 M zu zahlen seien, dann berechne sich der Anteil der Stadt auf rd. 
45.000 M. Herr Baurat Leon erwidert darauf, dass unter Berücksichtigung der sehr schlechten 
Lage des Bezirksverbandes nicht damit zu rechnen sei, dass er z.Zt. 200.000 M für eine im 
Interesse der Stadt auszuführende Pflasterung ausgäbe, wenn nicht die Stadt auch dafür einen 
Beitrag leiste. Letzterer sei zu 10% also 20.000 M angenommen. Er bittet dringend, von dem 
Versuch, eine geringere Beitragsleistung als 65.000 M zu erwirken, obschon zu wollen, weil 
eine Genehmigung des Bezirksausschusses nicht zu erwarten sei. Herr Geheimrat Leon stellt 
in Aussicht, dass der Bezirksverband genehmigen wird, dass die 65.000 M in 10 Jahresraten 
zu je 6.500 M gezahlt werden können. Die 
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Stundung vielleicht gering verzinslich oder ganz zinslos. 
Damit wurde die Verhandlung geschlossen. 
 
Gez. Gaul, Flügel, Germann 
 
Sitzung vom 21. Juli 1921 
 
Anwesend: die Herren Flügel, Gaul, Philippi 
 
1 
Eingabe der Pächter vom städt. Gartenbauverein um Ermäßigung der Pachtpreise 
Eine Ermäßigung der Pachtpreise kann nicht erfolgen. Die Stadt ist eher bereit, die Gärten der 
Gesuchsteller im Herbst d. J. wieder zurückzunehmen. Für 1 Jahr ist jedoch der Pachtpreis zu 
zahlen. 
 
2 
Gesuch des Kreisboten Andreas Jost um Übernahme der elektrischen Anschlusskosten durch 
die Stadt. 
Obgleich die Stadt grundsätzlich irgendwelche Anlagen, die von ihr nicht veranlasst und be-
stellt sind, soll im vorliegenden Fall dem Gesuchsteller insoweit entgegengekommen werden, 
dass die Rechnung in 5 gleichen Jahresraten abgetragen werden kann. Die Restforderung ist 
jährlich mit 5% zu verzinsen. 
 
3 
Die Geschwister Meurer bitten um Überlassung des Gartens auf der Alberthöhe zu einem 
Pachtpreis von 300 M 
Das Angebot wird genehmigt. 
 
4 
Mitteilung des Hess. Nass. Wirtschaftsverbandes betr. Lohnerhöhung für die städt. Arbeiter 
Die Hausstandszulage ist dem Schiedsspruch ent- 
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sprechend vom 1. Juli 1921 ab zu zahlen. 
 
5 
Verwendung des Jagdpachtgeldes für 1921 
Auf die Auszahlung des Jagdpachtanteiles wird im Interesse einer gemeinnützigen Verwen-
dung des Betrages wie Herstellung der Feld- und Waldwege pp. verzichtet. 
 
6 
Gesuch des Nachtwächters Kaspar  Bohr um Bewilligung und Nachzahlung des erhöhten 
Lohnes für den Nachtwächterdienst. 
Das Gesuch wird genehmigt. 
 
7 
Beschaffung von Vorhängen für das Klassenzimmer von Frl. Lang. 
Es sollen zunächst nur 3 Vorhänge neu beschafft werden. Falls voraussichtlich die beiden 
anderen beim Waschen unbrauchbar werden sollten, ist vorläufig vom Waschen derselben 
abzusehen. 
 
8 
Der Arbeiter Jakob Bahl erklärt das gekaufte Holz im Schosshöfer nicht bezahlen zu können. 
Bahl ist zunächst zu befragen, ob er das Holz zu dem verbilligten Preise von durchschnittlich 
110 M übernehmen will. Wenn nicht, braucht er nächsten Winter, wenn er nichts mehr zu 
brennen hat, nicht an die Stadt wegen Überweisung von Holz heranzutreten, weil alsdann ein 
derartiges Gesuch abgelehnt wird. 
 
9 
Abortanlage im früh. Hermes`schen Hause 
Die Abortanlage ist mit Wasserspülung auszuführen. Für eine ordnungsmäßige Klärgrube ist 
Sorge zu tragen. 
 
10 
Erhöhung der Unterhaltungskosten der chaussierten Vicinalwege der Gemeinden. 
Vorbehaltlich der Genehmigung der Stadtverordneten -Versammlung ist der Magistrat für 
eine Beibehaltung des Vertrages und Zahlung der erhöhten Beiträge. 
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11 
Vorlage des Nachtragsvertrages V betr. die Wasserleitung der Bezirksstraße Limburg – Cob-
lenz durch das Landesbauamt. 
Der Vertrag wird genehmigt und unterschriftlich vollzogen. 
 
12 
Soll beim Umbau des Hermes`schen Hauses die Balkendecke über der Waschküche geputzt 
werden. Im Kostenanschlag ist der Putz nicht vorgesehen. 
Die Decke ist zu polieren und mit Kalkmörtel zu verputzen. 
 
Gez. Gaul, Flügel, Philippi 
 
Sitzung vom 28. Juli 1921 
 
Anwesend die Herren: Böhl, Gaul, Flügel, Germann, Philippi 
 
1 
Antrag des Bürgermeisters Hartenfels auf Verlängerung seines Urlaubs. 
Der erbetene Urlaub wird genehmigt. 
 
2 
Antrag mehrerer Bürger um Instandsetzung bzw. Herstellung des Bachlaufs vom Elektr. Werk 
bis zur Wallstr. 
Soweit der Bach noch nicht gereinigt ist, soll die Reinigung sofort veranlasst werden. Einer 
weitergehenden Beseitigung des Übelstandes kann z.Zt. aus Mangel an Mitteln nicht näher 
getreten werden. 
 
3 
Schlossermeister Peter Kochem bittet um Überlassung einiger Gegenstände des aufgelösten 
Eichamtes. 
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Herr Strunk u. Herr Seepe sollen zunächst angeben, welche Gegenstände des Eichungsamtes 
sie in ihren Betrieben benötigen. Von den alsdann noch verbleibenden Sachen kann Herr 
Kochem die von ihm gewünschten angeben. Die Preise werden alsdann vereinbart. 
 
4 
Urlaubsgesuch des Flurhüters Joh. Müller 
Da gerade in der jetzigen Zeit die Flurhüter nicht entbehrlich sind, soll Herr Müller seinen 
Urlaub bis etwa zum November zurückzustellen. 
 
5 
Bestellung von Ehrenfeldhütern 
Die im vorigen Jahr bestellten Ehrenfeldhüter, sollen gebeten werden, dieses Ehrenamt auch 
in diesem Jahr wieder auszuüben. 
Den städt. Flurhütern ist zur Pflicht zu machen, in diesem Jahr ganz besonders das Augen-
merk auf Felddiebe zu richten. 
 
6 
Neufestsetzung des Mietrechtes der Lehrerdienstwohnungen 
Die Herren Lehrer Laux und Manker sollen gebeten werden, getrennt anzugeben, wie hoch sie 
den Mietwert ihrer Wohnungen und ihrer Gärten schätzen. Ferner sollen die Herren Rektor 
Stillger u. Lehrer Noll um Angabe gebeten werden, wie hoch sie die Pachtpreise ihrer Schul-
gärten schätzen. 
 
7 
Das Brüderhaus fragt an, ob sie das kleine Brünnchen hinter dem Konvikt (Brüderbörnchen) 
freilegen u. das Wasser für Kranke benutzen können. Der Magistrat hat nichts dagegen, dass 
das Wasser von den Brüdern benützt wird. Den städt. Einwohnern muss aber die Gelegenheit 
ebenfalls an der betr. Quelle Wasser holen zu können gewahrt bleiben. 
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8 
Das von dem Kriegsbeschädigten J. Bahl zurückgewiesene verbilligte Scheitholz ist durch das 
städt. Fuhrwerk im Wald abholen zu lassen und in das städt. Magazin zu verbringen. 
 
9 
Verwendung der beim Lebensmittelamt noch lagernden 112 Pfund Zucker 
Die beim Lebensmittelamt noch lagernden ca. 112 Pfund Zucker sind den Schwestern für 4 
Mark je Pfund zum Kaufe anzubieten. 
 
10 
Mündlicher Antrag des Herrn Kratz  auf Bewilligung eines Monatsgehalts aus den Über-
schüssen des Lebensmittelamtes. 
Von der Bewilligung eines Monatsgehaltes aus den Überschüssen des Lebensmittelamtes an 
Herrn Kratz muss abgesehen werden. 
 
Gez. Gaul, Bahl, Germann, Philippi 
 
 
Sitzung am 4. August 1921 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Flügel, Germann, Philippi 
 
1 
Besetzung der Nachtwächterstelle 
Der Magistrat beschließt, die Stelle dem Wilhelm Kespe aus Montabaur zu übertragen. 
 
2 
Anerkennungsgebühr der Stadtgemeinde Montabaur zum Vertrage zwischen dem Landesbau-
amt und der Firma Kutting & Hambach. 
Eine Anerkennungsgebühr von jährlich 3 M wird festgesetzt. 
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3 
Eingabe des Leiters der gewerblichen Fortbildungsschule um Aussetzen des Unterrichts an 
den beiden Kirmestagen. 
Wird nach Antrag genehmigt. 
 
4 
Eingabe mehrerer Bürger der Elgendorfer-, Bergstraße und des Fürstenweges um Behebung 
des Wassermangels. 
Von der Eingabe wird Kenntnis genommen. 
 
5 
Eingabe des Reg. Bausekretärs Rhode betr. Schürfung erteilen. 
Herr Rhode soll zu der nächsten Besichtigung der Schürfarbeiten durch die Wasserkommissi-
on eingeladen werden, um ihm Gelegenheit zu geben, an Ort und Stelle seine Beobachtungen 
vorzuführen. 
 
6 
Antrag des Jakob Schmidt von der Stuntzenmühle auf Überweisung einer Wohnung in der 
Stadtmühle.  
Der Antrag wird genehmigt. Welche von den beiden neuen Wohnungen in der Stadtmühle an 
Schmidt überwiesen wird, wird der Magistrat nach Fertigstellung der Bauarbeiten bestimmen. 
 
7 
Der beim Lebensmittelamt noch lagernde Zucker kann an die Schwestern abgetreten werden. 
 
8 
Verfügung der Regierung in Wiesbaden v. 25.7.21 Nr. II a J.B. 2011 II betr. Errichtung einer 
7. Schulstelle. 
Von der Verfügung wurde Kenntnis genommen. Danach wird die Stelle durch einen Lehrer 
besetzt. 
 
9 
Sonntagsdienst des Flurhüters Böhr 
Der Magistrat erwartet von Herrn Böhr, dass er zur Zeit der Sommer- und Herbstmonate auch 
sonntags zu geeigneten Stunden die durch Felddiebe gefährdeten Flure überwacht. 
 
10 
Der Antrag der Barmherzigen Brüder zwei cbm Steine am alten Galgen brechen zu dürfen, 
wird genehmigt. 
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11 
Antrag des Caritashauses um Erlaubnis zur Legung und dauernden Unterhaltung einer Rohr-
leitung von dem vorderen Wetterbach, vom Sauerbörnchen nach dem Caritashaus. 
Der Antrag wird vorbehaltlich des Abschlusses eines kurzen Vertrages über die Benutzung 
städtischen Geländes genehmigt. 
 
Gez. Gaul, Bahl, Philippi, Germann 
 
Sitzung am 12. August 1921 
 
Anwesend die Herrn Gaul, Bahl, Philippi 
 
1 
Antrag des Arbeiters Franz Quirmbach um weitere Beschäftigung bei der Stadt. 
Der Antrag muss prinzipiell abgelehnt werden. Quirmbach ist zu empfehlen, sich um die 
demnächst zu vergebende Arbeit des Ausräumens des Stadtbaches zwischen Steinweg und 
Wallstraße zu bewerben. 
 
2 
Eingabe der Automobil Gesellschaft Montabaur um Genehmigung, Reklameschilder an der 
Werkstätte, Lorenz Stendebach u. an den Haupteingängen der Stadt anbringen zu dürfen. 
Die Anbringung der Schilder wird genehmigt bis auf das Schild im Tiergartengelände auf 
dem Grundstück Stendebach. 
 
3 
Zu dem Vertrage Landesbauamt – Montabaur u. der Firma Kutting & Hambach betr. Anle-
gung eines Gartens bzw. Trockenmauerwerks mit Ziegelsteinen für das sich sammelnde 
Grund- u. Tagewasser an ihrer Ringofenziegelei. 
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(Vicinalweg Montabaur – Elgendorf) in den Wegegraben zu leiten, wird durch Unterschrifts-
vollziehung die Zustimmung erteilt. 
 
4 
Antrag auf Beschaffung einer Schreibmaschine für das Bürgermeisteramt. 
Herr Backes wird beauftragt, der Vollständigkeit halber auch noch Angebote von den Vertre-
tern der Systeme Torpedo und Adler einzuziehen. Alsdann wird der Magistrat über die Be-
schaffung beschließen. 
 
Gez. Bahl, Philippi, Gaul 
 
Sitzung am 25 August 1921 
 
Anwesend die Herren Bahl, Gaul, Germann, Flügel, Philippi, Dr. Wentrup u. Hartenfels 
 
1 
Vergebung von Feuerwehrschläuchen nebst Korkkupplungen 
Angebote sind eingegangen von: 

1. Josef Fohs hierselbst pro lfd. m 25,-- Mark 
2. Carl Peters hier pro lfd. m 26,-- Mark 
3. Peter Schnupp  pro lfd. m 27,-- Mark 

Die angebotenen Schläuche sind nach dem Urteil des Herrn Kreisbrandmeister Gaul von aus-
reichend großer Beschaffenheit. 
Der Magistrat beschließt die gebrauchten 180 m Schläuche in je 3 Losen an die obengenann-
ten Firmen zu vergeben, um ein Urteil über die Qualität für evtl. spätere Nachbestellungen zu 
erhalten. 
Die 12 Paar Korkkupplungen – Modell 1901 – werden an Carl Peters hier vergeben, welcher 
sich verpflichten muss, das Einbinden auch den nicht von  
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ihm gellieferten Schläuchen vorzunehmen. Josef Fohs soll seine zu liefernde Schläuche mit 
Gerbsäure tränken lassen. 
 
2 
Mit dem Umtausch eines Füllofaus gegen einen Holzofen des Hospitals ist der Magistrat ein-
verstanden. 
 
3 
Antrag der Johann Renzel Wwe.  auf Gewährung der Beerdigungskosten u. einer lfd. Unter-
stützung. 
Die Sache wird vertagt. 
 
4 
Antrag des Zimmermanns Wilhelm Schmidt in Horressen auf Erhöhung des Pachtgeldes für 
einen an die Stadt verpachteten Geländestreifen im Distrikt Schneidmühle. 
Die jährliche Pacht wird vom 1. Januar 1921 auf jährlich 15,-- Mark erhöht. 
 
5 
Verpachtung der Gemeindeländereien 
Der Bürgermeister referierte über den Plan die pachtfrei werdenden Grundstücke stets ein 
Jahr vor Ablauf der Pachtzeit zu verpachten, ferner die Wiesen nicht mehr auf längere Zeit 
sondern nur für 1 Jahr zu vergeben. 
Hierdurch läßt sich eine bedeutende Mehreinnahme erzielen. 
Der Magistrat ist mit dem Vorschlag einverstanden. 
 
6 
Die Katharinenschule Montabaur soll für ihre Schulfeier am 21. u. 28.5. 1921 von der Lust-
barkeitssteuer befreit sein. 
 
7 
Eingruppierung der Lehrerin Kronenberger in die staatliche Besoldungsordnung. 
Nach den geführten Verhandlungen hat Frl. Kronenberger Anspruch auf Eingruppierung nach 
Kl. 8 
Der Magistrat beschließt demgemäß. 
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8 
Gewährung eines Zuschlages von 100% des Ausgleichzuschlages für die ersten 3 Monate des 
Übertrittes in den Ruhestand an Studienrat Dr. Marx u. Oberstadtsekretär Blaum. 
Der Staat gewährt seinen durch das Gesetz betr. Einführung einer Altersgrenze in den Ruhe-
stand versetzten Beamten einen Zuschlag von 100% des Ausgleichszuschlags. Nach einem 
Erlass des Finanzministeriums vom 30.12.1920 ist dieser Zuschlag ohne besonderen Antrag 
zu zahlen, sofern nicht besondere Umstände insbesondere beträchtliches Privatvermögen, dies 
entbehrlich erscheinen lassen. 
Da die Gewährung des Zuschlages nicht auf gesetzlicher Grundlage beruht, auch die Angele-
genheit, nachdem das gesammelte Material eine sehr verschiedene Behandlung in den einge-
legten Städten erfahren hat, beschließt der Magistrat den Zuschlag nicht zu bewilligen. Dr. 
Marx und Blaum sind beide so gestellt,  dass die Gewährung entbehrlich erscheint. Ferner 
wurde erwogen, dass die Ruhegehaltskasse in Wiesbaden die Rückerstattung mangels gesetz-
licher Verpflichtung abgelehnt hat. 
 
9 
Nachtrag zu verschiedenen Verträgen mit dem Landesbauamt betr. Anlage von Seitenabfahr-
ten im Walde. 
Die Nachträge wurden zurückgewiesen. Die Verpflichtung zur Zahlung einer Anerkennungs-
gebühr wurde anerkannt, dagegen es abgelehnt auch eine Benutzungsgebühr zu zahlen. Es 
wird nicht anerkannt, dass durch die Anlage einer Seitenabfahrt im Walde irgend welche Er-
schwernis in die Unterhaltung der Straße eingetreten ist. 
 
10 
Vergebung von Bachräumungsarbeiten vom Elektr. Werk bis zur Wallstraße 
Adam Massfeller Montabaur erhält als einziger Reflektant für 12 Mark pro lfd. m den Zu-
schlag. 
Die Reinigung soll aber erst an der Ecke des Besitztums 
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Philippi Anton beginnen. 
 
11 
Der Antrag des Wohlfahrtsamtes Montabaur auf Genehmigung eines Beitrages an die deut-
sche Heilstätte in Davos (Schweiz) wurde abgelehnt. 
 
12 
Der Ökonom Müller vom Burghof in Dernbach verlangt von der Stadt zum Erwerb des Hof-
gutes eine städtische Unterstützung. Es fehlen ihm 100.000 Mark. Als Gegenwert will er der 
Stadt die Milchlieferung von 60 Ltr. täglich überweisen. Der Magistrat lehnt das Angebot ab. 
 
13 
Anschaffung einer Schreibmaschine für das Bürgermeisteramt. 
Nach den vorgelegten Offerten ist die Schreibmaschine Adler die billigste. Das System hat 
sich beim Bürgermeisteramt bereits bewährt und wird beschlossen eine #Adler Maschine an-
zuschaffen. 
Die Stadtverordneten- Versammlung ist zu hören. 
 
14 
Festsetzung des Mietwertes der Lehrer-Dienstwohnung in des derzeitigen Goldwertes der 
Naturalleistungen. 
Der Magistrat beschließt den Wert der Dienstwohnung einschl. des 8 Ruten großen Gartens 
bei beiden Lehrern auf jährlich 600 Mark festzusetzen. Der Goldwert des Schulgutackers bei 
Stillger, Manker u. Laux wird mit 75 Mark angenommen. Die Baumschule soll mit jährlich    
Mark bewertet werden, unter besonderen Hinweis zur Verpflichtung die Schüler in der 
Baumpflege zu unterrichten. 
Der Garten von Lehrer Noll wird mit   Mark jährlich bewertet. 
 
15 
Auflösung der Gemeindeforstbeamtenkasse und Anschluss der Förster an die Kommunalbe-
amtenkasse. 
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Der Landeshauptmann in Wiesbaden hat wegen Anschluss der Förster an die Kommunalbe-
amtenkasse eine Anfrage gerichtet, ob die Stadt der Vereinigung vorbehaltlos zustimme. In 
diesem Fall soll die Stadt zur Bildung eines Kapitalstockes, aus welcher die Mehrausgaben, 
die durch die Übernahme der alten Förster entstehen, gedeckt werden, herangezogen werden. 
Nach den Berechnungen des Landeshauptmannes beträgt die Kapitalabfindung den einein-
halbfachen Betrag des pensionsfähigen Jahresdiensteinkommens der in Betracht kommenden 
Beamten. 
Förster Weppler u. Kraus beziehen z.Zt. ein Gehalt von rd. 19.000 Mark pro Jahr. Die Kapi-
talabfindung beträgt danach rd. 29.000 Mark, welchen Betrag die Stadt nicht aufzubringen in 
der Lage ist. Auch wird bei der ins Auge gefassten Neuregelung einen Vorteil nicht erblickt, 
da die etwa ersparten Beitragsteile durch die Zinsen des aufzunehmenden Kapitals aufgewo-
gen werden. 
 
16 
Vergebung der Anfuhr von Kohlen für das Elektrizitätswerk 
Der Bürgermeister wird beauftragt mit Keil u. Bender zu verhandeln. 
 
17 
Antrag der Barmherzigen Brüder Montabaur um Genehmigung an die Überlandzentrale anzu-
schließen. 
Bei dieser Gelegenheit brachte der Bürgermeister zur Sprache, ob es nicht ratsam sei, die 
Stadt Montabaur als Großabnehmer der Überlandzentrale anzuschließen. In letzterem Falle 
hätte die Stadt bedeutende Vorteile zu erwarten, besonders wäre es möglich Arbeitskräfte zu 
sparen usw. 
Es wird beschlossen mit der Coblenzer Straßenbahn Gesellschaft Verhandlungen anzuknüp-
fen und die Ange- 
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legenheit demnächst nochmals vorzubringen. 
 
18 
Pflasterung der Coblenzerstraße mit Kleinpflaster u. Anlage von Bankettanlagen daselbst. 
Auf die Magistratssitzung vom 18.7.1921 wird Bezug genommen. 
Es wird beschlossen, dem Antrag des Landeshauptmannes in Wiesbaden zur Zahlung von 
65.000 Mark, zahlbar in 10 Jahresraten von 6.500 Mark zuzüglich 4% Zinsen des Restes, der 
Schuldsumme zuzustimmen, oder aber die Schuld in 10 gleichen Jahresraten von 8.450,-- 
Mark an Zinsen und Annuität bei 4% jährlich Zinsen. 
Die Anlieger der Straße sind verpflichtet zu der Anlage des Banketts einen einmaligen Beitrag 
von 74 der Kosten zu leisten. Ferner soll versucht werden, die Anlieger zu einer Beitragsleis-
tung zu den Gesamtkosten zu interessieren. 
 
19 
Antrag des Johann Müller, Dachdeckermeister Montabaur um Dispenzerteilung für ein im 
Tiergartengelände zu erbauendes Wohnhaus 
Der Abstand des Neubaus von der Nachbargarage beträgt 2 m gegen 3 m der Vorschrift. 
Müller bittet ihm 2 m von dem städtischen Bauplatz Nr. 3 zu überlassen, zwecks Tausch mit 
den Besitzern der Parzelle Nr. 4 u. 5 – Gebr. Burg u. Stolz –  
Im Prinzip ist der Magistrat damit einverstanden, doch soll versucht werden vorerst mit den 
Geschwister Stolz wegen Ankauf des Bauplatzes für die Stadt zu verhandeln. Im letzteren 
Falle wäre es Müller möglich, den 2 m breiten Streifen zu erhalten. 
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20 
Ablösung der Fischereigerechtsame 
Der Bürgermeister wird beauftragt, anzufragen nach der Höhe der Abfindungssumme. 
 
21 
Besetzung des Stadtrechners 
Nach ergiebiger Aussprache wurde die Sache vertagt. 
 
22 
Ausbau der Wasserleitung 
Die von dem Diplom-Ingenieur Ludrio aufgestellten Projekte nebst Gutachten wurden vorge-
bracht. 
Bürgermeister brachte das finanzielle Ergebnis zu Sprache während Herr Kreisbaumeister 
Gaul sich kurz mit der technischen Seite der Projekte befasste. 
So wurde beschlossen in einer demnächstigen Besprechung des Magistrats u. der Stadtver-
ordneten einen Vortrag des Herrn Ludrio anzuhören. 
 
Gez. Bahl, Gaul, Philippi, Germann 
 
 
Sitzung vom 1. Sept. 1921 
 
Anwesend die Herren Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup & Bahl 
 
1 
Urlaubsgesuch des Bürgermeisters Hartenfels wegen Krankheit für 14 Tage. 
Das Gesuch wird genehmigt und gleichzeitig beschlossen in der nächsten Stadtverordneten-
sitzung den dritten Beigeordneten zu wählen, damit für derartige Fälle genügend Vertreter 
vorhanden sind. 
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2 
Untersuchung der Koch- und Heizungsstelle auf ihrem rationellen Verbrauch von Kohlen laut 
Verfügung der Regierung in Wiesbaden. 
Von der Teilnahme an dem diesbezüglichen Vortrag in Wiesbaden wird abgesehen. Als Sach-
verständige werden die Herren Löwenguth und Schlossermeister Colombel gewählt, welche 
die Revision der Kochstellen vornehmen sollen. 
Herr Colombel ist Vertreter für einen Sparapparat, durch welchen bis zu 1/3 Kohlenersparnis 
erzielt werden soll. Bei Gelegenheit der Revision kann Colombel seinen Apparat anbieten. 
Entschädigung für Zeitversäumnis wird Colombel nicht gewährt. 
 
3 
Klage des Peter Gerz hier auf Entschädigung für ein durch den Kleister der Plakate zerbro-
chenen Schaufensterscheibe. 
Die Klageschrift wurde an mehrere Haftpflichtversicherungen weitergegeben. 
 
4 
Mietvertrag mit Kreisschulrat Klemann. Der Vertrag wurde Herrn Dr. Wentrup zur Prüfung 
übergeben. Er soll dann in der nächsten Magistratssitzung unterschriftlich vollzogen werden. 
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5 
Straßenbeleuchtung für den Monat Juli. 
Im Monat Juli hat das Elektrizitätswerk für Straßenbeleuchtung eine Rechnung in Höhe von 
1.438,-- Mark eingereicht. Wenn man im Winter noch den größeren Verbrauch hinzurechnet, 
so kostet uns die Straßenbeleuchtung jährlich mehr als 25.000,-- Mark. 
Dem Elektrizitätswerk ist die Mitteilung zu machen, dass in Zukunft mit der Straßenbeleuch-
tung sparsamer umgegangen werden muss. 
 
6 
Festsetzung einer Anerkennungsgebühr mit der Caritas Vereinigung zur Benutzung von städ-
tischem Gelände zur Legung von Wasserleitungsrohren.  
Es wurden 10,-- Mark pro Jahr Anerkennungsgebühr angesetzt. 
 
7 
Eingabe der Schwestern von Dernbach um Gehaltserhöhung für die Lehrschwester an der 
Selekta, evtl. soll das Schreiben als Kündigung gelten. 
Herr Dr. Wentrup hat den Auftrag mit den Schwestern zu verhandeln und wird in der nächs-
ten Magistratssitzung Bericht erstatten. 
 
Gez. Gaul, Germann, Philippi 
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Sitzung vom 8. September 1921 
 
Anwesend die Herren: Gaul, Germann, Philippi 
 
1 
Antrag der Bewohner der Burgstraße um Wasserversorgung 
Dem Wunsch der Antragsteller soll Rechnung getragen werden. Einen Wasserwagen haben 
sich die Gesuchsteller selbst zu besorgen. Das Gespann stellt die Stadt. 
 
2 
Eingabe der Firma Friedr. Wilh. Langenbach, Ehrenbreitstein betr. Lohnerhöhung für die Ar-
beiten bei den Wasserleitungsarbeiten. 
Der Magistrat erkennt grundsätzlich an, dass die einsetzende Lohnsteigerung letzten Endes 
von der Stadt zu tragen ist. 
Der Unternehmer Langenbach muss durch vorzulegende Lohnlisten genau nachweisen, wel-
chen Stundenlohn jeder einzelne Arbeiter seit Beginn der Arbeit bis zum Lohnaufschlag er-
halten hat und welchen Stundenlohn jeder Arbeiter nach dem Lohnaufschlag erhält. Stunden-
löhne, die über den  tarifmäßigen Lohn hinaus gezahlt werden, kommen nicht in Betracht. Im 
übrigen wird die Stadt dem Unternehmer die Lohndifferenz zurückerstatten. 
 
3 
Schreiben des deutschen Bauarbeiterverbandes wonach für die Arbeiter der Wasserleitungs-
bauarbeiten am 2. Sept. d. J. in Siershahn durch die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände 
des Kreises Montabaur neue Lohnsätze festgesetzt worden sind u. zwar 

1. Für gelernte Arbeiter 7,-- Mark je Stunde 
2. Für ungelernte „ 6,-- Mark je Stunde 

Das Schreiben wird zurückgestellt bis der Unternehmer selbst mit einem Antrage an die Stadt 
herantritt. 
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4 
Schreiben des Haftpflichtverbandes Rhein-Westfälischer Gemeinden Cöln v. 31.Aug. 1921 
betr. Erhöhung der Versicherungsprämie 
Von dem Schreiben wurde Kenntnis genommen. 
 
5 
Festsetzung von Obstmärkten 
Die Obstmärkte sollen abgehalten werden am 21. September und 5. Oktober 1921 
 
6 
Rückzahlung der Beträge aus der Reichseinkommensteuer für 1920 an die Regierungs-
hauptkasse Wiesbaden. 
Die Stadt wird an den Kreis selbstredend nur den errechneten Differenzbetrag von 59.116,50 
Mark und nicht 60.000,-- Mark zurückerstatten. Der Kreisausschuss soll gebeten werden, den 
zur Rückzahlung fälligen Betrag auf das Jahr 1921 als Überweisung anzurechnen. 
 
7 
Eingabe der städt. Beamten u. Angestellten um Bewilligung eines Vorschusses von 1.000 M 
bzw. 600 M auf die zu erwartende Erhöhung der Teuerungszulagen u. Versetzung der Stadt 
Montabaur in die Ortsklasse B bzw. A. 
Die städt. Beamten u. Angestellten sollen je einen Vorschuss von 1000 M bzw. 600 M wie die 
Staats- u. andere Kommunalbeamten erhalten. 
 
8 
Gutachten des Dipl. Ing. Endris über die Erweiterung der Wasserleitung. 
Der Magistrat erkennt an, dass die Leistung des Herrn Endris über den Rahmen des ge-
wünschten Gutachtens hinausgeht. Er schlägt der Stadtverordnetenversammlung vor, die Ge-
bühr von 6.000 Mark um 4000 M zu erhöhen. 
 
9 
Eingabe der städt. Arbeiter um Erhöhung des Stundenlohnes 
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Bei der Reinigung des Mühlengrabens vom Wehr bis an die Gastwirtschaft Rossbach. 
Es wird anerkannt, dass die Arbeiten besonders schmutzig waren infolgedessen ist der nach § 
4 des Tarifs vom 21.6.20 vorgesehene Erhöhung des Stundenlohnes zu zahlen. 
 
Gez. Gaul, Germann 
 
 
Sitzung vom 15. September 1921 
 
Anwesend die Herren: Germann, Philippi, Dr. Wentrup, u. Gaul 
 
1 
Die Schreinermeister Karl Lenaif führt Beschwerde darüber, dass der Stadtbach bis an sein 
Haus mit Ölschlamm angefüllt u. der Kanal verstopft sei. Die Entleerung des Schlammes auf 
der Strecke Elektr. Werk bis Fabrik Philippi soll sofort vergeben und ausgeführt werden. 
Ebenso ist der Kanal vom Brunnen bis Lenaif bis zum Stadtbach sofort zu reinigen. 
 
2 
Antrag des Fuhrparks die städt. Löhne auf die gleiche Höhe mit denen des Spediteurs Sack zu 
stellen. 
Für das Anfahren des Mehles sollen die Bäcker von heute ab je Ztr. 2,40 M zahlen. Davon 
entfallen auf den Fuhrpark 1,60 M u. auf die Sackträger 0,80 M. 
 
3 
Bericht des Mittelrhein-Dampfkessel-Überwachungsverein, Coblenz über die diesjährige re-
gelmäßige Prüfung der Maschinenanlagen im hiesigen Elektr. Werk. Von dem Bericht wird 
Kenntnis genommen. Derselbe ist der Beleuchtungskommission vorzulegen, welche Vor-
schläge über evtl. Verbesserungen des Elektrizitäts-Werkes machen soll. 
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4 
Rundschreiben des Hess. Nass. Wirtschaftsverbandes betr. Lohnerhöhung.  
Von dem Rundschreiben nebst Schiedsspruch wird Kenntnis genommen. 
 
5 
Einladung des Bürgermeisters von Limburg zu einer Besprechung über Errichtung von Beam-
tensenioren 
Wenn es die Dienstgeschäfte erlauben, wird der stellvertretende Bürgermeister und der Büro-
gehilfe Burg an der Besprechung teilnehmen. 
 
6 
Eingabe der Dernbacher Schwestern betr. Gehaltserhöhung in der Katharinenschule. 
Herr Magistratsschöffe Dr. Wentrup wird unter Zugrundelegung seines Gutachtens vom 6. D. 
Mts.  Einen Nachtrag zum Vertrage mit der Schul- und Pflegeanstalt Marianum vom 9.4.1920 
und 17.6.1920 formulieren und dem Magistrat zur Genehmigung vorlegen. 
 
7 
Betr. Anschaffung der neuen „Adler“ Schreibmaschine. Die Maschine soll bei Bach bestellt 
werden, wenn er vorher die schriftliche Erklärung abgibt, dass die zu liefernde Maschine 
vollkommen neu und ungebraucht ist. Der Bürgermeisterstellvertreter wird beauftragt darüber 
mit Herrn Bach auch noch mündlich zu verhandeln. 
 
8 
Bewilligung des städtischen Bauzuschusses für F.J. Maringer. 
Der städt. Zuschuss wird bestimmungsgemäß gezahlt, wenn der Staat ein Landesdarlehen 
gewährt hat. 
 
9 
Zuschlagserteilung für Kohlenabfuhr beim Elektr. Werk. 
Zum Ausfahren von Kohlen hat das Elektr. Werk  
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Immer in erster Linie das städt. Fuhrwerk zu benutzen. Nur in dringenden Ausnahmefällen 
kommen Privatfuhrwerke in Betracht. 
Alsdann ist in erster Linie Bender und in 2. Linie Keil/Böckling mit der Abfuhr zu beauftra-
gen. 
 
10 
Betr. Lustbarkeitssteuer zu der am 3. d. Mts. Im Gesellenhause stattgefundenen Tanzbelusti-
gung. 
Dieses Vorkommnis wird nicht als ein Tanzvergnügen im Sinne der Lustbarkeitssteuerord-
nung angesehen und soll steuerfrei bleiben. 
 
11 
Eingabe des Lehrer Christe i.P. um Auszahlung der bewilligten Teuerungszulagen ab 1.8.21 
Die Auszahlung der bestimmungsgemäß Herrn Christe zustehenden höheren Zulagen ist zu 
veranlassen. 
 
12 
Anfrage der Barmh. Brüder den elektr. Strom von der Überlandzentrale nehmen zu dürfen. 
Die Angelegenheit soll bis zum Eintreffen der Antwort der Cobl. Straßenbahn Gesellschaft 
auf unseren Antrag über den Bezug von Strom aus der Überlandzentrale für die ganze Stadt 
zurückgestellt werden. 
 
13 
Installateur Albert Pulte bittet um Genehmigung zur Ausführung von Licht- und Kraftinstalla-
tionen um Anschluss an das städt. Elektr. Werk. 
Die erbetene Genehmigung zur Ausführung von Licht- und Kraftinstallationen im Anschlußss 
an das städt. Elektr. Werk wird unter Zugrundelegung der darüber und den dazu erfolgten 
Änderungen bezügl. der Gebühren nach I Ziffer f der Bestimmungen 
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14 
Antrag des Heizers Elsen um Gewährung eines Vorschusses von 1.200 M zur Beschaffung 
von Kartoffel und Kohlen. Rückzahlbar ab 1.12.21 mit monatl. Raten von 300 M bis 30. März 
1922. 
Der Vorschuss wird bewilligt. Die Rückzahlung hat dem Antrage entsprechend zu erfolgen. 
 
15 
Eingabe des Johann Scheidt um Überlassung eines Kellerraumes in der alten Schule. 
Herr Löwenguth soll feststellen und bis zur nächsten Magistratssitzung berichten, ob ohne 
Nachteil für den städt. Betrieb und den in der alten Schule vorhandenen Schuldiener Ham-
merstein ein Stück Keller abgegeben werden kann. Eine erforderliche Abtrennung durch Bret-
terwände  hat Scheidt nach Anweisung des Herrn Löwenguth selbst besorgen zu lassen. Eine 
angemessene Miete ist dem Magistrat bis zur nächsten Sitzung vorzulegen. 
 
16 
Die Firma Langenbach beantragt eine erneute Lohnerhöhung für die Arbeiter der Wasserlei-
tungsarbeiten.  
Diese neue Lohnerhöhung soll genauso behandelt werden wie der Magistrat am 8. D. Mts. 
zum Schreiben des Unternehmers vom 3.9.21 beschlossen hat. 
 
17 
Eingabe der Gebr. Burg auf Erhöhung der Stundenlöhne für die Herstellungsarbeiten in der 
Stadtmühle u. im Hermes´schen Hause. 
Die nachweislich entstandenen Mehraufwendungen für nachträglich erhöhte Stundenlöhne 
der Maurer- und Arbeiter sollen den Gebr. Burg ebenso ersetzt werden wie dem Unternehmer 
der Wasserleitungsarbeiten soweit sie die tarifmäßigen Sätze nicht über- 
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schreiten. Der Nachweis ist durch Vorlage der Lohnlisten zu führen. 
 
18 
Antrag des Polizeiwachtmeisters Helm ihm abschläglich 500 M rückwirkend vom 1.4.21 ab 
für Kleidergeld bewilligen zu wollen. 
In der Voraussetzung, dass der Polizeiwachtmeister einen begründeten Anspruch auf Kleider-
geld hat, was noch festzustellen bleibt, wird ihm eine Abschlagszahlung darauf in Höhe von 
500 M bewilligt. Sollte sich später herausstellen, dass dem Polizeiwachtmeister eine besonde-
re Vergütung für Uniform nicht zusteht, dann ist der Vorschuss wieder zurückzuzahlen. 
 
Gez. Gaul, Germann, Philippi 
 
Sitzung vom 22. September 1921 
 
Anwesend die Herren: Gaul, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 
 
1 
Ausschreibung der Bürgermeisterstelle 
Die Ausschreibung kann in der abgeänderten Form erfolgen. 
 
2 
Verpachtung von städt. Grundstücken. 
Die Grundstücke werden auf 6 Jahre verpachtet. In den Pachtverträgen ist vorzusehen, dass 
eine halbjährliche Kündigung ausbedungen wird für den Fall, dass ein Grundstück für Bau-
zwecke von der Stadt benötigt wird. Erfüllungsort für die Vertragsverbindlichkeit ist Monta-
baur. Grundstücke, die sich zu Gärten eignen, sollen in Gärten 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

31 
eingeteilt und letztere besonders verpachtet werden. 
 
3 
Erhöhung des Zuschlags zur Betriebssteuer gemäß Verfügung des Bezirksausschusses vom 
15.8.21 BR 1231/21 
Die Betriebssteuer wird den gesetzlichen Bestimmungen entsprechend in der gleichen Höhe 
wie die Gewerbesteuer (500 v. H) erheben. 
 
4 
Unterschriftsleistung in Abwesenheit des Bürgermeisters.  
Die kleineren und eiligen Sachen insbesondere bei: 
Ausstellung von Personalausweisen, Führungszeugnissen, Arbeitsbüchern, Armenzeugnissen, 
Ursprungszeugnisse, Bedürftigkeitsbescheinigung für Steuerzwecke. 
Herr Stadtsekretär Backes wird ermächtigt, vorgenannte Schriftstücke in Abwesenheit des 
Bürgermeisters in dessen Auftrag zu unterzeichnen. 
 
5 
Wiederholte Eingabe des Studienrats Prof. Dr. Marx um Gewährung u. Auszahlung des er-
höhten Ausgleichzuschlages für die Zeit vom 1.4.21 – 30.6.21 
Der Magistrat bedauert, den Antrag aus grundsätzlichen Erwägungen auch diesmal ablehnen 
zu müssen. 
 
6 
Gesuch der Leichenträger um Erhöhung des Gebührensatzes. 
Der Magistrat bewilligt einen Gebührensatz von 9 M je Mann u. Begräbnis. 
 
7 
Vergebung der Schreibmaschine. 
Da Bach sein Angebot zurückgezogen hat, wurde die Lieferung dem Kaufm. K. Arnst über-
tragen. 
 
8 
Der Kaufmann Ernst Stuntz möchte die s. Zt. An die Stadt verkaufte Schreibmaschine Smith-
Premier wieder zurückkaufen. 
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Der Verkauf der Maschine soll im Kreisblatt kurz ausgeschrieben werden. Schriftliche Ange-
bote sind bis zur nächsten oder evtl. übernächsten Magistratssitzung im verschlossenen Um-
schlag vorzulegen. Interessenten muss die Maschine auf dem Rathause vorgezeigt werden. 
 
9 
Anfrage des Kath. Gesellenvereins um käufliche Überlassung einer Kokosmatte welche auf 
dem Rathausspeicher sich befindet. 
Vorerst soll beim Gymnasium angefragt werden, ob die Matte in der städtischen Turnhalle 
Verwendung finden kann, weil das Gymnasium die Beschaffung von Turngeräten beantragt 
hat. 
 
10 
Schreiben des Finanzamtes wonach zufolge Verfügung des Landesfinanzamt mitgeteilt wird, 
dass der Stadtverwaltung bzw. dem Consum- und Produktivverein die gemieteten Räume zum 
1.7.23 gekündigt wird. 
Von dem Schreiben wurde Kenntnis genommen. Eine Kündigung kann nur mit Genehmigung 
des Mieteinigungsamtes erfolgen. 
 
11 
Antrag der Wwe. Manns zu Horressen auf Überlassung von Mauersand aus dem Stadtwald. 
Es soll zunächst bei dem früheren Beschluss sein Bewenden haben. Da die Menge des abge-
gebenen Sandes aufgrund der damit ausgeführten Mauer- bzw. Putzmachen berechnet werden 
soll, ist gelegentlich zu kontrollieren, ob der Sand auch nur zu diesen Bauausführungen be-
nutzt wird. Es darf nicht gleichzeitig Sand von Montabaur und von Horressen bezogen wer-
den, damit später keine Differenzen bei der Feststellung der Menge entstehen. 
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12 
Verdingungsanschlag betr. Reinigung des Stadtbaches durch Adam Massfeller, den lfdm a 10 
Mark 
Der Magistrat hat denselben genehmigt. 
 
13 
Einteilung der Keller in der alten Schule. 
Der Keller Nr. I soll für die Stadt reserviert bleiben. 
Der Keller Nr. II wird an Johann Scheidt gegen eine monatliche Miete von 3 M = 36 M im 
Jahr abgegeben. 
Die Abtrennung hat Herr Scheidt nach den Angaben des Stadttechnikers selbst auszuführen. 
Für die erforderliche Beleuchtung hat Herr Scheidt selbst zu sorgen. Falls durch mangelhafte 
Beleuchtung ein Unfall entstehen sollte, hat Herr Scheidt dafür zu haften. Dies ist vertraglich 
festzulegen. 
Die Keller Nr. III und IV können ebenfalls vermietet werden, wenn sich Bewerber dazu mel-
den. Der Schuldiener Hammerstein behält die Aufsicht über die Keller und den Verschluss 
desselben. Die Mieter haben sich vor dem Letzteren des Kellers bei Hammerstein zu melden, 
der zu bestimmten Zeiten den Keller öffnen und die Benutzung nur unter seiner Aufsicht ge-
statten soll. 
 
Gez. Gaul, Germann, Philippi 
 
 
Sitzung 30. September 1921 
 
Anwesend die Herren: Germann, Philippi, Bahl, Gaul 
 
1 
Der Rentner Joh. Michels bietet Kartoffel a 62 M frei Station Montabaur pro Zentner an. 
Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Angebot Michels und gibt zu der Bestellung seine 
Zustimmung. Herr Beigeordneter Bahl wird sich ebenfalls um 
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die Beschaffung von Kartoffeln bemühen, da ihm inzwischen günstige Angebote gemacht 
sind. 
 
2 
Schreiben des Herrn Landrat vom 20.9.21, wonach dem Herrn Kreisbaumeister Gaul einen 
Urlaub zur Führung der Bürgermeister Dienstgeschäfte nicht gewährt werden kann. 
Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Schreiben. Vom 1.10.ab wird zunächst Herr Beige-
ordneter Bahl wieder die Vertretung übernehmen. 
 
3 
Antrag des Karl Strunk um Überlassung eines Kellers in der alten Schule. 
Dem Antragsteller ist die Kellerabteilung Hor. III zu überweisen. Bezügl. Miete, Abtrennung, 
Beleuchtung und Kellerordnung gilt der Beschluss Hor. 13 vom 22.9.21 bezügl. der Abgabe 
der Abtl. Nr. II an Scheidt. 
 
4 
Der Bürogehilfe P. Müller bittet um einen Vorschuss von 1200 M zwecks Einkellerung von 
Kartoffeln und Kohlen, rückzahlbar in 4 Raten a 300 M, letzte Rückzahlung am 1.2.22.  
Der Vorschuss wird bewilligt. Rückzahlung wie beantragt. 
 
5 
Lieferung von Sand (Mauersand) aus Reihershahn durch den Landmann Joh. Hannappel 5 aus 
Horressen.  
Der Magistrat ist mit der Überlassung der Sandgrube an Johann Hannappel 5 unter der Bedin-
gung einverstanden, dass Hannappel des cbm Sand für 26 Mark frei Baustelle liefert. Eine 
Abgabe an die Stadt wird für diese Lieferungen nicht erhoben. 
Dagegen hat Hannappel für jedes cbm Sand 
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das er an Käufer anderer Gemeinden liefert, 5 Mark an die Stadtkasse zu zahlen. Über die 
einzuführende Kontrolle soll Herr Löwenguth bis zur nächsten Magistratssitzung Vorschläge 
machen. Die Art und Weise wie die Grube anzulegen und der Sand auszubauen ist, ist  
vertraglich festzulegen. Die Forstbehörde ist von dem Beschluss Mitteilung zu machen. 
 
6 
Rundschreiben des Städtetages Berlin betr. dem Explosionsunglück in Oppau. 
Der Magistrat beschließt einen Betrag von 100 Mark der an den Reichshilfsausgleich abzu-
führen ist. 
 
7 
Angebote der Volksbank, Landesbank und Kreissparkasse betr. Aufnahme einer Anleihe von 
500.000 Mark.  
Zunächst sollen die von der Kreissparkasse angebotenen 400.000 M zu 4,6% als Anleihe auf-
genommen werden. 
 
Gez. Bahl, Gaul, Philippi 
 
Sitzung vom 6. Oktober 1921 
 
Anwesend die Herren Gaul, Flügel, Philippi, Bahl. 
 
1 
Jeder Lehrer hat laut Anstellungsdekret das Recht einen Acker von ca. 50 Ruten zu verlangen, 
wofür alljährliche Pacht 8,60 M gezahlt wird. 
Die Herren Stillger, Manker U. Laux sollen je einen Acker bekommen u. dafür den Durch-
schnittspachtbetrag zahlen. 
Nach den Akten hat schon mal eine Vereinbarung mit Bürgermeister Hartenfels  
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je 75,-- Mark pro Acker stattgefunden. Lehrer Gerz war hier und hat sich auf diese Vereinba-
rung berufen, will außerdem Pacht a 75,-- M zahlen. 
 
2 
Rektor Stillger ist bereit für seinen Garten jährlich 100 M Pacht zu zahlen ohne eine Ver-
pflichtung für seinen Nachfolger zu übernehmen. 
 
3 
Verkauf der alten Schreibmaschine. Das Angebot des Ernst Stuntz hier 500,-- M für die Ma-
schine zu zahlen, wird angenommen und soll dieselbe gegen sofortige Zahlung an Stuntz ab-
gegeben werden. 
 
4 
Das Gesuch des Reichsbund der Kriegshinterbliebenen & Kriegsbeschädigten wird dahin be-
willigt, dass den betr. direkt von der Stadt Kartoffel geliefert werden sollen und zwar an: 
Karl Franz Kriegsbeschädigter 924 Pfd Kartoffeln 
Adam Kaiser  „  308  „ 
Hermann Mende „  1540   „ „ 
Willi Maßfeller „  462  „ „ 
Math. Eulberg  „  ? 
Jac: Bahl  „  616  „ „ 
Frau Wörsdörfer Hinterbliebene 924 „ „ 
Frau Knopp  „  308  „ „ 
 
5 
Das Baugesuch des Georg Henritzi  
wird genehmigt. 
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6 
Das Baugesuch des Jos. Olig zur Errichtung eines Fallhammers wird genehmigt. 
 
7 
Gesuch des Jos. Gerlach hier um Erhöhung des Deckgeldes sowie auch der Heulieferung. 
Es werden pro Woche 40 Pfund Heu geliefert, werden dieses Quantum nach Sachverständi-
genurteil  hinreichend genug sein soll. 
Ferner wird das Deckgeld von M 2,50 auf M 4,-- für jede mit Erfolg gedeckte Ziege erhöht. 
Der Fehlbetrag bis zu M 800,-- Jahresvergütung wird an Gerlach von der Stadt ausgezahlt. 
 
8 
Die Anstellungsurkunde für den Zeichen- und Turnlehrer Ed. Wagner wird unterschriftlich 
vollzogen. 
 
9 
Pflegesatzerhöhung der Barmherzigen Brüder für unsere Stadtarmen von M 8,-- auf M 10,-- 
Das Gesuch wurde genehmigt. Ebenso soll dies auch für die Schwestern im Hospital gelten. 
 
10 
Eingabe vom Bischöfl. Ordinariat Limburg, welches die Garantie haben will, dass, wenn das 
Gymnasium mal eingehen sollte, die Stadt sich verpflichtet, für das Konviktsgebäude 600.000 
Mark in Worten sechshunderttausend Mark zu zahlen, wenn das Bischöfl. Ordinariat das Ge-
bäude anderweitig nicht günstiger verwerten kann. 
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Der Magistrat beschließt die genannte Verpflichtung zu übernehmen. Gleichzeitig soll Beige-
ordneter Bahl mal in Limburg vorsprechen, ob es möglich ist zu genanntem Preise von 
600.000 M schon jetzt das Konvikt käuflich zu erwerben, wenn das Bischöfl. Ordinariat bereit 
ist, Zinsen & Unterhaltung des Gebäudes so lange dasselbe dem heutigen Zwecke dient, auf-
zubringen. 
 
11 
Eingabe der hießigen Schwestern um Lieferung von 70 Zentner Kartoffel. Das Gesuch wird 
genehmigt und werden die Kartoffeln von der Stadt geliefert. 
 
12 
Der Vertragsentwurf  bezügl. Sandlieferung aus unserem Wald mit dem Landmann Jost Han-
nappel V. Horressen wird genehmigt. Indessen soll noch der Preis ab Grube vor Aufstellung 
des Vertrages vereinbart werden. 
 
13 
Einladung zum Städtetag in Haiger am 21.Okt. 1921. 
Beigeordneter Bahl soll zur Vertretung der Stadt an dem Städtetag teilnehmen. 
 
14 
Grundstückstausch mit Schmidt Horressen. 
Es wurden Schmidt folgende Vorschläge gemacht: 
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Die Stadt sei bereit für den abzugebenden Weg von einer anstoßenden Wiese ebene Fläche zu 
geben, oder gegen die ganze Wiese von ca. 97 Ruten eine Wiese Dreispitz bei Horressen 45 
Ruten 75 Schuh oder eine Wiese in der Martelswiese 78 Ruten zu geben. Eine Einigung kam 
nicht zustande. 
 
15 
Gesuch von Eve um einen Vorschuss von M 1000,-- zum Einkauf von Kartoffeln. Das Ge-
such wird genehmigt. 
 
16 
Fritz Hagelauer hier hat 8 Parzellen in der Schneidmühle gepachtet, die er gern behalten 
möchte und bittet derselbe, ihm diese Grundstücke aus der Hand zu einem Durchschnittspreis 
zu überlassen. In Anbetracht dass Hagelauer blind ist, wird sein mündliches Gesuch geneh-
migt. 
 
17 
Die überflüssigen Hausgeräte im Spital und zwar: 

1. Eine zweischläfrige Bettstelle 
2. „      „                  fast neue „ 
3. Eine einschläfrige gebr. Bettstelle 
4. Zwei gebrauchte Matratzen 
5. Drei Holzofen 
6. Ein Säulofen 
7. Ein Füllofen 
8. Ein Sofa 
9. Ein gebrauchter größerer Herd 

Sämtliche Hausgeräte sind durch Herrn Löwenguth unter das Rathaus zu schaffen und sollen 
dort öffentlich verkauft werden. 
 
Gez. Bahl, Gaul, Philippi, Flügel 
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Sitzung vom 12. Okt. 1921 
 
Anwesend die Herren Flügel, Gaul, Germann, Philippi, Bahl 
 
1 
Grundstückverpachtung 
Der Magistrat in Verbindung mit der Feld- und Waldkommission haben an Ort und Stelle die 
Äcker besichtigt und auch die Mindestpachtpreise festgelegt. Die Pächter werden benachrich-
tigt und um Einverständnis innerhalb 3 Tage ersucht. 
 
2 
Flurhüter Bohr kann für die Folge nicht mehr beschäftigt werden, da die Stadt für den Winter 
keinen 2. Flurhüter braucht. Auch als Nachtwächter ist für Bohr keine Verwendung, da der 
neu angestellte Nachtwächter Kespe seit 1. Okt. seinen Dient angetreten hat. 
Bohr ist vor dem 15. des Monats für Ende Oktober zu kündigen. 
 
3 
Anfrage des Regierungspräsidenten welches Kleidergeld für unseren Polizeibeamten zur An-
wendung kommt. 
Für Montabaur kommt z.Zt. Classe C in Frage. Dem Herrn Bürgermeister Birkendahl  
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Herborn ist sofort davon Mitteilung zu machen. 
 
Gez. Philippi, Flügel, Bahl, Gaul, Germann 
 
Sitzung vom 15. Oktober 1921 
 
Anwesend die Herren: Flügel, Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Bahl 
 
Kartoffelbeschaffung 
Der Beigeordnete Bahl berichtete darüber, dass Jos. Michels hierselbst die gekauften 600 
Zentner Speisekartoffeln – pro Zentner 62 Mark – nicht liefern will. Seine Nichtlieferung ist 
jedenfalls darum begründet, weil der Kaufvertrag nach der Städteordnung nicht einwandfrei 
ist. Die weiteren von Wilhelm Portugal Schwiebus gekauften 1200 Zentnern Kartoffeln sto-
ßen auch einstweilen  auf Schwierigkeiten, weil Portugal angeblich nicht mehr zu den ver-
kauften Preisen liefern kann. Der Beigeordnete Bahl hat infolgedessen Veranlassung genom-
men, von seinen Berliner Lieferanten telegraphische Offerte einzuziehen, die dann in der Sit-
zung vorgelegt und besprochen wurden. Der Magistrat war allgemein dafür, von dieser Firma 
12 – 1500 Zentner Kartoffeln pro Zentner 67 Mk. ab ostpreußischen Stationen zu kaufen. Der 
Kauf sollte auf den Namen der Firma Gebr. Bahl abgeschlossen werden und wurde am glei-
chen Tage zu dem genannten Preise telegraphisch zugesagt. 
 
Gez. Bahl, Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Flügel 
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Sitzung vom 20. Oktober 1921  
 
Anwesend die Herren: Gaul, Flügel, Bahl, Dr. Wentrup, Philippi, Germann, Mock 
 
1 
Kartoffelbeschaffung 
Beigeordneter Bahl erstattet Bericht über die Verhandlungen, die er zwecks schleuniger Be-
schaffung von Kartoffeln mit Michels, Portugal und Wolf Schmal gepflogen hat. Weiterhin 
wird dem Beigeordneten Bahl und dem Referendar Mack die Ermächtigung erteilt, die Kar-
toffelbeschaffung zu Ende zu führen, mit Portugal weiter zu verhandeln und im Preise evtl. 
bis zu 75 M pro Zentner zu gehen. Es wurde daraufhin ein R.F. Telegramm an Portugal in 
Schwiebus abgesandt, des Inhalts, dass die Stadt von der Lieferung der an sie verkauften Kar-
toffeln absteht, wenn dieselben mit 10 M Aufschlag pro Zentner an Gebrüder Bahl geliefert 
werden. Unterschrift Gebr. Bahl Einverstanden Magistrat. Ferner werden Herrn Bahl für die 
Firma Gebr. Bahl 100.500,-- M von der Stadt bei der Volksbank zur Verfügung gestellt, zwei-
ter Stellung eines Akkreditivs in dieser Höhe für die Firma Wolf Schmal, herbei, mit welcher 
über 1200 – 1500 Zentner ein Abschluss zustande kam. Die Firma Wolf Schmal wird telegra-
fisch von der Stellung des Akkreditivs verständigt. 
 
2 
Ein Antrag des Forstmeisters Buse, 3 Eschen am Fürstenweg, die das Wachstum in seinem 
Garten beeinträchtigen, im Winter fällen zu lassen, wird genehmigt. 
 
3 
Von einer Mitteilung des Forstmeisters Buse betreffend verstärktem Hieb im Nutzholz im 
Distrikt 38 b und evtl. auch im Distrikt 17 wird Kenntnis genommen. Der Magistrat ist mit 
den gemachten Vorschlägen einverstanden. Besonders die im Absterben be- 
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griffenen Eichen sollen bei der Fällung berücksichtigt werden. Die Ausschreibung soll mög-
lichst bald erfolgen. 
 
4 
Antrag des Pol. Nachtwächters Kespe auf Zuweisung eines Polizeiknüppels.  
Der Antrag wird genehmigt. 
 
5 
Schreiben des Reichsverbandes für Waisenfürsorge Magdeburg betreffs Gewährung eines 
Beitrages von 100 M in neuen Notgeldscheinen.  
Das Ansuchen wird abgelehnt. 
Im übrigen soll eine Aufnahme der noch vorhandenen Notgelder erfolgen und angefragt wer-
den, was die Herstellung von für 10.000 M 50 Pfg Scheinen kostet. 
 
6 
Vorschlag des Bischöfl. Ordinariats in Limburg über einen evtl. Vertragsabschluss wegen des 
Konviktgebäudes.  
Beigeordneter Bahl berichtet über seine Reise zum Ordinariat nach Limburg. Er soll den 
Wortlaut der dort gepflogenen Unterhaltung schriftlich niederlegen. Nach Eingang der Ant-
wort auf den Bericht des Beigeordneten Gaul an das Kultusministerium in Berlin soll die Ver-
staatlichung des Gymnasiums in die Wege geleitet werden. Zu diesem Zweck soll dann mit 
dem Abgeordneten Dr. Stemmler in Ems Fühlung genommen werden. Dieser soll die Sache in 
die Hand nehmen und sich mit den Abgeordneten Schwarz, Frankfurt und Schmidt, Molsberg 
in Verbindung setzen. Abschriften von den beiden Anträgen, die in dieser Sache gestellt wur-
den, sollen ihm ohne die Listen übersandt werden. 
 
7 
Von einer kurzen Aufstellung über den Stand der Kasse am 13.10.21  
wird Kenntnis genommen. 
 
8 
Schreiben des Otto Jurisch Gotha betreffs Zurverfügungstellung eines Platzes mit Anschluss-
gleis und Schuppen.  
Die Stadt ist nicht in der Lage einen Platz zur Verfügung zu stellen. 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

44 
9 
Ein Antrag des Marienvereins hier um Befreiung von der Luxussteuer für eine theatralische 
Abendunterhaltung am 23.10. 
Der Antrag wird genehmigt. 
 
 
10 
Einweihung des Ehrenfriedhofs für die Gefallenen der Stadt Montabaur am 6.11. 
Betreffs Aufstellung des genauen Programmes wird sich Referendar Mack mit den beiden 
Herren Pfarrern und den Vorständen der Gesang- und Musikvereine in Verbindung setzen. 
Zunächst soll eine allgemein gehaltene Bekanntmachung in der Zeitung erfolgen. Für die 
Auswärtigen und Kriegsbeschädigten soll ein besonderer Platz reserviert werden. Eine Kranz-
niederlegung am Tage der Feier ist in Aussicht genommen. 
 
11 
Die Frau Paulus, Frau Görg, Frau Johann Bahl, der Heinrich Merten, Frl. Froh, Frl. Hannap-
pel und der Frau Vetter auf besondere Berücksichtigung bzw. Beihilfe zur Kartoffelversor-
gung. 
Sämtliche Anträge werden genehmigt. Es wird beschlossen: Es werden Frau Paulus 3 Zent-
ner, der Frau Görg 5 Zentner und den übrigen wird antragsgemäß bewilligt. Für Frl. Froh, Frl. 
Hannappel und Frau Vetter fertigt die Kasse einen Auszug, was jede von ihnen bisher an Zu-
wendungen bzw. Beihilfe erhalten hat, In Höhe dieser Summe und für das was sie in Zukunft 
noch erhalten werden, soll eine Sicherungshypothek auf den Grundstücken der 3 Genannten 
für die Stadt eingetragen werden. 
 
12 
Kartoffelversorgung der Kriegsbeschädigten. 
Es wird beschlossen: Die Stadt unterbreitet der amtlichen Fürsorge- 
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stelle des Kreises Vorschläge, welche Menge sie den Kriegsbeschädigten bewilligt und zwar 
in der Annahme dass der Stadt der Betrag für die gleiche Menge (pro Zentner 80 M) von der 
amtlichen Fürsorgestelle überwiesen wird. 
 
13 
Grundstücksverpachtung 
Beschluss: Sämtliche Verpachtungen wurden nicht genehmigt und die Neuverpachtung findet 
im nächsten Jahr statt. Der Beschluss soll ausgeschellt und im Kreisblatt bekannt gemacht 
werden. Der Termin der Neuverpachtung wird vorläufig vor 1. Mai 1922 in Aussicht genom-
men. 
 
14 
Beschaffung eines jungen Ziegenbockes. 
Es soll bei Dehren in Limburg angefragt werden, on er geneigt ist, einen jungen Ziegenbock 
gegen einen großen oder hiesigen Gemeindeziegenbock umzutauschen. 
 
15 
Schreiben der Generaloberin in Dernbach betreffs Abänderung des § 6 über Deckung eines 
bei der Gesellschaft Marianum entstehendes Defizit. Der Magistrat ist mit der abgeänderten 
Fassung des § 6 einverstanden. 
 
16 
Mitteilung des Stadttechnikers Löwenguth betreffend den Weg zwischen der Gemarkung 
Eschelbach und dem Fabrikgrundstück der Firma Olig. Mit der Firma Olig sollen Verkaufs-
verhandlungen eingeleitet werden und die Firma Olig soll aufgefordert werden mit einem 
Gebot an die Stadt heranzutreten. 
 
17 
Ein Antrag des Spitals 5 – 10 Zentner Kartoffeln von der Raiffeisengenossenschaft auf Rech-
nung der Stadt beziehen zu dürfen, wird genehmigt. 
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18 
Schreiben des Leiters der Fortbildungsschule Frank betreffend die Anstellung des Techniker 
Theis.  
Die Anstellung des Theis wird genehmigt und der Vorschlag des  Gewerbelehrers Frank über 
die Entschädigung von 400 M für den P. Theis zugestimmt. 
 
19 
Der Vertragsentwurf bezüglich Sandlieferung aus unserem Wald mit dem Landmann Joh. 
Hannappel V. Horressen, der in der Sitzung vom 6. Oktober genehmigt ist, wurde, nachdem 
nunmehr der Preis ab Grube vereinbart ist, unterschrieben. 
 
20 
Schreiben des Ministers für Handel und Gewerbe betreffend Aufstellung der vom Automobil-
klub zu überweisenden Warnungstafeln an den Vicinalstraßen. 
Der Magistrat nimmt Kenntnis und beschließt die Aufstellung der Tafeln. 
 
21 
Einladung des Rhein-Nassauischen Verbandes für Volksbildung zur Mitgliederversammlung 
am 23. Oktober in Limburg. 
Der Magistrat nahm Kenntnis. 
 
22 
Antrag des Viehhändlers L. Heilberg, hierselbst um Verlängerung der Pachtzeit an dem Wie-
sengelände an der Limburger Straße 
Der Antrag wird abgelehnt und das Gelände soll im nächsten Jahre öffentlich verpachtet wer-
den. 
 
23 
Antrag des Pol. Wachtmeisters Müller um Urlaub vom 1. November ab. 
Der Urlaub wird vom 15. November ab bewilligt. 
 
24 
Von der Änderung des Reichsteiltarifvertrages 
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Für Angestellte wurde Kenntnis genommen. Die Mehrbelastung beträgt etwa 30.000 Mark. 
 
25 
An das Katasteramt soll ein Antrag wegen Grenzbegang gestellt werden. 
 
26 
Die städtischen Karten sollen nachgetragen werden.  
Der Kreislandmesser soll über den Kostenpunkt befragt werden. 
 
27 
Wasserleitung 
Zunächst berichtet Beigeordneter Gaul über die Vergebung und deren Resultat. Er hat dem 
billigsten Gebot – Firma Langenbach Ehrenbreitstein – mit 389.025,00 Mark den Zuschlag 
erteilt, womit der Magistrat einverstanden ist. Ferner soll wegen der Leitung in der Stadt eine 
Bekanntmachung ausgeschellt werden, des Inhalts, dass die Leitung von abends 9 – morgens 
10 Uhr beim Gymnasium abgestellt bleibt. Der Rohrmeister Knögel soll sich persönlich In-
struktionen beim Beigeordneten Gaul holen. Mister Holt soll ein Programm über die Rationie-
rung des Wassers erhalten. 
 
gez. Philippi, Bahl, Germann, Mock, Dr. Wentrup, Flügel 
 
 
 
 
Sitzung vom 27. Oktober 1921  
 
Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Philippi, Germann u. Mock 
 
1 
Pensionierungsgesuch des beurlaubten Bürgermeisters Hartenfels.  
Beschluss: 
Auf Grund des eingereichten Pensionsgesuches des Herrn Bürgermeisters Hartenfels, sowie 
der nachträglich beigebrachten Zeugnisse über die dauernde Dienstunfähigkeit 
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desselben genehmigt der Magistrat die Pensionierung zum 1. Januar 1922. 
Der Beschluss soll in der Stadtverordnetensitzung am 3. XI. vorgelegt werden. 
 
2 
Baugesuch des Zimmermeisters P. Hannappel. 
Der Magistrat erblickt in der geplanten Führung des Brauerei Verunstaltung des Straßenbildes 
und ist im übrigen der Ansicht, dass aus Zweckmäßigkeitsgründen die Ausführung des 
Schuppens an der geplanten Stelle unterbleibt und besser an der Rückwand des auf dem be-
nachbarten Schlemmer´schen Grundstück errichteten Schuppens ausgeführt wird. Der Bür-
germeisterstellvertreter soll dieserhalb mit Hannappel Rücksprache halten. 
 
3 
Auf den Bericht des Refr. Mock über den vorhandenen Bestand an Notgeld beschließt der 
Magistrat. Es sollen für 10.000 Mark 50 Pfg.-Scheine und für 5.000 Mark 25 Pfg.-Scheine 
nach den Offerten vom 25.7.21 in Auftrag gegeben werden. 
 
4 
Der Magistrat beschließt, den bisher bei der Kreissparkasse bewilligten Kredit von 40.000 M 
auf 100.000 M zu erhöhen. 
 
5 
Der Antrag des Gewerbelehrters Frank für den verzichtenden Theis 2 Stunden Fortbildungs-
schulunterricht von dem Techniker Hübinger gegen eine Festsetzung von 400 M jährlich pro 
Stunde erteilen zu lassen, wird genehmigt. Da die Unterrichtszeit in die Dienststunden des 
Hübinger fallen, soll dieser an 5 Tagen der Woche seinen Dienst ½ Stunde früher beginnen. 
 
6 
Vergnügungssteuerordnung. 
Der Magistrat genehmigt die Vergnügungssteuer- 
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ordnung in der Fassung des vorgelegten Entwurfs. Die Stadtverordneten-Sitzung soll noch 
dazu Stellung nehmen. 
 
7 
Von der Nachzahlung der Gehälter der städtischen Beamten infolge der Erhöhung der Aus-
gleichszuschläge wurde Kenntnis genommen. Die sofort zu zahlende Nachzahlung beträgt 
6.642,50 M und die am 1.1.22 zu leistende 3.163,50 M zusammen 9.806,00 M. 
 
8 
Ablösung der Fischereigerechtigkeiten 
Beschluss: die Fischereigerechtigkeiten in sämtlichen, die Stadtgemarkung Montabaur durch-
fließenden Gewässer sollen abgelöst werden. Das Erforderliche soll in die Wege geleitet wer-
den. 
 
9 
Reichsbaudarlehen für Jakob Schneider 
Der Magistrat beschließt die Unterzeichnung des von dem Reg. Präsidenten in Montabaur 
übersandten Schuldscheines von 9.900,-- M. Die Unterzeichnung wurde vollzogen. 
Der Schuldschein soll der Stadtverordneten-Sitzung vorgelegt werden. 
 
10 
Betr. Umbau des Spritzenhauses zwecks Einstellung der Postautos 
Der Magistrat nahm Kenntnis von dem vorgelegten Kostenanschlag. Es soll an die Post we-
gen Übernahme der Kosten herangetreten werden. Die Stadt wäre bereit, die Räume vielleicht 
auch mietweise zur Verfügung zu stellen, wenn er der Postverwaltung mehr angebracht er-
scheint. 
 
11 
Anrechnung des Mietwertes der Dienstwohnungen der Lehrer auf den Ortszuschlag einschl. 
Ausgleichszuschlag gemäß Schreiben des Landrates vom 11. Juli 1921. 
Der Magistrat beschließt: der Mietwert der Dienstwohnungen einschl. 10 Ruten 17 Schuh 
Gartenland 
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wird mit 600 M, das den Lehrern laut Anstellungsdekret zustehende Ackerland in Größe von 
rund 50 Ruten mit 75 M angerechnet. Ferner sollen Rektor Stillger, solange er im Amte ist, 
für 35 Ruten 20 Schuh Baumschule 100 M und Lehrer Noll für 35 Ruten 20 Schuh Garten-
land 75 M angerechnet erhalten. 
 
12  
Schreiben des Herrn Rohde betreffs Nutzbarmachung weiterer Wasserquellen für die Leitung. 
Der Magistrat nahm Kenntnis. Das Schreiben wird an die Wasserkommission weitergegeben. 
 
Gez. Bahl, Germann, Flügel, Philippi, Mock 
 
 
Sitzung vom 3. November 1921 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Philippi, Germann und Mock. 
 
1 
Schreiben des Rhein-Mainischen Verbandes für Volksbildung vom 25.10. betreffs Theater-
aufführungen. 
Es soll geantwortet werden, dass der Magistrat nicht abgeneigt ist, gewisse Erleichterungen zu 
gewähren. Indes ist vorherige Gestellung einer Garantiesumme ausgeschlossen. Weitere Ver-
handlungen sollen eingeleitet werden. 
 
2 
Antrag des Volksbildungsvereins hierselbst, zu der am 25.11. stattfindenden Theaterauffüh-
rung der Rhein-Mainischen 
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Verbandes für Volksbildung den Transport des Möbelwagens der Theatergesellschaft von und 
zum Bahnhof durch städtisches Fuhrwerk unentgeltlich ausführen zu lassen. Der Antrag wird 
genehmigt. 
 
3 
Antrag des Flurhüters Bohr auf Bewilligung der Erwerbslosenunterstützung. 
Der Magistrat glaubt dem Antrag vorerst nicht stattgeben zu sollen. Es soll dem Antragsteller 
als gelerntem Schuster anheimgestellt werden, sich nach Arbeit umzusehen, und ihm mitge-
teilt werden, dass voraussichtlich der Konsumverein ihm erneut Arbeit verschaffen könne. 
 
4 
Der Kostenanschlag für die Herstellung eines Hochbordtrottoir in der Alleestraße wird ge-
nehmigt. Vor Beginn der Arbeiten sollen aber die Anlieger in der Alleestraße zu ¼ der Kosten 
gemäß Ortsstatut im Voraus verpflichtet werden. 
 
5 
Nach Eingang der  Antwort des Seip in Dehren betr. Beschaffung eines jungen Gemeindezie-
genbockes wird beschlossen, es vorläufig mit den beiden vorhandenen alten Böcken genug 
sein zu lassen. 
 
6 
Der Antrag des Volksbildungsvereins auf Befreiung von der  Kriegssteuer für den am 6.XI. 
stattfindenden „Heimatabend“ wird genehmigt. 
 
7 
Die Anträge des Invaliden Peter Bonifaz Müller, der Eheleute Mathias Ringer und der Frau 
Himmerich geb. Philippi betreffend Kartoffelversorgung werden genehmigt. Müller u. Ringer 
sollen ihren Bedarf von 4 Pers. 6 Ztr für die Hälfte des Preises erhalten und der Frau Him-
merich wird gestattet, ihren Bedarf sich zentnerweise zu holen, ebenfalls für die Hälfte des 
Preises. 
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8 
Eisenbahnbetriebsamt 
Der Magistrat ist der Ansicht, daß die Stadt nach der vorgelegten Übersicht über die Finanz-
lage nicht in der Lage ist, diese Last zu übernehmen. Dagegen ist die Stadt bereit, einen Bau-
platz zur Verfügung zu stellen. 
 
9 
Ergänzung des Magistratsbeschlusses vom 30.9.21 betr. Aufnahme eines Darlehens von 
400.000 M bei der Kreissparkasse für den weiteren Ausbau der Wasserleitung. 
Der Magistrat genehmigt den niedrigst zulässigen Prozentsatz (2%) für den jährlichen Abtrag 
des Darlehens. 
 
10 
Schreiben des Maschinisten Müller beim städt. Elektr. Werks betreffs Mietzahlung.  
Der Magistrat ist der Ansicht, dass Müller auch für die Zukunft seine Wohnung unentgeltlich 
bewohnt, da das im Vertrag vereinbart ist. 
 
11 
Von der Änderung des Tarifs für die städtischen Arbeiter wurde Kenntnis genommen 
 
12 
Es wird beschlossen: Die Bilanz des Elektrizitätswerkes soll am 11.11. abgeschlossen vorlie-
gen. Ferner soll der Preis für die Kilowattstunde Lichtstrom ab 1. November auf 3,60 M er-
höht werden und das baldigst im Kreisblatt bekannt gemacht werden. 
 
13 
Zur Hebung des Wassermangels wird beschlossen, den Brunnen bei der Druckerei Sauerborn 
wieder einzurichten. Um eine möglichst gerechte Verteilung der vorhandenen Wassermenge 
zu erreichen, sollen die Leitungen nach den tiefer gelegenen Stadtteilen zuletzt geöffnet wer-
den. Ferner sollen Hauskontrollen stattfinden. Die nähere Anweisungen in dieser 
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Beziehung sollen von dem Vertreter des Bürgermeisters erteilt werden. 
 
14 
Antrag Hirschhäuser auf Befreiung von Schulgelderhöhung in der Selekta. 
Der Magistrat wird zu diesem Antrag erst Stellung nehmen, nachdem Antragsteller eine ge-
naue Übersicht über seine Einkommensverhältnisse nachgereicht hat. 
 
15 
Mit Seminardirektor Hölscher soll in Verbindung getreten werden wegen der Frage, ob die 
Ostern noch verbleibenden 16 – 20 Präparanden nicht noch im Seminar untergebracht werden 
könne, damit in der frei werdenden Wohnung dann die Katharinenschule untergebracht wer-
den kann. 
 
16 
Es wird beschlossen,  
dem Vertreter des Bürgermeisters eine monatliche Vergütung von 2.000 M zu gewähren. 
 
 
gez. Germann, Flügel, Bahl, Mock, Dr. Wentrupp 
 
 
 Sitzung vom 10. November 1921 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Philippi, Flügel, Germann u. Mock 
 
Beigeordneter Gaul berichtet zunächst über den Stand der Wasserleitungsarbeiten und der 
Bohrversuche. Der Magistrat beschließt, es soll zunächst nur 1 Brunnen fertig gestellt werden 
und zwar als Röhrenbrunnen mit Eisenfilter. Die sich ergebende Wassermenge 
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soll mittels Motor in die alte Leitung gepumpt werden. Pumpe und Motor und sonstiges Zu-
behör sollen umgehend beschafft werden. 
 
2 
Es wird beschlossen, die Berichtigung der städtischen Karten dem Kreislandmesser Glogner 
zu übertragen. 
 
3 
Schreiben des Caritasverbandes vom 4.XI. 21 betr. Sammlung für die Kinderheilstätte Hani-
baden. 
Der Magistrat hat gegen das Umlaufen der Sammelliste nicht einzuwenden. Das Schreiben 
soll aber mit 1 besonderen Anschreiben an Pfarrer Weiand weitergegeben werden, mit dem 
Ersuchen, geeignete Personen mit der weiteren Sammlung zu beauftragen und die von den 
Magistratsmitgliedern bereits gezeichneten Beträge einziehen zu lassen. 
 
4 
Schreiben der Lehrerschaft vom 5.XI.21 betr. Anrechnung der Dienstwohnungen und Lände-
reien auf das Diensteinkommen. 
Der Magistrat geht auf die gewünschten Bedingungen nicht ein, sondern hält vielmehr an sei-
nem Beschluss vom 27.10.21, wonach für die Wohnung 600 und für die Ländereien 75 M 
eingesetzt werden, fest mit der Maßgabe, dass die inquilierischen Schuldigkeiten der Mieter 
trägt, die bauliche Unterhaltung aber die Stadt übernimmt, Sollte die Lehrerschaft damit nicht 
einverstanden sein, wird die Abschätzungskommission Wohnungen und Land abschätzen. 
 
5 
Betreffs etwaiger Entschädigungsansprüche der Gemeinde Ötzingen an die Stadt steht der 
Magistrat auf dem Standpunkt, dass für die Gemeinde Ötzingen kein Schaden entstanden ist, 
da die unter Aufsicht der  Forstbehörde aufgeworfenen Gräben infolge der  
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Aussichtslosigkeit der Wasserbeschaffungsversuche an dieser Stelle im Frühjahr ebenfalls 
wieder unter Aufsicht der Forstbehörde zugeworfen werden sollen. Ferner wird beschlossen: 
Für die Dauer des Winters sollen diese Gräben mit einem Geländer eingezäunt werden. 
 
6 
Von dem Schreiben des Ministers für Wissenschaft Kunst und Volksbildung, in dem mitge-
teilt wird, dass dem Kaiser Wilhelm Gymnasium ein außerordentlicher Zuschuss von 98.000 
M für 1920 gewährt wird, wird Kenntnis genommen. 
Es wird sodann beschlossen, auch bei dem Kreise einen Zuschuss unter Zugrundelegung obi-
gen Betrages zu bitten. 
 
7 
Auf das Schreiben Oberpostdirektion vom 7.XI.21 beschließt der Magistrat, den Umbau des 
Spritzenhauses auf Rechnung der Stadt von den städtischen Arbeitern unter Zuziehung eines 
Schreiners ausführen zu lassen. Zu dem neuen Tor sollen die Bretter des Schuppens unter dem 
Rathaus verwendet werden. 
 
8 
Das Gesuch des Stadtkassengehilfen Helm um Versetzung aus Gruppe 3 in Gruppe 4 des 
Reichstarifs wird genehmigt. 
 
9 
Betreffs der diesjährigen Holzfällerarbeiten wird beschlossen: Es soll zunächst der vorjährige 
Holzhauermeister König gefragt werden, ob er dieses Jahr die Fällung wieder übernehmen 
will. Wenn nicht, soll die Stelle ausgeschrieben werden. Der Holzhauermeister soll dann An-
weisung erhalten, daß richtige und gute Arbeit geleistet wird, und nicht wieder wie im letzten 
Jahr Klagen über schlechte Arbeit kommen. Betreffs der Holzhauer wird beschlossen: Es sol-
len in erster Linie Montabäurer Arbeiter 
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beschäftigt werden in der Voraussetzung, dass sie das geforderte Arbeitsquantum leisten und 
nicht teurer als auswärtige Arbeiter gute Arbeit verrichten. 
 
Gez. Bahl, Philippi, Flügel, Germann, Mock 
 
 
 
Sitzung vom 17. November 1921 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Philippi, Dr. Wentrup, Germann und Mock. 
 
1 
Antrag der Wwe. Ludwig Schwaderlapp auf Preisermäßigung für benötigte 16 Zentner Kar-
toffeln.  
Es wird der halbe Preis bewilligt. 
 
2 
Schreiben des Landesbauamtes vom 11.11.21 betreffend Vollziehung eines IX. Nachtrages 
zum Vertrage vom 15. Juli 1897, die Mitbenutzung der Bezirksstraße Limburg – Coblenz zum 
Bau und Betrieb des Elektr. Werkes der Stadt Montabaur betreffend. 
Die Unterzeichnung des Nachtrages wird erneut abgelehnt. Es soll erst der Ausgang eines von 
anderen Gemeinden in dieser Sache anhängig gemachten Verwaltungsstreitverfahrens abge-
wartet werden. 
 
3 
Bekanntmachung betreffs Bedarf an Hafer, Heu und Stroh für den städtischen Fuhrpark bis 
Ende Februar.  
Da Angebote nicht eingegangen sind, soll bei der Raiffeisengenossenschaft angefragt werden. 
Ferner soll baldigst eine Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben des Fuhrparks im Ok-
tober ds. Jahres dargelegt werden. 
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4 
Schreiben des Seminardirektor Hölscher betr. Präparandenschule. 
Da das Schreiben unbestimmt gehalten ist, beschließt der Magistrat: Im Interesse einer baldi-
gen Klärung der Angelegenheit soll der Vertreter des Bürgermeisters auch einmal mündlich 
mit dem Seminardirektor verhandeln.  Den Schwestern an der Katharinenschule soll über den 
Stand der Angelegenheit Mitteilung gemacht werden. Frau Peters soll anheimgestellt werden, 
alle Schritte zu tun, sich zu Ostern nach einer anderen Wohnung umzusehen. 
 
5 
Schreiben der Nassauischen Wasserversorgungsgesellschaft in Bremen 
Der Magistrat beschließt telegraphisch sein Einverständnis der Firma mitzuteilen mit dem 
Ersuchen,  die benötigten Maschinen und Geräte sofort abzusenden. 
 
6 
Der Antrag der städtischen Beamten um Auszahlung der erhöhten Besoldung vom 1. Okt. 21 
ab, wird genehmigt. Zur Zahlung soll bei der Kreissparkasse ein Kredit von 100.000,-- M 
aufgenommen werden und daneben beim Finanzamt ein Antrag auf Vorschuss gemäß dem 
neuen Besoldungsgesetz gestellt werden. 
 
7 
Der Antrag des Ingenieurs Tietz auf Stundung des Schulgeldes für seinen Sohn Walter am 
Gymnasium wird genehmigt. 
 
8 
Neubesetzung der Stadtrechnerstelle 
Der Magistrat ist der Ansicht, dass das Fürsorgeamt der Stadt nicht zumuten kann, einen 56 
Jahre alten Herrn, dessen Gesuch bisher als einziges eingegangen ist, anzustellen. Das Fürsor-
geamt soll um definitive Freigabe der Stelle ersucht werden. Die Ausschreibung soll inzwi-
schen im Kreisblatt des Nassauer Boten erfolgen. Als Besoldungs- 
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gruppe soll vorläufig VII angegeben werden. 
 
9 
Das Gesuch des Amtsgehilfen Strunk um Gewährung der Besatzungszulage vom 1. April bis 
1. Okt. 1921 wird abgelehnt, da die gesetzlichen Bestimmungen entgegenstehen. 
 
10 
Der Magistrat beschließt, für den Fall, dass die Firma Olig sich nicht mit einer 15 fachen Er-
höhung des im Pachtvertrage über den Grenzwert zwischen der Gemarkung Eschelbach und 
dem Fabrikgrundstück Olig vom 28. Dezember 12 vereinbarten Pachtpreises einverstanden 
erklärt, den Pachtvertrag zu kündigen. Käuflicher Erwerb soll von neuem anheimgestellt wer-
den. 
 
11 
Der Magistrat nimmt von dem Baugesuch Flock Kenntnis und erhebt keine Einwendungen. 
 
12 
Antrag des Kaufmanns Schlemmer, das Tiergartengelände als Villenviertel mit enger offener 
Bauweise aufzugeben. 
Der Magistrat beschließt: Die Bauweise wird aufgegeben. Es wird jedoch gewünscht, in Zu-
kunft Bedacht darauf zu nehmen, daß namentlich die Vorderhäuser architektonisch einwand-
frei ohne erhebliche Mehrkosten gebaut werden, damit der Gesamteindruck des Straßenbildes 
nicht leidet.  
Das Gesuch soll der Stadtverordnetenversammlung vorgelegt werden. 
 
13 
Von der Änderung des Lohntarifs für städtische Arbeiter vom 11.11.21 wird Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
Gez. Bahl, Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Mock, Flügel 
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Sitzung vom 24. November 1921 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Flügel, Dr. Wentrup, Philippi, Germann u. Mock 
 
1 
Der Antrag Holmann u. Geschw. Meyer auf Instandsetzung der Beleuchtung in der Kolping-
straße wird genehmigt. 
 
2 
Antrag des Eisenbahnsekretärs Wilde um Überweisung von 2 Eichenbäumen. 
Die Abgabe wird genehmigt zu dem Preise, der bei Versteigerung für derartige Stämme er-
zielt werden. 
 
3 
Anschlussantrag des Gymnasiallehrers a.D. Christe. 
Der Antrag wird genehmigt, falls die Vorschüsse, die bisher bezahlt sind, mit dem beantrag-
ten Vorschuss das Gehalt für das nächste Vierteljahr nicht übersteigen. 
 
4 
Von dem Bericht des Bürgermeister Vertreters über die stattgefundene Revision der Bäcke-
reien wird Kenntnis genommen. Pol. Betr. Ass. Helm soll in Zukunft alle 24 Tage revidieren 
und dabei auch die Qualität des Brotes berücksichtigen. 
 
5 
Schreiben der Gewerbe-Inspektion betreffend Herstellung des Fußbodens im Akkumulatoren-
raum des städt. Elektrizitätswerkes. 
Der Magistrat beschließt die Wiederherstellung des Fußbodens. Zunächst soll ein Kostenan-
schlag eingereicht und in Ransbach über den Preis von Ausschuss-Platten Auskunft eingeholt 
werden. 
 
6 
Antrag der Anstreichermeister Kreuzberg u. Glöckner um einen Aufschlag von 50% auf die 
ihnen beim Umbau der Stadtmühle übertragenen Arbeiten. 
Der Antrag wird abgelehnt, da es Sache der  
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Antragsteller war, sich rechtzeitig mit dem erforderlichen Material zu versehen. 
 
7 
Da im Jahre 1923 auf den ersten Montag im Oktober das Palmenfest der Juden fällt und 8 
Tage dauert, wird beschlossen, den Michaelimarkt für das Jahr 1923 auf Montag den 15. Okt 
zu verlegen. 
 
8 
Die Auszahlung der an die Lehrer des Gymnasiums nach dem neuen Besoldungsgesetz zu 
zahlende Beträge wird genehmigt. 
 
9 
Betreffs der Zahlung der erhöhten Beiträge zur Gewerbeschule wird wegen des Zeitpunkts, 
von welcher ab die erhöhten Beiträge zu zahlen sind, beschlossen, Einspruch zu erheben. 
 
10 
Schreiben des Zentralverbandes der Landarbeiter vom 10.XI. 21 
Der Magistrat erklärt sich mit den geforderten Sätzen nicht einverstanden. Es wird beschlos-
sen, den Montabäurer Holzhauern, denen die besten Schläge zuzuweisen sind zu den die Hor-
resser gezahlten Löhne ein Wegegeld von 4 Mk für den vollen Arbeitstag zu bewilligen. Es 
soll dieserhalb mit den Holzhauern  Henrici u. Rudolf Kunst verhandelt, und Forstmeister 
Kurz und Akkordant König davon verständigt werden. Im übrigen sollen in Zukunft alle Ein-
gänge in dieser Sache an König verwiesen werden. 
 
11 
Schreiben der Schwestern der Katharinenschule betreffs Verlegung derselben in die Präpara-
ndenanstalt.  
Der Vertreter des Bürgermeisters berichtet über seine Unterhaltung mit dem Seminardirektor 
Hölscher in dieser Angelegenheit. Es wird beschlossen, beim Provincialschulkollegium in 
Cassel vorstellig zu werden. 
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Seminardirektor Hölscher soll ersucht werden, den Eltern ein Schreiben der Präparanden an-
statt bereits Weihnachten mitteilen zu lassen, dass zu Ostern 1911 das Ordinariat evtl. aufge-
hoben werde. Beigeordneter Gaul soll wegen Änderung des Mietvertrages mit Frau Peters in 
Verbindung treten, über die  Einteilung der Schule und die Einverbringung der Schwestern 
sich informieren und wegen des Kaufs etwaiger frei werdenden Bänke, die noch gebrauchsfä-
hig sind, Lehrmittel und sonstigem Material mit dem Seminar verhandeln. 
 
12 
Der Antrag des Seminars auf Befreiung von den Lustbarkeitssteuer für die Theateraufführung 
am Samstag den 27.XI. 21 wird genehmigt. 
 
13 
Es wird beschlossen, die Versicherungssumme der städt. Gebäude um insgesamt 800 % zu 
erhöhen. 
 
14 
Betreffs des Unterstützungsantrages Hermes wird Magistratsschöffe Germann Schritte unter-
nehmen. 
 
15 
Der Antrag Henrici auf eine monatliche Entschädigung von 35 M für das Uhraufziehen wird 
genehmigt. 
 
16 
Von der Einverständniserklärung der Firma Olig mit einer 15fachen Erhöhung. Das im Ver-
trage vom 25.XII.17 festgestellten Pachtpreises (75 M jährlich) wird Kenntnis genommen. 
 
17 
Vom Antrag der Stadtangestellten auf Vorschusszahlung auf die neue Besoldung wird ge-
nehmigt. Betreffs des Antrages auf Erhöhung der Besoldung für den Bürogehilfen Eve wird 
das Jahresgehalt des Eve auf 12.000 M festgesetzt, die bevorstehende Pensionserhöhung ist 
einbegriffen. 
 
18 
Beschwerdeschreiben von Anwohnern der Bahnhofstraße wegen der Wasserversorgung. 
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Rohrmeister Knögel soll angewiesen werden, vor dem Anschließen der Leitung am Gymnasi-
um die Hausanschlüsse in die Kirchstraße und am Markt ein um den anderen Tag abzustellen. 
 
19 
Schreiben der Koblenzer Straßenbahngesellschaft vom 22. u. 24. XI. mit Voranschlag und 
Vertragsentwurf. 
Im Prinzip ist der Magistrat mit der Fassung des Vertrages einverstanden. Die Preise erschei-
nen reichlich hoch bemessen. Es soll zunächst bei der Gesellschaft angefragt werden, ob sie in 
der Lage ist, die Motoren und Zähler auszuwechseln u. zwar in welcher Zeit und zu welchem 
Preis, und was sich teurer stellt,  die Auswechslung der Motoren und Zähler oder die Neube-
schaffung Quecksilber- Umformers. Ferner soll die Gesellschaft Auskunft darüber erteilen, zu 
welchem äußersten Preis sie uns das Transformieren auf ihre Lasten geschieht, was die Stadt 
bei vollständiger Aufgabe ihres Elektr. Werkes aus den vorhandenen Maschinen, Aggregaten 
usw. lösen würde, und ob die Gesellschaft evtl. selbst dafür Verwendung hat. Wegen der letz-
teren beiden Punkte soll auch bei der Firma Taphorn u. Olig & Co angefragt werden. 
 
20 
Wegen des Erlasses einer Jagdsteuerordnung  
soll mit dem Bürgermeister Scheubel in Bad Ems in Verhandlung getreten werden. 
 
21 
Zweite Festsetzung des Prozentsatzes der Mietpreiserhöhung  
soll in kommender Woche die  Mietenkommission zu einer Sitzung einberufen werden. 
 
22 
Der Antrag der Schulamtslandverein Frl. Stillger auf eine Entschädigung von 400 Mark 
für die Vertretung des erkrankten Lehrers Noll wird abgelehnt, da 
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dem Magistrat in keiner Weise von der Erkrankung des Lehrer Noll, von der Vertretung durch 
die Frl. Stillger und von den Verhandlungen, die Kreisschulrat Klemann, mit der Regierung 
führte, Mitteilung gemacht wurde. Im übrigen erscheint eine stundenweise Vertretung des 
erkrankten Herrn durch die übrigen Lehrkräfte für durchaus möglich und zweckmäßig. 
 
23 
Der Magistrat nimmt Kenntnis von der Anfrage Keil betr. käuflicher Überlassung der Rohre 
des Latrinenwagens 
und entschließt: der Wagen und die Rohre sollen getrennt (evtl. als Alteisen) öffentlich ver-
steigert werden. Im Kreisblatt soll eine diesbezügl. Bekanntmachung erfolgen. 
 
24 
Auf das Schreiben der Volksbank vom 24.XI. erklärt sich der Magistrat mit der Erhöhung des 
Zinsfußes von 4 ¾ auf 5 ½ % vom 1. Oktober ab einverstanden und entschließt: die Landes-
volksbank bestehende Schuld durch Aufnahme einer Anleihe im Betrage von 1 Million Mark 
bei der Landesbank oder der Kreissparkasse abzutragen. Wegen der Anleihe, die jährlich mit 
2% abgetragen werden soll, soll die den genannten Stellen angefragt und des Weiteren in die 
Wege geleitet werden. Evtl. soll annonciert werden. 
 
25 
Es wird beschlossen, die Wohnungen in der Stadtmühle zu installieren. 
 
26 
Dem Vertreter des Bürgermeisters wird das Anfangsgehalt des Bürgermeisters nach dem neu-
en Besoldungsgesetz bewilligt. 
 
Gez. Bahl, Gaul, Philippi, Flügel, Germann, Mock 
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Sitzung vom 1. Dezember 1921 
 
Anwesend die Herren Bahl, Gaul, Flügel, Philippi, Germann u. Mock 
 
1 
Schreiben des Elektrizitätswerkes betreffs Wohnung Fischer daselbst vom 4. XI. 21 mit Be-
schluss der Wohnungskommission vom 21.11.21. 
Es wird beschlossen: Sobald eine andere passende Wohnung frei wird, soll sie Fischer zuge-
wiesen werden. Das Elektrizitätswerk soll seine Materialien auf Rathaus- oder alten Amtsge-
richtsspeicher unterbringen. 
 
2 
Instandsetzungsantrag Hermes 
Beschluss.: Ehe der Antrag genehmigt wird, soll über die Vermögensverhältnisse der Eltern 
und Geschwister der Hermes Klarheit beschafft werden. 
 
3 
Betreffs Regelung der Holzhauerlohnakkordsätze soll zunächst eine Rundfrage bei den um-
liegenden Gemeinden nach den dort gezahlten Sätzen stattfinden. 
 
4 
Schreiben des Elektr.-Werkes betreffs Ausbesserung des Fußbodens im Akkumulatorenraum. 
Die Sache wird vertagt bis zur endgültigen Regelung der Anschlussfrage des Elektr.-Werkes 
an die Überlandzentrale Coblenz. 
 
5 
Schreiben der Eisenbahndirektion betreffs Verlegung des Eisenbahnbetriebsamtes nach Mon-
tabaur. 
Der Magistrat erklärt sich mit der vorgeschlagenen örtlichen Besprechung der Angelegenheit 
am Mittwoch dem 14. Dezember 2 Uhr nachmittags einverstanden. 
 
6  
Der Beschluss der Höchstkommission vom 30.XI.21 wird gutgeheißen. 
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7 
Für die Vertretung des erkrankten Lehrters Noll werden dem Schulamtskandidat Stillger  
für die Zeit vom 20.X.21 bis 1.1.22 400 Mark Entschädigung bewilligt. 
 
8 
Von dem Schreiben der Lehrerschaft und Stellungnahme zum Mag. Beschluss vom 10. Nov. 
21 und Anträgen  auf  Instandsetzung von Zimmern in den Dienstwohnungen  
nimmt der Magistrat Kenntnis. Techniker Löwenguth soll sich die Zimmer ansehen und Kos-
tenanschläge einreichen. 
 
9 
Es wird beschlossen vom 1. Dezember ab den Preis für 1 KWh Lichtstrom auf  4,00 M und 
für 1 KWh Kraftstrom auf 3,40 M zu erhöhen. 
Desweiteren soll in Hachenburg angefragt werden, ob u. wie oft in der Strombelieferung 
durch die Überlandzentrale Störungen vorkommen, und eine Abschrift des Vertrages mit der 
Überlandzentrale erbeten werden. 
 
10 
Auf die Anfrage des Elektr. Werkes betreffs der Mieten bei Schäfer, Geschw. Kirchem und 
Kino Gerz  
wird bestimmt, dass der von ihnen verbrauchte Strom als Lichtstrom verrechnet werden soll. 
 
11 
Der Antrag Pilgenröther auf Nachzahlung von 400 M von 1. April 1921 ab  
wird genehmigt. 
Im übrigen soll ab 1. Januar 1922 eine anderweitige Erhebungsweise durch das Elektr. Werk 
Platz greifen. 
 
12 
Bausache Maringer  
Der Dispenzerteilung zum Bau auf die Garage zum Nachbargrundstück stehen von Seiten des 
Magistrats keine Bedenken entgegen und gegen die geplante Ausführung des Baues werden 
keine Einwendungen erhoben. 
 
Gez. Bahl, Flügel, Mock, Gaul, Philippi 
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Sitzung vom 8. Dezember 1921 
 
Anwesend die Herren Bahl, Gaul, Dr. Wentrup, Flügel, Philippi u. Mock 
 
1 
Es wird beschlossen: Der Vertreter des Bürgermeisters soll mit den Vertretern der Angestell-
ten des Bürgermeisters sich in Verbindung setzen und sie wissen lassen, dass zum 1. Juli 1922 
2 Angestellte entlassen werden müssen.  
Ferner soll durch sie dem auf den Stadtkassenbeschäftigten Technikers Hübinger nahe gelegt 
werden, sich deshalb zum 1. Juli 1922 nach einer anderen Stelle umzusehen. Die eigentliche 
Kündigung soll am 1. April 1922 erfolgen, damit die zu Entlassenden  Gelegenheit und Zeit 
geboten ist, sich eine andere Stelle zu verschaffen. Zu Ostern 19222 soll ein Schulentlassener 
als Lehrling eingestellt werden unter der Bedingung, dass er nach Ablauf seiner Lehrzeit ent-
lassen werden kann. 
 
2 
Der Antrag des städt. Arbeiter Kunoth, ihn als gelernten Arbeiter zu führen,  
wird genehmigt. 
 
3 
Antrag des Armenpflegers Glückmann auf Rückerstattung eines Teilbetrages von 170 M für 
von der Wwe. Lieser bezogenen Kartoffeln an die Bezieherei und auf Abgabe von Brennholz. 
Ehe dem Antrag nähergetreten wird, soll über die Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
der Wwe. Lieser Klarheit beschafft werden. 
 
4 
Der Antrag des Friseurs Schäfer, ihm den von ihm verbrauchten elektr. Strom als Kraftstrom 
zu berechnen,  
wird abgelehnt. 
 
5 
Betreffs der Anträge des Friedhofwärters Meurer 
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wegen Fällung eines Baumes auf dem Friedhof und Instandsetzung eines Friedhofweges wird 
beschlossen,  
die Fällung des Baumes und die einmalige Instandsetzung des betr. Friedhofsweges soll von 
den städt. Arbeitern besorgt werden. 
5 
Der Holzhauerlohnakkord wird zu den vorgeschlagenen Sätzen genehmigt.  
Den Montabäurer Arbeitern wird gemäß Mag. Beschluss vom 24.XI. 21 ein Wegegeld von 4,- 
Mark für den vollen Arbeitstag bewilligt. 
Im übrigen soll die Hälfte des zu fällenden Holzes sofort im Kreisblatt nach Rücksprache mit 
Forstmeister Bure ausgeschrieben werden. 
 
6 
Von den Beschlüssen der Kuratoriumssitzung vom 2.12.21 wird Kenntnis genommen. Ergän-
zend wird beschlossen: Zu Punkt III. (Reinigung der Turnhalle): Dadurch dass die Reinigung 
der Turnhalle durch die städt. Arbeiter ausgeführt werden soll, wird der Hausmeister des 
Gymnasiums seiner Arbeit nicht enthoben. Die Reinigung der Turnhalle soll in Zukunft viel-
mehr in der Weise geschehen, dass sie je 2 mal von den städt. Arbeitern und 1 mal vom 
Hausmeister des Gymnasiums besorgt wird. 
Zu Punkt IV. (Gehalts- und Deckungsfragen): Zur Deckung der am 1. Januar 1922 zu zahlen-
den Gehälter soll mit Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung bei der Landesbank ein 
Kredit von 500.000 Mark aufgenommen und das als eiligen Antrag zu der Stadtverordneten-
sitzung am 9.XII. 21 gebracht werden. 
 
7 
Von dem Schreiben des Ausschusses zur Erhaltung des deutschen Kriegerkurhauses Davos – 
Dorf  
nimmt der Magistrat Kenntnis und beschließt, es sollen 200 Serien Notgeld als Spende über-
sandt werden. 
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8 
Der Magistrat nimmt Kenntnis von der Amtsniederlegung der Wohnungskommissionsmit-
glieder Flock u. Luiz II.  
In einer der nächsten Stadtverordnetenversammlungen sollen 2 neue Mitglieder gewählt wer-
den. 
 
9 
Von der vorgelegten Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben des städt. Fuhrparks für 
die Zeit vom 1.4. – 1.10.21  
wird Kenntnis genommen. Die Mehreinnahmen betragen 11.797,47 Mk. 
 
10 
Die Unterzeichnung des vom Landesbauamt übersandten Nachtrages I zum Vertrag vom 
24./25. April 1903  
betreffend Wasserableitung vom Jugendspielplatz wird abgelehnt. 
 
11 
Betreffs Unterbringung des Invaliden Schmidt in einer der in der Stadtmühle fertiggestellten 
Wohnungen  
wird beschlossen: Unter Bezugnahme auf den Mag. Beschl. Vom 4. August 1921 wird Fi-
scher eine Wohnung in der ersten Etage überwiesen, da die Parterre –Wohnung evtl. Raum 
für 2 Familien bietet, was in der Wohnung in der ersten Etage nicht möglich ist. Im übrigen 
sollen die neuen Wohnungen in der Stadtmühle gelegentlich vom Magistrat besichtigt wer-
den. 
 
12 
Auf das Schreiben der Schlosserei Colombel hier beschließt der Magistrat:  
Es sollen 2 Brennstoffsparer bestellt werden, einer für Holz und einer für Kohlenofen, mit der 
Anfrage, wieviel % Rabatt bei evtl. Abnahme von 30 Apparaten gewährt werden würde, und 
ob der Einbau von dort besorgt werden kann. 
 
13 
Es wird beschlossen:  
Das Ortsstatut für die gewerbliche Fortbildungsschule vom 21. Juni 1912 wird dahin ab- 
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geändert, dass anstelle des § 4 die Bestimmungen über die Erhebung der Berufsschule für die 
heutige Stadtgemeinde analog die diesbezügl. Satzung der Stadtgemeinde Limburg a. d. Lahn 
vom 3. September 1921 treten. Wegen der erforderlichen Anhörung beteiligter  Gewerbeteil-
nehmer und Arbeiter soll der Gewerbevorstand zu einer Sitzung einberufen werden mit der 
Bitte die Arbeiter mit einzuladen. 
 
Gez. Mock, Dr. Wentrup, Bahl, Philippi 
 
 
 
 
Sitzung vom 15. September 1921 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Dr. Wentrup, Philippi, Mock 
 
1 
Gesuch der Frau Anna Görg um Bewilligung einer Teuerungszulage. 
Für die Wintermonate (1.10.21 – 1.4.22) werden statt den bisher gezahlten 10 Mark 20 Mark 
pro Monat bewilligt. 
 
2 
Der Antrag des Gymnasiallehrers a.D. Christe auf Zahlung eines Vorschusses von 600 M 
wird genehmigt. 
 
3 
Antrag der Wwe. Lieser auf Rückerstattung eines Teils des für Kartoffeln bezahlten Preises 
von 170 M und auf Abgabe von Brennholz. 
Beschluss: Von den 170 M werden 100 M erlassen und die Abgabe von 1 Schuh Holz wird 
bewilligt. 
 
4 
Von dem Schreiben des Hess. Nass. Verbandes v. 3.12.21 betreffs Arbeitertariflohn ab 
1.12.21 wird Kenntnis genommen.  
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5 
Schreiben des „deutschen Städtetages“ vom 3.XII. 21 betr. vorläufige Erklärung eines evtl. 
Beitritts zu einem neu zu gründenden Haftpflichtversicherungsverband deutscher Städte. 
Der Magistrat vertritt die Ansicht, dass die Stadt voraussichtlich bereit sein wird, dem neuen 
Verband beizutreten, wenn diese Vorteile bietet. 
 
6 
Schreiben des Kreisgruppe Unterwesterwald der Konba betreffend die Auszahlung der am 1. 
Januar 22 fälligen Gehälter schon zum 15. D. Mts.  
Es wird beschlossen: Ein Viertel des am 1. Januar 22 fällig werdenden Gehalts und runden 
Summen soll bis zum 20.XII. an alle Beamten u. Angestellten der Stadt ausgezahlt werden. 
 
7 
Schreiben des Landeswegemeisters Theis betreffs Festsetzung seiner Anerkennungsgebühr 
von 5 M für die Stadt Montabaur in einem Nachtrage zum Vertrag zwischen dem Magistrat 
und der Firma Olig über den Vizinalweg von Montabaur nach Wirges. 
Der Magistrat hält es für angebracht, die bisherigen Vertragsbestimmungen in dieser Hinsicht 
bestehen zu lassen und erachtet es für nicht erforderlich, eine Anerkennungsgebühr von 5 M 
festzusetzen. 
 
8 
Die Ortssatzung betreffend die Erhebung der Berufsschulbeiträge in der Stadtgemeinde Mon-
tabaur wird in der vorgelegten Fassung genehmigt. 
 
9 
Schreiben des Finanzamtes vom 1.XII. 21 betreffs Kündigung der Geschäftsräume des Kon-
sumvereins. 
Das Schreiben soll an den Konsumverein zur Äußerung mitgegeben werden, da der Mietver-
trag mit dem Finanzamt vom Konsumverein abgeschlossen wurde und somit die Stadt in der 
Angelegenheit nicht interessiert ist. 
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10 
Schreiben des Oberbürgermeisters von Koblenz über den geplanten Eisenbahnbau Koblenz – 
Montabaur 
Der Magistrat verhält sich dem geplanten Projekt gegenüber nicht ablehnend, zeigt vielmehr 
lebhaftes Interesse an dem Bahnbau Koblenz – Montabaur. Das sämtliche in dieser Sache 
vorhandene Material soll zur Verfügung gestellt werden. 
 
11 
Betreffs der öffentlichen Versteigerung der städt. Jauchewagens vom 5.12. und des Antrages 
des Landwirtes Keil auf Überlassung des Wagens für 800 M wird beschlossen. 
Die Versteigerung vom 5. Dezember wird nicht genehmigt. Der Fäkalienwagen nebst den 
dazu gehörigen Schläuchen wird zum Preis von 800 M an den Antragsteller abgegeben. 
 
12 
Gesuch der Stadtkasse um Abnahme der Gymnasialkasse. Beschluss: Die Sache wird zurück-
gestellt bis nach der Neubesetzung der Stadtrechnerstelle. 
 
13 
Auf den Bericht des stellvertr. Bürgermeisters über die Besprechung von 14.12.21 über die 
Verlegung des Eisenbahnbetriebsamtes von Neuwied nach Montabaur wird Beigeordneter 
Bahl beauftragt, mit der Firma Nink in Verbindung zu treten, ob sie evtl. geneigt wäre, ihr 
Grundstück gegen das Selektagbäude zu vertauschen, oder doch wenigstens das Grundstück 
der Stadt mietweise zu überlassen. 
 
14 
Dem städtischen Fuhrmann Schröder wird in Anbetracht seiner besonderen Leistungen und 
seiner Verdienste um den städt. Fuhrpark zu Weihnachten eine Gratifikation von 300 M be-
willigt. 
 
15 
Der Antrag des stellvertr. Bürgermeisters auf Weihnachtsurlaub von 22. Dez. bis 2. Januar 
wird genehmigt. Der Herr Beigeordnete Bahl wird für diese Zeit mit der Führung der Bür-
germeistergeschäfte beauftragt. 
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15 
Der Magistrat ist damit einverstanden, dass der Stellvertreter des Bürgermeisters noch nach-
träglich sein Bewerbungsgesuch um die heutige Bürgermeisterstelle nachreicht. 
 
 
Gez. Mock, Bahl, Flügel, Germann, Dr. Wentrup 
 
 
Sitzung vom 5. Januar 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Flügel, Philippi, Mock 
 
1 
Der Antrag der Frau Frank Berthold geb. Hüger betreffs Anbringung einer Marmorplatte an 
der Kirchhofsmauer wird abgelehnt. 
 
2 
Schreiben des Kreisschulrates Klemann betr. Vertretung des erkrankten Lehrers Noll für ein 
weiteres Vierteljahr . 
Der Magistrat sieht von einer Entscheidung ab und wird zu dem diesbezügl. Beschluss der 
nächsten Stadtverordnetensitzung Stellung nehmen. 
 
3 
Gesuch der Bäckermeister der Stadt um Abgabe von billigem Brennholz. 
Dem Gesuch kann nicht entsprochen werden. Das Holz kann nur um Durchschnittspreise ab-
gegeben werden. Eine billige Abgabe ist bei der jetzigen Finanzlage der Stadt nicht angängig. 
 
4 
Auf das Schreiben der Gebr. Pärvus, München, betreffs Notgeldbestellung vom 23. Dezember 
1921 wird beschlossen: 
Es sollen je 30.000 Stück 50 u. 25 Pf. Scheine bestellt werden. 
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5 
Der Antrag des Handwerker- und Gewerbeverbandes für den Unterwesterwaldkreis vom 
4.1.22 wegen Überlassung eines Schulsaales für einen Kursus zur Vorbereitung auf die Meis-
terprüfung und  der Antrag des Gewerbelehrers Frank einen Teil der Kursusstunden überneh-
men zu dürfen, werden genehmigt. 
 
6 
Betreffs des Unterstützungsgesuches Capitain für die Kinder seiner Tochter Maria, namens 
Skatulla, soll wegen des Unterstützungswohnsitzes des Skatulla beim Landeshauptmann in 
Münster angefragt und dieser ersucht werden, die Stadt Bottrop zu einer Antwort auf  mehrere 
wiederholte Anfragen betr. Unterstützungswohnsitz Skatulla zu veranlassen. 
 
7 
Antrag des Heinrich Steiner aus Horressen auf Verpachtung der städtischen Wiese Parzelle 
5/4734 Kartenblatt 26 Seite 15 am Stadtwald Horresser Stock. 
Dem Antragsteller soll mitgeteilt werden, dass die genannte Wiesenparzelle bereits bis Ende 
1922 verpachtet ist. Von diesem Zeitpunkt ab die Parzelle für 2 Mark pro Rute auf längere 
Zeit zu verpachten, ist der Magistrat nicht abgeneigt. Bezügl. der Zwischenzeit wird anheim-
gestellt, sich mit dem jetzigen Pächter in Verbindung zu setzen. 
 
8 
Auf die Anfrage des Domänenrentamtes betreffs Erhebung einer jährl. Anerkennungsgebühr 
über eine Seitenabfahrt des Vizinalweges Montabaur - Wirzenborn wird beschlossen, einst-
weilen auf weiterhin auf die Erhebung einer Anerkennugsgebühr zu verzichten. 
 
9 
Das Gesuch des erwerbslosen Buchhalters Adam Hermes auf Bewilligung einer Armenunter-
stützung wird abgelehnt. 
 
10 
Auf das Gesuch des Schuldieners Hammerstein um 
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Erhöhung einer monatlichen Vergütung von bisher 200 M auf das doppelte werden dem An-
tragsteller 300 M monatlich bewilligt. 
 
11 
Der Antrag Hermann auf Gewährung von seiner Wohnung  
Brand und Licht wird genehmigt. 
 
12 
Antrag des Lokal- und Gewerbevereins, die Hälfte des in diesem Winter zu verkaufenden 
Nutzholzes in öffentlicher Versteigerung zu verkaufen. 
 
13 
Auf die Anfrage des Eisenwerks Montabaur Taphorn u. Olig wegen freihändiger Abgabe von 
25 – 50 fm Fichten- oder Tannenholz zu einem ermäßigten Preis zwecks Neubau einer Fabrik, 
soll um Auskunft ersucht werden, in welcher Stärke u. Qualität das Holz verlangt wird, und 
mitgeteilt werden, dass die gewünschten Stangen vorhanden sind, eine Abgabe unter dem 
Durchschnittspreise aber nicht erfolgen kann. 
 
14 
Von der Genehmigung der Vergnügungssteuerordnung nimmt der Magistrat Kenntnis und 
beschließt, den Vorschlag des Bürgermeisters entsprechend, den Zuschlag des Kreises von 
20% vorläufig nicht besonders zu erheben, sondern 20% des Steuerantrages an den Kreis ab-
zuführen. 
 
15 
Jagdpachtsteuerverordnung 
Der Magistrat genehmigt den vorgelegten Entwurf der Jagdpachtsteuerverordnung und be-
schließt 200% als jährliche Gemeindesteuer zu erheben. 
 
16 
Eisenbahnbau Montabaur – Koblenz 
Da Material über die geplante Verbindung nicht vorhanden ist, soll unter Bezugnahme auf 
den letzten  
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Magistratsbeschluss in dieser Angelegenheit vom Oberbürgermeister von Koblenz mitgeteilt 
werden, dass sich der Magistrat dem geplanten Projekt gegenüber nicht ablehnend verhält, 
vielmehr lebhaftes Interesse an dem Bahnbau Montabaur – Koblenz zeigt. 
 
17 
Dem Provincialschulkollegium soll auf sein Schreiben betreffs Verlegung einer Präparanden-
klasse in das Seminar mitgeteilt werden, dass Vorsorge getroffen werden wird, dass dem Se-
minarlehrer Kleinert eine der verfügbar werdenden Wohnungen zugewiesen werden kann. 
 
18 
Von dem Schreiben des Magistrats Hachenburg betr. Strombelieferung durch die Überland-
zentrale wird Kenntnis genommen. 
 
19 
Von dem Schreiben des Vorsitzenden des Kreisausschusses betreffend Förderung des Ge-
meindeobstbaues wird Kenntnis genommen u. beschlossen: die Pflege u. Überwachung der 
städtischen Obstbäume soll dem Kreisobstbaubeamten übertragen werden. Derselbe soll sich 
auch mit den Einwohnern, die Obstbäume besitzen, in Verbindung setzen zwecks ordentlicher 
Pflege. Von Neuanpflanzungen wird in Ermangelung von günstigem Gelände abgesehen. 
 
20 
Bezüglich der Revision der Bäckereien wird beschlossen, die Revisoren regelmäßig festzuset-
zen. Die Bäcker sollen revisiert werden, dass, wenn in Zukunft bei 2 Tage altem Brot ein 
Mindergewicht von mehr als 50 g festgestellt wird, Bestrafung und Veröffentlichung im 
Kreisblatt erfolgen wird. 
 
21 
Eine von der Landesbank betreffs des laufenden Kredits von 500.000 verlangte Erklärung 
wird unterschrieben. 
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22 
Der Mietvertrag mit dem Kreisschulrat Klemann wird unterschriftlich vollzogen. 
 
23 
Von der Annahmeerklärung des Büro-Oberinspektors Mönig über die Wahl zum Bürgermeis-
ter wird Kenntnis genommen. 
 
24 
Einladung des Vorsitzenden des Kreisausschusses zu einer Bürgermeisterversammlung am 
20.1.22. 
Außer dem Vertreter des Bürgermeisters wird der Beigeordnete Gaul an der Versammlung 
teilnehmen. 
 
25 
Von der Bilanz des Elektrizitätswerkes und Schreiben des Leiters, desselben betreffs Erhö-
hung der Strompreise wird Kenntnis genommen und beschlossen, den Strompreis für Licht 
auf 5 M und für Kraft auf 4 M vom 1. Januar 1922 ab zu erhöhen. 
 
26 
Auf den Antrag Quirmbach auf Erhöhung des Preises für 1 KWh von 65 Pfg. auf 1,50 M wird 
der Vertreter des Bürgermeisters beauftragt, mit dem Antragsteller zu verhandeln, ihn an sei-
ne Vertragspflicht erinnern und evtl. eine Klage drohen. Im Interesse des Weiterbestehens des 
Vertrages ist der Magistrat bereit, am 1. April den Preis zu erhöhen. 
 
27 
Bei dem Lieferanten der Ziegenböcke in Dehrn soll angefragt werden, ob er jetzt einen der 
großen Ziegenböcke zurücknimmt und uns dafür im Herbst einen jungen Bock liefern kann. 
 
28 
Der Antrag Eller auf Gestattung einer Karrusselbelustigung am 21./22./25 u. 28. Mai des Jah-
res mit dem Angebot von 1.500 M für Platzmiete u. 
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Vergnügungssteuer wird genehmigt. Eine Unterverpachtung ist nicht gestattet. 
 
29 
Von der Einstellung des Strafverfahrens gegen Sauerborn wegen Vergehens gegen die Woh-
nungsmangelverordnung wird Kenntnis genommen. 
 
Gez. Flügel, Bahl, Philippi, Mock 
 
 
 
Sitzung vom 11. Januar 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Dr. Wentrup, Philippi, Mock 
 
1 
Die Anträge des Peter Meurer und Johann Meurer auf  Bewilligung der Erwerbslosenunter-
stützung werden genehmigt. 
 
2 
Dem Antrage des Gymnasium betreffs Übernahme der Anfuhrkosten für Tannenbäume zur 
50jährigen Jubiläumsfeier des Gymnasiums auf die Stadt wird stattgegeben. 
 
3 
Betreffs Festsetzung von Mieten für die Bewohner der städtischen Gebäude, Haus Helen, 
Armenhaus und Stadtmühle wird beschlossen, die Gestehungskosten der Wohnungen und der 
Stadtmühle feststellen zu lassen, im übrigen aber über die Sache der Finanzkommission zu 
überweisen. 
 
4 
Die Hundesteuer wird ab 1. Januar 1922 auf 20 Mk für einen Hund und auf 50 Mk für jeden 
weiteren Hund festgesetzt. 
 
5 
Von dem Schreiben des Reg.Präsidenten betreffend Anträge von kreisangehörigen Gemein-
den unter 10.000 Einwohnern auf selbstständige Erhebung und Verwendung der gemeindli-
chen Zuschläge zur Wohnungsabgabe wird Kenntnis genommen. 
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6 
Antrag Olig auf käuflichen Erwerb des an ihn verpachteten der Stadt gehörigen Grenzweges. 
Dem Antragsteller soll mitgeteilt werden, dass der Magistrat bereit ist, die Wegeparzelle für 
200 Mk pro Rute zu verkaufen. 
 
7 
Nach dem Bericht des Vertreters des Bürgermeisters über die Verhandlung mit Quirmbach 
wird dessen Gesuch um Erhöhung des Preises für die KWh Licht von 65 Pfg auf 1,50 M vor-
läufig genehmigt. 
 
8 
Die von Landeswegemeister geforderten Unterzeichnungen je eines Nachtrages zu dem Ver-
trage vom 30.5.19 zwischen der Stadtgemeinde und Quirmbach und zu dem Vertrage vom 
27.Juli/ 2. August 1918 zwischen der Stadtgemeinde und Firma Olig werden abgelehnt. 
 
9 
Das Schreiben des Peter Jonas aus Niederelbert betr. Wasser soll an Beigeordneten Gaul wei-
tergegeben werden. 
 
10 
Von dem Schreiben des Bürgermeisters von Hachenburg wegen der Sitzung der Städteverei-
nigung wird Kenntnis genommen. 
 
12 
Von dem Schreiben des Vorsitzenden des Kreisausschusses betr. Zuschüsse für das Gymnasi-
um wird Kenntnis genommen und beschlossen, mit Rücksicht auf die zu erwartenden staatli-
chen Zuschüsse beim Kreise einen Vorschuss zu beantragen. 
 
13 
Gegen die geplante Fällung der Ahornbäume in der Alleestraße soll beim Landesausschuss 
und beim Landesbauamt schärfster Protest erhoben werden. 
 
14 
Der Magistrat beschließt dem Herrn Stadtverordneten-Vorsteher davon Kenntnis zu geben, 
dass es in 
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Zukunft keinesfalls mehr angängig erscheint, in der Stadtverordnetensitzung über Punkte, die 
auf der Tagesordnung unter Mitteilungen aufgeführt sind, zur Entschlussfassung zu schreiten. 
Der Magistrat halte es vielmehr für angebracht, in Zukunft zu allen Gehalts-, Lohn- u. Perso-
nalfragen die einschlägige Kommission zunächst Stellung nehmen zu lassen und dann erst – 
und zwar in Abwesenheit der Betroffenen oder der Antragsteller und in nicht öffentlicher Sit-
zung – in der Stadtverordnetenversammlung darüber zu beschließen. 
 
Gez. Flügel, Bahl, Philippi, Mock, Dr. Wentrup 
 
 
Sitzung vom 10. Januar 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Flügel, Philippi, Germann u. Mock 
 
1 
Auf das Schreiben des Leiters der Handelsschule Bach betreffend Zuweisung eines anderen 
Schullokals mit dem Antrag auf evtl. käuflichen oder pachtweisen Erwerb des Selektagebäu-
des wird beschlossen, die Sache bis nach der Regelung der Angelegenheit des Grundstücks-
tausches zwischen Fa. Nink und der Stadt zu vertagen. 
 
2 
Dem Antrag des Turnvereins auf Genehmigung der Entnahme von Tannengrün, Tannenzwei-
gen und 6 kl. Tannen aus dem Stadtwald wird stattgegeben. 
 
3 
Die Anträge Bahl, Stiel u. Veldenz auf Bewilligung der Erwerbslosenunterstützung werden 
genehmigt 
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4 
Antrag des Konsumvereins auf mietweise Überlassung der beiden unteren Räume der städt. 
Turnhalle zur Lagerung von Kunstdünger und Futtermitteln wird abgelehnt. 
 
5 
Mit der beantragten Löschung der auf dem Grundstück der Elisabeth Hannappel für die Stadt 
eingetragenen Sicherungshypothek ist der Magistrat einverstanden. 
 
6 
Von dem Schreiben des Steiner aus Horressen bezügl. der Verpachtung der Wiesenparzelle 
am Horresser Stock und der Einverständniserklärung des jetzigen Pächters Hübinger III, die 
Parzelle dem Steiner bis zum 1. Oktober zu überlassen, wird Kenntnis genommen. Zum 1. 
Okt. 22 soll der Pachtvertrag mit Steiner abgeschlossen werden. 
 
7 
Auf das Schreiben der Landwirtschaftskammer betr. Unterhaltungskosten der Landwirtschaft-
lichen Schule mit dem Antrag den jährl. Beitrag der Stadt von 1.000 auf 3.000 M zu erhöhen, 
soll geantwortet werden, dass der Magistrat in Anbetracht der beschränkten Mittel, die der 
Stadt zur Verfügung stehen, und der Umstand, dass keine Schüler aus Montabaur die Schule 
besuchen, die geforderte Erhöhung ablehnt. 
 
8 
Über den Verkauf des Grenzweges zwischen den Gemarkungen Eschelbach und dem Fabrik-
grundstück Olig zum Preis von 200 M pro Rute soll die Stadtverordnetenversammlung gehört 
werden. 
 
9 
Die Submission des Nutzholzes vom 12. Jan. 22 wird genehmigt und den Meistbietenden der 
Zuschlag erteilt. 
 
10 
Die Holzversteigerung vom 16. Jan. 22 im Distrikt   
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Wildämmerkopf wird genehmigt und auf die Beschwerde des Stadtr. Intra hier beschlossen, 
dass in Zukunft das Holz immer an Ort und Stelle ersteigert werden soll. 
 
11 
Wegen des Antrages der Frl. Anna Bauch im Hospital auf eine Unterstützung  
durch die Stadt soll zunächst Klarheit über die Vermögensverhältnisse der Antragstelerein 
beschafft werden. 
 
12 
Der Antrag des Armenpflegers Kindel auf kostenlose Überlassung  
von Brennholz an Frau Ickenroth, Gelbachstr. wird genehmigt. 
 
13 
Der Antrag des Försters Weppler auf Überlassung von 6 rm u. 150 Wellen Holz  
zu eigenem Wirtschaftsbedarf zum Preise von 23,50 M pro rm u. 90 M pro Hundert Wellen 
wird genehmigt. 
 
14 
Von der Mitteilung des Reg-Präsidenten betr. Überweisung von 115.000,-- M  
als Vorschuss zur Gemeindebesoldung wird Kenntnis genommen. 
 
15 
Von dem Schreiben der Lebensmitteleinkaufstelle Limburg betr. Verteilung eines Teiles der 
Kriegervereins an die Mitgliedsstädte  
wird Kenntnis genommen und bezügl. der Verwendung des auf Montabaur entfallenden Be-
trages von 8.500 M, wie Beschaffung von verbilligten Kartoffeln und Holz für die ärmere 
Bevölkerung und für Erwerbslosenfürsorge zu verwenden. 
 
16 
Bezüglich einer Besprechung der Angelegenheit des Grundstückstausches zwischen der Firma 
Nink und der Stadt war Herr Nink geladen und erklärte, dass er evtl. bereit sein würde, auf 
den Grundstückstausch 
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einzugehen, wenn ihm die Stadt 350.000 M darauf bezahle. Er will sich aber noch nicht fest-
legen und behält sich eine endgültige Entschließung vor. Er wird sobald als möglich Nach-
richt geben. 
 
17 
Von dem Schreiben des Landeshauptmanns betr. Pensionierung des Bürgermeisters Harten-
fels  
nimmt der Magistrat Kenntnis. Herr Beigeordneter Gaul berichtet sodann, dass Herr Harten-
fels sich ihm gegenüber bereit erklärt hat, von 1. Januar 22 ab wieder als Stadtrechner geführt 
zu werden. Hartenfels hofft bis zum 1. Juli 22 wieder soweit hergestellt zu sein, dass er den 
Dienst des Stadtrechners wieder aufnehmen kann und bittet um Beurlaubung bis dahin. Der 
Magistrat ist einverstanden, dass Herr Hartenfels wieder als Stadtrechner Dienst tut und be-
willigt ihm den Urlaub bis zum 1. Juli 22. Beim Reg. Präsidenten soll um Genehmigung 
nachgesucht und auch dem Landeshauptmann Mitteilung gemacht werden. Zunächst soll aber 
Herr Hartenfels schriftlich bestätigen, dass er bereit ist ab 1. Januar als Bürgermeister abzu-
danken, unter der Bedingung, dass er von diesem Zeitpunkt ab wieder als Stadtrechner geführt 
und bis zum 1. Juli 22 beurlaubt wird. 
 
Gez. Bahl, Flügel, Philippi, Mock, Germann 
 
 
 
Sitzung vom 26. Januar 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Philippi, Mock 
 
1 
Der Antrag des Johann Ickenroth auf Befreiung von der Grundsteuer  
wird genehmigt. 
 
2 
Der Erhöhung des Beitrages für den Lahnkanal-Verein auf 60 M 
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für das Jahr 1921 wird zugestimmt. 
 
3 
Die Holzversteigerungen vom 23. und 26. d. Monats im Distrikt Kieselbornseite werden ge-
nehmigt. 
 
4 
Betreffend die Herstellung des Gehbordtrottoir in der Albertstraße  
wird beschlossen: Soweit die Anlieger sich zur Tragung der anteiligen Kosten bereit erklärt 
haben, soll das Trottoir gebaut werden Soweit Nebgen Anlieger ist, wird nichts unternommen. 
 
5 
Auf den Antrag des Alois Sabel um weitere Stundung des Ertrages von 510 M  
für von der Stadt bezogenen Kartoffeln wird dem Antragsteller bis zum 15. Mai 22 Ausstand 
bewilligt. 
 
6 
Unterstützungsantrag der Frl. Bauch 
Der Antragstellerin soll mitgeteilt werden, dass der Magistrat in Anbetracht des Umstandes, 
dass ein Guthaben vorhanden ist, und außer den Zinsen davon eine Rente zur Verfügung 
steht, sich vorerst nicht veranlasst sieht, eine Unterstützung zu bewilligen. Es wird anheimge-
stellt, zunächst die vorhandenen Mittel aufzubrauchen. Sobald nachweislich nichts mehr vor-
handen ist, wird sie die Stadt selbstverständlich unterstützen. 
 
7 
Der Stellvertreter des Bürgermeisters wird beauftragt,  
an dem am 29.5. stattfindenden Gautag des Rhein-Mosel-Turngaues als Vertreter der Stadt 
teilzunehmen. 
 
8 
Der Antrag Best auf Bewilligung der Erwerbslosenunterstützung  
wird genehmigt. 
 
9 
Der Antrag des Gymnasiallehrers a.D. Christe auf Vorschuss von 500 M  
wird genehmigt. 
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10 
Der Unterstützungsantrag der Wwe. Renzel soll dem zuständigen Armenpfleger  
zur Äußerung übersandt werden, mit dem Ersuchen, die Familien- und Vermögensverhältnis-
se der Eltern der Antragstellerin festzustellen. 
 
11 
Auf den Antrag der kriegsbeschädigten Ortsgruppe Montabaur auf unentgeltliche Überlassung 
von 2 rm Holz an bedürftige Kriegsbeschädigte u. Hinterbliebene wir beschlossen: den dem 
Magistrat bekannten Bedürftigen soll das Holz zum halben Preise geliefert werden. Inbetreff 
der Übrigen soll die Antragstellerin zunächst über die Familien- u, Vermögensverhältnisse, 
die Arbeitsstelle und der Verdienst derselben Auskunft erteilen. 
 
12 
Der Antrag des Hospitals auf Erhöhung der täglichen Verpflegungskosten  
ist durch Beschluss 9 der Mag. Sitzung vom 5. Okt. 21 erledigt. Betreffs Anschaffung von 
Bettwäsche kann aus dem Hospitalfonds ein Betrag von 1000 M zur Verfügung gestellt wer-
den. 
 
13  
Bezügl. der Eintragung der städt. Wasserrechte wird beschlossen:  
die städt. Mühle soll in das Wasserbuch eingetragen werden. Der Stadttechniker wird den 
Lageplan den erforderlichen Bedingungen entsprechend anfertigen. Die übrigen Kosten über-
nimmt die Stadt. 
 
14 
Von dem ablehnenden Bescheid des Landeshauptmanns auf den Protest des Magistrats  
betr. Fällung der Ahornbäume in der Alleestraße wird Kenntnis genommen. 
 
15 
Der von der amerikanischen Behörde der Stadt zur Verfügung gestellte Lastwagenanhänger 
soll öffentlich versteigert werden. 
 
16 
Von dem Ergebnis der Quellenmessung im Distrikt Isbertslust  
ird Kenntnis genommen. 
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17 
Von der Einladung zur Begründung eines Provinzialausschusses für den Reg. Bez. Wiesbaden 
(Altershilfe des deutschen Volkes) und der Einladung des nassauischen Städtetages zur 2. 
Sitzung des Hauptausschusses in Rüdesheim am 3. u. 4. II. 22 wird Kenntnis genommen. 
 
Gez. Bahl, Philippi, Flügel, Mock 
 
 
 
Sitzung vom 3. Februar 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Dr. Wentrup, Flügel, Philippi, Germann u. Mock 
 
1 
Der Antrag des Aushilfspolizeibeamten Kugel  
auf Befreiung von der Hundesteuer wird genehmigt, falls auch der Kreis dem Antragsteller 
die Steuer erlässt. 
 
2 
Von dem Schreiben des Heinrich Colombel betr. Besichtigung des gekauften Holzes  
vor der Bezahlung wird Kenntnis genommen und beschlossen, das Gebot des Colombel als 
nicht als gegeben anzusehen und vom Vertrage zurückzusetzen, da es nicht angängig er-
scheint, von den Verkaufsbedingungen, mit denen auch Colombel sich einverstanden erklärte, 
abzuweichen. 
 
3 
Auf das Schreiben des Landrats betreffs Beihilfe an den Lehrer Hommrich zwecks Teilnahme 
an einem Kursus für landwirtschaftlichen Unterricht werden 100 M bewilligt. 
 
4 
Auf das Schreiben des Jean Köhler wegen Wohnung in der Stadtmühle  
wird beschlossen, das vermauerte Fenster auszubrechen, und für jede Familie dort eine eigene 
Abortanlage zu beschaffen. 
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5 
Die Versteigerung des Lastwagenanhängers  
vom 12.2.22 wird genehmigt. 
 
6 
Der Preis für Kartoffeln wird von 1. Febr. ab  
auf 100 M pro Zentner festgesetzt. 
 
7 
Von dem Schreiben des Herrn Nink vom 3.2. des Inhalts,  
dass er den Grundstückstausch ablehnt, wird Kenntnis genommen und beschlossen: Nach 
Verlegung der Selekta in die Präparantenanstalt wird das ganze Selektagebäude der 
Bach´schen Handelsschule pachtlos überlassen. Bach soll ein Angebot einreichen, die bisher 
Bach´sche Wohnung erhält der Seminarlehrer Kleinert. 
 
8 
Der Magistrat nimmt von dem Schreiben der Eisenbahndirektion Frankfurt  
betreffend die Größe der für das Eisenbahnbetriebsamt erforderlichen Räumen Kenntnis. Der 
Eisenbahndirektion soll mitgeteilt werden, dass der geplante Grundstückstausch nicht zustan-
de gekommen ist, der Magistrat sich aber weiterhin bemühen wird, eine andere Möglichkeit 
ausfindig zu machen. 
 
9 
Die Erledigung der Ausführung der Anleiheangelegenheit  
wird um 8 Tage vertagt. 
 
Gez. Bahl, Germann, Gaul, Flügel, Philippi, Mock 
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Sitzung vom 9. Februar 1922 
 
Anwesend waren die Herren: Bahl, Gaul, Philippi, Flügel, Germann, Mock 
 
1 
Auf das Schreiben des Landesbauamtes vom 8.2. betreffend den Beseitigung von Vereisungen 
der Fahrbahn auf Stellen des Vizinalweges Montabaur – Staudt wird beschlossen, an den ver-
eisten Stellen Kohlenasche u. Schlacke streuen zu lassen. Wegen Verlegung der Abfahrten 
soll im Frühjahr eine örtliche Besichtigung unter Zuziehung der Anlieger stattfinden. 
 
2 
Der Antrag des Stadtverordneten Intra, ihm eine Abschrift von einem Aktenstück fertigen zu 
lassen,  
wird abgelehnt, da es nach den Bestimmungen der Städteordnung nicht anhängig ist, Ab-
schriften von Aktenteilen zur Abgabe an Privatpersonen festzustellen. Selbstverständlich kann 
das fragliche Aktenstück in der in Betracht kommenden Sitzung verlesen werden. 
 
3 
Antrag des gemischten Chors auf Befreiung von der Vergnügungssteuer  
für das Konzert am 12.2.22. Die zu zahlende Vergnügungssteuer wird auf 100 M festgesetzt. 
 
4 
Die Reinigung und Reparatur der Batterie im E.W. durch die Akkumulatoren Gesellschaft in 
Frankfurt zum Preise von 25.887 M wird genhemigt. 
 
5 
Auf das Schreiben der Wohnungskommission betreffs Instandsetzung einer Wohnung bei H. 
Sauerborn wird beschlossen: die erforderlichen Mittel werden bewilligt und der Techniker 
Löwenguth mit der Durchführung der Arbeiten beauftragt. 
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6 
Betreffs der Veröffentlichung der hiesigen Jahrmärkte  
ist der Magistrat der Ansicht, dass die Veröffentlichung im Kreisblatt genügt. 
 
7 
Gesuch des Gastwirts Carl Gerz um Genehmigung der Pauschalsteuerzahlung für sein Licht-
spieltheater.  
Der Magistrat bewilligt bis auf weiteres eine Pauschalsteuer von 50 M pro Vorstellung, in der 
Erwartung, dass kein Preisaufschlag ohne vorherige Mitteilung erfolgt. Die 20% Kreissteuer 
werden besonders erhoben. 
 
8 
Auf die Beschwerden Meurer über die Festsetzung des Mietpreises  
für seine Wohnung auf 300 M wird die Miete für Meurer auf 250 M herabgesetzt und die für 
Hartenfels im gleichen Hause auf 170 M erhöht. 
 
9 
Der Antrag des Gewerbelehrers Frank auf Auszahlung des für Vertretungsdienst ihm zu-
stehenden Betrages von 133 M zur Beschaffung einer Schülerbücherei wird genehmigt. 
 
10 
Einer Anfrage des MEA zufolge werden die Mittel zur Zahlung der Differenz zwischen dem 
bisherigen Mietpreise von 15 M pro Monat und der neuen auf 45 % festgesetzten Mietsteige-
rung für die notarisch armen Mieterin Anna Kaiser bewilligt. 
 
11 
Baugesuch Ostermeier 
Der Magistrat hat im Prinzip gegen die Ausführung der Mauer nichts einzuwenden, verweist 
aber die Sache zwecks Prüfung der Frage der Zulässigkeit eines Fabrikgebäudes in dem weit 
geschlossenen Baugelände an die Baukommission und schlägt 
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eine Ortsbesichtigung vor. 
 
12 
Von dem Schreiben des Kreisausschusses,  
worin mitgeteilt wird, dass der für das Gymnasium beantragte Vorschuss abgelehnt wird, wird 
Kenntnis genommen und beschlossen, dem Kreistagsmitglied Herrn Dr. Teves davon Mittei-
lung zu machen. 
 
13 
Auf das Schreiben des Rhein-Mainischen Verbandes für Volksbildung  
betr. Aufführung von Opern in Montabaur soll geantwortet werden, dass die Stadt bereit ist, 
den geäußerten Wünschen in weitgehenderweise Entgegenkommen zu zeigen. Betreffs Klar-
stellung der einzelnen Fragen erscheint es jedoch erwünscht, persönliche Verhandlung einzu-
leiten. Wir bitten deshalb, Herrn Abgeordneten an einem der nächsten Donnerstagnachmittage 
von 4 – 6-Uhr hier vorsprechen zu lassen. 
 
14 
Bei der am Montag den 13.2. anberaumten Holzversteigerung  
für die Montabaurer Bürger im Distrikt Pracht sollen nur Wellen abgegeben werden und die 
einzige für die Montabaurer Bürger sein. 
 
Gez. Bahl, Philippi, Germann, Flügel, Gaul, Mock 
 
 
Sitzung vom 14. Febr. 22 
 
Anwesend die Herren: Flügel, Philippi, Germann, Mock 
 
1 
Die Löschungsbewilligung betr. die Sicherungshypothek auf dem Grundstück der Frl. Han-
nappel wird unterschrieben. 
 
2 
Der Magistrat ist mit dem Verkauf des Grenzweges an Olig 
zum Preise von 400 M pro Rute einverstanden. 
 
Gez. Mock, Flügel, Philippi, Germann 
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Sitzung vom 16. Februar 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Philippi, Germann, Flügel, Mock 
 
1 
Von dem Schreiben des evangelischen Kirchenvorstandes hier,  
worin derselbe seinem Befremden darüber Ausdruck gibt, dass die zu besetzende Bürgermeis-
terstelle hiesiger Stadt nur für katholische Bewerber ausgeschrieben worden ist, wird Kennt-
nis genommen. 
 
2 
Wegen der augenblicklich geringen Beschäftigung des städt. Fuhrwerks,  
erklärt sich der Magistrat damit einverstanden, dass die Holzanfuhr für die Schule an der Kob-
lenzerstr. Und fürs Hospital, jetzt schon durch das städt. Fuhrwerk vorgenommen wird; wei-
ter, das Reißen des Holzes durch die  städt. Arbeiter. 
 
3 
Der Magistratsbeschluss vom 19.1. wird dahin abgeändert, dass der aus der Verteilung eines 
Teils des Reingewinns der Rhein-Mainischen Lebensmittelstelle  
auf die Stadt Montabaur entfallende Betrag von 8.500 Mark dazu verwendet werden soll, in 
Zukunft der ärmeren bedürftigen Bevölkerung der Stadt zur Beschaffung von verbilligten 
Kartoffeln und Holz Zuschüsse zu gewähren. Gleichzeitig wird versichert, dass die geplanten 
Zuschüsse nicht auf gesetzlichen Verpflichtungen beruhen. 
 
4 
Der Magistrat beschließt, auch den übrigen von den Kriegsbeschädigten,  
Ortsgruppe Montabaur vorgeschlagenen Bedürftigen und der Frau Paulus Wwe hier, Brenn-
holz zum halben Preise 
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zu liefern. 
 
5 
Antrag des Studienrats Jäger- Vereinigung Neu-Deutschland – auf Nachlass der Strom- und 
Materialienrechnung des Elektrizitätswerkes hier,  
bei der Aufführung des Sebastianusfilmes am  
Auf den in Rechnung gestellten Betrag wird verzichtet, in der Voraussetzung, dass derselbe 
dem Tuberkulosefonds zugutekommt. 
 
6 
Die Holzversteigerungen im Distrikt „Schnepfenheck“ werden genehmigt. 
 
7 
Herr Beigeordneter Gaul wird beauftragt, mit Herrn Direktor zu verhandeln, ob es sich nicht 
doch noch ermöglichen lässt, dass Herr Kleinat in dem Seminar wohnen bleiben kann. 
 Ferner soll das Provinzialschulkollegium ersucht werden, dem zuständigen Dezernenten 
zwecks Entscheidung der Angelegenheit hierher kommen lassen zu wollen. 
 
8 
Von der Nachweisung der Stadtkasse über den Bestand und die Anschaffungskosten der Not-
geldscheine  
wird Kenntnis genommen und beschlossen: die Selbstkosten für die einzelnen Scheine zu 10, 
25 & 50 Pfg. sind festzustellen. Kassenfrische Scheine werden nicht mehr ausgegeben, mit 
der Buchhandlung Kalb ist erneut zu verhandeln, welchen Preis Kalb für eine Serie bietet. 
 
9 
Gesuch des Franz Quirmbach, um Beschäftigung von 4 Stunden am Tage, als Heizer im 
Elektrizitätswerk. 
Der Magistrat erkennt an, dass er immer seine Pflicht als Heizer, während seiner Arbeitszeit 
bei der Stadt – Elektrizitätswerk – getan hat. Der Magistrat ist aber nicht in der Lage, Quirm-
bach jetzt wieder einzustellen. Es 
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soll Quirmbach anheimgestellt werden, sich erwerbslos zu melden. 
 
10 
Der Frau Anna Görg werden auf ihr Gesuch hin die Reinigungsarbeiten  
in der Selekta für die Monate Februar & März je 50 Mark bewilligt. 
 
11 
Gesuch des Peter Kunoth, Mathias Scherer auf Ausgrabung der Erdstöcke  
im Distrikt Schnepfenheck. Der Magistrat erklärt sich mit der Ausgrabung einverstanden. 
Antragsteller sollen für die Erdstöcke den Preis vom Vorjahre an die Stadt zahlen, weiter die 
Beschaffung eines Waffenscheines herbeiführen und dieselben Bedingungen erfüllen. 
 
12 
Das Schreiben des Landeshauptmannes vom 30. Januar 1922 Nr. 8605 – betr. Zahlung der 
erhöhten Gebühren für die vertragsmäßig gestattete Einführung des Tages-Grundpreises pp 
von Eisschrotplatz in linksseitigen Graben d – bis er Bezirksstraße Limburg  Coblenz, soll 
Herrn Dr. Wentrup hier zur gutachterlichen  juristischen Äußerung- bis zum 22.2.22 über-
sandt werden. 
 
13 
Der Magistrat beschließt, die Anleihe in Höhe von einer Million M  
bei der Nassauischen Landesbank aufzunehmen, nach Kenntnisnahme der übersandten Be-
dingungen vom 7. Februar 1922. 
 
14 
Der Magistrat nimmt Kenntnis, von dem Schreiben des Regierungs-Präsidenten, 
 dass in der Wohnungssache Wörsdörfer eine Beschwerde des Oberzoll-Inspektors Adams 
von hier bei der Regierung nicht eingegangen ist, und beschließt, der Oberzoll-Inspektor 
Adams soll aufge- 
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fordert werden, der Wohnungskommission schriftlich sein Antrag darüber auszusprechen, 
dass er in der Öffentlichkeit Behauptungen über die Tätigkeit der Wohnungskommission auf-
gestellt hat, die den Tatsachen nicht entsprechen. Nur unter dieser Voraussetzung sieht der 
Magistrat davon ab, die Sache dem Oberstaatsanwalt zu unterbreiten. 
 
Gez. Bahl, Germann, Flügel, Gaul, Philippi, Mock 
 
 
 
 
Sitzung am 24. Februar 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Flügel, Germann, Philippi  
 
1 
Von dem Schreiben des Herrn Bürooberinspektor Mönig aus Hagen betr. Dienstantritt  
als Bürgermeister am 25.III. 1922 und Nachfrage nach einer Wohnung wird Kenntnis ge-
nommen. Der Magistrat hält es für angebracht, dass Herr Mönig nach Ankunft zunächst eini-
ge Tage im Hotel Schlemmer wohnt. Danach soll in seinem Beisein eine seinen Wünschen 
entsprechende Wohnung gesucht werden. 
 
2 
Die unterschriftliche Vollziehung der Vollmacht betr. Verkauf des Weges Parzelle 119/5857 
an die Eheleute Fabrikant J. Olig wird vorgenommen. 
 
3 
Der Vertrag mit Peter Kunoth u. Math. Scherer betr. Rodung von Stockholz wird genehmigt 
und unterschriftlich vollzogen. 
 
4 
Vermietung des Selektagebäudes an Willi Bach.  
Der Magistrat ist mit der Miete von 4000 M jährlich einverstanden. Die Herren Dr. Wentrup 
u. Kreis- 
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baumeister Gaul werden den Vertrag entwerfen. Das Kündigungsrecht soll jährlich gehalten 
werden. 
 
5 
Der Antrag des Herrn Rechtsanwaltes und Notars Dr. Wentrup  
auf Überlassung von 50 Lärchenpfosten wird zum Durchschnittspreise genehmigt. 
 
6 
Antrag des Turnvereins auf kostenlose Überlassung von 400 Tannenstangen und 8 – 10 Fest-
meter Holz für das diesjährige Gaufest.  
Bei Herrn Forstmeister Buse soll um Genehmigung und um gefl. Äußerung darüber nachge-
fragt werden, welchen Wert die beantragte Menge Holz hat. Im übrigen wird die Sache der 
Wald- u. Finanzkommission überwiesen. 
 
7 
Antrag des Gärtners Jakob Schneider auf Abgabe von 6 – Festmeter Tannen und 3 – 4 fm 
Eichenbauholz zu einem ermäßigten Preise. 
Das Gesuch soll an Forstmeister Buse zur gefl. Äußerung überwiesen werden. Im Prinzip ist 
der Magistrat damit einverstanden, ist jedoch der Ansicht, dass die Fenster aus Kiefernholz 
hergestellt werden können. 
 
8 
Der Antrag des Gastwirts Georg Steinebach auf Abgabe von 20 Stück Lärchenpflanzen I. 
Klasse  
wird genehmigt. 
 
9 
Zu dem Gesuch der Wwe. Elisabeth Braun um Gewährung von Armenunterstützung  
sollen der zuständige Armenpfleger sowie Herr Hartenfels und die Tochter Maria Segner ge-
hört werden. 
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10 
Betreffs Erhöhung der Sicherheitssumme für Fruchtforderungen des Elektrizitätswerkes wird 
beschlossen. Es sollen weiter Sparkassenbücher oder Wertpapiere hinterlegt werden. 
 
11 
Bezügl. der Beihilfe für Kleinrentner wird beschlossen, 1/3 der vorgeschlagenen Beihilfe auf 
die Stadt zu übernehmen. 
 
12 
Auf das Schreiben des Technikers Löwenguth betr. Abschaffung eines Ziegenbockes  
wird beschlossen, einen Bock zu verkaufen, zunächst soll bei dem Lieferanten angefragt wer-
den, ob er dafür Verwendung hat. 
 
13 
Das Baugesuch des Eisenwerkes Taphorn u. Olig Cie. Auf Errichtung eines Fabrikgebäudes 
in der Hohestraße wird genehmigt. 
 
14 
Das Baugesuch Heimann Stern Witwe auf Errichtung eines Schuppens mit Kohlenlage  
wird genehmigt. 
 
15 
Mit dem Antrag des Sägewerkes Adam Quirmbach auf Erhöhung des Strompreises  
on 1,50 M auf 2,50 M soll geantwortet werden, dass der Magistrat nicht in der Lage ist, alle 4 
Wochen Preiserhöhungen eintreten zu lassen. Hinsichtlich Anschluss an die Überlandzentrale 
soll Ingenieur Carl Thewalt gehört werden und die Mutter Frau Sanitätsrat Thewalt nach sei-
ner Adresse gefragt werden. 
 
16 
Von dem Antrag des Lehrers Hommerich auf Ersatz der Eisenbahn Fahrkarten für Januar und 
Februar 1922  
wird Kenntnis genommen und beschlossen: Hommerich soll erst gefragt werden, ob er von 
der Regierung schon für diese Reisen einen Zuschuss bekommt. 
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17 
Die Angelegenheit betr. Vernichtung des beschädigten Notgeldes wird vertagt. Es soll Offerte 
für Neuanfertigung von 10 Pfennig Scheinen eingeholt werden. 
 
18 
Auf den Antrag der Landwirte, die Versteigerung der freiwerdenden städt. Grundstücke mög-
lichst bis zum 15. März d. Js. vorzunehmen, wird beschlossen: 
Im März sollen die Grundstücke verpachtet werden und der Anfang im Teufelsaalen gemacht 
werden. 
 
19 
Anträge auf Gewährung von Erwerbslosenunterstützung mit Beschluss des Erwerbslosenaus-
schusses. 
Die Erwerbslosenunterstützung wird genehmigt indessen sollen die Antragsteller möglichst 
bald die beantragten Stangen hauen. 
 
20 
Fünf weitere Anträge auf Gewährung von Erwerbslosenunterstützung,  
welche vom Erwerbslosenausschuss noch nicht geprüft worden sind, werden genehmigt. 
 
21 
Kostenanschlag zur Errichtung der Wohnung Kespe im Hause des Postschaffners Pötz.  
Genehmigt. Soll verzinst und amortisiert werden. 
 
22 
Der Einspruch Georg Sauerborn gegen die Vornahme baulicher Veränderungen in seinem 
Wohnhaus  
wird der Wohnungskommission zur Kenntnis und Äußerung überwiesen. 
 
23 
Auf die Eingabe der Barmh. Brüder wegen Holz  
wird die Abgabe zum Durchschnittspreise beschlossen. 
 
Gez. Bahl, Germann, Philippi, Gaul, Flügel 
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Sitzung am 2. März 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Mock 
 
1 
Anträge des Seel Karl, Hölzgen Joh, Henritzi Georg, Joh. Disper Jac., Edel, Jos. Auf  Bewilli-
gung der Erwerbslosenunterstützung.  
In Abänderung des Magistratsbeschlusses vom 24.2.22 wird die Erwerbslosenunterstützung 
für Hölzgen, Henritzi, Edel und Disper mit Ausnahme des Zuschlages für dessen Tochter He-
lena, bewilligt, für Seel abgelehnt, weil er von seiner bisherigen Arbeitsstelle aus einem 
Grunde entlassen wurde, zufolge dessen in diesem Falle nach § 6 Anm.5 der Erwerbslosen 
Fürsorgeverordnung die Unterstützung nicht gewährt werden darf. 
Wenn Disper auf den Zuschlag für seine Tochter besteht, soll er ein ärztliches Zeugnis dafür 
bringen, dass seine Frau krank ist und seine Tochter deshalb ihren Beruf nicht nachgehen 
kann, sondern im Hause tätig sein muss. 
 
2 
Betreffs Verziehung und Amortisation des Erstellungs-Kostenbetrages der Wohnung für den 
Amtsgehilfen Kespe im Hause Pötz Gelbachstraße wird beschlossen: 
Kespe soll den Betrag mit 4% verzinsen und monatlich 20 M abtragen. 
 
3 
Baugesuch Arnst 
Der Magistrat ist mit der geplanten Vergrößerung der Werkstatt einverstanden und gestattet 
dem Antragsteller über die Baufluchtlinie hinaus zu bauen unter der Bedingung, dass er wie-
der abreist, wenn die Straße fluchtlinienmäßig ausgebaut wird. 
 
4 
Schreiben des Oberbürgermeisters in Coblenz betr. Teilnahme der städt. Angestellten an ei-
nem Vollkursus für Stadtsekretäranwärter. 
Nach Kenntnisnahme wird beschlossen, die Sache bis nach Ankunft des neuen Bürgermeis-
ters zu vertagen. 
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5 
Gesuch des Gärtner Schneider um Abgabe von 6 – Tannen sowie Eichenbauholz 
Schneider soll durch seinen Schreiner den Nachweis erbringen, wieviel und wofür er im Ein-
zelnen das Holz benötigt. 
 
6 
Von dem Schreiben des Landeshauptmanns vom 19.2.22 betr. Pflasterung der Coblenzerstr. 
mit Kleinpflaster wird Kenntnis genommen und beschlossen: 
Der Magistrat ist mit der Abänderung der Bedingungen in der angeführten Weise einverstan-
den. Jedoch soll die Stadtverordnetensitzung gehört werden und an die Anlieger eine Rund-
frage ergehen, ob sie ¼ der entstehenden Kosten beizutragen sich verpflichten. 
 
7 
Dem Antrage Witwe Elisabeth Braun auf kostenlose Abgabe von 50 Wellen  
wird stattgegeben. 
 
8 
Antrag der Anna Hannappel auf Herabsetzung des Preises für ein Klafter Holz,  
den sie im Distrikt „Kieselbornseite“ für 1.065Mk gesteigert hat auf die Hälfte  
wird um 8 Tage vertagt. 
 
9 
Antrag des Wilhelm Hermes um Abgabe von 5 Stück Baustangen von 14 cm Durchmesser zu 
verbilligtem Preis. 
Der Magistrat empfiehlt dem Antragsteller sich das Holz zu steigern. 
 
10 
Eingabe des Volksbildungsvereins um Befreiung bzw. Ermäßigung der Vergnügungssteuer 
für die Zukunft. 
Die Veranstaltungen des Volksbildungsvereins sind in Zukunft steuerfrei. 
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11 
Von der gutachtlichen jur. Äußerung des Herrn Dr. Wentrup über die Unterzeichnung von 
Nachträgen zu den Verträgen mit dem Bezirksverband wird Kenntnis genommen und be-
schlossen: 

a) In Limburg, Weilburg, Herborn, Dillenburg, Hachenburg soll angefragt werden, wie 
sich die Stadtverwaltungen zu dieser Angelegenheit stellen. 

b) Dem Bezirksverband soll mitgeteilt werden, dass beabsichtigt sei, sich wegen dieser 
Frage mit anderen Städten in Verbindung zu setzen, und auch beabsichtigt sei, eine 
Entscheidung des Kommunallandtages herbeizuführen und dass der Bezirksverband 
gebeten wird, die Sache bis dahin auf sich beruhen zu lassen. 

 
12 
Notgeldbestellung und Angebot Kalb 

a) Der Magistrat ist bereit, alle vorhandenen kassenfrischen Notgeldscheine an die Buch-
handlung Kalb zu geben und auch noch 400.000 M 10-Pfg-Scheine zu bestellen, wenn 
Kalb 60 Pfg pro Serie zahlt. Kalb soll dann Vorschläge machen, wie er den Betrag 
zahlen will. Der Magistrat hält es jedoch für angebracht, wenn der ganze Betrag mög-
lichst bis zum 1. April 23 bezahlt ist. 

b) Bezüglich der Vernichtung des beschädigten, unbrauchbaren Notgeld wird beschlos-
sen: Alle 8 Tage soll die vorhandene Menge der unbrauchbaren Scheine nach genauer 
Zählung in Gegenwart des Magistrats verbrannt und darüber Protokoll geführt werden. 

13 
Von dem Schreiben des Hess. Nass. Wirtschaftsverbandes vom 17. Februar 1922  
betr. Erhöhung der Löhne der Arbeiter durch Schiedsspruch vom 16.2.22 wird Kenntnis ge-
nommen. 
 
14 
Eingabe Kindel, Höhn, Jung betr. Wiederherstellung des Pflasters des zwischen diesen An-
wohnern liegenden 
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Gäßchens und der Färberbachstr. 
Das Pflaster in dem genannten Gäßchen soll ausgebessert werden. Löwenguth soll sich die 
Stelle ansehen und unter Berücksichtigung etwaig vorhandener zur Reparatur geeigneten Ma-
terials wegen Behebung der Mängel Vorschläge machen. 
 
15 
Antrag der Frau Philippi Kirchstr. 16 auf Ermäßigung des Preises für Kartoffeln. 
Die Antragstellerin soll angeben, wieviel sie vor Ausgabe der Kartoffeln bezahlen will. 
 
16 
Von dem Schreiben des Quirmbach betr. Einstellung der Stromlieferung und der in dieser 
Angelegenheit vom E.W. in Freilingen eingeholten Auskunft wird Kenntnis genommen. 
 
17 
Einspruch Rossbach gegen die beschlossene Jagdpacht  
Der Einspruch wird zurückgewiesen. 
 
18 
Antrag der städt. Arbeiter auf Erhöhung der Gebühr für Mehlabtragen. 
Der Magistrat sieht sich nicht veranlasst, eine Gebühr festzusetzen, da die bisherige Bezah-
lung auf freier Vereinbarung beruht. Den städt. Arbeitern wird anheimgestellt, sich die Ge-
bühr nach den Speditionspreisen erhöhen zu lassen. Im übrigen hat der Magistrat nichts dage-
gen, wenn den Bäckern in Zukunft das Mehl lediglich vor die Tür gefahren wird. 
 
19 
Schreiben des Reklams-Universum betr. einer repräsentativen Anzeige der Stadt Montabaur 
in der Sondernummer Vater Rhein.  
Der Magistrat nahm Kenntnis. 
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20 
Neuverteilung der Spielabende auf dem Jugendspielplatz.  
Die Benutzung des Jugendspielplatzes wird dahin geregelt, dass der Platz zur Verfügung 
steht: 
 
Montagabend     der Jugendkraft (35) 
Dienstagabend  Rasenspiele (50) 
Mittwochabend  Sportverein 1912 (99) 
Donnerstagabend  Turnverein 
Freitagabend   Sportverein 1912 
Samstag     6 – 8 Uhr   
„     8 – 19 Uhr                       (60) 
Sonntagvormittag   Sportverein 1912 
 
Die auf einen Wochentag fallenden Festtage gelten als Werktage 
Hinsichtlich der Sonntagnachmittage einigen sich die Vereine untereinander. 
 
21 
Eingabe des Sportvereins 1912 auf Zuweisung des Jugendspielplatzes für beide Ostertage. 
Am 1. Ostertag soll der Platz dem Sportverein 12 zur Verfügung stehen. Wegen des 2. Oster-
tages soll sich der Sportverein mit den anderen Vereinen vereinbaren. 
 
Gez. Bahl, Germann, Philippi, Gaul, Dr. Wentrup, Mock 
 
 
 
Sitzung vom 6. März 1922 
 
In Ergänzung des Magistratsbeschlusses vom 19. Januar 1922 erklärt sich der Magistrat damit 
einverstanden, dass Bürgermeister Hartenfels mit Wirkung vom 1. Januar 1922 abdankt und 
beschließt, demselben die Zeit vom 1.4.1921 bis zum 31.Dezember 1921 auf sein Besol-
dungsdienstalter als Stadtrechner anzurechnen. 
 
Gez. Bahl, Philippi, Mock, Gaul 
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Sitzung am 9. März 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Flügel, Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Mock 
 
1 
Betr. Verlegung Präparandenklasse in das Seminar  
erklärt sich der Magistrat damit einverstanden, und wird dafür Sorge tragen, dass 6 – 8 Schü-
ler einen Aufentshaltsraum und einen Schlafraum in dem Präparandengebäude erhalten, und 
verpflichtet sich, sobald eine geeignete Wohnung frei wird, diese dem Seminarlehrer Kleinert 
zuzuweisen. Ferner beschließt der Magistrat diese Sache als eiligen Antrag zur morgigen 
Stadtverordnetenversammlung zu bringen. 
 
2 
Eingabe des Elternbeirates betr. Verlegung der Volksschule in das freiwerdende Präparanden-
anstaltsgebäude und Schreiben des Herrn Notars Dr. Wentrup in dieser Angelegenheit.  
Nach Kenntnisnahme befürwortet der Magistrat die Angelegenheit der zuständigen Kommis-
sion zu überweisen und empfiehlt zu der Sitzung die Elternbeiräte der Volksschule und der 
Selekta zuzuziehen. Kreisbaumeister Gaul soll ersucht werden, Zeichnungen der in Betracht 
kommenden Schulgebäude betr. ihre Belegungsmöglichkeit mit Klassen anzufertigen und 
vorzulegen. 
 
3 
Über den Beitritt zu der zu gründenden Wohnungsfürsorgegesellschaft für den Reg. Bez. 
Wiesbaden GmbH wird beschlossen: 
Herr Kreisbaumeister Gaul wird beauftragt, an der am 18. März in Wiesbaden stattfindenden 
Besprechung teilzunehmen und darüber zu berichten. Die Beschlussfassung über den evtl. 
Beitritt zu der zu gründenden Wohnungsfürsorgegesellschaft wird bis nach dem Vorliegen des 
Berichtes des Herrn 
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Kreisbaumeisters Gaul vertagt. 
 
4 
Die Beschlüsse der Wald- und Finanzkommission vom 14.2. und 3.3. betr. die Wellenverlo-
sung und Abgabe von verbilligtem Holz an die Leute, die ein Gesuch darum einreichen, 
 werden genehmigt mit der Maßgabe, dass 

a) wegen Gesuch Bechtel bei Sauerborn nach dem Verdienst des Antragstellers angefragt 
werden soll, weil er sich als Minderbemittelter meldete. 

b) die Abgabe von 50 Wellen an Math. Becker  Bahnhofstraße nicht genehmigt wird, da 
dessen Verwandte in guten Verhältnissen leben und 

c) die Verlosung durch die Waldkommission erfolgt. Ein Beamter wird zugezogen, der 
das Protokoll führt. Nach der Auslosung soll eine Bekanntmachung erfolgen, dass die 
Auslosung stattgefunden hat und die Holzzettel auf dem Rathaus abgeholt werden 
können. 

Ferner werden der Wwe. Peter Weyer 50 Wellen zum verbilligten Preise bewilligt. 
 
5 
Verfügung des Ministers des Innern vom 14.1. betr. baldiger Durchführung einer endgültigen 
Besoldungsregelung. 
 Auf Grund des § 1 des Gesetzes vom 8.7.20 betr. Regelung verschiedener Punkte des Ge-
meindebeamtenrechts beschließt der Magistrat die Gehälter der städt. Beamten einschl. derje-
nigen des Gymnasiums vom 1.10.20 ab nach dem preuß. Gesetz über eine Änderung und Ver-
sorgungsbezüge vom 14.11.21 sowie des Ergänzungsgesetzes vom 9.2.1922 zu regeln. 
 
6 
Unterstützungsantrag der Wwe. Renzel.  
Bis zur Entscheidung über das schwebende Verfahren wegen einer Militärrente werden der 
Antragstellerin 150 M monatlich bewilligt. 
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7 
Antrag der Berta Heimann auf unentgeltliche Abgabe von Brennholz. 
Der Antrag wird genehmigt. 
 
8 
Antrag der Wwe. Elisabeth Braun auf Armenunterstützung.  
Unter Bewilligung der Eingabe aus der Maria D`Avis Thönges`schen Stiftung im Betrage von 
jährlich 80 M wird der Antrag auf Armenunterstützung unter Hinweis auf die Unterstützungs-
pflicht der Kinder abgelehnt. 
 
9 
Antrag Hommerich auf Bewilligung der tägl. Reisekosten. 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
10 
Wohnungs- u. Diebstahlsangelegenheit Fischer. 
Fischer soll mitgeteilt werden, dass der Magistrat diesmal noch davon absieht, Anzeige zu 
erstatten, dass er aber in Zukunft keine Schonung mehr zu erwarten hat. Fischer soll die Woh-
nung im E.W. räumen und die Wohnung bei Rentner Müller Hospitalstr. Erhalten. 
 
11 
Schreiben der Buchhandlung Kalb betr. Vorschlag des Magistrats wegen Übernahme des 
Notgeldes die Serie zu 60 Pfg. 
Die Scheine werden zu 50 Pfg pro Serie abgegeben. 
 
12 
Der Antrag des Stadtsekretärs Backes  auf Überlassung des  
Bauplatzes in der Heckenbitz als Hausgarten zu seiner Dienstwohnung wird genehmigt. 
 
13 
Das Baugesuch des Gesellenvereins  
wird genehmigt. 
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14 
Von dem Schreiben des Hess. Nass. Wirtschaftsverbandes betr. Erhöhung der Dienstbezüge 
der Angestellten nimmt der Magistrat Kenntnis. 
 
15 
Gesuch des Gärtners Schneider auf Abgabe von verbilligtem Holz (Bauholz) 
Das Holz wird aus dem Einschlag abgegeben und unter Vorbehalt der Zustimmung der Stadt-
verordnetenversammlung und für den fm Tannen 500 M und für den fm Eichen 750 M festge-
setzt. Der Stadttechniker Löwenguth soll den Antrag betr. der gewünschten Mengen und ihrer 
Verwendung nachprüfen. 
 
16 
Antrag Spiegel auf unentgeltliche Abgabe von Brennholz. 
Der Antragsteller erhält 50 Wellen unentgeltlich. 
 
17 
Antrag des Konvikts auf kostenlose Überlassung von Licht, Wasser und einigen Klaftern Holz 
für das Schuljahr 1922/23. 
Es soll zunächst festgestellt werden, was an Wasser, Licht und Holz verbraucht wird. 
 
18 
Der Antrag des Sportvereins 1912 um pachtweise Überlassung eines Grundstückes zwecks 
Ausbau zu einem Sportplatz  
wird abgelehnt. 
 
19 
Schreiben des Elektr. Werkes betr. Stromlieferung Quirmbach vom 9.3.22 
Herr Philippi wird mit der Prüfung der Angelegenheit beauftragt und die Sache um 8 Tage 
vertagt. 
 
20 
Antrag der Firma Kutting u. Hambach auf Überlassung von 190 Stangen I. Klasse zum Preise 
von 43 M pro Stück. 
120 Stück Stangen I. Klasse und 50 Stück II. Klasse können zum 
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Durchschnittspreise abgegeben werden. Wegen des Preises soll Forstmeister Büse um gefl. 
Anhörung ersucht werden. 
 
21 
Die Holzversteigerung vom 8.3.22 im Distrikt „Pracht“  
wird genehmigt. 
 
22 
Antrag Hermes auf weiter Bewilligung der Erwerbslosenunterstützung. 
Die Erwerbslosenunterstützung wird bis zur Aufnahme der Arbeiten bei der Wasserleitung, 
spätestens aber bis nach Ablauf von 13 Wochen genehmigt. 
 
Gez. Bahl, Philippi, Mock, Germann, Flügel 
 
 
Sitzung vom 16. März 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Flügel, Germann, Philippi, Mock 
 
1 
Von dem Schreiben des Bürooberinspektors Mönig, dass er infolge Erkrankung seinen Dienst 
als Bürgermeister der Stadt Montabaur am 15.3. nicht antreten kann  
wird Kenntnis genommen. 
 
2 
Das Baugesuch Kutting  
wird vom Magistrat genehmigt. 
 
3 
Dem Baugesuch Heimann Stern Wwe  
wird auf die Mitteilung des Landesbauamtes vom 9.3.22 hin die Genehmigung versagt, da es 
der Magistrat für durchaus nicht angängig 
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hält, dass über den Stadtbach eine Bauanlage geschweige eine Abortanlage errichtet wird. 
 
4 
Antrag des Rektors Stillger auf pachtweise Überlassung eines Grundstückes zwecks Errich-
tung einer Garten- und Obstanlage. 
Der Antrag wird aus prinzipiellen Gründen abgelehnt. Der Magistrat würde durch die Ge-
nehmigung des Antrages eine Ausnahme schaffen, die zu schweren Differenzen führen wür-
de. Es wird dem Antragsteller anheimgestellt, sich das Grundstück zu pachten. 
 
5 
Antrag K. Lenaif die Erdstöcke im Wald holen zu lassen und zu einem billigen Preis als 
Brennholz abzugeben. 
Es soll bei der Forstbehörde angefragt werden, wie hoch sich die Werbungskosten stellen 
würden, ob sich Leute für die Gewinnung finden würden und welche Distrikte in Betracht 
kommen. 
 
6 
Antrag Klersy auf Nachlass des Wassergeldes für 1921.  
Der Antrag wird mit Rücksicht darauf, dass viele Einwohner den Herbst und Winter hindurch 
ihren Bedarf an Wasser straßenweit holen müssten, abgelehnt. 
 
7 
Schreiben des Provinzialschulkollegiums betreffend Schaffung einer Aufrückungsstelle 
 in Gruppe 11 für 2 Studienräte des hiesigen Gymnasiums und Bewilligung der Mittel durch 
die Stadt. 
Die erforderlichen Mittel werden bewilligt. Die Stadtverordnetenversammlung soll darüber 
gehört werden. 
 
8 
Schreiben der Lehrer Hommerich betr. baldigster Zuweisung einer Wohnung. 
Das Schreiben wird der Wohnungskommission überreicht. 
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9 
Antrag des P. Weyer auf Anbringung einer elektr. Lampe in der ersten Seitengasse links des 
vord. Rebstockes. 
Die Lampe vom Löb´schen Hause soll am Haus Thoma angebracht werden. 
 
10 
Bericht des Stadttechnikers Löwenguth über den Bedarf des Konvikts an Licht, Wasser, Holz. 
Die Angelegenheit wird der Finanzkommission überwiesen. 
 
11 
Antrag der Firma Jos. Olig auf Überweisung von 400 Stangen 1. U. 3. Klasse für Einfriedi-
gungszwecke. 
Dem Antragsteller soll geantwortet werden, dass dem Antrage nicht mehr stattgegeben wer-
den konnte, da die gewünschten Stangen nicht mehr vorhanden sind und eine Nachfällung 
ausgeschlossen ist. Im übrigen liegen so viel Gesuche vor, dass nur zu Neubauten Holz zu 
verbilligten Preise abgegeben werden kann. 
 
12 
Der Antrag von Wwe. Meurer Wirzenborn um Zuteilung von 4 – 5 fm gefallener Fichten zu 
Bauzwecken  
wird abgelehnt. 
 
13 
Der Antrag Kutting auf Abgabe von 23 fm Stammholz 75 Stangen I. Klasse und 8 fm Lär-
chenholz zu Bauzwecken und zu ermäßigtem Preise soll Forstmeister Buse zur gefl. gutachtli-
chen Äußerung weitergereicht werden. 
 
14 
Eintragung der Wiesenbewässerungberichte. 
Das Landratsamt soll ersucht werden, die Eintragung der Wiesenbewässerungberichte für 
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Stadtgemeinde zu übernehmen. Die entstehenden Kosten schätzungsweise 3000 Mk werden 
von der Stadt übernommen. 
 
15 
Pflasterung der Coblenzerstrasse 
Nur die linke Seite der Coblenzerstraße wird mit Bürgersteig versehen und zwar vom Brüder-
haus bis Kreuzkapelle. Dem Landesbauamt soll sofort Mitteilung gemacht werden. Die An-
liegerbeiträge ergeben sich aus dem Ortsstatut. 
 
16 
Vergnügungssteuerverordnung 
Der Magistrat beschließt die Steuersätze nach der Vergnügungssteuerverordnung vom 5.11.21 
auch im neuen Rechnungsjahr 1922 zu erheben. 
 
17 
Antrag des „Sportvereins 1912“ auf Genehmigung der Unterverpachtung von 3 Morgen Wie-
se von Herrn Eschenauer an den Sportverein. 
Die Unterverpachtung wird genehmigt mit der Maßgabe, dass Eschenauer das Grundstück 
nach Ablauf der Pachtzeit in nutzbarem Zustand geackert und besät zurückgibt und im übri-
gen die Bedingungen des Pachtvertrages der Stadt mit Eschenauer bestehen bleiben. 
 
18 
Schreiben Dr. Wentrup in Sachen Marx 
Von dem Beweisbeschluss des Landgerichts Neuwied vom 9.1.22 wird Kenntnis genommen. 
Als Sachverständiger wird Fabrikant Blümke in Vielbach benannt. 
 
19 
Von der Einladung des Hess. Nass. Wirtschaftsverbandes zu einer Mitgliederversammlung 
am Montag, den 20. D. Mts. In Gießen nahm Dr. Wentrup Kenntnis. 
 
20 
Mitteilung des Kulturamts betr. Termin zur Einleitung 
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des Verfahrens der Fischereiablösung am 31.3.22  
nimmt der Magistrat Kenntnis. 
 
21 
Verfügung des Reichsministers der Finanzen betr. Änderung der Monatssätze der Wirt-
schaftsbeihilfe.  
Der Magistrat nahm von derselben Kenntnis. 
 
22 
Von dem Schreiben des Bezirksausschusses mit der Versagung der Genehmigung der vorge-
legten Jagdpachtsteuerverordnung  
nahm der Magistrat Kenntnis. 
 
23 
Schreiben des Kreisschulrats Kleemann betr. Einführung der Grundschule. 
Der Selekta, dem Gymnasium und Rektor Stillger soll Mitteilung gemacht werden. 
 
24 
Eingabe Hartenfels betr. Ermächtigung zum Verkauf einer Wiesenparzelle in der Gemarkung 
Oberelbert.  
Herr Hartenfels wird beauftragt Verhandlungen wegen des Verkaufs einzuleiten und das Er-
gebnis zu berichten. 
 
25 
Die Holzversteigerung im Distrikt „Schosshöber“ und „Hirschkopf“ vom 8.10. und 13. März 
22  
werden genehmigt. 
 
26 
Als Preis für 21 Klafter fürs Gymnasium geliefertes Holz  
sollen 42.000 Mark verrechnet werden. 
 
27 
Schreiben des Kreiswohlfahrtsamtes betr. Beitrag der Stadt zur Behandlung der Lungenkran-
ken Frau Jean Köhler in einer Lungenheilstätte.   
Zu den Kosten werden 1.550 Mk bewilligt. 
 
28 
Von der Aufstellung des Stadtsekretärs betr. 
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Verwendung des Bauholzes für Schneider  
wird Kenntnis genommen. 
 
29 
Eingabe des Wagners Wiesemann betr. weiterer Überlassung des Lagerplatzes in der „He-
ckenbitz“.  
Herr Bahl wird beauftragt in dieser Angelegenheit mit den Beteiligten im Interesse einer güt-
lichen Einigung zu verhandeln. 
 
30 
Schreiben des Elektr. Werkes betr. Stromlieferung durch Quirmbach 
Quirmbach werden 2,50 M pro KW ab 1. März bewilligt, in der Voraussetzung, dass im lau-
fenden Jahr keine Erhöhung mehr gefordert wird. 
 
Gez. Bahl, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 
 
 
Sitzung vom 23. März 1922 
 
Anwesend die Herren: Flügel, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 
 
1 
Vertretungskosten für Lehrer Noll.  
Die weitere Vertretung bis 31. Mai d. Js. wird genehmigt. 
 
2 
Brotrevision vom 22. März durch Polizeiwachtmeister Helm 
Bei Thull war ein Fehlgewicht von 100 g 
Bei Joh. Meudt „ „     „      90 g 
Beiden ist mitzuteilen, dass das Fehlgewicht höchstens 50 g betragen darf. 
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3 
Der Sportverein  1912 bittet um Überlassung der Umzäunung des Tennisplatzes um damit für 
sich einen Tennisplatz am Jugendspielplatz zu errichten. 
Der Magistrat beschließt mit dem Material einen Tennisplatz für die Allgemeinheit herzurich-
ten. 
 
4 
Gesuch der Fa. Reichard u. Co., hier um teilweise Überlassung der Schulsäle in der Kathari-
nenschule. 
Das Gesuch muss abgelehnt werden, da die in Frage kommenden Räume jedenfalls weiter zu 
Schulzwecken gebraucht werden. 
 
5 
Gesuch der Frau Herbst Wwe. hier um Preisermäßigung für gekaufte 60 Wellen zum Preise 
von 550 Mk.  
Frau Herbst Wwe. soll vorgeladen werden und kann dann der jeweilige Bürgermeister oder 
Beigeordnete den Kreis bis zur Hälfte ermäßigen. Der Preis werde auf 200 Mk ermäßigt. 
 
6 
Gesuch des Wilh. Hartenfels um Nachlass der Hundesteuer. 
Das Gesuch wird dahin genehmigt, dass Hartenfels von dem Zuschlag befreit wird. Das wei-
tere Gesuch der Frau Hartenfels Wwe. um Herabsetzung der Miete von 15 Mk auf 10 Mk 
wird genehmigt. 
 
7 
Die Anstellungsurkunde des Bürgermeisters Mönig  
wurde unterschriftlich vollzogen. 
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Von dem Schreiben des Herrn Bürgermeisters Mönig vom 18. März mit ärztlichem Zeugnis 
wurde Kenntnis genommen. 
 
7 
Gesuch der Frau Anna Görg hier um Übertragung der Reinigung in der Präparantenanstalt. 
Dem Gesuch kann vorerst noch nicht näher getreten werden, weil der Umzug der Katharinen-
schule noch nicht stattgefunden hat. 
 
8 
Eingabe von Adam Quirmbach, Melch Hehl, Georg Sack, Kasp Müller, Aug: Böckling, Alois 
Bender an das Landesbauamt um Weiterfällung der Bäume von der Brücke bis zum Wohn-
hause von Keul u. Böckling. 
Unter Hinweisung auf das Städtebild und deren Verunstaltung durch Fällung dieser Bäume 
soll das Landesbauamt gebeten werden, dem Gesuch der obengenannten nicht stattzugeben. 
 
9 
Mittel zur Instandsetzung weiterer Vizinalwege. 
Der Kostenanschlag des Herrn Löwenguth beträgt 20.000 Mk und soll diese Summe in den 
nächsten Etat aufgenommen werden. 
Als Wegewärter wird unser Arbeiter Meurer geführt. Einen Wegewärter vom Bezirksverband 
können wir nicht übernehmen. 
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10 
Hochschulwoche der Gewerbeschultagung in Frankfurt a.M. am 1. - 7.Juni.  
Das Schreiben wird dem Gewerbeschulleiter Frank zur Äußerung vorgelegt. 
 
11 
Gesuch des Anton Kindel & Genossen um Ausbesserung der zwischen ihren Häusern liegen-
den Gassen. 
Wenn Herr Baumeister Gaul zurück ist, soll die Gasse besichtigt werden. 
 
12 
Die Kosten für Heizung und Beleuchtung während Abhaltung der Meisterprüfung in der Ge-
werbeschule  
betragen nach Aufstellung des Herrn Löwenguth 186,40 Mk. Der Betrag ist von dem Veran-
stalter einzuziehen. 
 
13 
Gesuch des Adam Hammerstein Schuldiener hier um kostenfreie Überlassung von 4 Zentner 
Kartoffel  
wird genehmigt. Am 24.3.22 wurde schon 1 Zentner verabfolgt. 
 
14 
Gesuch des Dr. Schirmer hier um Abgabe von 3 Festmeter Fichtenstangenholz  
kann nicht berücksichtigt werden, da die diesjährige Holzfällung vorbei ist und die Forstbe-
hörde kein weiteres Holz zum Verkaufen freigibt. 
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15 
Erhöhung der Miete in dem Gerlach gemieteten Hause vorderer Rebstock Nr. 25  
worin Sebenis u. Kräuter wohnen um die gesetzlichen 45 Mo 
Die genannten Mieter sind von der erhöhten Miete in Kenntnis zu setzen. 
 
16 
Das Gesuch des Max Storz hier um volle Conzession  
wird von Seiten der Stadt genehmigt. 
Das Gesuch soll mit dieser Genehmigung an das Landratsamt weitergeleitet werden. 
 
17 
Erwerbslosenfürsorge des Elektromonteur Carl Seel 
Für die arbeitslosen Tage wird das Gesuch genehmigt. 
 
18 
Bohr bewirbt sich um die Flurhüterhilfsstelle 
Für den Sommer soll Bohr für diese Hilfsstelle vorgemerkt werden. 
 
19 
Neuregulierung der Müllabfuhr 
Die Fuhrparkkommission ist zu hören warum für die Pferde nicht genug Hafer gekauft wurde 
als die Preise noch billiger waren. 
Auf Anfrage von Fuhrmann Schräder was nicht alles zu Müll gehört wurde dahin entschieden, 
dass alle Hausabfälle dazu gehören, dagegen Bauschutt nicht. Bei den erhöhten Selbstkosten 
müssen die Gebühren für Müllabfuhr erhöht werden. 
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20 
Gesuch des Franz Bechtel hier um Ermäßigung der 50 Wellen.  
In Anbetracht dass Bechtel bei Sauerborn den außerordentlichen geringen Stundenlohn von 
nur 7 Mk bekommt, sollen die Wellen auf die Hälfte des Preises herabgesetzt werden. 
 
21 
Gesuch des Mauersandlieferanten Hannappel 5ter Horressen um Erhöhung der Preise  
auf  
1 Kubikmeter Sand 40 Mk frei Baustelle Montabaur 
1 Kubikmeter Sand ab Grube 10 Mk. 
Abgabe für Auswärtige an die Stadt 8 Mk pro Kubikmeter  
Hannappel 5ter ist um Angabe aufzufordern wie viel und an welche Abnehmer Sand verab-
folgt worden ist. 
Diese Anträge sind dann sofort anzufordern. 
 
22 
Einberufung unseres Notgeldes per Ende April  
urde beschlossen. Die Anzeige soll im Kreisblatt, Nassauer Boten und Coblenzer Volkszei-
tung geschehen. Willi Kalb verpflichtet sich 
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Auf Ehrenwort die Geldscheine die er unter Nennwert erhält nur zu Sammlerzwecken haupt-
sächlich in den öffentlichen Teil von Deutschland zu verkaufen, sodass keine Gefahr bestün-
de, dass die Scheine zur Einlösung vorgezeigt würden. 
Da nun Willi Kalb nicht bis zum Verfallstag Ende April warten kann, sollen die neuen Geld-
scheine an Kalb wieder abgegeben werden. 
 
23 
Gesuch des kath. Gesellenvereins um Mitbenutzung der Turnhalle  
am Montagabend wird genehmigt. 
 
24 
Kutting wünscht zur Erbauung eines Wohnhauses  
für seine Familie ca. 22 Festmeter Bauholz. 
Dem Gesuch kann nicht stattgegeben werden, da der Stadt kein Holz mehr zur Verfügung 
steht. 
 
25 
Frau Peters behauptet bei Übernahme der Präparanden von Vollmer 32 Lampen u. 28 Birnen 
gekauft zu haben 
Nach Durchsicht des Kaufvertrages ist die Angabe der Frau Peters richtig. Herr Baumeister 
Gaul soll unter Zuziehung des Herrn Sepe mit der Frau Petersen verhandeln. 
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26 
Es tritt immer mehr in Erscheinung wie schädlich es ist, dass unsere Turnhalle nicht bewacht 
ist und das Gebäude gewissermaßen herrenlos ansteht. 
Im Erdgeschoss kann man sicher gut eine Wohnung von 3 großen Räumen errichten, die noch 
vollständig auf ebener Erde liegen. Der Magistrat beschließt diese Wohnung sofort auszubau-
en. 
 
27 
Damit nun der Umzug der Katharinenschule in die Präparanden möglichst sofort  
stattfinden kann, beschließt der Magistrat im Laufe des Jahres zwei Flügel mit je 2 Lehrsälen 
an die Schule an der Koblenzer Straße anzubauen. 
Damit wir nun das notwendige Bauholz noch fällen können, sollen die Baukommission und 
Finanzkommission am nächsten Freitag, den 27. d. Mts. gehört werden. 
Die Forstbehörde ist bereit, das Holz dazu noch abzugeben. 
 
28 
Die letzten Holzversteigerungen  
werden genehmigt mit Ausnahme eines schweren Lerchenstammes,  
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Den der Sägewerksbesitzer Quirmbach gekauft hat. Dieser Stamm soll zum Fußboden in der 
neuen Wohnung in der Turnhalle benutzt werden. 
 
Gez. Bahl, Germann, Philippi, Flügel, Dr. Wentrup 
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Sitzung vom 30. März 1922 
 
Anwesend die Herren: Bahl, Gaul, Germann, Dr. Wentrup, Philippi 
 
Von der Feld- und Fuhrparkkommission die Herren Eisel, E. Benz, Ickenroth u. Rossbach 
 
Die Mitteilung, dass Herr Bürgermeister Mönig am 3. April d. Js. seinen Dienst antritt, 
gibt der Herr Beigeordnete Bahl bekannt. 
 
1 
Beschaffung von Futter für unsere Pferde und Zurückhaltung von Wiesen zum Selbstheuma-
chen. 
Da zurzeit ein fehlender Bedarf an Heu besteht, sollen wie offeriert 30 Centner Heu, den 
Centner 300 M bei Jak. Eschenauer gekauft werden. Ferner werden 30 Centner Hafer zum 
Preise von 560 M vom Raiffeisenlager gekauft. 
Die Herren der Feld- u. Fuhrparkkommission übernehmen es, die notwendigen Wiesen, wel-
che zum Heumachen besonders geeignet sind, auszusuchen, damit diese für unser Fuhrwerk 
reserviert bleiben. Es wurde ferner beschlossen, dass in jedem Jahre, solang wir das Fuhrwerk 
haben in der Zeit vom 1. August bis 1. Oktober die Futterage für das ganze Jahr gekauft wer-
den soll, weil z. Zt. Der Ernte die Preise am billigsten sind. 
 
2 
Teilnahme von Magistratsschöffen und Stadtverordneten zu den am 3. – 6. April stattfinden-
den Landverpachtungen.  
Am Montag dem 3. April nimmt Herr Flügel, am 4. April Herr Rossbach, am 5. April Herr 
Ickenroth und am 6. April Herr Germann teil. 
 
3 
Auf die Anfrage der Überlandzentrale (Coblenz Straß. Ges.)  
ob der Sachverständige gehört ist und wann die Leitung ausgeführt werden kann, beschließt 
der Magistrat das 
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Projekt im Auge zu behalten. Mit der Vergebung eines festen Auftrages soll noch gewartet 
werden bis nach den Verhandlungen in Genua, da es durchaus nicht unmöglich ist, dass eine 
Verbesserung unserer Valuta eintritt. 
 
4 
Nach Mitteilung des Herrn Schulrates Kleemann, 
 könne der Flüchtlingslehrer Damrath aufgrund einer Verfügung der Regierung den erkrank-
ten Lehrer Noll vertreten. Der Magistrat ist der Ansicht, dass nachdem H. Damrath zum 1. 
Mai d. Js. seine neue Stelle antritt, die Vertretung für die kurze Zeit möglich wäre. In Anbe-
tracht dieser kurzen Zeit wird hiervon abgesehen und die Weitervertretung dem H. Lehrer 
Röder übertragen. 
 
5 
Das Gesuch der Lehrerin Gretchen Reichard  
um Nachzahlung für die Zeit vom 1.1.20 bis 1.4.21 durch die Aufrückung der Stadt Monta-
baur von Ortsklasse C in B wird genehmigt. 
 
6 
Das Gesuch des Bürogehilfen Hackenbruch  
um Bewilligung des Unterschiedsbetrages infolge Versetzung Montabaur nach Ortsklasse B 
wird genehmigt. 
 
7 
Antrag des Gewerbevereins zur Gewinnung von Erdstöcken.  
Es soll der Versuch gemacht werden, die Gewinnung der Erdstöcke zu vergeben. Außerdem 
ist zu ermittel wie hoch im Preise sich die Erdstöcke im Wald stellen. Die Forstbehörde soll 
die Distrikte näher bezeichnen, wo dieselben gewonnen werden. 
 
8 
Das Gesuch des Gerichtsvollziehers Wicke  
wird der Wohnungskommission überwiesen. Das Schulgebäude der Selekta kann vorerst noch 
nicht vergeben werden.  
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9 
Gesuch des Marktmeisters Jakob Meuer aus Köln  
um pachtweise Überlassung von 1 Morgen Land am Rande des Stadtwaldes Coblenzerstr. 
Parzelle 24/87 und 24/88 sollen vom Gesuchsteller zum Durchschnittspreis überlassen wer-
den. Bei der Verpachtung am Montag werden diese Parzellen nicht versteigert. 
 
10 
Dem Antrage Ernst Kugel um Überlassung von Holz  
im Himmelfeld konnte nicht stattgegeben werden, da dasselbe für eigene Zwecke durch unse-
ren Fuhrpark bereits abgefahren war. 
 
11 
Errichtung und Gründung einer Wohnungsfürsorgegesellschaft.  
Herr Kreisbaumeister Gaul hat an den Besprechungen in Wiesbaden teilgenommen und dar-
über Bericht erstattet. 
Der Magistrat ist bereitmit einem Kapital von 8.000 M sich zu beteiligen und ist der Betrag 
aus den Überschüssen des Lebensmittelamtes zu entnehmen. 
 
12 
Der Einzelhandelsverein Montabaur führt über den Verkauf des Beamtenbundes in der Präpa-
randie. 
Herr Kreisbaumeister Gaul wird die Angelegenheit mit Frau Peters mündlich besprechen. 
 
13 
Erhöhung der Gebühren zur Benutzung der Bezirksstraße.  
Der Landeshauptmann in Wiesbaden hat beim Landgericht Neuwied Klage auf Zahlung von 
jährlich 380 Mk erhoben oder Entfernung unserer elektr. Lichtleitung. Bis zur nächsten Sit-
zung ist festzustellen wie hoch sich die Kosten nach sämtlichen Verträgen belaufen und vor-
zulegen. 
 
14 
Preisfestsetzung des Bauholzes durch die Forstbehörde für den Gärtner Schneider. 
Den Differenzbetrag der von der Stadtverordnetenversammlung 
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Genehmigten Preises von 400 M und dem Preise der Forstbehörde von 1000 M soll Schneider 
als weitere Beihilfe zu seinem Bau erhalten. 
 
15 
Eingabe des Müllers Herrmann Müller Marauermühle um Abgabe von Bauholz. 
Der Magistrat ist nicht mehr in der Lage Holz abzugeben, da die Holzfällung vorbei ist. 
 
16 
Das Gesuch des Lehrers Hommerich  
auf Überlassung einer Wohnung in der Präparandenanstalt wird der Wohnungskommission 
überwiesen- 
 
17 
Eingabe der Geschwister Philipp und Franziska Hisgen auf Ermäßigung der gekauften Wellen 
zu 660 Mark. 
Da die Geschwister Franz und Georg Hisgen schon verbilligte Wellen erhalten haben, konnte 
das Gesuch nicht berücksichtigt werden. 
 
18 
Eingabe des Oberpostsekretär Reichert um Gewährung einer Ermäßigung für die im vorigen 
Jahre gestohlenen Wellen. 
Es soll Reichert die Hilfe des gestohlenen Holzes im Betrag von 82,50 M vergütet werden. 
 
19 
Eingabe des Math. Gerlach um Erhöhung der Miete seines Hauses Rebstock 
wird der Wohnungskommission überwiesen. 
 
20 
Eingabe des Lehrers Christe betr. Rückzahlung der zuviel erhobenen Vorauszahlungen. 
Der Vorschuss im Betrage von 2.325 Mark soll demselben in 1/4jährlichern Raten von 600 
Mark von seinen Bezügen abgezogen werden. 
 
21 
Pflegegelderhöhung für die Kinder Franz Josef und Reinhold Hisgen. 
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wird dem Antrag des Waisenfonds entsprochen und genehmigt. Die Kinder sind bei der Leh-
rerin Pehl in Pflege. 
 
22 
Die weitere Pflegegelderhöhung für das Kind Anna Maria Parbel, welche bei Frau Christina 
Hammerstein in Pflege ist, wird ebenfalls genehmigt. 
 
23 
Als Jahresbeitrag zur Angelegenheit Wiesbaden  
werden 50 Mk bewilligt. 
 
24 
Das Baugesuch Peter Fries  
wird genehmigt. 
 
25 
Gesuch des Bauunternehmers Joh. Kutting um Verbilligung des gekauften Holzes. 
Herr Löwenguth soll zunächst feststellen, welches Quantum Bauholz zum Neubau erforder-
lich ist. 
 
26 
Stromdiebstahl im Hause von Frau Wwe. Seel. 
Zur Berechnung des entstandenen Schadens soll vom Elektr. Werk der Mengenverbrauch 
festgestellt werden und die Stromunterbrechung erst aufgehoben werden, wenn Frau Seel hier 
dieserhalb vorstellig geworden ist. 
 
27 
Gesuch des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder um Erhöhung der Pflegesätze. 
Die Pflegesätze von 20 Mk für fremde Durchreisende, und 15 Mk für hiesige Angehörige 
werden genehmigt. 
 
28 
Kauf von Lampen, Birnen und Öfen von der Frau Peters (Präparandie) 
Herr Kreisbaumeister Gaul wird beauftragt, mit Frau Peters dieserhalb zu verhandeln u. zu 
kaufen. 
 
29 
Gesuch der Caritasvereinigung um Anschluss an unsere Wasserleitung. 
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Dasselbe wird Herrn Kreisbaumeister Gaul zur gefl. Erledigung weitergegeben. 
 
Gez. 
Bahl, Germann, Philippi, Dr. Wentrup, Flügel, Gaul, Mönig 
 
 
Bericht über die Sitzung am 6. April 1922 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Phi-
lippi, Dr. Wentrup, Gaul, Germann und Flügel. 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung begrüßt Herr Beigeordneter Bahl Herrn Bürgermeister Mö-
nig, wünscht ihm Glück und hofft, dass die Wahl der Stadt und Herrn Mönig zum Segen ge-
reiche. Bürgermeister Mönig dankt, verspricht, seine ganze Kraft in den Dienst der Stadt zu 
stellen und bittet bis zu seiner Einarbeitung um Nachsicht. 
 
1 
Die Ausführung der Wasserleitungsarbeiten in Allmannshausen, im Sauertal und am israeli-
schen Friedhof. 
Wird der Firma F.W. Langenbach in Ehrenbreitstein zu den Einheitspreisen seines Angebots 
vom 5. April d.J. übertragen. 
 
2 
Antrag des Landeshauptmannes in Wiesbaden auf erhöhte Zahlung von Anerkennung- und 
Benutzungsgebühren. 
Die auf Grund der 5 Verträge vom 31.3.92, 17.4.96, und 24./25. April 1903 zu zahlenden An-
erkennungs- 
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bzw. Benutzungsgebühren  sollen von insgesamt 7 Mk auf 70 Mk erhöht werden. Die Erhö-
hung wird vorbehaltlich der Rechte der Stadt genehmigt. 
Die Stellungnahme zur Erhöhung der auf Grund des Vertrages, betr. Benutzung der Bez.-Str. 
zu Lichtanlagen vom 15.7.97 zu zahlenden Gebühre wird vertagt, weil deswegen bereits ein 
Prozess schwebt. 
 
3 
Wiederholter Antrag der Wwe. Heimann Stern auf Errichtung eines Kohlenschuppens auf der 
Überwölbung des Stadtbaches. 
Der Antrag wird wiederholt abgelehnt. 
 
4 
Antrag der Verlagsbuchhandlung Wilh. Stollfuss in Bonn betr. Aufnahme einer Anzeige im 
Rheintalführer 
Der Geschäftsführer des Westerwaldvereins soll um Mitteilung gebeten werden, ob er die 
Veröffentlichung für nötig hält. 
 
5 
Gewährung einer Entschädigung an den Kommandanten der Freiwilligen Feuerwehr soweit er 
gleichzeitig Ortsbrandmeister ist. 
Da der Ortsbrandmeister städtischer Angestellter ist, erhält er die notwendigen Reisekoste, die 
ihm in seiner Eigenschaft als Ortsbrandmeister entstehen, von Fall zu Fall erstattet. Die Be-
willigung einer besonderen Entschädigung kommt daher nicht in Frage. 
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6 
Gewährung eines zinsfreien Vorschusses von 150.000 M für das Gymnasium. 
Die Bedingungen des Kreisausschusses vom 4. April d. J. betr. Gewährung eines zinsfreien 
Vorschusses von 150.000 M auf die Dauer von 4 Jahren, werden genehmigt. Dem Wunsch 
des Kreistages, das Schulgeld für Schüler aus dem Kreis und aus der Stadt gleichzustellen, 
kann jedoch nicht entsprochen werden. 
 
7 
Die Erhöhung der Schulgeldsätze für die höheren Schulen. 
Soll in der nächsten Sitzung des Kuratoriums beschlossen werden. Es wird vorgeschlagen, für 
das Gymnasium 800 M für einheimische und 1000 M für auswärtige Schüler zu erheben, das 
sind die gleichen Sätze, die Oberlahnstein erhebt. Für die Selekta wird ein Betrag von 500 M 
in Vorschlag gebracht. 
 
8 
Entwendung von Strom im Hause der Wwe. Seel infolge Kurzschließung. 
Frau Seel soll eine Entschädigung von 100 M zahlen. Wenn die Kurzschließung nochmals 
vorkommt, soll Anzeige bei der Staatsanwaltschaft erfolgen. Eine entsprechende Bekanntma-
chung soll im Kreisblatt veröffentlicht werden. Frau Seel und ihr Sohn sind durch den Bür-
germeister mündlich zu verwarnen. 
 
9 
Erhöhung der Preise für Licht- und Kraftstrom und der Zählermiete. 
Die Angelegenheit wird an die Beleuchtungskommission verwiesen. Es soll festgestellt wer-
den, welche Preise die Überlandzentrale fordert. Höher soll nicht gegangen werden. 
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10 
Einspruch des Schneidermeisters K. Selker u. Genossen wegen Landverpachtung. 
Dem Einspruch kann nicht stattgegeben werden, da die Verpachtung am 5. und 6. April nicht 
abgesagt wurde. Im übrigen wird die am 4.4. ausgesetzte Verpachtung am 12.4. vorgenom-
men werden, sodass den Antragstellern dann noch Gelegenheit geboten ist, zu pachten. 
 
11 
Beschwerde des Adam Hannappel und seiner Schwester betr. verbilligte Holzabfuhr. 
Der heutige Verdienst des Herrn Hannappel soll zunächst bei der Firma Olig festgestellt wer-
den. 
 
12 
Ausführung von Arbeiten im Hause des Buchdruck Bes. Jg Sauerborn zwecks Errichtung ei-
ner Küche pp auf Antrag des H. Vorsitzenden des W.A. 
Der Antrag wird genehmigt. Die Ausführung der Arbeiten durch städtische Arbeiter soll J. 
Löwenguth sofort veranlassen. Wegen der Verzinsung und Tilgung der entstehenden Kosten 
wird nach Fertigstellung der Arbeiten Beschluss gefasst werden. 
 
Gez. Bahl, Germann, Gaul, Philippi, Flügel, Mönig 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

129 
Bericht über die Sitzung vom 13. April 1922 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Bürgermeister Mönig die Herren Bahl, Flügel, 
Gaul, Germann und Philippi 
 
1 
Dem Vorschlage des Landesbauamtes, die rechte Seite der Coblenzer Straße vom Gesellen-
haus bis zum Hause Brust mit erhöhtem Fußweg zu versehen, diesen zu bekiesen und die 
Überfahrten zu den Höfen zu pflastern. 
Wird nach einer Erläuterung durch Landesbaurat Müller zugestimmt. Die auf die Stadt entfal-
lenden Mehrkosten von 14.500 – 65.000 / 275.000 = 3.425 M werden bewilligt. 
 
2 
Gesuch der Wwe. Heimann Stern betr. Errichtung eines Kohlenschuppens und einer Lagerhal-
le. 
Die Gesuche sind für jede Angelegenheit getrennt einzureichen. Die Baukommission soll eine 
Besichtigung vornehmen. 
 
3 
Antrag des Stadtrechner Hartenfels auf Trennung der Gymnasialklasse von der Stadtkasse 
Dem Antrage kann nicht entsprochen werden, da die Gymnasialklasse mit der Stadtkasse ver-
bunden bleiben muss. Es soll versucht werden, den Stadtrechner dadurch zu entlasten, dass 
eine Rechnungsstelle eingerichtet wird, was nach dem Vortrage des Bürgermeisters unbedingt 
erforderlich ist. Sobald diese Stelle eines Stadtsekretärs oder eines Assistenten geschaffen ist, 
soll sie dem Verwaltungsgehilfen Burg unter der Bedingung übertragen werden, dass er die I. 
Verwaltungsprüfung besteht. 
 
4 
Von der Verwahrung der Witwe Seel und ihres Sohnes wegen Stromentwendung 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Der Anschluss des Hauses an die elektrische Stromleitung soll 
sofort wieder hergestellt werden. 
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5 
Errichtung von Brücken zur Hebung der Wohnungsnot 
Es sollen mindestens 6 – 10 Wohnungen errichtet und zu den Kosten einer jeden Wohnung 
12.000 Mark beigetragen werden. Außerdem soll verbilligtes Baumaterial geliefert werden, 
soweit es im Stadtbezirk vorhanden ist. 
 
6 
Antrag des Landwirt Peter Rossbach I auf Erhöhung der Vergütung für die Bullenhaltung 
Der Antrag auf Erhöhung des Pflege- und Futtergeldes von 8000 auf 12.000 Mark wir abge-
lehnt. Dagegen das Dubgeld für jede Kuh von 10 auf 20 Mark erhöht. 
 
7 
Kündigung des Nachtwächters Wilhelm Kespe zum 30. Juni 1922 
Magistrat ist mit Kündigung zum 30. Juni 1922 einverstanden. Der Bürgermeister soll wegen 
Neubesetzung der Stelle entweder mit einem Nachtwächter oder einem beamteten Polizeibe-
triebsassistenten Vorlage machen, aus der auch der Unterschied bezüglich der Besoldung her-
vorgeht. 
 
8 
Ankauf von Kartoffeln 
Von dem Geschäftsführer der landwirtschaftlichen Zentraldarlehenskasse Geschäftsstelle 
Montabaur, Herrn Karl Schmidt hier, werden 800 Zentner Kartoffeln zum Preise von 300 
Mark für den Zentner frei Bahnhof Montabaur gekauft. Es handelt sich um gute Speiseware, 
welche auch zur Saat verwendet werden kann. Die nicht zu verkaufende Ware nimmt Herr 
Schmidt ohne weiteres zurück. 
 
9 
Die Kölnische Volkszeitung 
Soll am 1.4.22 ab auf städtische Kosten gehalten werden, da eine große Tageszeitung vom 
Bürgermeister im Interesse der Stadt unbedingt für erforderlich gehalten wird. 
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10 
Herstellung der Heizungsanlage in der Turnhalle 
Herr Kreisbaumeister Gaul soll um ein Gutachten gebeten werden. 
 
11 
Gewährung einer Entschädigung an den Kommandanten der Freiwilligen Feuerwehr, soweit 
er gleichzeitig Ortsbrandmeister ist. 
300 Mark werden bewilligt und zwar vom 1. April d. J. ab. 
 
12 
Antrag des Herrn Dr. Wurm betr. Instandsetzung der Tennisplätze 
Wegen Instandsetzung der Tennisplätze soll eine Besichtigung durch Magistrat un Baukom-
mission erfolgen. Wegen Überlassung des Drahtnetzes auf dem Platze an der Bahnhofstraße 
seitens des Kreisdeligierten soll sofort das Weitere veranlasst werden. 
 
13 
Antrag des Technikers Wilhelm Hübinger auf Entlassung aus dem städtischen Dienste zum 
15.4.1922 
Mit der Ausscheidung des Technikers Wilhelm Hübinger zum 15. April d.J. ist Magistrat ein-
verstanden. Das Gehalt ist nur bis zu diesem Tage zu zahlen, zumal Herr Hübinger bereits am 
18. D.M seine neue Stelle antritt. 
 
14 
Verbot der Benutzung der nicht gepflasterten Straßen durch die hiesigen Postautos. 
Das Postamt soll ersucht werden, nur die gepflasterten Straßen der Stadt durch die Postautos 
befahren zu lassen, da durch sie die chouffierten Straßen zu sehr abgenutzt werden, wodurch 
der Stadt erhebliche Kosten entstehen. Wenn dem Ersuchen nicht entsprochen wird, soll poli-
zeiliche Sperrung der in Frage kommenden Straßen erfolgen. 
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15 
Antrag der Wwe. Peter Weyer auf unentgeltliche Überlassung von 50 Wellen Holz 
Die in Frage kommenden 50 Wellen sollen unentgeltlich überlassen werden. 
 
16 
Fischereiablösung betreffend 
Bevor Sachverständige benannt werden, sollen zunächst die Akten, betr. die Fischereiablö-
sung in Herborn, eingefordert werden. 
 
17 
Antrag der Handarbeitslehrerin M. Hammerstein auf Erhöhung ihrer Vergütung. 
Vom 1. Januar 1922 ab soll eine monatliche Vergütung von 600 M gewährt und weil die dann 
nicht nach Tarif besoldet wird, sollen die Versicherungsbeiträge auf die Stadt übernommen 
werden. 
 
18 
Auskunft an Private ( Verein Kredittreform Wetzlar, deutsche Auskunftei Frankfurt a.M. usw) 
über Privatpersonen 
soll grundsätzlich nicht erteilt werden. 
 
19 
Wohnungsangelegenheit Flügel 
Die Wohnungskommission soll über die Angelegenheit entscheiden. 
 
20 
Betrifft Landverpachtung 
Die vorgenommene Verpachtung und die Durchschnittspreise für die Pächter Hagelauer, 
Montabaur = 110 M, Steiner, Horressen = 10 M und Meurer, Cöln = 150 M werden geneh-
migt. Die Bekanntmachung im Kreisblatt soll sofort erfolgen. Magistrat wünscht noch eine 
Vorlage über die Höhe des Unteschieds zwischen der jetzigen und der im Herbst v.J. vorge-
nommenen Verpachtung 
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21 
Der Antrag des Studienrats Dr. Marx auf Auszahlung des an 100% fehlenden Versorgungszu-
schlages für die Zeit vom 1.4.21 bis 30.6.21 
Wird genehmigt. Er erhält 1.108,80 Mark. 
 
22 
Bewilligung des erhöhten Ausgleichzuschusses an den Oberstadtdirektor a.D. Glaum 
Dem Genannten wird für die Zeit vom 1.5.21 bis 30.6.1921 ein erhöhter Versorgungszuschlag 
im Betrage von 504,89 M bewilligt. 
 
23 
Verlegung von Schulen bzw. Errichtung eines Schulanbaues betreffend. 
Herr Kreisbaumeister Gaul trägt in eingehender Weise und teilweise an Hand von Zeichnun-
gen folgendes Programm vor: 

1. Präparandenschule 
In diesem Gebäude lässt sich Platz für 270 Schülerinnen schaffen. Da durch Schreiben des 
Provinzialschulkollegiums vom 5.4.22 die Räume zum 1. April d.J. freigegeben sind, kann 
über sie verfügt werden. Sie sind zu verteilen auf die Schwestern der Katharinenschule, 
auf Frau Peters und Herrn Kreisschulrat Kleemann. Die Kosten, welche sich infolge Un-
terbringung der Katharinenschule in der Präparandenschule ergeben und zwar durch Ein-
ziehung von Wänden, Herrichtung von Räumen usw belaufen sich z.Zt. auf 65.000 – 
70.000 Mark. 

2. Volksschulneubau 
Plan a: sieht keine Wohnung für den Schulwart vor und erfordert einen Kostenaufwand 
von 474.000 Mark 
Plan b: sieht 5 Lehrsäle mit Schulwartwohnung vor und erfordert einen Kostenaufwand 
von 1.130.000 Mark. 1/3 der Kosten erstattet die Regierung denjenigen Gemeinden, die 
nicht mehr als 7 Schulstellen haben, was in Montabaur der Fall ist. 

3. Verlegung der Volksschule in die Präparandenschule. 
Es können 360 Volksschüler untergebracht werden, was nicht genügt. 
Magistrat beschließt, die Katharinenschule nach Vorschlag 1 in die Präparandie zu verlegen, 
einen Schulneubau nach 
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Vorschlag 2 Plan b zu errichten und diesen Erweiterungsbau noch mit einer Schulbrausebade-
anlage zu versehen. 
 
Gez. Germann, Bahl, Philippi, Flügel, Mönig 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 20. April 1922 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeister Mönig die Herren: Bahl, Flügel, Ger-
mann und Philippi 
 
1 
Nachtrag zum Vertrage mit Bezirksverband über Wasserleitung 
Der im Entwurf vorgelegte VI. Nachtrag zum Vertrage vom 14. Juni 1888 (II. 3650/1888) 
wird genehmigt. 
 
2 
Angebot des Diplom-Ingenieurs Endris in Hamburg betr. Pumpanlage für die Wasserleitung. 
Vertagt, da Herr Kreisbaumeister Gaul nicht anwesend ist. 
 
3 
Angebot des Leiters der Operngastspiele Frankfurt a.M., Max Alexander, betreffend Auffüh-
rung von Opern in Montabaur 
Die Angelegenheit wird bis Ende August d.J. vertagt. Antragsteller soll dann veranlasst wer-
den, ein neues Angebot einzureichen. 
 
4 
Errichtung von Verwaltungskursen 
Magistrat nimmt von dem Stande der Verhandlungen Kenntnis und begrüßt die Einrichtung 
von Verwaltungskursen. 
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5 
Verkauf eines Ziegenbocks 
Einer der beiden Ziegenböcke soll bestmöglichst verkauft werden. Der Verkauf eines jungen 
Bockes ist rechtzeitig in die Wege zu leiten. 
 
6 
Antrag der Landwirtschaftlichen Zentraldarlehenskasse für Deutschland, Geschäftsstelle 
Montabaur, auf Eröffnung eines Kontos bei ihr. 
Dem Antrag soll unter den mitgeteilten Bedingungen entsprochen werden, wenn auch noch 
auf das 1/10 % Provision verzichtet wird. Im übrigen nimmt Magistrat davon Kenntnis, dass 
infolge dieses Antrages sowohl bei der Landesbank Wiesbaden als auch der Volksbank Mon-
tabaur günstigere Bedingungen für die Stadt erzielt werden konnten als bei ihr. 
 
7 
Änderung des Geschäftsverfahrens bei dem Elektrizitätswerk 
Da das Verfahren bei der Überlandzentrale umständlich erscheint, soll es bei dem hiesigen 
Verfahren zunächst sein Bewenden behalten. Der Fernsprecher soll bestehen bleiben, zumal 
er auch von der Polizei benützt wird. 
 
8 
Übernahme der Vergütung von 900 Mk für Orgelspiel bei dem Gymnasialgottesdienst auf die 
Stadtkasse vom 1.10.1921 ab. 
Genehmigt. 
 
9 
Abgabe von Holz an bedürftige Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene. 
Die Angelegenheit wird an die Finanz- und Waldkommission verwiesen. Es soll von Fall zu 
Fall entschieden werden. 
 
10 
Verteilung der übriggebliebenen Verlosungswellen. 
Die Angelegenheit wird an die Waldkommission verwiesen. 
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11 
Antrag der Frau Auguste Meister auf Zuwendung verbilligten Holzes. 
Die Hälfte des bereits gezahlten Kaufpreises = 75 Mark soll erstattet werden. 
 
12 
Antrag des Josef Dünker auf Lieferung von Ersatz für gestohlenes Holz. 
Holz wird nicht nachgeliefert. Die Hälfte der Kosten = 142,50 M soll erlassen werden. 
 
13 
Anträge des Adolf Intra, Hermann Müller und Johannes Colombel auf Abgabe von Nutzholz 
Abgelehnt. 
 
14 
Antrag des Norbert Ramb auf Ersatz für gestohlenes Holz 
Die Hälfte der Kosten soll erlassen werden. 
 
15 
Antrag des Adam Hannappel nebst Schwester auf Ermäßigung des Kaufpreises für das ge-
kaufte Holz. 
Abgelehnt, da sonst eine ganze Reihe anderer Holzbezieher den gleichen Antrag zu stellen 
berechtigt wäre und stellen würde. 
 
16 
Antrag der Witwe Elsen auf kostenlose Überlassung von 50 Wellen Holz. 
Genehmigt. 
 
17 
Die Lehrlinge des Elektrizitätswerkes: Philippi, Busek und Wingender 
Sollen vom 1. April d.J. ab das doppelte der bisherigen Vergütung, also im ersten Lehrjahr 40 
M, im zweiten Lehrjahre 80 M und im dritten Lehrjahr 120 M monatlich erhalten. 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

137 
18 
Einlösung der Landesbank Obligation Nr. 4581 und Anschaffung einer 4% Landesbank 
Schuldverschreibung. 
Genehmigt. 
 
19 
Zuzug eines weiteren Arztes. 
Der Zuzug eines weiteren Arztes wird empfohlen. Es soll angefragt werden, seit wann er die 
Praxis ausübt, seit wann er verheiratet ist, gegebenenfalls wieviel Räume die Wohnung ent-
halten muss. Es wird ihm empfohlen, die Verhältnisse zu studieren und zwar durch die Orts-
krankenkasse und dem Herrn Kreisarzt. 
 
20 
Reinigung des Balkons des Rathauses und Bepflanzung des Balkons und des Fensters mit 
Blumen. 
Der Balkon des Rathauses soll äußerlich abgekratzt bzw. gereinigt werden. Die Blumenkästen 
sind instand zu setzen. Sie hätten im verflossenen Winter nicht draußen bleiben dürfen. Bal-
kon und Fenster des Rathauses sollen, wie in früheren Jahren, mit Blumen versehen werden. 
 
21 
Instandsetzung des Weges zum Wolfsturm 
Das städtische Elektrizitätswerk wird Schlacken sammeln, welche zur Ausbesserung verwen-
det werden sollen. Herr Stadtverordneter Philippi stellt 3 Wagen Schlacke zur Verfügung. Es  
soll jedoch zunächst eine Besichtigung durch die Baukommission erfolgen. 
 
22 
Erhöhung der Hundesteuer 
Für den ersten Hund sollen vom 1.4.22 ab 50 M und für den zweiten und jeden weiteren Hund 
300 M erhoben werden. 
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23 
Auswechslung von 50 Stück positiven Platten in der Akkumulatoren-Batterie des Elektrizi-
tätswerkes. 
Die Auswechslung von 54 Platten wird der Akkumulatoren-Fabrik AG in Frankfurt a.M. zum 
Preise von 29.190 M aufgrund ihres Angebotes vom 12.4. d.J. übertragen. Davon gehen zu 
Lasten der Akkumulatoren-Fabrik etwa 12.000 M. Es soll festgestellt werden, wie sich der 
Betrag zusammensetzt. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Flügel, Germann 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 22. April 1922 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Germann, 
Philippi und Gaul 
 
1 
Kauf eines Grundstücksanteils von dem hiesigen Konvikt zur Vergrößerung des Jugendspiel-
platzes 
Es soll am 27.4.nachmittags 3 1/2 Uhr eine Besichtigung durch den Magistrat an Ort und Stel-
le erfolgen. Der Regens des Konvikts soll gebeten werden, an der Besichtigung teilzunehmen. 
 
Gez. Mönig, Gaul, Bahl, Germann Philippi 
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Bericht über die Sitzung vom 2. Mai 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flügel 
 
1 
Vergrößerung des Jugendspielplatzes 
Wegen der außerordentlich hohen Kosten, die durch die Verlegung des Weges, Beseitigung 
der Hecke, Errichtung einer Einfriedigung usw. entstehen, und die zu dem Raumgewinn in 
gar keinem Verhältnis stehen, soll der Platz in seiner jetzigen Beschaffenheit bis auf weiteres 
verbleiben. Die Spielplatzangelegenheit soll bis zum Herbst vertagt werden, und dann wenn 
die Äcker abgeerntet sind, zur Gewinnung eines zweiten Platzes für Sportvereine Stellung 
nehmen zu können. Magistrat ist der Ansicht, dass der jetzige Jugendspielplatz für die heuti-
gen Verhältnisse genügt. Falls diesbezüglich der Sportverein nicht der Fall sein sollte, wird 
diesen anheimgestellt, den Platz in der Bahnhofstraße zu benutzen. 
 
2 
Baugesuch des Eisenwerkes Montabaur Taphorn Olig u. Cie. Betr. Aufstellung einer Dampf-
kesselanlage 
Genehmigt. 
 
3 
Baugesuch des Fabrikanten Josef Olig betr. Umbau einer Scheune  zu Werkswohnungen. 
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Genehmigt unter der Voraussetzung, dass die Einfriedigung in die Fluchtlinie versetzt wird, 
wenn die Straße fluchtlinienmäßig ausgebaut wird. Die Anerkennung hat durch Vollziehung 
eines entsprechenden Verpflichtungsscheins zu erfolgen. 
 
4 
Baugesuch des Landwirts Wilh. Hammer betr. Errichtung einer Holzremise 
Genehmigt. 
 
5 
Baugesuch des Kaufmanns Ernst Stuntz betr. Errichtung eines Nebengebäudes auf seinem 
Grundstück an der Ecke Tiergarten und Eschelbacherstr. 
Die Stadtverordnetenversammlung soll entscheiden, ob es angebracht ist, im Tiergartengelän-
de ein derartiges Nebengebäude zu genehmigen, bevor das Hauptgebäude errichtet ist. 
 
6 
Gesuch des Heinrich Steiner zu Horressen um pachtweise Überlassung einer städt. Parzelle 
auf dem Grundstück am Stadtwald 
Gegen Erteilung der Genehmigung zur Errichtung eines Blockhauses und Betreibung einer 
Schankwirtschaft im Prinzip nichts einzuwenden, wünscht aber, dass das Gebäude architekto-
nisch ausgebaut wird. Es kann nur die Konzession zum Ausschank alkoholfreier Getränke 
befürwortet werden. 
 
7 
Angebot des Dipl. Ing. Endris Hamburg betr. Errichtung des städt. Wasserwerks durch eine 
Pumpenanlage. 
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Die Projektierung der Pumpenanlage, Kraftanlage und alles dessen, was damit zusammen-
hängt, also alles projektmäßige einschl. Ausarbeitung der erforderlichen Ausschreibungsun-
terlagen wird dem Herrn Dipl. Ing. Endris auf Grund seiner Angebote vom 18. und 25. April 
1922 zum Preise von 12.000 M übertragen.  
Zu der Angelegenheit soll die Stadtverordnetenversammlung gehört werden. 
 
8 
Antrag des Sägewerksbesitzers Adam Quirmbach auf Erhöhung der Vergütung für die Kilo-
wattstunde Strom von 2,50 M auf 3,50 M vom 1.5.22 ab. 
Es soll auf das diesseitige Schreiben vom 17.  März d.J. Bezug genommen werden, laut des-
sen für die Kilowattstunde 2,50 M in der Voraussetzung bewilligt sind, dass im Laufe des 
Jahres eine Erhöhung nicht mehr gefordert wird. Der Bürgermeister soll mit dem Antragstel-
ler verhandeln. 
 
9 
Errichtung eines Zollamtes in Montabaur. 
Magistrat ist nicht abgeneigt, wegen Errichtung eines Zollamtes mit der Staatsbehörde in 
Verhandlungen einzutreten und unter gewissen noch zu vereinbarenden Bedingungen ein 
Baugrundstück kostenlos zur Verfügung zu stellen. 
 
10 
Antrag des Schulwarts Ad. Hammerstein auf Erhöhung der monatlichen Vergütung von 300 
auf 500 M. 
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Die Vergütung wird ab 1.4.22 auf 500 M erhöht. 
 
11 
Gesuch des Bautechnikers Willy Hübinger auf Zahlung des Gehaltes für die zweite Hälfte des 
Monats April 1922 
Genehmigt mit Rücksicht darauf, dass Antragsteller im vorigen Jahr einen Urlaub nicht erhal-
ten hat. 
 
12 
Antrag des Fräulein Sophie Schepping auf Übernahme des Betrages von 5 M täglich für Un-
terhaltung im städt. Hospital. 
Abgelehnt, da sie zunächst ihr Vermögen verbrauchen soll. 
 
13 
Antrag des Jos. Sturm in Niederahr auf Gewährung von Schulgelderlass für seine in hiesiger 
Selekta befindliche dritte Tochter. 
Es ist zunächst ein ordnungsmäßiges Gesuch einzureichen, aus dem die Vermögensverhältnis-
se ersichtlich sind. 
 
14 
Niederlassung eines 5. Arztes 
Herrn Dr. med. Buschmann in Bonn soll mitgeteilt werden, dass seinem Zuzug nach hier kei-
ne Hindernisse in den Weg gelegt werden, dass hier Wohnungsmangel besteht, dass er für 
Wohnung daher selbst sorgen und vorerst im Hotel wohnen muss. Es wird ihm empfohlen, die 
Verhältnisse zu studieren und sich an den Kreisarzt zu wenden. 
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15 
Abholen von Reichskleingeld von der Reichsbanknebenstelle Höhr. 
Falls das Kreisauto das Abholen nicht besorgen kann. Soll es durch das städt. Fuhrwerk erfol-
gen. 
 
16 
Antrag der Verlagsbuchhandlung Wilh. Stellfuss in Bonn betr. Aufnahme einer Anzeige im 
Rheintalführer. 
Auf Vorschlag des Studienrats Dr. Walters soll die Veröffentlichung in Größe von einer hal-
ben Seite nach dem abgeänderten Text zum Preise von 275 M erfolgen. 
 
17 
Hebung des Fremdenverkehrs in Montabaur 
Nach einem Vortrag des Bürgermeisters werden dessen gemachten Vorschläge (zeitweise 
Veröffentlichung von Notizen in größeren Tageszeitungen usw.) gutgeheißen. Die Verkehrs-
kommission soll nach Anhörung des Wirteverbandes zu der Angelegenheit Stellung nehmen. 
Magistrat empfiehlt, bei den Veröffentlichungen in den Tageszeitungen usw. den Pensions-
preis anzugeben, für gute Verpflegung, saubere Zimmer und saubere Betten Sorge zu tragen, 
den Pensionspreis nicht zu hoch anzusetzen, damit sie Fremden nach und nach Interesse daran 
gewinnen, im Westerwald ihre Erholungstage zu verleben. 
 
18 
Dem Bühnenvolksbund zur Bekämpfung der Entartungserscheinungen des deutschen Thea-
ters 
Soll die Stadt Montabaur als Mitglied mit einem Betrage von 30 M jährlich  
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beitreten. Der hiesige Volksbildungsverein soll auf den Bühnenvolksbund aufmerksam ge-
macht werden. 
 
19 
Antrag der Witwe Nik. Ickenroth auf Ersatz für gestohlenes Holz 
Holz wird nicht nachgeliefert. Die Hälfte des Kaufpreises soll ihr erstattet werden. 
 
20 
Antrag der Witwe Ruehs auf kostenlose stadtseitige Abfahrung von 50 Wellen. 
Das Holz stadtseitig geholt und im städt. Magazin untergebracht werden. Die Antragstellerin 
soll ihren Bedarf von Zeit zu Zeit sich geben lassen, da sonst Gefahr besteht, dass sie das Holz 
verkauft. Im übrigen soll festgestellt werden, was aus der Angelegenheit betr. Unterbringung 
in einer Anstalt und Tragung der Kosten durch Verwandte geworden ist. 
 
21 
Antrag der Witwe Johann Meurer Wirzenborn auf Überlassung von 20 Stangen Tannenholz 
zum Bau einer Scheune 
20 Fichtenstangen zum Preise von 60 M das Stück können abgegeben werden. 
 
22 
Antrag Aloys Sabel ihm 3 Zentner Kartoffeln zu liefern und den Betrag von 990 M + 510 M 
für früher gelieferte Kartoffel = 1.500 M monatlich mit 100 M von seiner Rente durch die 
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Fürsorge tilgen zu dürfen. 
Die Tilgung des Betrages von 510 M mit 100 M monatlich wird genehmigt. Die Überlassung 
von 3 Zentner Kartoffeln ohne Bezahlung wird abgelehnt. Antragsteller soll jeweils so viel 
Kartoffeln kaufen, wie er bezahlen kann. 
 
23 
Antrag des Friedrich Fischer auf Ersatz für angeblich gestohlene Wellen. 
Abgelehnt. 
 
24 
Revision von Bäckereien. 
Es sollen alle Bäcker verwarnt werden, die Brot gebacken haben, an dessen Gewicht irgend 
Etwas fehlt. Diejenigen Bäcker, die Brot gebacken haben, dessen Mindergewicht über 50 
Gramm beträgt, sollen bestraft werden. Alle Bäcker sollen darauf hingewiesen werden, dass 
künftighin Bestrafung eintritt, wenn am Mindestgewicht irgendetwas fehlt. 
 
25 
Instandsetzung des Vizinalweges Montabaur – Staudt 
Es soll eine Besichtigung durch die Landwirtschaftskommission und die Anlieger unter Füh-
rung des Stadttechnikers Löwenguth stattfinden. 
 
26 
Erhöhung der Beiträge für den Nassauischen Städtetag. 
Die Erhöhung des Beitrages von 320 M auf 960M wird genehmigt. 
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Antrag der Oberpostdirektion auf Ersatz des Schadens von 3.425,20 M wegen Beschädigung 
des Fernsprechkabels, welcher in der Bahnhofstraße entstanden ist. 
Herr Rechtsanwalt Dr. Wentrup soll um Abgabe eines Gutachtens gebeten werden. 
 
28 
Der Verkauf eines Ziegenbockes 
Zum Preise von 450 M wird gutgeheißen. 
 
29 
Antrag des Berufslehrers Frank auf Gewährung eines Zuschusses zu den Kosten, die ihm an 
der Teilnahme des deutschen Gewerbetages Pfingsten 1922 in Frankfurt a.M. entstehen. 
500 M werden unter der Bedingung bewilligt, dass Herr Frank einen eingehenden Bericht in 
Form eines Vortrages erstattet. 
 
30 
Antrag des Schuhmachers Jak. Schmidt Stadtmühle auf Überweisung eines Stück Gartenlan-
des, Errichtung von 2 Aborts usw. 
Ein Abort und ein Fenster sollen sofort in Arbeit genommen werden. Vorher soll eine Besich-
tigung durch den Magistrat und die Baukommission erfolgen. 
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31 
25jähriges Dienstjubiläum des Betriebsleiters Seepe 
Bisher war es üblich, den Jubilaren ein Monatsgehalt als Ehrengabe zu überweisen und eine 
kleine Feier zu veranstalten, an der Beamte, Angestellte und auch Herren des Magistrats sich 
beteiligen. Mit Rücksicht auf die geänderten Verhältnisse, soll die Stadtverordnetenversamm-
lung darüber entscheiden, wie künftighin bei Jubiläum der Beamten u. Angestellten verfahren 
werden soll. 
 
32 
Die Änderung der Akzise (Gebäudesteuerordnung) 
Wird vertagt. Bezüglich des Bieres sollen besondere Bestimmungen bestehen. Magistrat sieht 
einer eingehenden Vorlage entgegen. 
 
33 
Die Nachreinigung der Hauptverkehrsstraßen vom Denkmal bis zur evangelischen Kirche an 
Sonn- und Feiertagen durch den Hospitalinsassen Christian Brühl zum Preise von 10 M an 
Sonn- und Feiertagen 
wird genehmigt. 
 
34 
Prüfung der Blitzableiter 
Es wurde davon Kenntnis genommen, dass von den städtischen Gebäuden nur das Rathaus 
mit einem Blitzableiter versehen ist, der infolge der Postleitungen vom Postamt unterhalten 
wird. Es soll angefragt werden, ob der Blitzableiter aus seine Brauchbarkeit 
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hin nachgeprüft ist. 
 
35 
Das Zerkleinern des Brennholzes für das Rathaus und die städt. Anstalten. 
Soll infolge der hohen Angebote nicht vergeben werden. Das Holz ist in der Nähe der betr. 
städt. Gebäude durch eine fahrbare Holzschneidemaschine schneiden zu lassen. Das Herein-
tragen hat durch städt. Arbeiter unter Hinzuziehung von Fürsorgezöglingen zu erfolgen. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Gaul, Germann, Flügel 
 
Bericht über die Sitzung vom 15.5. 1922 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Flügel und 
Philippi 
 
1 
Ausführung von Instandsetzungsarbeiten in der Stadtmühle. Verteilung der Gärten an die da-
rin wohnenden Familien 
Das Äußere des Gebäudes, Fußboden und Haustüren, letztere besonders in der Wohnung 
Merten, sollen instand gesetzt werden. Ein Fenster soll gebrochen und ein zweiter Abort er-
richtet werden. Ein gemeinschaftlicher Schuppen soll für die 4 Familien errichtet werden, 
wovon jeder einen Teil erhält. Die jetzt bestehenden provisorischen Schuppen sind abzurei-
ßen. 
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2 
Die Besichtigung der Präparandie 
Wurde heute vorgenommen. Die Angelegenheit über die Verwendung der Räume und die 
Verteilung der Gärten, wurde bis zur nächsten Sitzung zurückgestellt. Herr Kreisbaumeister 
Gaul soll gebeten werden, die Instandsetzungsarbeiten sofort in Auftrag zu geben. Für seine 
Mühewaltung soll er eine besondere Vergütung erhalten. 
 
3 
Baugesuch des Müllers Hermann Müller, Marauermühle, betr. Errichtung eines Wohnhauses 
mit Nebengebäude –Scheune u. Stall. 
Einwendungen werden nicht erhoben. 
 
4 
Antrag des Müllers Hermann Müller, Marauermühle auf Gewährung eines Landes- und Ge-
meindedarlehens 
Das Gemeindedarlehen von 12.000 M soll bewilligt werden unter der Bedingung, dass das 
Landesdarlehen gewährt wird. 
 
5 
Aufnahme eines Darlehens von 400.000 M bei der Kreissparkasse hier 
Mit Rücksicht darauf, dass die Anleihe von 1.000.000 M nicht genügt, soll das Darlehen mit 
4,6% Zinsen und 2% Tilgung aufgenommen werden. 
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6 
Die Änderung der Beamten- und Angestelltenbesoldung einschließlich derjenigen der Lehr-
personen des Gymnasiums, infolge Änderung des Besoldungsgesetzes für die Staatsbeamten 
vom 19. April 1922 
wird genehmigt. 
 
7 
Mit der Übertragung des Ausmauerns des 10 m tiefen Brunnens in der Brüderwiese am Ju-
denfriedhof an die mindestfordernde Firma Gebrüder Burg, zum Preise von 29.300 Mark  
erklärt sich der Magistrat einverstanden. 
 
8 
Unbeibringliche Rückstände von Lichtinstallationskosten seitens des Anstreichers Friedrich 
Kreuter und Alois Sabel von hier 
Kreuter soll erklärt werden, dass, wenn er nicht zahlt, ihm der Strom gesperrt wird. Mit Sabel 
sollen Ratenzahlungen vereinbart werden. 
 
9 
Beschaffung von 2 Wasserflaschen, 2 Tabletten und 6 Gläsern für den Stadtverordnetensit-
zungssaal. 
Genehmigt. 
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10 
Gesuch des Postschaffners Karl Kunst um Erteilung von Ausstand zur Zahlung von Holzgeld 
bis zum 30. Juni d.J. 
Genehmigt. 
 
11 
Baugesuch des Karl Arnst, betr. Errichtung einer Werkstätte 
Gegen die Errichtung der Werkstätte sollen Einwendungen nicht erhoben werden, wenn sich 
Arnst durch Verpflichtungsschein verpflichtet, das Gebäude niederzulegen, sobald die Straße 
fluchtlinienmäßig ausgebaut wird. 
 
 
12 
Baugesuch des Landwirts Jakob Eschenauer von hier betreffend Errichtung einer Futterküche 
auf seinem in der Alleestraße gelegenen Grundstück. 
Einwendungen werden nicht erhoben. 
 
13 
Angebot des Mühlenbesitzers Adam Quirmbach hier, auf Lieferung elektrischen Stromes in 
der Zeit vom 1.6.22 bis 31.3.23 zum Preise von 3,50 M für die Kilowattstunde. 
Das Angebot wird genehmigt. Quirmbach soll sofort den Zuschlag erteilt erhalten und die 
Angelegenheit nachträglich der Stadtverordnetenversammlung vorgelegt werden. 
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14 
Gesuch des Radfahr-Vereins Montabaur zur Verfügungstellung der Rathaushalle, anläßlich 
des Stiftungsfestes am 21. u. 22. Mai. 
Die Rathaushalle wird unentgeltlich überlassen unter der Bedingung, dass die Verantwortung 
für die Sicherheit der Räder der Verein übernimmt. 
 
15 
Antrag der Kreissparkasse auf Erhöhung des Zinssatzes für die Hypothek betreffend den Ju-
gendspielplatz auf 5 %. 
Genehmigt. 
 
16 
Mit der Veräußerung der in der Gemarkung Oberelbert belegenen Wiese – Distrikt Katzen-
eck- an den Former Johann Kreckel in Oberelbert zum Preise von 490 M 
erklärt sich der Magistrat unter den Versteigerungsbedingungen einverstanden. 
 
17 
Mit der Pflasterung einer Straßenfläche am kleinen Markt, zwischen dem Straßenzug Lim-
burger – Koblenzerstraße  zwecks Beseitigung einer Rinne, sowie eines Teiles der Peterstor-
straße infolge Pflasterung der Koblenzerstraße durch den Kommunalverband zu demselben 
Zwecke 
erklärt sich Magistrat einverstanden. 
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18 
Instandsetzung des Sauerbrunnens 
Herr Beigeordneter Kreisbaumeister Gaul wird beauftragt, mit der Wiederherstellung des 
Brunnens sofort beginnen zu lassen. 
 
Gez. Mönig, Gaul, Flügel, Philippi, Bahl 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 18.5. 1922 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Ger-
mann, Philippi, Dr. Wentrup 
 
1 
Antrag des Herrn Leo von Ende auf Instandsetzung der Mauer an der Selekta in der Bahnhof-
straße 
Die Mauer und der Aufgang zu dem Garten sollen durch städtische Arbeiter sofort instand 
gesetzt werden. Derjenige, welcher im 1. Stock der Selekta die Wohnung erhält, soll den Gar-
ten instand halten. 
 
2 
Instandsetzung und Unterhaltung des Ehrenfriedhofes. 
Kreisbaumeister Gaul teilt mit, dass die Pflanzen für den Ehrenfriedhof längst bestellt sind. 
Sobald sie ankommen, wird die Bepflanzung vorgenommen. 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

154 
3 
Vergebung und Entleerung der Jauche und Dunggruben zum Preise von 5 Mark 
Genehmigt. 
 
4 
Verpachtung des Wolfsturmes zum Preise von 10 Mark an den Gärtner Jakob Kuhl. 
Genehmigt. 
 
5 
Antrag der Caritas-Vereinigung GmbH hier, zu genehmigen, die städt. Rohrleitung von der 
Besitzung im Convikt bis zu den Stellen des Brüderhauses zwecks Wasserversorgung ver-
wenden zu dürfen. 
Genehmigt unter den in dem Berichte des Beigeordneten Gaul vom 9.5.d.J. gemachten Be-
dingungen gegen eine jährliche Erinnerungsgebühr von 10 M. 
 
6 
Antrag der Caritasvereinigung GmbH, hier stadtseitig zu bestätigen, dass die Rohrleitung, die 
auf ihre Kosten von der Coblenzerstraße bis Caritashaus gelegt ist, ihr Eigentum ist und von 
ihr auch unterhalten wird. 
Die Ansicht der Caritasvereinigung stimmt nicht. Nach den Bestimmungen für die Benutzung 
der städtischen Wasserleitung sind die Rohre in das Eigentum der Stadt übergegangen, welche 
sie auch unterhält. 
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7 
Beschwerde der Caritasvereinigung GmbH über das Legen von Rohren und die Errichtung 
eines Brunnens zwecks Wasserversorgung auf ihrem Grundstück am Judenfriedhof ohne ihre 
Genehmigung. 
Es soll mitgeteilt werden, dass bereits früher mit dem Bruder Eusebius dem Brüdervorsteher 
in dieser Angelegenheit verhandelt worden ist. Wegen Entschädigung oder Grundstücksaus-
tauschs sollen mit der Caritasvereinigung Verhandlungen eingeleitet werden. 
 
8 
Antrag des Vorsitzenden der deutschen Jugendkraft auf Überlassung des Sportplatzes an die 
Coblenzerstr. an einem anderen Tage in der Woche als dem Montag. 
Die Angelegenheit wird an den Stadtverband für Leibesübungen verwiesen. 
Der Magistrat hält es für zweckmäßig, dass jedes Jahr bezüglich der Benutzungstage seitens 
der einzelnen Vereine gewechselt wird. 
 
9 
Hypotheken-Angelegenheit Hannappel 
Zu der geplanten Änderung wird die Zustimmung erteilt. 
 
10 
Zuzug eines fünften Arztes. 
Es verbleibt bei dem Magistratsbeschluss Nr. 14 vom 2.5.22 
 
11 
(siehe am Schluss S. 161) 
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12 
Antrag der gewerblichen Berufsschule auf Bewilligung von 1.600 Mark zur Ausbildung von 
Volksschülern. 
Genehmigt. 
 
13 
Antrag Willy Bach auf Überlassung einer größeren Menge Klafter oder Knüppelholz für seine 
Anstalt zum billigen Preis. 
Dem Antragsteller wird anheimgestellt, zum Herbst d.J. seinen Antrag zu wiederholen. 
 
14 
Verschiedene Anträge auf Notgeldersatz 
Den bis zum 30.6.d.J. eingehenden Anträgen soll entsprochen werden. Der Bürgermeister 
wird ermächtigt, sie zu genehmigen, falls es sich in den einzelnen Fällen nicht um Beträge 
von mehr als 50 Mark handelt. Magistrat sieht einer Abrechnung darüber entgegen, wie sich 
das Notgeldgeschäft gestaltet hat. 
 
15 
Von dem Stand des Kartoffelverkaufes 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Es soll jede Woche durch die Schelle bekannt gemacht werden, 
dass es sich dringend empfiehlt, sich mit Kartoffeln einzudecken, da es demnächst keine mehr 
gibt. 
 
16 
Reinigung des städtischen Platzes in der Hospitalstraße bis zum Pfarrhaus 
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Gelegentlich der Besichtigung des Hospitals soll auch dieser Platz besichtigt werden. 
 
17 
Bessere Veröffentlichung der Jahresmärkte nicht durch die Zeitungen, sondern auch durch 
Plakate. 
Die Verkehrskommission und der Deteilistenverband (Franz Kunst) sollen gebeten werden, 
sich mit der Angelegenheit zu befassen. 
 
18 
Antrag des Kreiswohlfahrtsamtes auf Gewährung einer fortlaufenden Unterstützung  
an die Witwe des Kommunalförsters Hommrich. 
 
19 
Antrag der Caritasvereinigung GmbH hier betreffend Herstellung einer Freileitung für elektr. 
Strom. 
Der Magistrat stellt fest, dass die Beschwerde der Caritasvereinigung nicht berechtigt sind, da 
mit den Brüdern wiederholt verhandelt wurde. Von der Ausführung des Projektes musste we-
gen der hohen Kosten zunächst Abstand genommen werden. 
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20 
Antrag des Gärtner Nikolaus Kespe auf Gewährung von Teilzahlungen beim Saatkartoffel-
kauf. 
Abgelehnt. Antragsteller wird anheimgestellt, sich das Geld bei einer Bank zu beschaffen. 
 
21 
Die Angelegenheit betr. Instandsetzung der Friedhofmauer. 
Wird der Friedhofskommission überwiesen. 
 
22 
Antrag des Franz Bechtel auf baldige Überweisung der in der städtischen  Turnhalle zu errich-
tenden Wohnung. 
Nach Fertigstellung der Wohnung soll wegen der zu vereinbarenden Bedingungen das Weite-
re veranlasst werden. 
 
23 
Instandsetzung des Gässchens zwischen Jung und Höhn 
Das Notwendigste soll nach einer Besichtigung durch den Beigeordneten Gaul und den Bür-
germeister veranlasst werden. 
 
24 
Beschwerden des Schafherdenbesitzers Anton Metternich aus Holler über das Überackern der 
Wege durch die Landwirte 
Der Flurhüter soll an Hand der Karte unter Beihilfe des Herrn Löwenguth die Wege feststel-
len und über das Überackern genauen Bericht vorlegen. 
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25 
Antrag des Seminardirektors Hölscher betr. Kaninchenangelegenheit 
Der Magistrat hält sich nicht für zuständig und stellt dem Antragsteller anheim, sich an den 
hiesigen Gartenbauverein zu wenden. 
 
26 
Verwendung der Selekta 
Handelslehrer Bach erhält für seine Schule die unteren Räume zugewiesen. Die oberen Räu-
me erhält Herr Kreisschulrat Klemann. Sobald Wohnungen in der Stadt frei werden, was 
wahrscheinlich infolge von Neubauten der Fall ist, soll versucht werden, die Selekta freizu-
machen und sie Herr Bach ganz zu überweisen. Der Bürgermeister wird beauftragt, sich den 
Ton des Herrn Bach zu verbitten. 
 
27 
Verteilung der Gärten an dem Grundstück der Präparandie 
Die Zuteilung an die Schwestern und Frau Peters soll in gütlicher Einigung durch Herrn 
Kreisbaumeister Gaul erfolgen. 
 
28 
Antrag des Maurermeisters Adam Parbel auf Erteilung der Genehmigung zur Benutzung des 
gegenüber seinem Haus belegenen städtischen Platzes  
zwecks Lagerung von Baumaterialien. 
Genehmigt auf jederzeitigen Widerruf gegen Zahlung einer Erinnerungsgebühr unter der Be-
dingung, dass er den Platz nach Anweisung der Polizei in Ordnung und sauber erhält. 
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29 
Antrag der Automobilgesellschaft GmbH Montabaur auf mietweise Überlassung des Schup-
pens bei der Stadtmühle. 
Antragstellerin will den Schuppen auf ihre Kosten ausbauen. Der Antrag wird im Prinzip ge-
nehmigt. Der Bürgermeister soll wegen der zu stellenden Bedingungen mit der Antragstellerin 
verhandeln. Was baulich verändert wird, soll der Stadt verbleiben. Die Antragstellerin hat den 
Schuppen baulich zu unterhalten. Der Weg zu ihm wird stadtseitig nicht instand gesetzt. 
 
30 
Antrag des Stadtsekretärs Backes auf Instandsetzung des Fußbodens in der Küche seiner 
Wohnung. 
Herr Löwenguth soll den Fußboden besichtigen und darüber berichten. 
 
31 
Ausführung des Fernsprechdienstes während der Nachtzeit. 
Die Angelegenheit soll auf sich beruhen bleiben. 
 
32 
Antrag des Christian Brühl auf Erhöhung der monatlichen Vergütung von 20 Mark für Beauf-
sichtigung und Reinigung des Tiergartens. 
Die Vergütung wird auf 50 Mark monatlich erhöht unter der Bedingung, dass Beaufsichtigung 
und Reinigung 
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des Tiergartens gut ausgeführt werden. 
 
33 
Gesuch des Bauunternehmens auf Errichtung eines Wohnhauses in der Herzog-Adolf-Straße 
Wegen der Ausführung sollen Einwendungen nicht erhoben werden, wenn das Wohnhaus 
fünf Meter von der Straße entfernt bleibt. 
 
34 
Verschiedene Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zum Sammeln von Laub. 
Genehmigt. Die erforderlichen Bescheinigungen sind nach Anhörung des Forstmeisters Buse 
auszustellen. 
 
35 
Unterstützungsgesuch der Frau Held. 
Es soll festgestellt werden, wieviel der Sohn verdient. Außerdem soll der zuständige Armen-
pfleger Stellung nehmen. 
 
36 
Der auf dem Friedhof liegende Abraum. 
Soll sofort durch städt. Arbeiter beseitigt werden. Herr Olig ist bereit, sich mit seinem Fuhr-
park zu beteiligen. Der Friedhofskommission soll für die nächste Sitzung eine Vorlage unter-
breitet werden, betr. Übernahme des Friedhofes und deren Verwaltung auf die Stadt. 
 
37 
Verlegung des Eisenbahnbetriebsamtes II nach Montabaur. 
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In der Angelegenheit sollen erst dann weitere Schritte getan werden, wenn es feststeht, dass 
hier ein Zollamt errichtet wird. 
 
38 
Sofortige Einstellung eines Lehrlings 
Nach eingehender Begründung durch den Herrn Bürgermeister genehmigt, unter der Bedin-
gung, dass er nach Beendigung seiner Lehrzeit keinen Anspruch auf weiteren Verbleib bei der 
Stadtverwaltung hat. 
 
39 
Die Benutzung des von den Arbeitern in Heiligenroth durch das Himmelfeld führenden Fuß-
weges 
Soll verboten werden. Die Eingänge sind mit Stacheldraht zu versperren. Eine Bekanntma-
chung ist zu erlassen. 
 
11 
Antrag Frau Anna Renzel um Gewährung einer Nachzahlung von 2.202,72 M an ihren ver-
storbenen Ehemann infolge Einreihung der Stadt in Ortsklasse B 
Neben der monatlichen Unterstützungen soll widerruflich ein Betrag von 2202,72/12 = 
183,56 M monatlich gewährt werden. 
 
 
Gez. Mönig, Bahl, Germann, Philippi, Flügel, Gaul 
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Bericht über die Sitzung vom 26.5. 1922 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Germann, 
Philippi und Gaul 
 
1 
Errichtung von Wohnhäusern 
Magistrat nimmt von dem Stand der Angelegenheit betr. Gewährung eines Teiles der Woh-
nungsabgabe Kenntnis und beschließt, sofort eine Anleihe aufzunehmen und mit dem Bau 
von Wohnhäusern sofort zu beginnen. 
 
2 
Besoldung des Bürgermeisters 
Das Besoldungsdienstalter auf den 1.4.1907 festzusetzen stimmt Magistrat zu. Die pensions-
berechtigte Dienstzeit beginnt mit dem 1.4.1899, dem Tag der Vollendung des 17. Lebensjah-
res. Die Besoldung soll nach Gruppe XI erfolgen. 
 
3 
Antrag der freiwilligen Feuerwehr Montabaur auf Stellung des städtischen Fuhrwerks,  
zwecks Teilnahme an dem 50jährigen Stiftungsfeste der freiwilligen Feuerwehr in Bad Ems. 
Genehmigt. 
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4 
Antrag des Forstmeisters Buse auf Ausstellung einer Bescheinigung, dass das Fischereirecht 
in den in der Gemarkung Montabaur liegenden Bächen (Aubach u. Biebrichsbach) und Müh-
lengraben von dem Forstfiskus seit 10 Jahren vor dem 1.1.1912 ausgeübt wurde. 
Magistrat bedauert, die Bescheinigung nicht erteilen zu können. 
 
5 
Antrag des Provinzial-Schulkollegiums Cassel, betr. Anerkennung der Bedingungen des Mi-
nisters für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung vom 16.3.1921 – A II Nr. 291 – betr. Ge-
währung von Zuschüssen. 
Genehmigt. 
 
6 
Vergebung von etwa 80 Zentner Pferdedung zum Preise von 3.676,28 Mark 
Genehmigt. 
 
7 
Von der Abgabe der Verträge durch das Landesbauamt betr. Unterhaltung der Vizinalweg 
nimmt Magistrat Kenntnis. 
 
8 
Mit dem Verkauf von Ahorn- und Akazienholz sowie Reisig zum Preise von insgesamt 321 
Mark 
erklärt sich Magistrat einverstanden. 
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9 
Antrag des Amtsgerichts hier auf Unterstützung des unehelichen Kindes Lieselotte Fischer 
Die Armen- und Hospitalkommission soll sofort gehört werden. 
 
10 
Antrag des Alwin Strüder in Mogendorf auf Gewährung von Ausstand zur Zahlung von 
14.943,40 Mark Holzgeld. 
3 Wochen Ausstand werden bewilligt. 
 
11 
Antrag des Peter Hannappel in Baumbach auf Gewährung von Ausstandszahlung für Holz-
geld 
4 Wochen Ausstand werden bewilligt. 
 
12 
Antrag der Geschwister Hannappel auf Gewährung von Ausstandszahlung für Holzgeld 
Ausstand bis Ende Juli dieses Jahres wird bewilligt. 
 
13 
Antrag des Reichsbundes der Kriegsbeschädigten, Kriegsteilnehmer und Kriegerhinterbliebe-
nen, Ortsgruppe Montabaur auf  Überlassung von verbilligtem bezw. kostenlosem Brennholz 
für Frau Philippi hier. 
Weder Herr Dr. Froming noch Herr Corbach sollen die Wellen überwiesen werden, sondern 
der Frau Philippi 
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und zwar als Kriegerwitwe kostenlos. 
 
14 
Überweisung von 50.000 Mark als einmaliger Zuschuss für das Gymnasium 
Von der Überweisung nimmt Magistrat Kenntnis. Der Bürgermeister wir beauftragt, zwecks 
Erwirkung eines ständigen Zuschusses zur Unterhaltung der hiesigen höheren Lehranstalten 
am 28.5.1922 mit Herrn Landtagsabgeordneten Dr. Stemmler in Limburg/Lahn Rücksprache 
zu nehmen. 
 
15 
Antrag des Vereins zur Bekämpfung der Tuberkulose im Regierungsbezirk Wiesbaden zu 
Wiesbaden auf Erhöhung des Jahresbeitrages von 50 auf 100 Mark. 
Genehmigt. 
 
16 
Antrag Olig betr. Postautoverkehr Montabaur – Koblenz 
Soll der Oberpostdirektion befürwortend vorgelegt werden. 
 
17 
Die zu zahlende Erinnerungsgebühr bei Baufluchtlinienüberschreitungen auf Widerruf  
wird auf 10 Mark festgesetzt. 
 
18 
Der Antrag des Eisenwerkes Taphorn, Olig & Co zu gestatten, in ihrem Neubau vorüberge-
hend zu Montagezwecken ein 3 PS Motor an die städtische Leitung anzuschließen. 
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wird genehmigt unter den von Herrn Seepe genannten Bedingungen und unter der weiteren 
Bedingung, dass, wenn Verstärkung der Leitung erforderlich ist, die Firma die Kosten trägt. 
 
19 
Der Vertrag mit der Accumulatorenfabrik Aktiengesellschaft in Frankfurt/Main betr. Instand-
setzung der Accumulatoren im hiesigen Elektrizitätswerk vom 24.4.1912 und der Nachtrag 
vom 23.6.1919 
sollen auf 1 weiteres Jahr verlängert werden. 
 
20 
Verwendung der Selekta 
Handelsschullehrer Bach soll die ganze Selekta zum Preise von 4000 Mark jährlich erhalten. 
Kreisschulrat Klemann soll geschrieben werden, dass der Magistrat sich vorbehält, ihm an-
stelle der jetzigen eine andere gleichwertige Wohnung entweder in der Präprandie oder in 
einem anderen Hause der Stadt zuzuweisen. Die an Frau Peters, Kreisschulrat Klemann und 
die Schwestern verpachteten Gärten gehören nicht zur Wohnung. Der Wohnungsinhaber ver-
liert den Anspruch auf sie beim Wohnungswechsel. Die Pacht für die Gärten soll nach Erstat-
tung eines Gutachtens vom Vorsitzenden des Wohnungsamtes und Herrn Stadtverordneten 
Eisel festgesetzt werden. 
 
21 
Von dem Schreiben der Nassauischen Siedlungsgesellschaft mbH in Wiesbaden vom 19.5.22 
betr. Nassauische Heimstätte 
nimmt Magistrat Kenntnis 
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22 
Antrag der Gemeinde Holler betr. Wasserbenutzungsrecht zwischen des Grenzgrabens Nr. 
2747 
Der Magistrat ist mit der Eintragung ins Wasserbuch einverstanden, wenn die Landwirt-
schaftskommission keine Bedenken hat. 
 
23 
Hypothekenangelegenheit Born 
Die Hypothek von 900 M soll nur unter der Bedingung belassen werden, dass der Zinsfuß von 
4 auf 5% erhöht wird. 
 
24 
Antrag der Schwester Theresia vom Hospital hier auf Entfernung der Postautos 
Die Klagen werden als berechtigt anerkannt. Der Bürgermeister soll wegen Unterbringung 
der Autos auf dem Platz der Post mit letzterer verhandeln. 
 
25 
Fischereiablösung 
Der Magistrat in Herborn soll gebeten werden, ihre Sachverständigen zu benennen. 
 
26 
Von dem Schreiben des Oberpost-Assistenten a.D. Scholz in Hillscheid und der geplanten 
Antwort des Stadtverordnetenvorstehers Dr. Teves 
nimmt Magistrat Kenntnis und billigt den Standpunkt und die Handlungsweise des Bürger-
meisters in der genannten Angelegenheit. Im übrigen verbleibt es bei dem Magistrats- 
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beschluss Nr. 14 vom 18.5.1922. 
 
27 
Wohnungsangelegenheit Sauerborn 
Es verbleibt bei dem Beschluss des Wohnungsamtes vom 17.2.1922, betr. bauliche Änderun-
gen im Sauerborn´schen Hause. 
 
28 
Die von Herrn Mathias Gerlach im Hause Vord. Rebstock Straße gemieteten Räume  
sollen gekündigt werden. Den Mietern Kreuter und Schmies soll anheimgestellt werden, sich 
mit ihren  Anträgen unmittelbar an Herrn Gerlach zu wenden. 
 
29 
Instandsetzung der Feldwege durch den Feldhüter 
Nicht der Flurhüter sondern der städtische Wegearbeiter Meurer soll insbesondere nach star-
kem Regen durch die Felder gehen, um hinsichtlich verstopfter Gräben nachzusehen und das 
Weitere veranlassen. 
 
30 
Gesuch des Gelderhebers Josef Pilgenröther auf Erhöhung seiner Bezüge. 
Die Vergütung wird vom 1.4.1922 ab von 100 auf 300 M monatlich erhöht. 
 
31 
Vertretung des erkrankten Lehrers Noll 
Kreisschulrat Klemann soll um Mitteilung gebeten werden, ob es nicht möglich ist, die in 
Frage 
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kommenden Stunden von den anderen Lehrpersonen übernehmen zu lassen, zumal angeblich 
40 Kinder weniger in die Schule aufgenommen sind als im Vorjahr und mit Rücksicht auf die 
kommenden Ferien. 
 
32 
Antrag des Gymnasiallehrers a.D. Christe von seinem Gehalt zur Abtragung der überhobenen 
Summe am Vierteljahresersten nur 600 M einzuhalten. 
Genehmigt. 
 
33 
Bekanntmachung der Märkte 
Der Magistrat schließt sich dem Beschluss Nr. 7 der Verkehrskommission an. Die Daten der 
Märkte sollen auf Plakaten gedruckt und letztere in den öffentlichen Lokalen ausgehängt wer-
den. Nach einem halben Jahre soll eine Besichtigung erfolgen und beschädigte Plakate ersetzt 
werden. 
 
34 
Von dem Beschluss der Verkehrskommission betr. Verzehrsteuer (Accise)  
Nimmt Magistrat Kenntnis und verbleibt bei seinem Beschluss vom 2.5.1922 Nr. 32. 
 
35 
Revision der Stadtkasse 
Es fand sich nichts zu erinnern. 
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36 
Vertretung des Bürgermeisters. 
Wenn der Bürgermeister einige Tage abwesend ist, wird die Anwesenheit eines Beigeordne-
ten nicht für erforderlich gehalten. Die Unterschriften sind ihm in die Wohnung zu bringen. 
Sollte der Bürgermeister längere Zeit abwesend sein, wird der Magistrat über die Vertretung 
durch einen Beigeordneten Beschluss fassen. Die Vergütung für die Vertretung durch einen 
Beigeordneten wird auf 50 M für den Tag festgesetzt. Die Liquidation des Beigeordneten 
Bahl über 1.200 M Vertretungskosten wird genehmigt. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Germann, Flügel, Gaul, Philippi 
 
Bericht über die Sitzung vom 1. Juni 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Flügel, 
Germann, Philippi  
 
1 
Instandsetzung des städtischen Hospitals 
 

1. Das äußere Gebäude ist instand zu setzen und soweit erforderlich mit Putz zu verse-
hen. 

2. Der Hof ist umzupflastern 
3. Die Düngerstätte ist bis auf ¼ ihrer jetzigen Größe zu verkleinern und mit einem De-

ckel zu versehen. 
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4  Die Kalkgrube ist ordnungsmäßig zu verschließen. 
5 Türe und Einfriedigung des Spielplatzes sind auszubessern.  
6 Es ist eine Sandgrube zum Spielen der Kinder anzulegen. 
7 Das in dem Hof liegende alte Eisen ist zu verkaufen. 
8 Die Baumpflanzung ist zu ergänzen. 
9 Verschiedene bretter sind mit Scharnieren zu versehen. 
10 Die Zimmer Nr. 12 und 15 sind instand zu setzen, besonders Türen, Fenster 

und Fußböden, letztere mit städtischem Holz. 
11 Im Kinderzimmer ist der Tisch instand zu setzen. 
12 Fräulein Bäuel ist in Zimmer Nr. 2 welches vorher ordnungsmäßig instand zu 

setzen ist, unterzubringen. 
13 In Zimmer 4 sind die Wände zu streichen bezw. zu tünchen. 
14 Das Closett ist nachzusehen, der Inhalt dringt durch die Wände. 
15 Die Treppenstufen zum Dachboden sind instand zu setzen. 
16 Zwecks Herstellung der Klausur ist ein Türabschluss anzubringen. Das auf dem 

Boden stehende Oberlicht ist dafür zu benutzen. 
   

2 
Die Mauer am Juxplatz 
Soll sofort instandgesetzt werden. Die Arbeiten sind auszuschreiben. 

 
3 
Das Gebück 
soll wöchentlich mehrere Male gereinigt werden. Zwecks Wasserzuführung soll eine Besich-
tigung 
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des Spies- und Brandweihers erfolgen. 

 
4 
Die Unebenheiten des Platzes vor dem Gymnasium 
sollen durch Hebung einiger Platten befestigt werden. 

 
5 
Der Jugendspielplatz 
soll in der von Herrn Katasterinspektor Freitag vorgeschlagenen Weise verändert werden. 
 
6 
Die Umpflasterung des zwischen den Besitzungen Höhn und Jung liegenden Gässchens und 
des in Frage kommenden Teils der Plötzgasse und der Färberbachstraße 
soll nicht erfolgen. Die notwendigsten Ausbesserungen sollen vorgenommen werden. 
 
7 
Die Pflasterung der Peterstorstraße 
soll demnächst erfolgen. Die Mittel sind in den Haushaltsplan aufzunehmen. 

 
8 
Die Errichtung eines Kohlenlagers auf der Überwölbung des Stadtbaches in der Höhe des 
Grundstücks der Witwe Heimann Stern an der Bahnhofstraße 
wird auf jederzeitigen Widerruf gegen eine Erinnerungsgebühr von 100 M jährlich geneh-
migt. Dieser Betrag soll gleichzeitig als Pacht gelten für die von der Witwe Heimann Stern 
benutzte gesamte städtische Fläche auf dem Stadtbach. 
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9 
Errichtung von Wohnhäusern 
Auf dem Hospitalgelände am Friedhof soll ein Doppelwohnhaus und auf dem Grundstück an 
dem Verbindungsweg zwischen Pähler- und Gelbachstraße 1 Wohnhaus errichtet werden. 
Herr Fabrikant Flügel kann aus verschiedenen Gründen ein Leergrundstück nicht zur Verfü-
gung stellen. 
 
10 
Eine Wegetafel, enthaltend den Stadtplan und die zu empfehlenden Spazierwege und Wander-
strecken 
soll gegebenenfalls auf Kosten der Stadt hergestellt und am Rathaus angebracht werden. 
 
11 
Sämtliche noch nicht benannten Straßen und Gassen 
sollen benannt werden. 
 
12 
Eine Plakatsäule 
soll an der Stelle, wo sie früher gestanden hat, in der Nähe des Bahnhofs aufgestellt werden. 
 
13 
Baugesuch Intra. 
Auf jederzeitigen Widerruf gegen eine Erinnerungsgebühr von 10 M jährlich genehmigt. 

 
14 
Antrag der Automobilgesellschaft GmbH Montabaur auf mietweise Überlassung des Schup-
pens bei der Stadtmühle 
Genehmigt unter folgenden Bedingungen: 

1. Der Ausbau des Schuppens geschieht auf 
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Kosten der Firma. 

2. Was baulich verändert wird, verbleibt der Stadt, wenn die Pachtzeit beendet ist. 
3. Der Schuppen wird von der Firma baulich unterhalten. 
4. Die Stadt ist nicht verpflichtet, die Zuführung zum Schuppen und auch den Weg 

zum Sauertal instandzusetzen, falls sie für die Zwecke der Fa. nicht genügt. 
5. Viehtransport- und Sprengwagen der Stadt bleiben unentgeltlich in dem Schuppen 

untergebracht, bis anderweit Platz geschaffen ist. 
6. Die Pachtzeit beträgt 6 Jahre. 
7. Die Miete wird auf 600 M jährlich festgesetzt. 

15 
Für die Benutzung des an der Rebstockstraße gegenüber dem Hause des Maurermeisters 
Adam Parbel gelegenen städt. Platzes durch letzterem 
ist eine jährliche Erinnerungsgebühr von 30 M gleichzeitig als Pacht zu zahlen. 
 
16 
Antrag des Techniker Hübinger auf Nachzahlung des Ausgleichzuschlages für die Zeit vom 
15. . 30 April 1922. 
Abgelehnt. 
 
17 
Der Antrag des Rechtsanwalts Dr. Wentrup auf Erstattung von 1.148,45 M Kosten aus Anlass 
der Räumung eines Teiles seiner Wohnung 
wird abgelehnt. Es wird anheimgestellt, die Angelegenheit durch das Mieteinigungsamt ent-
scheiden zu lassen. 
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18 
Vergebung der Kirmesplätze zum Preise von 8.860 M 
Genehmigt. 
 
19 
Die Befestigung der Hohe Straße entlang dem Grundstück der Firma Eisenwerk Montabaur 
Taphorn, Olig u. Co GmbH 
soll erfolgen, wenn die Firma die Kosten trägt außer derjenigen, für Materialien und Anfuhr 
derselben, welche die Stadt übernehmen soll. 
 
20 
Antrag des Lehrer Laux und Manker auf Instandsetzung ihrer Dienstwohnungen. 
Vertagt. Es soll zunächst ein Gutachten der Auskunftstelle für Schulangelegenheiten in Han-
nover eingeholt werden. 
 
21 
Antrag Herr Müller auf Holzüberlassung 
Abgelehnt. 
 
22 
Der städt. Großviehwagen  
Soll verkauft werden. Die Ausschreibung ist zu veranlassen. 
 
23 
Gewährung von Armenunterstützung. 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, in eiligen Fällen Armenunterstützung bis zum Betrage 
von 300 M zu gewähren und die Angelegenheit nachträglich zur Sitzung zu bringen. 
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24 
Instandsetzung des alten Amtsgerichtsgebäudes 

1. Das eiserne Eingangstor ist abzunehmen und als Schrott zu verkaufen. 
2. Das Dach ist durch einen Dachdecker instand setzen zu lassen. 
3. Die Dachrinnen sind instandzusetzen. 
4. Die Fenster sind instandzusetzen. 
5. Der Materialienplatz auf dem Hof ist aufzuräumen. 
6. Das auf dem Hof befindliche Loch ist durch einen Hofsinkkasten mit Geruchsver-

schluss zu versehen. 
25 
Vermeidung der Beschädigung des Fernsprechkabels des Postamtes. 
Die Herren Löwenguth, Seepe und Knögel sollen sich durch den Kabelnetzplan Kenntnis von 
der Lage der Kabel verschaffen. Sie haben schriftlich zu erklären bzw. sich zu verpflichten, 
dass sie von dem Plan Kenntnis haben und für jeden Ersatz infolge Beschädigung der Kabel 
durch städt. Arbeiter selbst aufzukommen haben. 
 
Gz. Mönig, Bahl, Germann, Philippi, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 8. Juni 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Philippi  
 
1 
Antrag der Caritasvereinigung betreffend Stromlieferung 
Es soll eine gemeinsame Beratung durch die Caritasvereinigung, den Magistrat und die Be-
leuchtungskommission erfolgen. 
 
2 
Antrag des Vollziehungsbeamten Ickenroth auf Erhöhung seiner Vergütung. 
Die Vergütung wird vom 1. April d.J. von 200 auf 600 M erhöht. Wenn Ickenroth sein Amt 
niederlegt, soll diese Tätigkeit durch einen Polizeibeamten unentgeltlich vorgenommen wer-
den. 
 
3 
Der Amtsgehilfe Kespe soll auf Wunsch solange beschäftigt werden, 
bis der neue Polzeibeamte seinen Dienst antritt unter der Bedingung, dass er eine Kündi-
gungspflicht der Stadt nicht anerkennt. 
 
4 
Antrag des Stadtdieners Dommermuth auf Gewährung von 12.000 M jährlich, falls er in den 
Ruhestand versetzt wird. 
Mit Rücksicht auf die treuen Dienste und auf das hohe Alter (79 Jahre) des Antragstellers 
genehmigt. 
 
5 
Der Antrag des Friseurs Anton Schäfer von hier auf Duldung eines Lattenverschlages im 
Stadtbach (Gerberbach)  
wird auf jederzeitigen Widerruf gegen Zahlung 
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Einer jährlichen Erinnerungsgebühr von 10 M unter der Bedingung genehmigt, dass er abends 
das Gestell entfernt und für jeden Schaden haftet, den Dritte dadurch erleiden. 
 
6 
Antrag der israelitischen Kultusgemeinde auf Ermäßigung des Betrages von 735,16 M für 
Lieferung von Stangen zwecks Einfriedigung des israelitischen Friedhofs. 
Der Betrag wird auf 500 M ermäßigt. 
 
7 
Antrag des Forstmeisters Buse auf Ausstellung einer Bescheinigung, dass das Fischereirecht 
in den in der Gemarkung Montabaur liegenden Bächen (Aubach u. Biebrichsbach) und in dem 
Mühlengraben von dem Forstfiskus seit 10 Jahren vor dem 1.1.1912 ausgeübt wird. 
Die Bescheinigung kann nicht erteilt werden, weil die Stadtverwaltung bezüglich des Fische-
reirechts in keiner Weise gefragt wurde, also von der Angelegenheit keine Kenntnis erhielt 
und sich daher nicht für zuständig hält. 
 
8 
Antrag des Johannes Colombel auf bevorzugte Zuweisung einer Wohnung bei Zahlung von 
20.000 M 
Die Angelegenheit wird an das Wohnungsamt verwiesen. 
 
9 
Antrag der Friseuse Kirchem, zu genehmigen, dass der in ihrem Gewerbe erforderliche Licht-
strom als Kraftstrom angesehen wird. 
Abgelehnt. Die Apparate brauchen so wenig Strom, dass nicht für sie Kraftstrom berechnet 
werden kann. 
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10 
Antrag des Friseurs Schäfer zu genehmigen, dass der in seinem Gewerbe erforderliche Licht-
strom als Kraftstrom angesehen wird. 
Abgelehnt. Die Apparate brauchen so wenig Strom, dass nicht für sie Kraftstrom berechnet 
werden kann. 
 
11 
Errichtung einer Konrektorstelle 
Der Magistrat steht grundsätzlich auf dem Standpunkt, dass für die Volksschullehrer Aufrü-
ckungsstellen nach Gruppe IX geschaffen werden müssen, wie sie bereits in Bayern, Sachsen, 
Baden und anderen Staaten geschaffen worden sind. Er ist aber ferner der Ansicht, dass diese 
Aufrückungsstellen nur durch Änderung des Volksschullehrerdiensteinkommensgesetzes 
selbst und nicht auf dem Umwege durch das Konrektorral errichtet werden dürfe. Falls der 
Staat auf die Einrichtung der Konrektorstelle besteht, müssen nach Ansicht des Magistrats die 
durch die Einrichtung der Konrektorstellen bedingten finanziellen Mehraufwendungen nicht 
den Städten, sondern dem Staat auferlegt werden. Der Magistrat lehnt deshalb die Einrichtung 
der Konrektorstelle solange ab, wie fast das gesamte Mehr an Diensteinkommen für diese 
Stellen allein aus städtischen Mitteln aufgeboten werden muss. 
 
12 
Gesuch der Firma Eisenwerk Montabaur Taphorn, Olig & Co. GmbH um Genehmigung zur 
Aufstellung eines Federarmes (40 kg Bargewicht) 
Gegen die Aufstellung werden Einwendungen nicht erhoben. 
 
13 
Stromlieferung für das Turnfest am 15. – 17.7.22. 
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Für die Zeit vom 15. – 17. Juli d.J. wird unter den vom Elektrizitätswerk gemachten Vertrags-
bedingungen die Herstellung der Lichtleitung und die Stromlieferung genehmigt. 
 
14 
Die Erhöhung des Wassergeldes 
soll in der nächsten Magistratssitzung zur Sprache gebracht werden. 
 
15 
Licht- und Kraftstromerhöhung 
Infolge der allgemeinen Teuerung wird vom 1.6.22 ab der Preis für die Kilowattstunde Licht-
strom auf 12 M,  für die Kilowattstunde Kraftstrom auf 9 M erhöht. Die Stadtverordnetenver-
sammlung soll sich damit einverstanden erklären, die Preise von Fall zu Fall festzusetzen, wie 
bei der Überlandzentrale. 
 
16 
Vertretung des erkrankten Lehrer Noll. 
Bevor ein endgültiger Beschluss gefasst wird, soll bei der Auskunftstelle in Schulangelegen-
heiten in Hannover angefragt werden, ob das Gehalt des erkrankten Lehrers, das mit demjeni-
gen seiner Ehefrau etwa 120.000 Mark beträgt, nicht zu einem Teil zur Bestreitung der Ver-
tretungskosten herangezogen werden kann. Die Vertretung durch den Lehrer Röder wird bis 
einschließlich Juni dieses Jahres genehmigt. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Gaul, Philippi, Germann 
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Bericht über die Sitzung vom 22. Juni 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Philippi und 
Germann 
 
1 
Erhöhung der Hundesteuer 
Mit Rücksicht auf die große Hundeplage, die hohen Preise, die für Hunde gezahlt werden, bis 
zu 8.000 M und mehr, und den hohen Steuerfehlbetrag wird die Steuer für der ersten Hund 
auf 500 und jeden weiteren Hund auf 1.000 M festgesetzt. 
 
2 
Erhöhung der Verwaltungsgebühren 
Der § 1 der Ordnung betr. Erhöhung der Verwaltungsgebühren der Stadt Montabaur vom 13. 
Mai 1921 wird wie folgt geändert: 
Abs. 1:  Beglaubigung von Abschriften und Unterschriften in Privatangelegenheiten 
und zwar für jede begonnene Seite       5 M 
Werden gleichlautende Abschriften zu derselben Zeit beglaubigt, so ermäßigt sich die Gebühr 
für die zweite und jede weitere Abschrift auf        1 M 
Abs. 2:   Ausstellung von Führungszeugnissen und Bescheinigungen 5 M 
Abs. 3:   Ausstellung von Personalausweisen     5 M 
Abs. 4: Ausfertigung von Zweitschriften, von Arbeitsbüchern, Meldescheinen, Steuer- 

und Schulangelegenheiten      5 M 
Abs. 5:   Ausfertigungen von Radfahrkarten und Giftscheinen  5 M 
Abs. 6:   Für polizeiliche Auskunft auf Antrag Privater (außer Portoerstattung) 

a) An Auswärtige        5 M 
b) An Einheimische        3 M 
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3 
Die Gebühren für die städtischen Wege 
Werden von 2 auf 10 Mark für eine jedesmalige Benutzung erhöht. 
 
4 
Erhöhung des Wassergeldes 
Das Wassergeld brachte für das Jahr 1921 eine Einnahme von 28.703,10 M. Die Ausgaben 
werden für das Rechnungsjahr 1922 auf mehr als 200.000 M geschätzt. Der Betrag soll mit 
Rücksicht darauf, dass das Wasserwerk sich nicht nur selbst erhält, sondern auch einen Nut-
zen für die Stadt abwerfen muss, und mit Rücksicht auf den hohen Steuerfehlbetrag auf das 
zehnfache erhöht werden. 
 
5 
Vorläufige Weitererhebung der Realsteuer für 1922. 
Die Realsteuern werden im 1. Halbjahr des Rechnungsjahres 1922, nach den im Vorjahre ent-
richteten Steuerbeträgen vorläufig weiter erhoben. Bekanntmachung hat im Kreisblatt mit 
dem Bemerken zu erfolgen, dass eine besondere Zustellung an die Steuerpflichtigen nicht 
ergeht. 
 
6 
Erhöhung der Müllabfuhrgebühren 
Die Müllabfuhr kostet die Stadt z.Zt. rund 400.000 M jährlich. Bisher wurden nur 2 ½ % des 
Nutzungswertes erhoben, gleich einem Ertrage von 8.236 M. Mit Rücksicht auf die fortdau-
ernd steigenden Preisen und die erhöhten Löhne muss die Müllabfuhrgebühr um das 6fache 
also auf 15% des Nutzungswertes erhöht werden. 
 
7 
Bewilligung von 163 M Reisekosten (ohne Tagegelder) für Bürgermeister Mönig aus Anlass 
seiner Vorstellung. 
Genehmigt. 
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8 
Bewilligung von 265 M Umzugskosten für die Übersiedelung des Bürgermeisters Mönig 
Genehmigt. 
 
9 
Bildung eines Schulausschusses für das Gymnasium 
Es gehören an den Vorstand der Berufsschule die Herren Philippi und Germann, der der 
Schuldeputation der Volksschule die Herren Gaul, Flügel und Dr. Wentrup. 
Der Bürgermeister teilt mit, dass er als Beisitzer für den Schulausschuss des Gymnasiums die 
Herrn Magistratsmitglieder Dr. Wentrup und Flügel bestimmt habe, womit der Magistrat sich 
einverstanden erklärt. 
 
10 
Errichtung eines 4Familienwohnhauses 
Die vorgelegten Pläne werden genehmigt. Die Arbeiten sollen sofort ausgeschrieben werden. 
Die Angelegenheit soll nachträglich zur Stadtverordnetensitzung gehen. 
 
11 
Errichtung eines Schulneubaus 
5 Waggon Kalk und 100 Zentner Zement sollen sofort beschafft und ordnungsmäßig gelagert 
werden. Herr Baurat Stracke soll gefragt werden, ob er bereit ist, ein Projekt auszuarbeiten. 
 
12 
Kartoffelverkauf 
Magistrat erklärt sich mit dem Verkauf von 200 M für den Zentner einverstanden. Die Hand-
lungsweise des Bürgermeisters betr. Ablehnung der Bekanntgabe des Kartoffelverkaufs durch 
Wolf-Elgendorf wird gutgeheißen. Die Rechnung Schmidt soll angewiesen werden. 
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13 
Der Boden des Pavillons auf dem Jugendspielplatz 
Soll bekiest und des Kinderkarussel instand gesetzt werden. Einige Tische und Stühle sind 
noch zu beschaffen. 
 
14 
Zuschüttung des Wallgrabens am Wolfsturm 
Es soll eine Besichtigung erfolgen. Das weitere Zuschütten soll einstweilen verboten werden. 
 
15 
Errichtung einer Plakatsäule 
An der Ecke der Bahnhofs- und der Eschelbacherstraße soll dort, wo jetzt der Wegweiser 
steht, eine Plakatsäule errichtet werden. Der Zuschlag wird der Eisengießerei und Zementwa-
renfabrik Volkmann für 1.800 M erteilt. Auf der Plakatsäule soll ein neuer Wegweiser ange-
bracht werden. Die Bestellung soll sofort erfolgen. 
 
16 
Auf dem Platz hinter der kath. Kirche 
Soll eine Sandgrube in einer Größe von 2 ½ m im Quadrat und einer Tiefe von 25 cm ange-
legt und mit Sand aus dem Stadtwald ausgefüllt werden. In einem Aufruf an die Bevölkerung 
soll sie dem Schutze der Erwachsenen empfohlen werden, mit dem Hinweis, dass sie errichtet 
worden sei, um den jüngeren Kindern für das verbotene Ballspiel einen Ersatz zu geben. 
 
17 
Tennisplätze betreffend 
Durch die Instandsetzung des ersten 
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Tennisplatzes sind 1.050 M Kosten, ohne Hölzer und Arbeitslohn entstanden. Dem Tennis-
klub, dem der fertiggestellte Platz auf jederzeitigen Widerruf überwiesen wird, soll anheimge-
stellt werden, den zweiten Tennisplatz selbst instand zu setzen. Gebühren sollen für Benut-
zung der Tennisplätze nicht erhoben werden, vorausgesetzt, dass die Plätze von dem Tennis-
klub unterhalten werden. 
 
18 
Instandsetzung der Treppen am Rebstock 
Es soll eine Besichtigung durch den Magistrat erfolgen, wozu die Herren Stadtverordneten 
Eisel, Ickenroth und Rossbach eingeladen werden sollen. 
 
19 
Abfangen von Wasser durch den Fischgutbesitzer Heisser. 
Die Absperrung des Grabens soll sofort erfolgen. Herr Heisser kann das Wasser aus dem 
Biebrichsbach entnehmen, er muss jedoch die Genehmigung des Magistrats hierzu einholen, 
welche ihm auf jederzeitigen Widerruf und gegen Zahlung einer Erinnerungsgebühr und unter 
sonstigen etwa erforderlichen Bedingungen erteilt werden kann. 
 
20 
Rauchen des Schornsteins des Elektrizitätswerkes 
Der Dampfkessel-Überwachungs-Verein in Coblenz soll gebeten werden, bei der nächsten 
Berichterstattung, Vorschläge zu machen, wie diese Belästigung beseitigt werden kann. 
 
21 
Der Sprengwagen 
soll die chaussierten Straßenteile vom Bahnhof 
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bis zum Brüderhaus besprengen, wenn es der Bürgermeister für erforderlich hält. 
 
22 
Baugesuch des Gustav Stern Bahnhofstraße betr. Um- und Errichtungsbau eines Geschäfts- 
und Wohnhauses in der Bahnhofstraße 
Einwendungen werden nicht erhoben, falls die Architektur der Fassade die Umgebung bzw, 
dem Stadtbild angepasst wird. 
 
 
23 
Errichtung eines Eisenbahnbetriebsamtes 
Der Eisenbahn-Direktion in Frankfurt a.M. soll mitgeteilt werden, dass der Antrag auf Abga-
be eines Bauplatzes zwecks Errichtung eines Zollamtes vorliege und ob es etwas ausmache, 
dass falls das Eisenbahn-Betriebsamt später hierher kommt von den in Frage kommenden 
Bauplatzes einer für das Zollamt abgetrennt würde. 
 
24 
Antrag des Adolf Intra auf anderweitige Entwässerung des Schulgrundstückes der Volksschu-
le und Gewährung von Schadenersatz infolge des letzten heftigen Sturzregens. 
Es soll Besichtigung durch den Magistrat erfolgen. 
 
25 
Antrag des Mathias Gerlach auf Instandsetzung des Hauses Friedrich Kreuter und Bernhard 
Schmies aus dem Haus Vord. Rebstock 25 
Die Angelegenheit wird an das Wohnungsamt verwiesen. 
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26 
Antrag des Bischöfl. Convikts auf Gewährung einer Beihilfe 
Vertagt bis das Ergebnis der Reise des Bürgermeisters nach Cassel und Berlin vorliegt. 
 
27 
Besoldung des Schularztes 
Es soll zunächst festgestellt werden, wie oft die Schuluntersuchung in den letzten Jahren 
stattgefunden hat. 
 
28 
Einrichtung von Jugendherbergen 
Der Magistrat ist mit dem Vorschlag des Bürgermeisters im Hospital eine Jugendherberge für 
Mädchen und im Brüderhaus eine Jugendherberge für Knaben einzurichten, einverstanden. 
 
29 
Antrag der Gemeinde Holler betr. Wassernutzungsrecht. 
Gegen die Mitbenutzung ist nichts einzuwenden, wenn reichlich Wasser vorhanden ist, dage-
gen kann die Genehmigung zur Eintragung dieser Wasserbenutzung als Recht für die Parzel-
len 1265 – 1287 in das Wasserbuch nicht erteilt werden. 
 
30 
Antrag des Kreiswohlfahrtsamtes auf Errichtung einer Krankenpflegestelle 
Da durch das Hospital, in dem 3 Schwestern allein in der Krankenpflege tätig sind und auch 
in den umliegenden Orten die Krankenpflege ausüben, die Krankenpflegestelle bereits einge-
richtet ist, soll das Kreiswohlfahrtamt gebeten werden, die Beihilfe von 2 M auf den Kopf der 
Bevölkerung an die Stadt zu zahlen. 
 
31 
Fischereiablösung 
Als Sachverständige werden ernannt Kreiswiesen- 
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baumeister Sahm und Beigeordneter Bahl von hier. 
 
32 
Von dem seitens des Kreises übernommenen Vorschuss von 150.000 M, der binnen 4 Jahren 
zurückzuzahlen ist 
Können nur die Zinsen aus einer 3 ½ % igen Verzinsung, welche jährlich den Betrag von 
5.250 M ausmacht, verwendet werden. Dieser Betrag reicht unter Umständen nicht einmal 
aus, um die Kosten zu decken, die der Stadt entstehen infolge Gewährung von Freistellen an 
Schüler des Landkreises. Der Kreisausschuss soll daher gebeten werden, von der Rückzah-
lung des Vorschusses Abstand zu nehmen. 
 
33 
Antrag des Turnvereins auf Schmückung der Stadt aus Anlass des 39. Gauturnfestes. 
Es sollen 2 Ehrenpforten errichtet werden und zwar eine am Bahnhof und eine am Gymnasi-
um. Das Rathaus soll mit Grün geschmückt werden, außerdem einen besonderen Schmuck 
durch buntes Licht erhalten. Die eine vorhandene Rathausfahne ist färben zu lassen und eine 
zweite sofort zu beschaffen. 
 
34 
Antrag des Turnvereins auf kostenlose Überweisung von 2 – 3 Wagen Tannengrün und etwa 
20 Stück kleine Tannenbäumchen aus Anlass des 39. Gauturnfestes. 
Genehmigt. 
 
35 
Antrag des Produktion- und Konsumvereins Montabaur u. Umgegend GmbH auf Anbringung 
von 2 Quer -Straßenschildern 
Genehmigt. 
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36 
Antrag des Löhdörfer Männergesangvereins auf Ermäßigung der Lustbarkeitssteuer aus An-
lass eines Konzerts am 8. Juli d.J. 
Es soll nur die Korkensteuer erhoben werden unter der Bedingung, dass der Überschuss der 
Stadt Montabaur zu Wohltätigkeitszwecken zufließt. 
 
37 
Der Antrag der Wirte von Montabaur auf Verlängerung der Polizeistunde 
Soll an den Herrn Landrat befürwortend weitergesendet werden. 
 
38 
Betr. Prozesssache des Bezirksverbandes gegen die Stadt Montabaur wegen Erhöhung einer 
Erinnerungsgebühr 
Die anwesenden Magistratsmitglieder Gaul, Germann und Philippi können eine Erklärung in 
der Angelegenheit nicht abgeben, halten vielmehr eine Erklärung des Magistratsschöffen 
Herrn Dr. Wentrup für erwünscht und empfehlen die sofortige Zurücknahme des Prozesses, 
falls Herr Dr. Wentrup nicht sicher ist, dass die Stadt den Prozess gewinnt. 
 
39 
Instandsetzung der Lehrerwohnungen 
Die Auskunftsstelle Preußischer Städte in Angelegenheiten höherer Schulen in Hannover ist 
der Ansicht, dass die Schulunterhaltungsträger unter den heutigen Verhältnissen nur ver-
pflichtet sind, die dringendsten baulichen Unterhaltungsarbeiten an Schulgebäuden und 
Lehrerwohnungen, die erforderlich sind, um die Gebäude und Wohnungen vor dem Verfall zu 
bewahren, ausführen zu lassen. Magistrat schließt sich dieser Ansicht an. 
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40 
Antrag des Forstmeisters Buse auf Gehaltsregulierung der Försters Weppler und Kraus. 
Der Magistrat bedauert, dem Ersuchen des Forstmeisters Buse nicht nachkommen und den 
diktierten Beschluss nicht fassen zu können, weil er (Magistrat) der Ansicht ist, dass die der-
zeitigen Förster, insbesondere der Förster Weppler, ihren Dienst nicht so versehen, wie die 
Staatsforstbehörde es von ihren Förstern verlangt. 
 
41 
Mit der Entlassung des Nachtwächters Kespe, der Beschäftigung des Flurhüters Müller im 
Polizeidienst und der vorübergehenden nebenamtlichen Tätigkeit des Schuhmachers Kaspar 
Böhr als Flurhüter während der Sommermonate 
erklärt sich der Magistrat einverstanden. 
 
42 
Mit der weitergehenden Beschäftigung des Holzhauermeisters König als Notstandsarbeiter, 
nicht als städtischer Arbeiter, gegen der Tarif der städt. Arbeiter (nicht als Maurer) gegen täg-
liche Kündigung 
erklärt sich Magistrat einverstanden. 
 
43 
Die Stelle des Polizeibetriebs-Assistenten 
Soll erneut mit einem Gehalt der Gruppe 4 ausgeschrieben werden, da sich für Gruppe 3 bis-
her nur 2 Bewerber gemeldet haben. Als weitere Bedingung soll gestellt werden, dass er mit 
einem Polizeihund umzugehen versteht. 
Die Beschaffung eines Polizeihundes wird beschlossen. 
 
44 
Eine dritte Schreibmaschine, deren Beschaffung sich als unbedingt notwendig erwiesen hat, 
soll gekauft werden. 
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45  
Beschaffung von Gefrierfleisch. 
Wegen Beschaffung von Gefrierfleisch erwartet der Magistrat eine Vorlage für die nächste 
Sitzung. 
 
46 
Ausführung des Reichsmietengesetzes 
Beigeordneter Kreisbaumeister Gaul und Bürgermeister Mönig werden beauftragt mit den 
Vorarbeiten zu beginnen. 
 
47 
Dem landwirtschaftlichen Bezirksverband 
Soll mit einem jährlichen Betrag von 6 M beigetreten werden. 
 
48 
Der Betrag von 127,50 M, welche Frau Witwe Helene Schröder für Kartoffeln schuldet, 
soll erlassen werden. 
 
49 
Antrag des Fabrikanten Josef Olig betr. Postautoverbindung Montabaur – Coblenz. 
Die Stadt lehnt die Garantie für die volle Benutzung des Frühwagens ab. Sie stellt Herrn Olig 
anheim, diese Garantie zu übernehmen. 
 
50 
Antrag Jos. Kratz und Genossen, dafür Sorge zu tragen, dass der Wassergraben vor ihren Be-
sitzungen in Zementrohre gelegt wird. 
Es entstehen 9.500 M Kosten. Wenn die Anlieger 6.000 M beitragen, soll dem Antrage statt-
gegeben werden. 
 
51 
Antrag der Eheleute Rechnungsrat August Gerber und Emma geborene Weidemann 
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Auf Aufhebung der Straßenfluchtlinie über dem Grundstück 2011 Bl. 509 lfd. Nr. 2 Karten-
blatt 22, Parzelle 3933, Garten bei dem Tiergarten, 1. Gewann. 
Dem Antrag wird zugestimmt. 
 
 
52 
Der Vertrag mit der Akkumulatorenfabrik – Aktiengesellschaft in Frankfurt betr. Instandhal-
tung der Akkumulatoren im hiesigen Elektrizitätswerk vom 24.4.12 mit Nachtrag vom 
23.6.19 
Soll nicht auf ein weiteres Jahr verlängert werden; vielmehr soll ein Lötapparat zum Preise 
von 6 – 7000 M angeschafft und die Instandsetzungsarbeiten künftighin durch das Elektr. 
Werk selbst vorgenommen werden. 
 
53 
Antrag des Elektrizitätswerkes auf Räumung der Wohnung im Gebäude des letzteren durch 
die Familie Fischer 
Das Wohnungsamt soll gebeten werden, sich zu dieser Angelegenheit zu äußern. 
 
Gez. Mönig, Germann, Gaul, Philippi 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 26. Juni 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Flügel, 
Gaul, Germann, Philippi und Dr. Wentrup 
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1 
Dienstjubiläum Seepe 
Herr Seepe ist seit dem 28.6.1899 bei dem Elektrizitätswerk beschäftigt. Da letzteres erst am 
1.4.1901 an die Stadt überging, kann Herr Seepe sein 25jähriges Dienstjubiläum bei der Stadt 
erst am 1.4.1926 feiern. Es soll ihm ein Glückwunschschreiben aus Anlass seiner 25jährigen 
Tätigkeit bei dem Elektrizitätswerk zugehen und darin die Hoffnung ausgesprochen werden, 
dass er auch das 25jährige Dienstjubiläum bei der Stadt feiern kann. 
 
2 
Dem Flurhüter Müller 
Soll mitgeteilt werden, dass er entweder die Stelle als Hausmeister anzunehmen oder aus dem 
Dienst der Stadt auszuscheiden habe. Im letzteren Falle wird ihm anheimgestellt, den vollen 
Wirtschaftsbetrieb im Bauernhause auf dem Jugendspielplatz zu übernehmen. 
 
3 
Betr. Entlassung des Büroangestellten Müller 
Die Frage betr. Entlassung des Büroangestellten Müller kann erst endgültig beantwortet wer-
den, wenn die Angelegenheit betr. Beschäftigung des Flurhüters Müller erledigt ist. 
 
4 
Der Angestellte Sack 
Soll vorläufig weiter beschäftigt werden bis der Bürgermeister sich ein abschließendes Urteil 
über ihn bilden kann. 
 
5 
Der Angestellte Gerber 
Soll mit dem 30. September d.J. aus dem städtischen Dienst – Elektrizitätswerk – entlassen 
werden. Wegen Neubesetzung der Stelle soll besondere Vorlage erfolgen. 
 
6 
Umwandlung der Stadtsekretärstelle in eine Obersekretärstelle, die Assistentenstelle in eine 
Stadtschreiberstelle und die Stadtrechnerstelle in eine Stadtrentmeisterstelle. 
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Mit Rücksicht darauf, dass der Verwaltung sich nach den staatlichen Bestimmungen richtet, 
soll der Stadtsekretär künftighin die Dienstbezeichnung „Oberstadtsekretär“ die Stadtassistent 
die Dienstbezeichnung “Stadtsekretär“ und mit Rücksicht auf den Beschluss des Rheinischen 
Rentmeisterverbandes der Stadtrechner die Dienstbezeichnung “Stadtrentmeister“ erhalten 
 
7 
Verleihung des Titels „Oberstadtsekretär“ an den Stadtsekretär Backes, des Titels „Stadtrent-
meister“ an den Stadtrechner Hartenfels und des Titels „Baumeister“ an den Stadttechniker 
Löwenguth 
Der Stadtsekretär Backes erhält den Titel „Oberstadtsekretär“, der Stadtrechner Hartenfels 
den Titel „Stadtrentmeister“ und der Stadttechniker Löwenguth den Titel „Baumeister“. Alle 
3 Herren haben durch Unterschrift zu erklären, dass dadurch eine Änderung in ihrer Besol-
dung und Beförderungsmöglichkeit nicht eintritt, dass also der Stadtsekretär Backes wie bis-
her nach Gruppe VII und nach 10jähriger Dienstzeit nach Gruppe VIII, der Stadtrechner Har-
tenfels nach Gruppe VIII und der Stadttechniker Löwenguth nach Vergütungsgruppe VI des 
Angestelltentarifs besoldet werden. 
 
8 
Anrechnung von Dienstjahren auf  das lehrgehaltsberechtigte Dienstalter des Gewerbelehrers 
Frank 
Vertagt 
 
9 
Anrechnung von Dienstjahren auf das ruhegehaltsberechtigte Dienstalter des Flurhüters Mül-
ler. 
Dem Flurhüter Müller werden 

a) Die Zeit seiner Beschäftigung als Maschinenmeister beim hiesigen Elektrizitätswerk 
vom 1.8.1910 bis zum 27.6.15 und vom 4.11.18 bis 31.1.1920 

b) Die Zeit seiner probeweisen Anstellung vom 1.2.1920 bis 25.4.1921, 
c) Die Kriegsdienstzeit vom 28.Juli 1915 bis zum 23. November 1918 und die Jahre 

1915, 1916, 1917, 1918 als je ein besonderes Kriegsjahr als ruhegehaltsfähige Dienst-
zeiten angerechnet. 

Die nachzuzahlenden Kassenbeiträge hat Müller selbst zu tragen. 
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10 
Beschaffung von Gefrierfleisch 
Der Bürgermeister wird beauftragt, mit dem Obermeister der hiesigen Metzger-Innung und 
den Stadtverwaltungen in Coblenz und Limburg wegen Beschaffung von Gefrierfleisch für 
die Stadt Montabaur sofort in Verbindung zu treten. 
 
11 
Die Räumung des städtischen Platzes neben dem Friedhof durch den Zimmermeister Hannap-
pel 
Soll bis zum 15. Juli d.J. erfolgen, vorausgesetzt, dass die Stadtverordnetenversammlung der 
Errichtung von Wohnhäusern auf diesem Platz zustimmt. 
 
12 
Erhöhung des Marktstandgeldes 
Das Marktstandgeld - § 1 der Polizeiverordnung vom 4.12.1889 – soll erhöht werden: 

a) Von Waren, welche in Buden, auf Tischen, Gestellen, Wagen oder Karren feilge-
boten werden, für den Tag und je einen Quadratmeter Rauten auf 5,-- Mark 
(ein halber Quadratmeter wird voll gerechnet) 

b) Von Ochsen, Kühen und Rindern für das Stück auf    10,-- Mark 
c) Von Kälbern, Schweinen und Schafen für das Stück auf   5,-- Mark 

13 
Antrag des Rechtsanwaltes Dr. Wentrup auf Erstattung von 1.148,45 Mark Kosten aus Anlass 
der Räumung eines Teiles seiner Wohnung. 
Dem Mieteinigungsamt soll mitgeteilt werden, dass die Kosten von demjenigen zu tragen 
sind, zu dessen Gunsten die Beschlagnahmung erfolgt ist, in diesem Falle also von Herrn Pe-
ter Weyer, umsomehr, da die Gemeindebehörde die Räume nicht weiter vermietet hat. 
 
14 
Antrag des Buchdruckereibesitzers Georg Sauerborn auf Schadenersatz 
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infolge Herrichtung einer Wohnung in seinem Hause 
Vertagt bis die Angelegenheit vom Herrn Regierungspräsidenten zurück ist. 
 
15 
Das Dienstzimmer des Bürgermeisters 
Soll nach dem Flur für eine Doppeltüre erhalten, damit den Beratungen des Magistrats usw. 
nicht zugehört werden kann. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Flügel, Germann, Gaul 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 13. Juli 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Flügel, Phi-
lippi und Gaul 
 
1 
Antrag des Metallwerks Montabaur Ostermeier auf Verlegung der Wasserleitung bis zu sei-
nem Grundstück am Fürstenweg. 
Genehmigt unter der Bedingung, dass Verzinsung und Tilgung der entstehenden Kosten sei-
tens der Firma übernommen werden. 
 
2 
Zwecks Einrichtung von Wohnhäusern 
soll mit den Mitteln aus der Wohnungsbauabgabe eine Anleihe von 1.000.000 Mark aufge-
nommen werden. 
 
3 
Die städtische Hundesteuer 
Wird vom 1. Juli d.J. ab für den ersten Hund von 200 Mark 
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auf 300 Mark und für den weiteren in demselben Haushalt befindliche Hund auf 1.000 Mark 
jährlich erhöht. Wenn der Hund bis zum 31. Juli 1922 abgeschafft ist, ist für ihn die erhöhte 
Steuer nicht zu zahlen. 
 
4 
Baugesuch des Adolf Intra betr. Errichtung einer Remise auf seinem Grundstück an der Kol-
pingstraße. 
Einwendungen werden nicht erhoben. 
 
5 
Baugesuch der Firma Eisenwerke Montabaur Taphorn, Olig u. Co. Auf Errichtung eines Ma-
gazins auf ihrem Grundstück an der Hohestraße. 
Soweit der Magistrat das Baugesuch zu prüfen hat, ist sachlich nichts einzuwenden. 
 
6 
Einspruch des Rektor Stillger gegen die Forderung der Stadt, von dem Baumschulengrund-
stück einige qm zur Errichtung eines Vierfamilienhauses abzutreten. 
Der Einspruch wird zurückgewiesen. Der jetzige Schulgarten ist viel größer als der frühere 
Garten und als Schulgut im Grundbuch nicht eingetragen. Herr Stillger hat damit zu rechnen, 
dass kommenden Herbst entweder der ganze Garten oder ein großer Teil desselben als Schul-
garten eingezogen wird, weil er im Baugelände liegt. 
 
7 
Dem Antrage des Peter Hannappel auf weitere Überlassung des Baugrundstücks am Friedhof 
als Lagerplatz 
Soll entsprochen werden, soweit es die Verhältnisse zulassen. 
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8 
Dem Löhdorfer Männergesangverein 
Soll für die Überweisung des Reinertrages für das veranstaltete Konzert der Dank der Stadt 
ausgesprochen werden. Der Betrag soll verzinsbar angelegt und der Bürgermeister ermächtigt 
werden, verschämten Armen von Fall zu Fall Unterstützung daraus zu gewähren. 
 
9 
Fischereiablösung 
Als Sachverständige werden vorgeschlagen Fischgutsbesitzer Josef Heisser in Montabaur und 
Gewerberat Meissner in Limburg. 
 
10 
Die Besoldung des Schularztes 
Soll nach dem Vorschlage des Kreiswohlfahrtsamtes (für jedes Schulkind 2,50 M und jeder 
Schulneuling 1,50 M) erfolgen. Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, einen 
entsprechenden Beschluss zu fassen. Als Schularzt wird Herr Med.-Rat Dr. Flöck bestimmt. 
 
11 
Gehaltsregelung der Förster Weppler und Kraus 
Die Stadtgemeinde bewilligt den Forstbetriebsbeamten der Förstereien Montabaur und Heili-
genroth vom 1. April 1920 das Gehalt, den Dienstaufwand, die Kleiderbeihilfe und die Wirt-
schaftsbeihilfe, sowie das Brennholz wie den Staatsförstern. Das Aufrücken in eine höhere 
Gruppe soll mit dem Beginn des Monats erfolgen, in dem der Förster nach Maßgabe einer 
beim Regierungspräsidenten zu führenden Dienstaltersliste in das höhere Drittel einrückt. 
Magistrat hält es für notwendig, dass für die Stadt Montabaur ein besonderer Förster mit der 
Fähigkeit eines Staatsförsters angestellt und der 
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Aufsicht des Ms wenigstens mit unterstellt wird. 
 
12 
Dem Antrage des Landgerichtsrats Wilhelm Schmitz in Wiesbaden auf Zahlung eines Gna-
denmonats infolge Ablebens der Witwengeldsbezieherin Frau Professor T. P. Schmitz an sei-
ne Schwester Maria Schmitz 
Kann nicht entsprochen werden, da nach den Satzungen der Witwen- und Waisenkasse ein 
solcher Gnadenmonat nicht zu bewilligen ist und aus Stadtmitteln nicht bewilligt werden 
kann. 
 
13 
Dem Antrage der städtischen Arbeiter auf Gewährung einer einmaligen Beihilfe von 1.500 M 
Kann nicht entsprochen werden, da es nach dem Tarifvertrag nicht zulässig ist. Auf die rück-
wirkend vom 1.6.22 zu zahlende erhöhte Vergütung kann ein Vorschuss von 500 M gewährt 
werden. 
 
14 
Antrag des Albert Pulte hier auf Erwerbung des Selektagebäudes zum Preise von 200.000 M 
Abgelehnt, weil die Stadt keinen Besitz verkauft. 
 
15 
Antrag des Willi Bach auf Erwerbung des Selektagebäudes gegen Zahlung von 180.000 M 
und Überweisung eines Grundstücks 
Abgelehnt, weil die Stadt keinen Besitz verkauft. 
 
16 
Antrag des Willi Bach zu genehmigen, vom 15. D.M. ab in einem Raum der Selekta unter-
richten zu dürfen. 
Dem Antrag wird vorbehaltlich der nachträglich 
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Festzusetzenden Miete unter der Bedingung entsprochen, dass die Schwestern damit einver-
standen sind. 
 
17 
Von dem infolge des Reichsmietengesetzes bisher Veranlassten 
Nimmt Magistrat Kenntnis und sieht einer weiteren Vorlage entgegen. 
 
18 
Der Errichtung einer Preisprüfungsstelle 
Soll näher getreten werden. Der Bürgermeister wird beauftragt, mit dem Handelskammermit-
glied Herrn Feigen und dem Vorsitzenden des Kleinhandelsvereins Herrn Kunst sich in Ver-
bindung zu setzen. 
 
19 
Von dem Ministerialerlass vom 24.8.20 betr. Kosten der Elternbeiräte 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Es sind nur die Kosten für diejenigen Zeitungsbekanntmachungen 
zu tragen, die mit Zustimmung des Magistrats veröffentlicht sind. 
 
20 
Antrag des Josef Gerlach auf Erhöhung der Vergütung für das Halten der Ziegenböcke. 
Das Deckgeld wird auf 10 M für hiesige und 15 M für auswärtige Ziegen erhöht. 
 
21 
Antrag des Peter Glattfelder auf Ausstand der Zahlung von 1.260 M Holzgeld bis Ende Au-
gust d.J. 
Genehmigt. 
 
22 
Antrag des Gastwirts Paul Gans zur Verabreichung von Bier und Wein in dem Garten des 
Fabrikanten Hermes beim 39. Gauturnfest am 15., 16, und 17. Juli 22. 
Genehmigt. 
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23 
Antrag der Frau Johann Müller zu genehmigen, während des Gauturnfestes vom 15. – 17. Juli 
auf dem Jugendspielplatz alkoholische Getränke verabreichen zu dürfen. 
Abgelehnt. 
 
24 
Besetzung der durch den am 1. Oktober d.J. in den Ruhestand tretenden Studienrat Becker 
freiwerdenden Studienratsstelle am hiesigen Gymnasium. 
Es muss versucht werden, die Besetzung der Stelle mit Rücksicht auf die schlechte Finanzlage  
der Stadt so lange hinauszuschieben, bis der Bestand des Gymnasiums gesichert ist. Das Pro-
vinzialschulkollegium soll gebeten werden, zu genehmigen, dass die in Frage kommenden 
Stunden einstweilen von den übrigen Lehrkräften erteilt werden. 
 
25 
Antrag des Herrn Landrats auf Erhöhung der Unterstützung aus Anlass der Teilnahme des 
Lehrers Hommerich an einem Ausbildungskursus für ländliche Fortbildungsschulen. 
Die bewilligten 100 M werden als ausreichend angesehen, zumal die Stadt aus der Teilnahme 
des Lehrers Hommerich keinen unmittelbaren Nutzen zieht und der Ausbildungskursus am 
Beschäftigungsort des Lehrers Hommerich stattfand, wodurch besondere Kosten für ihn nicht 
entstanden sind. 
 
26 
Die Vergnügungssteuer für das 39. Gauturnfest am 15., 16. Und 17. Juli 1922 
Wird vorbehaltlich der Genehmigung der Stadtverordneten erlassen mit folgender Einschrän-
kung: 
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1. Für Tanz kann nach einem früheren Beschluss grundsätzlich die Vergnügungssteuer 

nicht erlassen werden. Es sind also für jeden Tag 400 M zu entrichten. 
2. Die Besitzer von Karrussels usw. bezahlen die vorgeschriebene Steuer an die Stadt. 

 
Gez. Mönig, Bahl, Gaul, Philippi, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 20. Juli 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Philippi, Dr. Wentrup 
 
1 
Von der Gewährung von 4% Zinsen seitens der Landwirtschaftlichen Darlehenskasse 
Nimmt Magistrat Kenntnis und beschließt jedoch, auch die langfristige Darlehen gewähren-
den übrigen hiesigen Banken zu berücksichtigen. 
 
2 
Von der Abrechnung des Kartoffelan- und verkaufs, der mit einem Verlust von 59.639 M 
abschließt 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Die Rechnung Böhr kann angewiesen werden. 
 
3 
Von der Bilanz des Lebensmittelamtes zum 31. März 1922 
Nimmt Magistrat Kenntnis. 
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4 
Vergebung der Lizinischen Stiftung für das Rechnungsjahr 1922 
Der Magistrat, unter Hinzuziehung der Anverwandten des Stifters, die Herren Flügel und Har-
tenfels, beschließt, eine Fründe von 42,86 M an Frau Danner in Cöln und eine Fründe von 
42,86 M an Frau Hisgen Montabaur zu vergeben. Der Rest der Präbanderie von 111,43 M ist 
auf Sparkassenbuch anzulegen. 
 
5 
Der Einspruch Stillger 
Wird wiederholt zurückgewiesen. 
 
6 
Wohnungsangelegenheit Kreuter 
Da der Malermeister Kreuter keine Miete zahlt, soll beim Mieteinigungsamt die Kündigung 
beantragt und gegebenenfalls die Räumungsklage angestrengt werden. 
 
7 
Die Rechnung des hiesigen Kreisbauamtes betr. Erweiterung der Wasserleitung im Betrage 
von 30.500 M soll angewiesen werden. 
 
8 
Die Verpachtung der Gemeindeländereien 
Soll nach Naturalien, wie es bei der Domänenverwaltung geschieht, erfolgen. 
 
9 
Die Verpachtung der Wege und Plätze in der Mertelswiese 
Soll jetzt erfolgen und zwar nach Kornpreis wie beim Domänenrentamt. 
 
10 
Antrag des Josef Gerlach auf Erhöhung der Vergütung für das Halten 
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Der Ziegenböcke auf 1.200 M vom 1. August d.J. ab. 
Genehmigt. 
 
11 
Antrag des Frl. Dorothea Massenkeil auf Vermietung eines möblierten Zimmers 
Genehmigt unter der Bedingung, dass sie den stadtseits zu tragenden Zuschuss zur Woh-
nungsmiete des Herrn Peter Müller übernimmt. 
 
12 
Gesuch der Frau Witwe Bürgermeister Adam Ruster um Gewährung einer täglichen Unter-
stützung von 20 M 
Genehmigt. 
 
13 
Zu dem beschlagnahmten Küchenraum des Hauses der Wwe. Heimann-Stern 
Soll die Wasserleitung und ein Spülstein eingebaut werden. Die entstehenden Kosten sollen, 
was auch künftighin in allen übrigen Fällen geschehen soll, mit 5% verzinst und 5% getilgt 
werden. Falls die Firma Stern die Wohnung nicht fristgerecht räumt, ist die Räumung durch 
städtische Arbeiter unter polizeilichem Schutz auszuführen. 
 
14 
Die in der Wohnungsangelegenheit Sauerborn eingeleiteten Schritte ( Beibringung eines 
kreisärztlichen Zeugnisses) 
Werden vom Magistrat gutgeheißen. 
 
15 
Antrag des Gärtners Schneider, die Kosten der elektrischen Lichtleitung vom Hauptnetz bis 
zu seinem Hause verzinsen zu dürfen 
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Abgelehnt. Es sollen auf Wunsch jedoch Ratenzahlungen bewilligt werden. 
 
16 
Die Auszahlung von 4.400 M Darlehen an den Gärtner Schneider  
Kann nunmehr erfolgen. 
 
17 
Befestigung der Hohe Straße entlang dem Grundstück Firma Taphorn, Olig u. Co. 
Die stadtseitige Leistung eines Beitrages zu den Kosten der Befestigung wird grundsätzlich 
abgelehnt. Falls die Firma den Weg ausgebaut haben will, hat sie die Kosten selbst zu über-
nehmen. 
 
18 
Beschaffung von Torf und größeren Mengen Kohlen 
Die Richtlinien sollen abgewartet werden. Es sollen energische Vorstellungen erhoben wer-
den, um mehr Kohlen zu erhalten. 
 
19 
Vom Berichte des Herrn Seepe betr. Rechnungen des E.W. 
Wird Kenntnis genommen. Es sollen künftighin mehrere Angebote, auch solche von auswärts, 
eingezogen und die Vergebung der Arbeiten durch den Bürgermeister erfolgen. 
 
20 
Die Heranziehung der Arbeitgeber zum Kleinwohnungsbau (siehe Deutsche Gemeindezeitung 
vom 6.5.22, S. 285) 
Kommt für Montabaur vorläufig nicht in Frage. 
 
21 
Die Reinigung der Seminarstraße neben dem Gymnasium und des Platzes vor dem Gymnasi-
um 
Hat künftighin durch den Hausmeister des Gymnasiums zu erfolgen. 
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22 
Mit der Vertretung des verstorbenen Lehrers Noll durch den Lehrer Röder zunächst bis 31. 
August d. J. 
Erklärt sich Magistrat einverstanden. 
 
23 
Von der an den Herrn Reg.-Präsidenten gerichteten Beschwerde des Flurhüters Müller 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Der Bürgermeister wird mit der weiteren Bearbeitung betreut. 
 
24 
Von dem Schreiben des Studiendirektors Holtz vom 20.d.M. laut welches er kleinere unauf-
schiebbare Ausbesserungsarbeiten dem Hausmeister zu bestellen aufgetragen hat, usw. 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Es soll eine Besichtigung erfolgen. Grundsätzlich wird beschlos-
sen, dass der Studiendirektor keine Arbeiten in Auftrag geben kann, zu denen Handwerker 
erforderlich sind. Derartige Arbeiten sind bei dem Bürgermeisteramt zu beantragen. Kleinere 
Arbeiten hat gegebenenfalls der Hausmeister selbst auszuführen, soweit er dazu imstande ist. 
 
25 
Die vorschussweise Zahlung des erhöhten Ruhegehaltes an die Herren Oberstadtsekretäre 
Blaum und Prof. Dr. Marx 
Wird abgelehnt. Die Anträge sollen jeweils an die Regierung in Wiesbaden weiter gesandt 
werden mit der Bitte um baldige weiter Veranlassung. 
 
26 
Antrag der Lehrlinge des Elektr. Werkes auf Erhöhung ihrer Bezüge 
Es soll zunächst festgestellt werden, was die Lehrlinge der Stadt vom 1.4. – 30.6. an berech-
neten Stunden eingebracht haben. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Germann, Philippi, Flügel, Gaul 
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Bericht über die Sitzung vom 25. Juli 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Flügel, Gaul, 
Germann, Philippi  
 
1 
Gefrierfleisch 
Wenn sich die Metzger mit den vom Bürgermeister vorgetragenen Bedingungen einverstan-
den erklären, soll der Verkauf durch sie erfolgen. 
 
2 
100 Zentner Speisekartoffeln 
Sollen zum Preise von 470 M den Zentner gekauft werden. 
 
3 
Frau Witwe Joh. A. Decker in Horressen 
Soll auf ihren Antrag vom 1.7.22 ab von dem Vertrage betr. Ausnutzung des städt. Stein-
bruchs im Stadtwald vom 15. April 1920 entbunden werden. 
 
4 
Von dem Turnverein sollen die für das Turnfest gelieferten Hölzer 
Zurückgeholt und in dem Schuppen der Stadtmühle gelagert werden. 
 
5 
Die Lieferung von 6 Stühlen zum Preise von 200 M das Stück 
Wird dem Schreinermeister Hisgen unter der Bedingung übertragen, dass jeder Stuhl dunkel 
gebeizt und mit Querstreben versehen wird. 
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Im Anschluss an die Magistratssitzung fand eine gemeinsame Besichtigung des Magistrats 
und der Baukommission statt, an welcher auch die Herren Weyer, Lenaif und Burg teilnah-
men. 
 
1 
Die  Errichtung einer Bedürfnisanstalt 
Soll u.a. auf dem Platz neben der kath. Kirche gegenüber der Judengasse erfolgen. Es soll ein 
Pissoir und ein Abort mit 2 Sitzen für Frauen hergerichtet werden verbunden mit einem Ver-
kehrshäuschen, in dem die Wartefrau die Aufsicht führt und gleichzeitig Waren, wie Kerzen, 
Tabak, Zigarren, Ansichtskarten usw. verkauft. 
 
2 
Antrag des Adolf Intra auf anderweitige Entwässerung des Schulgrundstückes der Volksschu-
le und Gewährung von Schadenersatz infolge des letzten heftigen Kurzregens. 
Das Wasser von der Coblenzerstraße ist nicht über das Schulgrundstück zu führen. Die in den 
Tannen mündende Rohrleitung ist mit der in dem Intra´schen Garten liegenden zu verbinden. 
Als Ersatz für den weggeschwemmten Boden soll Herr Intra 2 Wagen Mutterboden erhalten, 
womit er sich einverstanden erklärt. Wegen Kanalisation des unterhalb seines Grundstückes 
vorbeiführenden Stadtgrabens soll ein Kostenanschlag vorgelegt werden, in dem die Verwen-
dung von 80iger Rohren vorgesehen ist. 
 
3 
Die Hospitalstraße wird von verschiedenen Anliegern als Lagerplatz und zum Aufstellen von 
Wagen benutzt. 
Die Straße ist entweder zu säubern oder von den Anliegern einen Antrag zu stellen, dass sie 
als Lagerplatz zu benutzen ist gegen Entrichtung einer Erinnerungsgebühr unter der Bedin-
gung, die Plätze nach Anweisung der Polizei sauber und in Ordnung zu halten sind. 
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4 
Der Weg zum Wolfsturm 
Soll mit Schlacken instand gesetzt werden. Zur Entwässerung sollen 2 Querhölzer angebracht 
werden. Das Wolfsturmgässchen ist ebenfalls instand zu setzen. 
 
5 
Die Zuschüttung des Wallgrabens am Wolfsturm 
Soll nicht weiter erfolgen. Der Besitzer soll ersucht werden, mit dem angeschütteten Müll sein 
Grundwerk zu ebnen. Die weitere Einschüttung soll polizeilich verboten werden. Ein entspre-
chendes Schild ist am Wolfsturm anzubringen. 
 
6 
Anderweitige Unterbringung des Postautos. 
Auf dem hinter der Helm´schen Wohnung befindlichen Lagerplatz des E.W. soll ein Schup-
pen für die Postautos errichtet werden. Die Einfahrt soll durch die Klostergasse erfolgen. 
 
7 
Antrag des Karl Arnst auf Verpachtung des unbenutzten Stadtweges bzw. Platzes neben sei-
nem Kraftwagenschuppen (früher Eingang zur Wohnung Helm). 
Dem Antrag kann nicht entsprochen werden. Die Gasse soll von den Bewohnern des Gebäu-
des auf dem Grundstück des Elektrizitätswerkes als Zugang dienen und im übrigen sauber 
gehalten werden. 
 
8 
Beseitigung der Gefahr an der Sauertalstraße durch Absturz von Mauerstücken usw. unterhalb 
der Besitzung der Wwe. K. Keiner 
Das Gebäude muss abgestützt und der Pfeiler bis auf das Fundament freigelegt und dann ord-
nungsmäßig unterfangen werden. Herr Kreisbaumeister Gaul erklärt sich bereit, 
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Frau Keiner mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. 
 
9 
Sauerbrunnen 
Nach vorgenommener Besichtigung wird beschlossen, den Sauerbrunnen mit einer Pumpen-
anlage zu versehen und darüber ein Häuschen zu errichten, in dem das Wasser während eini-
ger Stunden des Tages ausgegeben wird. Herr Kreisbaumeister Gaul soll gebeten werden, 
sofort einen entsprechenden Plan vorzulegen. 
 
10 
Antrag des Ewald Gelhard, Alleestrasse  auf Regulierung des Au- oder Mutterbaches östlich 
der Alleestrasse 
Der Bach als solcher soll stadtseits reguliert werden. Dann sollen sich die Anlieger selbst 
schützen. 
 
11 
Instandsetzung der Treppe am Rebstock 
Nach Besichtigung gemeinsam mit dem Stadtverordneten Ickenroth, Eisel und Rossbach wur-
de beschlossen, die Treppe zu ändern insofern, als die vorhandenen Treppenstufen anders 
verlegt werden, möglichst 2 Stufen hintereinander. Der Raum zwischen den einzelnen Stufen 
soll horizontal hergerichtet werden. Um eine Vereisung im Winter zu verhüten, soll eine Ent-
wässerung durch Rohre erfolgen. Herr Kreisbaumeister Gaul wird ein kleines Stück Treppe 
verlegen lassen und einen Kostenanschlag anfertigen. 
 
Gez. Mönig, Flügel, Gaul, Philippi, Germann 
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Bericht über die Sitzung vom 27. Juli 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Flügel, Phi-
lippi und Bahl 
 
1 
Von dem Ergebnis der vorgenommenen Revision der Stadtkasse 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Es soll erwogen werden, ob die Revision für die Folge nicht alle 3 
Monate erfolgen kann. 
 
2 
Der Hauungs- und Kulturplan für das Jahr 1923 
Wird genehmigt. Es soll bei der nächstjährigen Fällung alles Stockholz mit ausgegraben wer-
den. 
 
3 
Holzlieferungen für den Turnverein 
Im Beisein des Stadtverordnetenvorstehers Dr. Teves wird beschlossen, dem Turnverein hier 
das Holz gegen den seinerzeit festgesetzten Preis zu überlassen. 
Die als Lustbarkeitssteuer gezahlten 800 M sollen dem Turnverein zurückgezahlt werden. 
 
4 
Antrag des Karl Arnst auf Weiterführung der Wasserleitung vom Steinweg bis zu seiner 
Werkstätte. 
Der Nachbar Hannappel wird einen gleichen Antrag stellen wollen. Die Wasserleitung soll 
genehmigt und die Anlieger sollen zu den Kosten entsprechend herangezogen werden. 
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5 
Für die Feuerwehr werden Ausrüstungsgegenstände zum Preis von 2.927,75 M 
Bewilligt. 
 
6 
Dem mündlichen Antrag des Herrn Pfarrers Weyand hier auf Freigabe des Jugendheimes 
Kann nicht entsprochen werden. Es soll ihm der über der Bücherei in der alten Schule über-
lassen werden. 
 
7 
Die seitens der Witwe Rühe schuldenden Stromgelder von 170 M 
Sollen erlassen werden. 
 
8 
Antrag der Lehrlinge des Elektrizitätswerkes auf Erhöhung ihrer Vergütung. 
Die Vergütung wird vom 1. Juli d.J. ab im ersten Lehrjahre auf 80 M, im zweiten auf 160 M 
und im dritten auf 240 M monatlich unter der Bedingung erhöht, dass Herr Betriebsleiter See-
pe sich verpflichtet, die Beträge durch Stundenlohn der Lehrlinge wieder hereinzubekommen. 
 
9 
Antrag des Nachtwächters Kespe auf Gewährung des Ausgleichs zwischen den 9 Stunden 
Winter- und 7 Stunden Sommerdienste. 
850 M werden bewilligt. 
 
10 
Vorschussweise Zahlung der erhöhten Ruhegehaltesbezüge an den Herrn Oberstadtsekretär 
Blaum, Prof. Dr. Kau, ehem. Polizeisergeanten Eve usw. 
Magistrat nimmt Kenntnis davon, dass 
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die Stadt verpflichtet ist, die Beträge zu gleicher Zeit zu zahlen, wie an die im Dienste befind-
lichen Beamten. 
 
11 
Von der Kündigung der Bullenhaltung zum 31.12.d.J. durch den Landwirt Rossbach 
Wurde Kenntnis genommen. Die Erhöhung des bisher gewährten städtischen Zuschusses von 
8.000 M wird abgelehnt. Mit Rücksicht darauf, dass das Deckgeld für Ziegen 12 – 15 M be-
trägt, muss es für die Kühe bedeutend erhöht werden, zumal für Kälber Preise bis 3.000 M 
und höher gezahlt werden. Der Ortsbauernschaft soll anheimgestellt werden, sich um die Bul-
lenhaltung selber zu kümmern. 
 
12 
Antrag der Caritasvereinigung betr. Wasserleitung. 
Die Rohrleitung mit Zubehör, die sich auf dem Grund und Boden der Caritasvereinigung be-
findet, soll als dessen Eigentum angesehen werden. Die Caritasvereinigung soll anerkennen, 
dass die Anlage und Unterhaltung auf ihre Kosten technisch einwandfrei vorzunehmen ist und 
die Abnahme durch die Stadtverwaltung zu erfolgen hat. 
 
Anschließend fand eine gemeinsame Sitzung des Magistrats und der Beleuchtungskommissi-
on statt. Anwesend waren die Herren: Bürgermeister Mönig, Beigeordneten Bahl, Gaul, Flü-
gel, Philippi, Dr. Teves, Rossbach, Paffhausen, Linz II, Ingenieur Hofacker, der AEG Be-
triebsleiter Seepe, Bruder Nazarius, Bruder Heunibald, Bruder Euselius, Bruder Bonifatius 
und Stadtverord. Burg. 
 

1.  
Erweiterung des Elektrizitätswerkes 
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Abtrennung der Caritasvereinigung vom Leitungsnetz bzw. Anschluss an die Über-
landzentrale Coblenz 
Nachdem Herr Betriebsleiter Seepe über seine bisherige Tätigkeit auf diesem Gebiete 
berichtet und bedauert hat, dass ihm bisher so wenig Gehör geschenkt worden sei, 
trägt Herr Ingenieur Hofacker von der AEG in Coblenz die einzelnen Möglichkeiten 
der Betriebsänderung vor. Als bestes Projekt wird Quecksilber Gleichstromrichteran-
lage, wie sie in Bad Bertrich im Betrieb ist, empfohlen und für Montabaur als das Ge-
gebene bezeichnet. Die Anlage arbeitet ohne jegliche Bedienung, sodass das Betriebs-
personal eingeschränkt werden kann. Die Gestehungskosten betrugen im letzten Mo-
nat 14,25 M für die Kilowattstunde. Hachenburg zahlt als Großabnehmer an die Cob-
lenzer Straßenbahngesellschaft 4,81 M für die Kilowattstunde. Die Kosten für die An-
lage würden 3.750.000 M betragen. Für den Verkauf der Maschinen, Kesselanlagen 
usw. würden rund 1 ½ Millionen M erzielt werden. Der jährliche Umsatz beträgt etwa 
230.000 Kilowattstunden. Die Selbstkosten würden betragen 5 M + 40% Verluste und 
10% Tilgung = 8,50 M oder für 230.000 Kilowattstunden   1.955.000 M 
Bei den bisherigen Verkaufspreis von 80.000 Kilowattstunden Kraftstrom          je 9 M 
Und 150.000 Kilowattstunden Lichtstrom je                 12 M 
Stellt sich die Einnahme auf        2.550.000 M 
Sodass sich ein Bruttonutzen von          565.000 M 
Ergibt. Ab Gehälter und Löhne  
(bisher gebucht ½ auf Installation und ½ auf Betrieb =      200.000 M 
   =Reingewinn         356.000 M 
Während die Vertreter des Magistrats und Herr Stadtverordnetenvorsteher Dr. Teves 
Bedenken tragen, dass Kosten, die sich wahrscheinlich noch wesentlich erhöhen 
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würden, zu bewilligen, wurde die Annahme des Projekts von Vertretern der Beleuchtungs-
kommission und vom Betriebsleiter Seepe warm empfohlen. Aus der eingehenden Ausspra-
che ging hervor, dass die Beseitigung der Batterie technisch nicht möglich ist, da ohne sie die 
Wasserkraft der Mühlen nicht ausgenutzt werden kann. Herr Ingenieur Hofacker erklärt, dass 
der Preis für das Projekt halb frei bleibend sei, dass ganz feste Preise nicht abgegeben werden 
könnten. Die jetzigen Maschinen seien leicht zu verkaufen. Es bedürfe nur einer Anzeige in 
den Fachblättern. Die Vertreter der Caritasvereinigung erklärten, dass sie ihr Gebäude nicht 
übernehmen könnten. Nach weiterer längerer Aussprache wurde beschlossen, dass Ingenieur 
Hofacker in den nächsten Tagen ein Projekt einreicht, aus dem hervorgeht: 

a) Die Umänderung der Gesamtanlage in eine Quecksilber-Gleichstromrichteranlage 
b) Der Anschluss des nördlichen Teiles der Stadt an die Coblenzer Straßenbahngesell-

schaft. Verstärkung des Transformators auf dem Grundstück Olig. 
c) Der Anschluss des südlichen Teiles der Stadt an die Coblenzer Straßenbahngesell-

schaft. Errichtung eines Transformators in der Nähe des Brüderhauses, da die Zulei-
tung zu dem Oliger Grundstück zu weit entfernt wäre. 

Die Errichtung einer Zuleitung zum Brüderhaus, die zurzeit 70 – 80.000 M kostet, wurde in 
Erwägung gezogen. 
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2 
Licht- und Kraftstromerhöhung 
Infolge der allgemeinen Teuerung wird vom 1. August d.J. ab der Preis für die Kilowattstunde 
Lichtstrom auf 18 M und für die Kilowattstunde Kraftstrom auf 15 M monatlich erhöht. Der 
anwesende Stadtverordnetenvorsteher erklärt sein Einverständnis. 
 
3 
Der Vertrag mit der Akkumulatorenfabrik Aktiengesellschaft in Frankfurt 
Im betr. Instandhaltung der Akkumulatoren im hiesigen Elektrizitätswerk vom 24.4.12 mit 
Nachtrag vom 23.6.19 
Soll nicht auf ein weiteres Jahr verlängert werden; vielmehr soll ein Lötapparat zum Preise 
von 6 – 7.000 M angeschafft und die Instandsetzungsarbeiten künftighin surch das Elektrizi-
tätswerk selbst vorgenommen werden. 
Der Zuschlag soll sofort erteilt werden. 
 
 
Gez. Mönig. Bahl, Gaul, Philippi, Sack, Flügel 
 
Bericht über die Sitzung vom 3. August 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Germann, 
Philippi  
 
 
1 
Von dem Angebot der Allgem. Elektrizitätsgesellschaft Büro Coblenz 
Nimmt Magistrat Kenntnis und beauftragt den Bürgermeister, von der Firma Siemens u. 
Schuckertwerke in Coblenz ebenfalls ein Angebot einzuholen. 
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2 
Fischereiablösung 
Magistrat sieht den Fischgutsbesitzer Schulte – Böchkolt in Welschneudorf als befangen an 
und besteht darauf, es bei dem Gutachter Josef Heisser in Montabaur bewenden zu lassen. 
 
3 
Errichtung eines Dispositionsfonds, aus dem der Bürgermeister und der betr. Oberpfleger, 
ohne sonst jemand zu hören, Beträge bewilligen können. 
Dem Beschluss der Armenkommission wird nicht beigetreten. Es soll vorläufig bei dem ange-
legten Betrage von 1.100 M verbleiben. 
 
4 
Verkauf von 11 Stück eisernen Langschwellen. 
Von der Firma Emil Zürbig in Königswinter soll ein Angebot eingeholt werden; im übrigen 
soll festgestellt werden, wieviel das Kg Walzeisen bei schwachem Preis kostet. 
 
5 
Antrag des Ausschellers Josef Pilgenröther auf Erhöhung der Gebühren für Bekanntmachung 
durch die Schelle. 
Der Betrag von 3 M für die Bekanntmachung wird vom 1. Juli d.J. ab auf 10 M erhöht. 
 
6 
Antrag des Rechtsanwalts u. Notars Dr. Wentrup betr. Wasserversorgung. 
Die Anlage einer Rohrleitung in der Länge von 300 m wird als Notbehelf angesehen und soll 
daher nicht ausgeführt werden. Dagegen soll der Hochbehälter gebaut und der Ingenieur End-
ris an die Ausarbeitung seines Projekts betr. Pumpenanlage erinnert werden, um auch dieser 
Anlage näher treten zu können. 
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7 
Antrag der Vereinigung für Familienhilfe, Ortsgruppe Montabaur, auf Gewährung einer Un-
terstützung. 
10.000 M werden bewilligt. 
 
8 
Vergebung der Linzinischen Stiftung für 1922 
Die gesamte Präbende von 197,15 M wird bewilligt unter dem ausdrücklichen Hinweis, dass 
die diesjährige Zahlung eine Ausnahme bedeutet und dass künftighin kein Rechtsanspruch auf 
eine Präbende in dieser Höhe hergeleitet werden kann. 
 
9 
Unterstützung der Wwe. Ruehs 
Der von dem Hospital in Rechnung gestellte Betrag von 875 M soll angewiesen werden. Frau 
Ruehs soll von Herrn Dr. Froning dahin untersucht werden, ob sie ihren Unterhalt nicht teil-
weise noch verdienen kann bzw. ob es zweckmäßig erscheint, sie unter Vormundschaft zu 
stellen. 
 
10 
Antrag Bach-Hommerich auf Räumung der Selekta bis zum 15. August 1922 
Genehmigt. Trautchen Hartenfels soll im Hospital von der Wohnung der Witwe Hartenfels 2 
Räume erhalten. Die Zimmer, die Trautchen Hartenfels jetzt inne hat, soll Frau Görg aus der 
Selekta erhalten.  
 
11 
Die Erhöhung des Zinsfusses vom 3,6 auf 4,1 % durch die Schles. Boden-Kredit-Aktien-Bank 
in Breslau 
Wird genehmigt. 
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12 
Beschwerde der Frau Peters über den Lärm in der Klemann´schen Wohnung, Gelbachstr. 9 
Dem Kreisschulrat soll die Wohnung im zweiten Stock gekündigt und dafür die Wohnung im 
ersten Stock gegeben werden. 
 
Gez. Mönig, Philippi, Gaul, Germann 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 10. August 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Germann, 
Philippi, Flügel und Bahl 
 
1 
Errichtung eines Zollamtes in Montabaur 
Vorbehaltlich der Genehmigung der Stadtverordnetenversammlung wird ein Bauplatz und 
außerdem für jede Wohnung ein Zuschuss von 60.000 M unter der Bedingung zur Verfügung 
gestellt, dass von den Beamten des Zollamtes keine Privatwohnungen in Anspruch genommen 
werden und die jetzige Wohnung des Zollinspektors Lahnstein frei wird. 
 
2 
Die Beschwerden über Wasserlieferung 
Werden nach einem Vertrag durch den Herrn Kreisbaumeister Gaul als erledigt betrachtet. 
Die Revision sämtlicher Häuser der Stadt soll auf Dichtigkeit der Klosettspülungen und der 
Zapfhähne durch einen städtischen Arbeiter erfolgen und die erforderlichen Arbeiten durch 
den Schlosser Winter sofort vorgenommen werden. 
 
3 
Antrag des Metallwerks Montabaur 
Inh. Gustav  Ostermeier auf Holzlieferung 
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Für das Dach seines Betriebsgebäudes und dessen Einfriedigung 
Der Firma soll das gewünschte Nutzholz im nächsten Jahr 1923 zu dem dann geltenden 
Durchschnittspreis überlassen werden. 
 
4 
Zahlung von 22.000 M Holzgeld von der Firma Taphorn, Olig u. Co. Bze. Sicherstellung von 
14.703,20 M 
Mit Rücksicht auf die außerordentliche Geldentwertung ist der ganze Betrag sofort zu zahlen 
und außerdem von dem Tage der Holzsteigerung ab eine Verzinsung von 5%. Sollte dem von 
der Firma nicht nachgekommen werden, so ist ein höherer Zuschuss zu nehmen. 
 
5 
Antrag des Bauunternehmers Josef Kutting auf Verbilligung seines gekauften Nutzholzes zum 
Wohnhausneubau 
Das zum Wohnhaus notwendige Nutzholz soll Kutting 25% billiger erhalten unter der Bedin-
gung, dass das Holz auch tatsächlich zu dem Wohnhausneubau verwandt wird, er das Landes-
darlehen bekommt und er das Wohnhaus solange nicht verkauft, als Landesdarlehen über-
haupt gewährt werden. 
 
6 
Den Gymnasiasten Josef Noll u. Gen. Sind für Hilfeleistung beim Holzschneiden des Gymna-
siums 
10 M die Stunde zu bewilligen. 
 
7 
Der Verkauf des Kastenwagens zum Preise von 1.000 M an den Landwirt Johann Keller in 
Boden 
Wird genehmigt. 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

222 
8 
Die Aufnahme eines Kredits von je 300.000 M bei der Kreissparkasse und der Volksbank 
Zu 6% Zinsen wird genehmigt. 
 
9 
Herr Willi Keiner von hier  
Soll für die Benutzung des städt. Sprengwagens eine Gebühr von 50 M zahlen. 
 
10 
Baugesuch des Metzgermeisters Moses Falkenstein von hier auf Errichtung einer Remise 
Genehmigt unter der Bedingung, dass der Nachbar sein Einverständnis erklärt. 
 
11 
Die Auszahlung von 12.000 M Darlehen an den Gärtner Jakob Schneider von hier –nicht 
4.400 M 
Wird genehmigt. 
 
12 
Der Verkauf des Kriegsanleihestückes Bt. D. Nr. 2806620 – 500 M Depot Nr. 1256 aus der 
Kneuperschen Stiftung 
Soll nicht erfolgen. Die Regierung in Wiesbaden soll gebeten werden, davon Abstand zu 
nehmen. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Germann, Gaul, Flügel, Philippi 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 17. August 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Philippi  
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1 
Die Maurerarbeiten für das Vierfamilien-Wohnhaus 
Werden der Firma Gebr. Burg zum Preise von 815.608 M auf Grund des Angebotes vom 16. 
August 22 übertragen. 
 
2 
Einstellung eine Hilfsheizer für das Elektrizitätswerkes während der Wintermonate 
Es soll mit J. Quirmbach verhandelt werden. 
 
3 
Die Transmission im Keller der Stadtmühle 
Soll mit einer Einfriedigung umgeben werden, welche das Elektrizitätswerk auszuführen hat. 
 
4 
Antrag des Franz Henritzi auf Erhöhung der Vergütung für das Aufziehen der Stadtuhr. 
Die Vergütung wird vom 1. August d.J. auf 60 M monatlich erhöht solange, bis ein neuer 
Hausmeister diese Tätigkeit übernehmen kann. 
 
5 
Verrechnung von Dienstjahren auf das ruhegehaltsberechtigte Dienstalter des Berufsschullei-
ters Frank 
Dem Berufsschulleiter Frank werden: 

a)  Die Beschäftigungszeit als Architekt in Rüdesheim vom 1.4.1904  bis 31.3.1914, 
b) Die privatrechtliche Beschäftigungszeit als Gewerbelehrer an der gewerblichen Be-

rufsschule in Benrath vom 1.4. bis 9.6.1914 
c) Die Dienstzeit vom 10.6.1914 bis 31.3.1924 
d) Die Kriegsjahre 1916, 1917 und 1918 als ruhegehaltsfähige Dienstzeiten angerechnet. 

Die 
 

  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

224 
Nachzuzahlenden Kassenbeträge für die zu a und b angegebenen Dienstzeiten im Be-
trage von 10.627,38 M werden unter der Bedingung, dass Frank für die ersten 2 Jahre 
seiner Tätigkeit auf seine Amtszulage verzichtet, auf die Stadtkasse übernommen. 

 
6 
Der aus Anlass der Verrechnung von Dienstjahren auf das ruhegehaltsberechtigte Dienstalter 
des Flurhüters und Polizeiwachtmeisters Müller zu zahlende Betrag von 5.717,60 M  
Soll mit Rücksicht darauf, dass Herr Müller als Maschinenmeister beim Elektrizitätswerk 
mehr verdient hätte, als Wachtmeister und Flurhüter, zunächst seitens der Stadt gezahlt wer-
den. Letztere behält sich jedoch vor, bezüglich der Übernahme dieser Summe oder eines Tei-
les derselben bei guten Dienstleistungen des Herrn Müller später endgültig zu entscheiden. 
 
7 
Antrag des ausgeschiedenen Lagerverwalters Jos. Kratz auf nachträgliche Auszahlung des 
Unterschiedsbetrages zwischen Ortsklasse A und B 
Da eine Verpflichtung seitens der Stadt nicht besteht, wird der Antrag abgelehnt. 
 
8 
Der Schuhmacher Kaspar Böhr 
Soll während der Sommermonate als Flurhüter Dienst tun. Im übrigen soll aus den Landwir-
ten und Gartenbesitzern eine Sicherheitswehr gebildet werden, die eine Waffe tragen darf. Die 
von der Ortsbauernschaft mitgeteilte Liste der ehrenamtlichen Flurhüter wird genehmigt. 
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9 
Antrag des Sägewerksbesitzers Adam Quirmbach betr. das Wasser aus dem Biebrichsbach 
Durch Herrn Beigeordneten Gaul und dem Bürgermeister soll eine Besichtigung stattfinden. 
 
10 
Antrag des Peter Philippi auf Überlassung des Platzes am Wolfsturm 
Vertagt. Es soll eine Besichtigung vorgenommen werden. 
 
11 
Die Ausführung von Anstreicherarbeiten im städt. Hospital 
Wird dem Malermeister Kaster auf Grund seines Angebotes vom 15. August d.J. zum Preise 
von 4.009,90 M übertragen. 
 
12 
Angebot der Firma Langenbach in Ehrenbreitstein auf Ausführung der Wasserleitung vom 
Grundstück Ostermeier bis zum Landesbauamt, Elgendorferstraße. 
Die Ausführung soll einstweilen nicht erfolgen. Die Firma soll gebeten werden, die Rohre der 
Stadt zum alten Preise zu überlassen. 
 
13 
Antrag des Kaufmanns Neuroth auf Höherlegung des Einganges, 2 Tore, der Umfassungs-
mauer und Pfeiler vor seinem Hause Coblenzerstr. aus Anlass der Pflasterung der letzteren. 
Magistrat lehnt diese Arbeiten ab, weil die Stadt nicht zuständig ist. Herrn Neuroth soll an-
heimgestellt werden, sich an den Bezirksverband zu wenden. 
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14 
Antrag der Schwester Johanna, das Aufbinden der Obstbäume auf Kosten der Stadt zu besor-
gen 
Abgelehnt. Derjenige, der das Obst aus den von der Stadt zugewiesenen Gärten entet, hat 
auch die Obstbäume zu pflegen, also auch das Beschneiden und Stützen besorgen zu lassen. 
 
15 
Erhöhung der Verzehrsteuer 
Die Steuer soll künftighin betragen: 

1. Für Wein  o,50 M für den Liter 
2. Für Obstwein  o,30 M für den Liter 
3. Für Branntwein und 

Liköre aller Art 1,00 M für den Liter 
4. Für Bier  o,20 M für den Liter 

 
16 
Kartoffelversorgung für die städt. Bevölkerung 
Es soll angefragt werden, wer die Absicht hat, sich stadtseits mit Kartoffeln versorgen zu las-
sen und welche Mengen gewünscht werden. 
 
17 
Antrag des Postsekretärs Trüncher auf Überlassung von 5 Lärchen- und 100 Fichtenstangen 
zur Einfriedigung seines Gartens bzw. seines Hühnerparks 
Trüncher soll sich in seinem eigenen Interesse bis zum 30. November d.J. gedulden. 
 
18 
Der Verpflegungssatz für das Krankenhaus der Barmherzigen Brüder 
Wird vom 21. August d.J. ab für Ortsarme auf 50 M und Durchreisende auf 60 M vorerst 
festgesetzt. Dieser Satz findet auch 
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Für das städt. Hospital Anwendung. 
 
19 
Der Beschaffung von ausländischen Kohlen 
Soll einstweilen nicht näher getreten werden. 
 
20 
Reichsmietengesetz 
Der Vertrag des Bürgermeisters wird vom Magistrat entgegengenommen und das weitere zu 
Veranlassende gutgeheißen. 
 
Gez. Mönig, Gaul, Germann 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 24. August 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Germann, 
von der Beleuchtungskommission die Herren: Rossbach, Burg, Paffhausen, Betriebsleiter 
Seepe   
 
1 
Erweiterung des Elektrizitätswerkes 
Das Ergebnis der Angebote soll so rasch wie möglich zusammengestellt werden zwecks Ein-
holung eines Obergutachtens von der Technischen Hochschule in Darmstadt 
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2 
Falls das Elektrizitätswerk 
Vergrößert werden sollte, soll mit der Caritasvereinigung ein Vertrag abgeschlossen werden, 
dass sie mindestens 10 Jahre lang den Strom von der Stadt Montabaur bezieht. 
 
3 
Strompreiserhöhung 
Vom 1.9.22 ab wird infolge der allgemeinen Teuerung der Preis für die Kwh Lichtstrom auf 
21 M, Kraftstrom auf 17 M und die Zählermiete auf 4 M monatlich erhöht. 
 
4 
Das Setzen von Zählern in 2 Werkswohnungen der Westerwälder Eisengießerei und Maschi-
nenfabrik und der Anschluss an das Elektrizitätswerk 
Kann erst dann erfolgen, wenn die Anlage durch eine der zugelassenen Firmen (Gebr. Paff-
hausen, Albert Pulte u. Elektr. Werk) nachgeprüft bzw. umgearbeitet und die Abnahme durch 
das Elektrizitätswerk erfolgt ist. 
 
5 
Verkauf von Gefrierfleisch 
Den Metzgermeistern der Stadt soll mitgeteilt werden, dass wenn sie mehr als 10% Aufschlag 
auf den in Coblenz zu zahlenden Einkaufspreis nehmen, der Verkauf des Gefrierfleisches 
wieder durch die Stadt vorgenommen wird. 
 
6 
Fräulein Fischer ist probeweise als Reinigungsfrau für die höhere Mädchenschule zu beschäf-
tigen 
Und dann zu befragen, welche Vergütung sie wünscht. 
 
7 
Betr. verbilligtes Holz für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene 
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Wie im vorigen Jahr so soll auch in diesem Jahr Holz abgegeben werden. Ein endgültiger 
Beschluss kann jedoch erst später gefasst werden. 
 
8 
Mit dem Landwirt Johann Hannappel aus Horressen 
Soll wegen der Sandlieferung abgerechnet werden. Der Vertrag ist zu ändern. Sand darf nach 
auswärts nicht mehr geliefert werden. 
 
Gez. Mönig, Philippi, Gaul, Germann 
 
 
Bericht über die gemeinsame Sitzung des Magistrats und der Baukommission vom 30. 
August 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Germann, 
Philippi, Burg, Weyer, Lenaif, Löwenguth 
 
1 
Instandsetzung des Gässchens neben dem Hause Kleiner Markt 14 gegenüber der Besitzung 
Winter 
Schlossermeister Wilhelm Winter setzt die Rinne instand. Die Stadt liefert die Pflastersteine 
und prüft den Kanalabfluss. 
 
2 
Ausführung von Arbeiten in der gewerblichen Berufsschule 
Die Wandtafel ist streichen zu lassen. Die Fußböden sind zu ölen. Die Doppelfenster sind zu 
befestigen. 
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3 
Ausführung von Instandsetzungsarbeiten im Gymnasium 

1. Die Zuckerhutsteine an den Eingängen sollen ergänzt werden, soweit sie vorhanden 
sind. Die an der Stadtmühle stehende 2 Zuckerhutsteine sind zu verwenden. 

2. Die Ketten an den Zuckerhutsteinen sollen instand gesetzt werden,  soweit die vorhan-
denen Stücke dazu ausreichen. 

3. Treppen und Fußböden sollen geölt werden. 
4. In der Aula soll der Anstrich ausgebessert werden. 
5. Die Entfernung der Wandtapete im Lehrerzimmer wird bis nächstes Jahr zurückge-

stellt. 
6. Die Erbreiterung der Fenster im Zeichensaal ist wegen der hohen Kosten z,Zt. unmög-

lich. 
7. Der Kachelofen im Amtszimmer des Direktors ist durch einen eisernen Ofen zu erset-

zen. 
8. Eine bessere Entlüftung der Abortanlage bzw. Einrichtung einer Wasserspülung im 

Pissoire soll erwogen werden. 
 
4 
Besichtigung der Wohnungen der Lehrer Laux und Manker 
Die Wohnungen befinden sich im großen und ganzen im guten Zustand. Die kleinen notwen-
digen Ausbesserungen an den Tapeten sollen ausnahmsweise stadtseitig vorgenommen wer-
den, jedoch unter den ausdrücklichen Hinweis, dass eine Verpflichtung nicht anerkannt und 
an dem Inhalt des Schreibens vom 13.7.22 nichts geändert wird. 
 
5 
Instandsetzungsarbeiten in den Volksschulen 
Die Fußböden sind zu ölen. Die Öfen in allen Klassen sind zu schwärzen. In der Klasse des 
Fräulein Haag ist die Beleuchtungsanlage mit Birnen zu versehen. 
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6 
Der Turm im Gebück 
Soll durch den Provinzial- Konservator daraufhin geprüft werden, ob und welche Arbeiten 
auszuführen sind, um ihn vor Verfall zu bewahren und ob der Staat gegebenenfalls Mittel zur 
Verfügung stellt. 
 
7 
Beseitigung von Missständen an dem Bach bzw. dem Kanal hinter dem Mühlenhöver´schen 
Wohnhaus im Sauertal. 
Herr Direktor Mühlenhöver ist aufzufordern, den Bach und die Kanalsohle zu reinigen und 
das Gewölbe in Ordnung bringen zu lassen. 
 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Gaul 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 31. August 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Germann, 
Philippi 
 
1 
Die Ausführung von Zimmererarbeiten für das Vierfamilienhaus an der Peterstorstraße 
Wird dem Zimmermeister Peter Hannappel hier auf Grund seines Angebotes vom 30.8.22 
zum Preise von 50.580 M übertragen. 
 
2 
Der Verkauf des städt. Obstes zum Preis von 4.807 M 
Wird genehmigt. 
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3 
Von dem Ergebnis des Notgeldverkaufs 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Notgeld soll vom 1. September ab nicht mehr eingelöst werden. 
 
4 
Die neu aufgestellten Vorschriften für die Besoldung der Beamten, ständig Angestellten und 
Anwärter nebst Ordnung A und B 
Werden genehmigt. Die in der Ordnung A aufgeführten Stellen der Angestellten werden mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1921 ab als ständig Angestellte betrachtet. 
 
5 
Dem Zeichen- und Turnlehrer Wagner 
Werden die Dienst- und Beschäftigungszeiten: 

a) Bei dem Kunstmaler Winter in Neunkirchen vom 1. April 1911 bis 30. September 
1912 

b) Von der Akademie in Stuttgart vom 1. Oktober 1912 bis 23. Mai 1913, 
c) An der staatlichen Kunstschule in Berlin vom 1. Oktober 1915 bis 15. Juni 1916 
d) An der Realschule in Schwerin vom 1. Sept. 1916 bis 30. März 1919 
e) An der Realschule in Lübeck vom 1. April 1919 bis 31. März 1920 
f) An dem Gymnasium in Montabaur vom 1. April 1920 bis 6. Mai 1921 
g) Die Kriegsdienstzeit vom 6. März 1915 bis zum 24 März 1916 als ruhegehaltsfähige 

Dienstzeiten angerechnet. Die nachzuzahlenden Beiträge werden auf die Stadtkasse 
übernommen. Außer der Nachzahlung für die Probedienstzeit beim hiesigen Gymna-
sium hat Wagner die Beiträge zurückzuerstatten. 
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6 
Gesuch der Frau Wwe. Bürgermeister Custer um Gewährung einer monatlichen Unterstüt-
zung von 1.000 M 
Mit Rücksicht darauf, dass die Antragstellerin ein Kapitalvermögen von 92.000 M besitzt, ihr 
Ehemann nicht ruhegehaltsberechtigt war, und die Stadt sich in einer schlechten finanziellen 
Lage befindet, wird der Beschluss vom 20.7.22  aufgehoben und der Antrag abgelehnt. 
 
7 
Antrag des Josef Pilgenröther auf Erhöhung der jährlichen Beihilfe. 
Die Vergütung wird vom 1.9.d.J. ab von 1.000 M auf 4.000 M jährlich erhöht. Damit er im 
Genuss der Sozialrente bleibt, soll Frau Pilgenröther die Erhöhung angerechnet werden. 
 
8 
Antrag des Hausmeisters a.D. Herborn auf Erhöhung seiner jährlichen Beihilfe. 
Die Vergütung soll vom 1.9. ab von 1.000 M auf 4.000 M jährlich erhöht werden. 
 
9 
Antrag des Hermann Müller auf Gewährung eines Landes- und Gemeindedarlehens. 
Für die geplanten Neubauten auf der Marauermühle wird ein Drittel des Landesbaudarlehens 
genehmigt. 
 
10 
Pflanzung von Obst- und Straßenbäumen 
Die Lieferung soll sofort ausgeschrieben und Angebote von hiesigen und auswärtigen Firmen 
sowohl durch die Stadt als auch durch die Kreisgärtner eingeholt werden. 
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11 
Antrag des Volksbildungsvereins auf Bewilligung einer Garantiesumme von 6.000 M für die 
zu veranstaltenden Theatervorstellungen und Stellung des städt. Gespanns zum Abholen des 
Möbelwagens. 
Genehmigt. 
 
12 
Die Projektierungsarbeiten für den Volksschulneubau 
Werden Herrn Berufsschulleiter Frank zum Preis von 13.662,-- M übertragen. 
 
13 
Die Anschaffung von 5 neuen Zählern für das E.W. zum Gesamtpreise von 3.000 M das 
Stück 
Wird genehmigt. 
 
14 
Die Abnahmegebühren für Prüfung elektrischer Installationen, die durch Privatinstallateure 
ausgeführt wurden,  
werden vom 1. September 1922 wie folgt festgesetzt: 

1. Für 1 – 6 Lampen = 10 M je Lampe, mindestens aber 25 M 
2. Für mehr als 6 Lampen 8 M je Lampe, 
3. Für Motoranlage 5% des Herstellungswertes, jedoch mindestens 50 M. 

 
15 
Antrag verschiedener Landwirte auf Aufhebung der Schafweidenverpachtung 
Wird abgelehnt. 
 
16 
Antrag des Bautechnikers Hübinger auf Rückgabe seiner Kaution von 6.000 M 
Genehmigt. 
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17 
Kreditbeschaffung 
Von dem Schreiben der Direktion der Nassauischen Landesbank Wiesbaden vom 18. August 
d.J. wird Kenntnis genommen. Die Aufnahme eines neuen Kredits von 700.000 M bei der 
Nassauischen Landesbank zu 8% Zinsen zuzüglich 1/8 % Umsatzprovision und 1 % einmali-
gem Unkostenbeitrag wird genehmigt. 
 
18 
Antrag des Landesbauamtes betr. Unterhaltungspflicht der erhöhten Fußwege und der Kanali-
sationsanlagen auf der Bezirksstraße Limburg – Coblenz in Montabaur. 
Der Vertragsentwurf wird gutgeheißen. 
 
19 
Der vom Landkreis für das Gymnasium überwiesene Vorschuss von 150.000 M  
soll verwendet werden. 
 
20 
Kosten betr. das Gymnasium 
Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass z.Zt. über 2 ½ Millionen M allein an Gehältern zu zah-
len sind und bittet auf das dringendste, jede nicht unter allen Umständen notwendige Ausgabe 
für das Gymnasium zu vermeiden, da es die Stadt sonst nicht mehr halten kann. 
 
21 
Die Familie Fischer zieht sofort 
in das Hospital und die Frau Görg in die bisherige Fischer´sche Wohnung im Elektr. Werk. 
Sobald sich für Familie Görg eine andere Wohnung findet, soll Frau Görg ausziehen und die 
Wohnung im E.W. nicht wieder bezogen, sondern als Lagerräume für das E.W. benutzt wer-
den. 
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22 
Der Antrag des Herrn G. Ostermeier auf Holzlieferung für sein Betriebsgebäude und dessen 
Einfriedigung 
Wird unter Aufhebung des Beschlusses vom 10.8.22 in der Voraussetzung genehmigt, dass 
die Stadtverordnetenversammlung sich mit dem, von Herrn Forstmeister Buse festgesetzten 
Preis von 2.000 M für den fm Stammholz und Stangen einverstanden erklärt. Die Dringlich-
keit der sofortigen Abgabe des Holzes soll bescheinigt werden. 
 
23 
Antrag des Metallwerk Montabaur auf Überweisung von Bruchsteinen 
Genehmigt. Der Preis wird durch Herrn Kreisbaumeister Gaul festgestellt und der Firma be-
kannt gegeben. 
 
24 
Der Seiler Math. Heisser 
Soll für die Einrichtung und den Betrieb einer Seilerbahn neben dem Sauerbrunnen im Sauer-
tal eine jährliche Erinnerungsgebühr von 50 M ab 1. April d.J. zahlen. Die Genehmigung wird 
auf jederzeitigen Widerruf erteilt. 
 
25 
Verkauf von Gefrierfleisch 
Mit Rücksicht auf den teuren Verkaufspreis von 85 M ab Coblenz soll in dieser Woche von 
dem Verkauf von Gefrierfleisch abgesehen werden. 
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26 
Betr. schlechter Besuch der Magistratssitzung. 
Seit mehreren Wochen fehlen mehrere Mitglieder des Magistrats. Um eine Beschlussunfähig-
keit der Sitzungen zu vermeiden, soll sämtlichen Magistratsmitgliedern die ministerielle Ver-
fügung vom 16.7.1898, welche die Beurlaubung des Bürgermeisters, der Beigeordneten und 
Magistratsmitgliedern regelt, mitgeteilt werden. 
 
Gez. Mönig, Gaul, Philippi, Germann 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 5. September 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Philippi 
 
1 
Die Schulgeldsätze 
Sollen für das Gymnasium und für die Katharinenschule vom 1. Oktober 1922 an betragen: 
Für einheimische  1.000 M und 
Für auswärtige Schüler 1.250 M. 
 
2 
Erhöhung der Miete Reichert (Lager im alten Amtsgericht) 
Die Miete soll ab 1. September d.J. vorläufig auf 1.200 M jährlich erhöht werden. 
 
3 
Einträglichkeit (Rentabilität)  des Fuhrparks 
Magistrat nimmt Kenntnis, dass Angebote Privater betr. Müllabfuhr nicht eingegangen sind. 
Es soll 
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versucht werden, dass Fuhrwerk insofern rentabler zu gestalten, als es Fuhren für Private aus-
führt und vom Herbst ab städt. Feld bebaut. 
 
4 
Die Zahlung des Anteils der Schulgemeinde der weiteren Beihilfe an die Lehrpersonen 
Wird zunächst vertagt, um die Angelegenheit klarzustellen. 
 
5 
Die auf den Abflussrinnen fehlenden Abdeckplatten 
Sollen dort, wo es nötig ist, durch geteerte Holzplatten ersetzt werden. 
 
6 
Antrag Müller u. Genossen auf Instandsetzung der Biergasse. 
Die Biergasse soll, soweit erforderlich, ausgebessert werden. An denjenigen Stellen, die durch 
Ausgießen des Spülwassers ausgespült sind, sollen die Fugen mit Zement ausgegossen und 
die Anlieger aufgefordert werden, das Ausgießen von Wasser auf die Straße zu unterlassen. 
 
7 
Sandlieferung 
Der Vertrag mit Johann Hannappel V in Horressen wird vom 1. September 1922 ab wie folgt 
geändert. 

1. Nach auswärts wird Sand nicht mehr abgegeben 
2. Die Abgabe an die Stadt beträgt für jeden cbm 100 M 
3. Der Gräberlohn beträgt für die Bewohner der Stadt 50 M für den cbm und für die 

Stadtverwaltung Montabaur 30 M für den cbm. 
4. An Fuhrlohn sind zu nehmen. 200 M für den cbm von den Bewohnern der Stadt und 

von der Stadtverwaltung Montabaur 
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150 M für den cbm. 

Von den in der Abrechnung genannten Gebühren sollen noch 45 M je cbm als Abgabe für die 
Stadt Montabaur eingefordert werden. 
 
8 
Nach vorgenommener Besichtigung des Wassergrabens, welcher an der Besitzung der Gebr. 
Hermes vorbeiführt, wird beschlossen: 
Die Gebrüder Hermes aufzufordern, die Mauer bzw. das Bachbett instandzusetzen. Für die 
Inanspruchnahme des Platzes soll eine Pacht als Erinnerungsgebühr gezahlt werden. 
 
9 
Beseitigung des durch die Firma Taphorn und Co auf dem Zugangsweg zum Aubach und auf 
der dem Aubach entlang führenden Böschung gelagerten Schuttes. 
Nach vorgenommener Besichtigung wird beschlossen, die Firma Taphorn u. Co. aufzufor-
dern, Weg und Böschung innerhalb 8 Wochen von dem gesamten Schutt zu befreien und ihr 
anheimzugeben, ihn in die links vom Aubach unterhalb des Wehrs befindliche Auskolkung 
bringen zu lassen. 
 
10 
Instandsetzung des Weges zwischen Brüder- und Caritashaus 
Die Caritasvereinigung soll gebeten werden, das von der Coblenzer Straße seitens des Lan-
desbauamtes zur Verfügung gestellte Material auf den Weg zwischen Brüder- und Caritashaus 
zu fahren. Die Verteilung soll seitens der Stadt vorgenommen werden. 
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11 
Anlage eines Sportplatzes für die Sportvereine 
Von dem Schreiben des Katasterkontrolleurs Freitag wird Kenntnis genommen. Die in Frage 
kommende Kommission soll gebeten werden, die Angelegenheit bis zum 1. Februar nächsten 
Jahres zurückzustellen. 
 
12 
Antrag Karl Franz und Genossen, hinterer Rebstock wohnhaft, durch Änderung der Pflaste-
rung zu vermeiden, dass das Regenwasser in ihre Häuser eindringt. 
Der Antrag wird abgelehnt. Den Antragstellern wird anheimgegeben, die Haustürschwellen 
entsprechend höher zu legen. 
 
13 
Einspruch der Witwe Merkel betr. Sperrung der rechts vom Juxplatz belegenen Gasse, welche 
zur Wohnung Helm führt. 
Der Einspruch wird zurückgewiesen, da er nach Einsichtnahme in die Katasterkarte unberech-
tigt ist. 
 
Gez. Mönig, Gaul, Philippi 
 
Bericht über die Sitzung vom 12. September 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Flügel, 
Germann, Philippi  
 
1 
200 Familien-Stammbücher 
Sollen zum Preise von 33 M das Stück bestellt werden. 
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2 
Gefrierfleisch 
Falls die Metzger zu dem in Coblenz zu zahlenden Einkaufspreis mehr als 10% zuschlagen, 
soll der Verkauf durch die Stadtverwaltung erfolgen. 
 
3 
Antrag Ostermeier auf Freigabe von Holz für die Einfriedigung 
Genehmigt. 
 
4 
Erhöhung der Teuerungszuschläge für die Beamten, Angestellten und die Löhne für die städt. 
Arbeiter 
Die erhöhten Beträge werden ab 1. September 1922 bewilligt. Damit sich Herr Löwenguth 
nicht schlechter steht als die Arbeiter, soll er vom 1. September ab nach Gruppe VII besoldet 
werden. 
 
5 
Antrag des Hausmeisters Hammerstein auf Erhöhung seiner Vergütung. 
1.500,--M monatlich werden vom 1. September 1922 ab bewilligt. 
 
6 
Stromlieferung des Sägewerksbesitzers Quirmbach 
Herr Quirmbach soll aufgefordert werden, den Vertrag einzuhalten, widrigenfalls gegen ihn 
auf Schadenersatz geklagt wird. Zu seinem Antrag auf Erhöhung des Strompreises soll die 
Stadtverordnetenversammlung gehört werden. 
 
7 
Die Gebühren für Benutzung der städt. Wege 
Werden auf 20 M ab 15.8.1922 erhöht. 
 
Gez. Mönig, Gaul, Germann, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 14. September 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Philippi  
 
1 
Die Kündigung der Wohnung der Familie Fischer im Elektrizitätswerk 
Soll beim Mieteigentumsamt beantragt werden schon mit Rücksicht darauf, dass die Familie 
ohne Genehmigung der Stadt unterverpachtet hat. Familie Fischer zieht in das Hospital. Fami-
lie Görg in die Wohnung Fischer. 
 
2 
Verteilung von Beständen an Inlandszucker. 
Die noch vorhandenen Vorräte sollen bei den Kaufleuten festgestellt werden. Die Verteilung 
soll wie in den früheren Jahren auf Grund von Kundenlisten erfolgen. 
 
3 
Preisprüfungsstelle 
Es soll eine Preisprüfungsstelle gebildet werden, best3ehend aus 3 Herren nebst 3 Stellvertre-
tern aus den Kreisen der Warenerzeuger (Groß- und Kleinhändler) und 3 Herren nebst Stell-
vertretern aus den Kreisen der Verbraucher und dem Bürgermeister als Vorsitzenden. 
 
4 
Der Amtsgehilfe Strunk 
Soll mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 ab als ständig Angestellter behandelt werden, damit 
der von der Regierung gewährte Zuschuss nicht verloren geht. 
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Anschließend fand eine gemeinsame Sitzung des Magistrats und der Beleuchtungskommissi-
on statt. Anwesend waren die Herren: Bürgermeister Mönig, die Beigeordneten Bahl, Gaul, 
Flügel, Germann, Philippi, Dr. Teves, Norbert Rossbach, Ingenieur Paffhausen, Betriebsleiter 
Seepe. 
Erweiterung des Elektrizitätswerkes 
Das Elektrizitätswerk soll wie folgt erweitert werden: 

1. Zwei Quecksilbergleichrichter und zwei Dieselmotore sind sobald wie möglich einzu-
bauen. 

2. Die Quecksilbergleichrichteranlage  ist sofort herzustellen. 
3. Die vorhandenen Dampfmaschinen sollen solange beibehalten werden, bis die Die-

selmotore eingebaut sind. 
4. Das soll alles in der Voraussetzung geschehen, dass die erforderlichen Mittel im Wege  

 
 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Flügel,  
 
 
Bericht über die Sitzung vom 21. September 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Germann, Philip-
pi, Flügel  
 
1 
Eingruppierung des Angestellten Franz Helm 
Die Vergütung der erhöhten Gruppe sollte nur während der Zeit der Vertretung des Stadt- 
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Rentmeister Hartenfels gezahlt werden. Sie ist irrtümlich weiter gezahlt worden. Vom 1.10.22 
ab hat die Besoldung nach Gruppe 5 zu erfolgen. Falls Herr Helm die erste Kassenprüfung 
abgelegt hat, kann die Angelegenheit betr. Besoldung nach Gruppe 6 wieder näher getreten 
werden. 
 
2 
Antrag des Vorstandes des katholischen Gesellenvereins hier auf Überlassung eines 1 ½ m 
großen Basaltsteines aus dem Himmelfeld, zwecks Errichtung eines Gedenksteines für die 
gefallenen Gesellenvereinsmitglieder. 
Genehmigt. 
 
3 
Unterhaltung der Vizinalwege 
Wegen der schlechten Finanzlage der Stadt und der vorgerückten Jahreszeit können die vom 
Landesbauamt veranschlagten Kosten nicht bewilligt werden. 
 
4 
Antrag des Ingenieurs Paulsen, zu genehmigen, in der gewerblichen Berufsschule einen Kur-
sus für Maschinenzeichnen, Maschinenelemente oder Maschinenlehre abhalten zu dürfen. 
Der Antrag wird unter der Bedingung genehmigt, dass keinerlei Kosten entstehen, auch nicht 
für Licht und Heizung. Es wird nur der Unterrichtsraum zur Verfügung gestellt. 
 
5 
Kartoffelversorgung 
Bei den in Frage kommenden Großhändlern des Kreises soll ein unverbindliches Angebot 
über Lieferung von etwa 5 Waggon Kartoffeln 
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Frei Bahnhof Montabaur eingeholt werden. 
 
6 
Zuschuss des Kreiswohlfahrtsamtes zu der hier errichteten Krankenpflegestation 
Magistrat ist damit einverstanden, dass der Betrag von 12.112 M unmittelbar an die Schwester 
Oberin des Hospitals gezahlt wird. Abschrift der Bedingungen soll der Schwester Oberin mit-
geteilt werden. 
 
7 
Antrag des Kreisausschusses, den Beitrag der Stadt Montabaur zu den Kosten des Mieteini-
gungsamtes um 100% zu erhöhen. 
Der Antrag wird abgelehnt und anheimgegeben, die Mehrkosten durch Erhöhung der Gebüh-
ren für Inanspruchnahme des Mieteinigungsamtes zu decken. Es soll geprüft werden, ob die 
Stadt Montabaur in dieser Beziehung mit dem Kreis überhaupt etwas zu tun hat. 
 
8 
Die Dienststunden für das Rathaus für das Publikum 
Werden an den Vormittagen von 9 – 12 Uhr festgesetzt. In Einzelfällen ( z.B. in Standesamts- 
und Friedhofsangelegenheiten) muss auch außerhalb der Zeit Publikum abgefertigt werden. 
 
9 
Antrag des Franz Hoffmann auf Ermäßigung des Wassergeldes 
Der Minimalsatz wird rückwirkend vom 1. April 1922 von 36 M auf 22,50 M herabgesetzt. 
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10 
Die Wände im Flur des Armenhauses 
Sollen, soweit es erforderlich ist, getüncht werden. Eine Flurbeleuchtung ist sofort einzurich-
ten. 
 
11 
Die Gebühr für die Benutzung des städt. Viehwagens 
Wird rückwirkend vom 1. Juli 1922 auf 100 M für einheimische und 200 M für auswärtige 
Benutzer für den Tag festgesetzt. 
 
12 
Die Löschung der Hypothek von 900 M des Eisenbahnbetriebsassistenten Jak. Born 
Wird bewilligt. 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Flügel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 28. September 1922 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Germann, Philip-
pi, Flügel, Bahl 
 
1 
Angebot der Allgemeinen Elektrizitätsgesellschaft betr. Änderung des Elektrizitätswerkes 
Herr Beigeordneter Gaul soll gebeten werden, das Zuschlagsschreiben zu prüfen.  
Die verlangten 2.800.000 M sollen spätestens am 29. September 1922 überwiesen werden. 
Die Fertigstellung der Arbeiten soll so schnell wie möglich erfolgen. 
 
2 
Licht- und Kraftstrompreiserhöhung 
Infolge der allgemeinen Teuerung wird vom 1. 10.1922 ab der Preis für die Kilowattstunde 
Lichtstrom auf 48 M für die Kilowattstunde Kraftstrom auf 36 M und die Zählermiete auf 5 
M monatlich erhöht. 
 
3 
Die Obstmärkte 
Sollen am 4. Und 11. Oktober 1922 abgehalten werden. 
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4 
Antrag der Ortsgruppe Neu-Deutschland auf Erlass der Lustbarkeitssteuer 
Da es sich um Jugendpflege handelt, und mehrere tausend Mark zugelegt werden, genehmigt. 
 
 
5 
Prozesssache Stadt / Marx 
Wenn die Stadt den Prozess, ohne dass Kosten für sie entstehen, zurücknehmen kann, dann 
Soll das geschehen. 
 
6 
Die Lieferung von Obst – und Straßenbäume 
Wird dem Gärtner J. Schneider auf Grund seines Angebotes vom 23. September d.J. übertra-
gen. 
 
7 
Bullenhaltung 
Herr Rossbach I. erhält vom 1. Oktober bis 31.Dezember d.J. eine Vergütung von monatlich 
1.800 M für die Haltung eines Bullen, der nach seiner Ansicht für diese Zeit genügt. Das 
Deckgeld wird vom 1. Oktober ab auf 150 M für jede Kuh erhöht. Sollte dadurch der Betrag 
von 1.800 M monatlich nicht erreicht werden, dann wird die fehlende Summe aus der Stadt-
kasse gezahlt. Sollte sich ein Mehrbetrag ergeben, dann verbleibt dieser dem Bullenhalter. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Flügel, Philippi, Germann 
 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 2. Oktober 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Philippi, 
Rossbach, Linz, Seepe, Paffhausen 
 
1 
Erweiterung des Elektrizitätswerkes 
Der Bericht über die Besprechungen mit der Koblenzer Straßenbahn-Gesellschaft und der 
AEG bzw. mit dem Vertreter Herrn Ingenieur Hofacker am 22., 23. und 
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25. September d.J. wird gutgeheißen. Von dem Bestätigungsschreiben vom 26. September 
1922 auf die mündliche Bestellung wird Kenntnis genommen. Das Zuschlagsschreiben an die 
AEG soll sofort angefertigt und von den Herren Linz, Paffhausen, Seepe und Kreisbaumeister 
Gaul geprüft und gegengezeichnet werden. Während der Sitzung wird der 3. Gleichstromrich-
ter zum Preise von 750.000 M fernmündlich bei Herrn Probst bei der AEG in Koblenz be-
stellt, da Kommission einstimmig der Ansicht ist, dass mit 2 Gleichstromrichtern nicht auszu-
kommen sein wird. Die Kosten wegen Versicherung des Transportes der Maschinenteile usw. 
sollen erfragt werden. Von dem Schreiben der Koblenzer Straßenbahn-Gesellschaft vom 29. 
September 1922 betr. Stromlieferungsvertrag wird Kenntnis genommen. Der Vertrag soll so-
wohl juristisch durch Herrn Dr. Teves als  auch technisch durch die Herrn Linz, Paffhausen, 
Seepe und Kreisbaumeister Gaul geprüft und gegengezeichnet werden. Während der Sitzung 
wurden bei der AEG in Koblenz die Kosten eines amtlich beglaubigten und geeichten Kon-
trollzählers erfragt, da dieser eingebaut werden soll. Die jetzigen im Elektrizitätswerk vorhan-
denen Maschinen und Kessel mit Schalttafeln usw. sollen in Fachblättern zum Verkauf ausge-
schrieben werden. 
 
2 
Licht- und Kraftstromerhöhung 
Infolge der allgemeinen Teuerung wird vom 1.10.22 ab der Preis für die Kilowattstunde 
Lichtstrom auf 48 Mark, für die Kilowattstunde Kraftstrom auf 36 M und die Zählermiete auf 
5 M monatlich erhöht. 
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3 
 Der Antrag des Friseurs Schäfer und der Friseuse Kirchem, zu genehmigen, den in ihrem 
Gewerbe erforderlichen Lichtstrom zum Teil als Kraftstrom zu berechnen 
Wird wiederholt abgelehnt. 
 
4 
Die Bilanz des städt. Elektrizitätswerkes zum 31. März 1922 
Wird zur Kenntnis genommen und Herr Magistratsschöffe Philippi mit der Prüfung betreut. 
 
5 
Zum Brüderhaus 
Soll eine besondere Lichtleitung angelegt werden. Herr Betriebsleiter Seepe soll einen Kos-
tenanschlag fertigen. Mit der Caritasvereinigung soll wegen Übernahme eines Teils der Kos-
ten verhandelt werden. 
 
6 
Beschwerde des Herrn W.  Bach über Frau Görg 
Der Magistrat muss sich den Ton in dem Schreiben des Herrn Bach vom 1. Oktober d.J. ganz 
entschieden verbitten. Er bedauert es, ihm die Selekta vermietet zu haben und kündigt ihm 
zum 31.12.1922. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Flügel 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

251 
Bericht über die Sitzung vom 6. Oktober 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Philippi 
 
1 
Erweiterung des Elektrizitätswerkes 
Von dem Zuschlagsschreiben der AEG in Coblenz vom 2.10.22 betr. Lieferung des dritten 
Gleichrichters wird Kenntnis genommen. 475.000 M sollen sofort überwiesen werden. Der 
Verkauf der Dampfmaschine ist im Anzeiger für Berg-, Hütten- und Maschinenbau zu veröf-
fentlichen. 
 
2 
Die Pflasterung der Plötzgasse 
Wird wegen der schlechten Finanzlage der Stadt abgelehnt. 
 
3 
Antrag des Herrn Willy Bach auf Beseitigung der Frau Görg aus der Selekta. 
Die ordnungsmäßige Kündigung der Frau Görg soll sofort erfolgen. Herr Bach soll aufgefor-
det werden, um Raum zu Unterrichtszwecken zu gewinnen, den widerrechtlich als Baderaum 
eingerichteten Raum als Schulsaal zu benutzen. 
 
4 
Der Schüler Theodor Schenkelberg von hier 
Soll versuchsweise als Lehrling auf eine 3monatie Probezeit ohne Gewährung einer Vergü-
tung beschäftigt werden. Er soll an dem  
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Unterricht in der Bedienung der Schreibmaschine und in der Stenographie - gegebenenfalls 
auch während des Dienstes – teilnehmen. Die Kosten trägt die Stadt. 
 
5 
Die Errichtung einer Konrektorstelle 
Wird wegen der außerordentlich schlechten Finanzlage, hervorgerufen insbesondere durch die 
Belastung durch die Volks-, Berufs- und höheren Schulen, wiederholt abgelehnt. Es sind we-
niger Volksschüler als früher vorhanden. Der Bericht vom 25.9.22 soll abgesandt werden. 
 
6 
Die Schulgeldsätze für das Gymnasium und die höhere Mädchenschule 
Werden vom 1.10.22 ab für einheimische auf 2000 M und für auswärtige Schüler nzw. Schü-
lerinnen auf 2.500 M erhöht. 
 
7 
Der Prozess in Sachen Bez.Verband Wiesbaden / die Stadt Montabaur 
Soll nach Kenntnisnahme von dem Schriftsatz des Herrn Rechtsanwalt Dr. Wentrup vom 30. 
September d.J. seinen weiteren Lauf nehmen und nicht zurückgenommen werden. 
 
8 
Von der Erhöhung der Zinsen für Darlehen und Schuld im Kontokorrentverkehr durch die 
Kreissparkasse und die Landesbank 
Wird Kenntnis genommen. Die Stadt soll sich bei demjenigen Geldinstitut Geld beschaffen, 
das die günstigsten Bedingungen stellt. 
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9 
Die Pflasterung der Peterstorstraße 
Soll wegen der schlechten Finanzlage der Stadt bis auf weiteres unterbleiben. 
 
10 
Erhöhung der Vergnügungssteuer 
§18 Abs. 2 der Vergnügungssteuerordnung vom 5. November 1921 erhält folgenden Zusatz: 
Bei geschlossenen Tanzbelustigungen von Vereinen wird die Steuer in Spalte 7 auf den zwei-
fachen, bei öffentlichen Tanzbelustigungen dagegen auf den fünffachen Betrag erhöht. Sie 
erhöht sich weiter um je 100% dieses Betrages für jede begonnene Stunde bei Verlängerung 
der Polizeistunde über 12 Uhr nachts hinaus. 
 
11 
Die Kinosteuer 
Wird auf 300 M für jede Vorstellung vom 14. Oktober d.J. ab festgesetzt. Sie soll mindestens 
soviel betragen wie in Limburg. 
 
12 
Erhöhung der Verzehrsteuer 
Die Steuer soll künftighin betragen: 
Für Wein   2 M den Liter 
Für Obstwein   1 M den Liter 
Für Branntwein u. Liköre  
Aller Art   5 M den Liter 
Für Bier   1 M den Liter 
Die Kontrolle und Feststellung der einzelnen Mengen soll künftig durch Polizeiwachtmeister 
Helm erfolgen. Die durch die Eisenbahn eingehenden Sendungen sollen von letzterer nicht 
eher verabfolgt werden, bis sie mit dem Siegel der Stadt als Zeichen der Kontrolle versehen 
sind. 
 
13 
Der  Zuschlag der Gemeinde zur Wohnungsbauabgabe 
Wird vom 1. Oktober d.J. ab auf  
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75% erhöht. Dazu kommen 25% für den Staat, sodass die Gesamtabgabe 100% beträgt. 
 
14 
Der Antrag des Männergesangvereins Mendelssohn-Bartholdy –Montabaur auf Befreiung von 
der Steuer für das Konzert am 22. d. M. 
Soll mit Rücksicht auf die erhöhten Kosten, welche durch die auswärtige, erstklassige Kraft 
entstehen, ausnahmsweise genehmigt werden. 
 
15 
Die Hundesteuer für den Mühlenbesitzer Hermann Löb Stunzenmühle 
Wird von 300 M auf 150 M ermäßigt. Die übrigen 17 Anträge auf Befreiung der Hundesteuer 
werden abgelehnt. 
 
16 
Antrag der Frau Anna Hamann auf Gewährung der Kleinrentner-Unterstützung 
Abgelehnt, da unterstützungspflichtige und in guten Verhältnissen lebende Kinder vorhanden 
sind. 
 
17 
Antrag des Kreisausschusses auf Abgabe von verbilligtem Brennholz für die Bäcker. 
Wegen der schlechten Finanzlage der Stadt abgelehnt. 
 
18 
Die Reinigung der höheren Mädchenschule durch Frl. Fischer 
Wird vorläufig genehmigt. Es soll versucht werden, ob die Schwester von 
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Fräulein Fischer, welche von der Stadt Unterstützung bezieht, die Reinigung vornehmen 
kann, oder falls das nicht der Fall ist, sie durch Fräulein Bauch, welche sich im Hospital be-
findet, ausgeübt werden kann. 
 
19 
Antrag des Lehrers Manker auf  Neuausmauerung eines Ofens und Ausbesserung eines Her-
des in seiner Wohnung 
Abgelehnt, da alle Lasten, die sonst der Mieter zu tragen hat, auch er zu tragen hat und es da-
her seine Sache ist, die Arbeiten auf seine Kosten ausführen zu lassen. 
 
20 
Die Bewilligung des Anteils der Schulgemeinde an der weiteren Wirtschaftsbeihilfe für Lehr-
personen 
Wird wegen der schlechten Finanzlage der Stadt abgelehnt. 
 
21 
Aufnahme eines laufenden Kredits von 5.000.000 M zwecks Erweiterung des Elektrizitäts-
werks und 1.000.000 M zur Bestreitung der laufenden Bedürfnisse bei der Nassauischen Lan-
desbank zu 2% über Reichsbank – Diskontsatz, zurzeit also 10%, 2% Zusageprovision und 
1/8 % Umsatzprovision 
Wird genehmigt. 
 
22 
Antrag Josef Lenaif auf Überweisung von Kiefern- und Lärchennutzholz. 
Das Holz kann nach Angabe der Forstbehörde ohne Schaden des Waldes nicht abgegeben wer 
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Dann ist der Preis zu zahlen, der im kommenden Winter erzielt wird. 
 
23 
Antrag Heinrich Colombel zu genehmigen, Stockholz ausroden zu dürfen. 
Genehmigt unter der Bedingung, dass für ein Klafter Nadelholz 20 M und für ein Klafter Bu-
chenholz 50 M gezahlt werden. Förster Weppler wird auf Antrag die erforderlichen Distrikte 
zur Stockholzgewinnung anweisen. 
 
24 
Der Forstlehrling Ludwig 
Soll während der Wintermonate aushilfsweise im Forstschutz beschäftigt werden. Er erhält 
eine Vergütung von 10 M für die Stunde. 
 
25 
Das Wassergeld 
Soll vom 1.10.22 ab so erhöht werden, dass es die Verzinsung und Tilgung des Wasserwerks 
deckt und außerdem bei der schlechten Finanzlage der Stadt einen erheblichen Zuschuss 
bringt. 
 
26 
Antrag des Landesbaurates Müller auf Befreiung von der Müllabfuhrgebühr 
Grundsätzlich abgelehnt. 
 
27 
Die Kosten für die Verlängerung einer Lichtleitung in dem Zimmer der Witwe Schlemmer im 
Hospital im Betrage von 757,-- Mark 
Werden zur Hälfte auf die Stadt übernommen. 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

257 
28 
Antrag des Herrn Adolf Intra auf Überweisung von Nutzholz 
Abgelehnt. Antragsteller wird auf die Holzversteigerung verwiesen. 
 
29 
Dem Herrn Dr. Wentrup, der sein Amt als Stadtverordneter bzw. Magistratsschöffe, 16 Jahre 
innegehabt und krankheitshalber niedergelegt hat, 
soll der Dank der Stadtverwaltung ausgesprochen werden. 
 
Gez. Mönig, Gaul, Bahl, Philippi, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 11.10. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Philippi  
 
 
1 
Erweiterung des Elektrizitätswerks 
Von dem Gutachten des Professors Sengel wurde Kenntnis genommen. Das Erforderliche soll 
auf Grund des Gutachtens sofort veranlasst werden. 
 
2 
Die Kinosteuer 
Wird vom 14. Oktober d.J. auf 40% des Eintrittspreises festgesetzt. Das ist derselbe Steuer-
satz, den die Stadt Limburg erhebt. 
 
3 
Antrag Pilgenröther auf Erhöhung der Gebühren für Bekanntmachungen 
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Durch die Schelle 
Die Vergütung wird vom 1. Oktober ab von 10 M auf 20 M für jeden Gang durch die Stadt 
erhöht. 
 
4 
Antrag des Eisenwerks Montabaur Taphorn, Olig u. Co. Auf Erteilung von Ausstand zur Be-
seitigung des durch sie auf dem Zugangsweg zum Aubach und auf der dem Aubach entlang 
führenden Böschung gelegenen Schuttes. 
Es wird ein Ausstand von 10 Wochen unter der Bedingung erteilt, dass dann der Schutt auch 
beseitigt ist. 
 
5 
Die von dem Kassengehilfen Helm gestellte Kaution von 6.000 M 
soll zurückgegeben werden. 
 
6 
Die durch den Turnverein verursachte Beleuchtung der Turnhalle 
Soll, soweit sie noch nicht bezahlt ist, von letzterem bezahlt werden. Der Verein hat auch 
künftighin die Kosten zu tragen. Für Herrn Bechtel soll ein besonderer Messer aufgestellt 
werden. 
 
7 
Das Ölen der Fußböden 
Wird mit Rücksicht auf die schlechte Finanzlage der Stadt bis zum nächsten Frühjahr zurück-
gestellt. 
 
8 
Wegen der beleidigenden Äußerung der Buchdruckereibesitzers Gg. Sauerborn gegen den 
Beigeordneten Gaul 
Soll Strafantrag gestellt werden. 
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9 
Beschwerde der Witwe Schröder, Sauertal, über die Anstauung des Wassers an ihrem Hause 
bei Regenwetter 
Der Übelstand soll beseitigt werden. 
 
10 
Die Wohnungen der Lehrer Manker und Laux 
Sollen mit Rücksicht auf den sehr niedrigen Mietpreis und die schlechte Finanzlage der Stadt 
nicht instand gesetzt werden. Der Beschluss vom 30.8.22 wird aufgehoben. 
 
11 
Ehejubiläum Tripp 
Vom Staat sind 300 M bewilligt. Das Schreiben ist an Herrn Pfarrer Weiand weitergegeben. 
Der Bürgermeister soll am Jubiläumstage ein Glückwunschschreiben, ein Blumenstrauß und 
einen Krug Nassauer überbringen. 
 
12 
Sandlieferung 
Herr Hannappel V aus Horressen werden vom 11. Oktober d.J. folgende Preise bewilligt: 
Der Gräberlohn für die Bewohner der Stadt beträgt    60 M 
Für Anfuhr für die Bevölkerung der Stadt   275 M 
Der Gräberlohn für die Stadt selbst      50 M 
Für die Anfuhr für die Stadt selbst    250 M 
Für den cbm 
Die Abgabe in Höhe von 100 M für den cbm an die Stadt soll, um den Sand nicht zu verteu-
ern, vorläufig nicht erhöht werden. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Gaul, Philippi, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 19.10. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Phi-
lippi, Flügel, Gehling und Germann 
 
1 
Erweiterung des Elektrizitätswerks 
Herr Kreisbaumeister Gaul wird mit der Coblenzer Straßenbahngesellschaft bzw. der AEG 
bezüglich der Anschlussanlage verhandeln und berichten. 
 
2 
Kartoffelversorgung 
(kein Eintrag) 
3 
Unterhaltung der Vizinalwege 

2.387 M werden bewilligt. 
 
4 
Der dem Lehrer Laux 
Überlassener Waschkessel ist Eigentum der Stadt. Die behält sich deswegen das Verfügungs-
recht über den Kessel vor. 
 
5 
Reichsmietengesetz 
Der äußere Fensteranstrich soll als große Instandsetzungsarbeit angesehen werden. Als Zins-
steigerung würden 12 ½ % der Grundmiete festgesetzt. Mit dieser Änderung wird der Entwurf 
der Verordnung vom 17.10.22 genehmigt. 
 
6 
Beschaffung von Braunhohlen 
Der Bürgermeister wird beauftragt, 
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Angebote einzuziehen und Vorlage zu machen. 
 
7 
Herr Pilgenröther 
Soll für jede Bekanntmachung durch die Schelle ab 1. Oktober d.J. 20 M erhalten. 
 
8 
Antrag der Generaloberin Schwester Firmata auf Erhöhung der Vergütung für die Schwestern 
von 7.000 M auf 25.000 M jährlich vom 1. Juli d.J. ab. 
Genehmigt. 
 
9 
Wiederholter Antrag der Frau Wwe. Custer auf Gewährung einer täglichen Unterstützung von 
20 M 
Abgelehnt, vorbehaltlich der Zustimmung des Herrn Stadtverordnetenvorstehers Dr. Teves, 
der gebeten werden soll, die Angelegenheit juristisch zu prüfen. 
 
10 
Antrag Philippi auf Überlassung des Platzes am Wolfsturm 
Vertagt bis Anfang Dezember 1922. 
 
11 
Die Kinosteuer 
Soll bis Ende Oktober 1922 100 M und vom 1.11.22 ab 200 M für jede Vorstellung betragen. 
Wegen Lehrfilmvorführungen soll der Bürgermeister mit den in Frage kommenden Stellen 
verhandeln. 
 
12 
Antrag der Handarbeitslehrerin Hammerstein auf Erhöhung ihrer Vergütung und auf feste 
Anstellung 
Herr Rektor Stillger soll um 
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Äußerung gebeten werden, ob nicht eine Volksschullehrerin den Unterricht erteilen kann und 
zu welchem Preise. 
 
13 
Beseitigung von Missständen an dem Bach bzw. dem Kanal hinter dem Mühlenhöver´schen 
Wohnhaus im Sauertal 
Die Sohle des Baches ist durch die städt. Arbeiter zu reinigen und der Mauerkopf instandzu-
setzen. 
 
14 
Holzversteigerung 
Verdingung und öffentliche Versteigerung sollen kurz aufeinander erfolgen, im übrigen ver-
tagt bis 15. Dezember 1922 
 
15 
Wohnungsangelegenheit Bach 
Frau Görg soll die Wohnung im Hause des Seminaroberlehrers Schäfer erhalten. Wenn sie 
nicht freiwillig auszieht, soll Herr Bach Vollmacht erhalten, die Räumungsklage gegen sie 
weiter zu betreiben. Im übrigen soll Herrn Bach mitgeteilt werden, dass er auf unhöfliche 
Briefe künftighin keine Antwort mehr erhält. 
 
16 
Das Ziegenbockdeckgeld 
Wird ab 1. November 1922 auf 50 M für hiesige und 75 M für auswärtige Ziegen festgesetzt. 
Der § 5 des Vertrages wird, dahingehend geändert, dass die gesamten Deckgelder an die 
Stadtkasse abgeführt werden müssen. 
 
17 
Die im Jahr 1924 vorgesehenen Markttage einschließlich der Verlegung des Christmarktes auf 
den 29.12.1924  
Werden genehmigt. 
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18 
Antrag des Polizeiwachtmeisters Müller auf Erlass der Hundesteuer 
Genehmigt unter der Bedingung, dass er auf seinen Dienstwegen bei Nacht bzw. Dunkelheit 
seinen Hund mitnimmt und auf den Mann dressiert. 
 
19 
Betr. Gefrierfleisch 
Es wird Kenntnis genommen, dass es in dieser Woche kein Gefrierfleisch gibt. Sobald es zu 
haben ist, soll es wieder beschafft werden. Außerdem soll versucht werden, corned beef (ame-
rikanisches Büchsenfleisch) zu erhalten. 
 
20 
Erhöhung der Gebühren für den Friedhof 
Die Gebühren für Grabbereitung 
Werden ab 1. Oktober d.J. erhöht: 

1. Für Personen bis zu 9 Jahren auf 100 M 
2. Für Personen über 9 Jahren auf 150 M 
3. Für Kaufgräber (Erdgruften) 200 M 

 
Der Betrag für die Unterhaltung wird vom 1.10.1922 von 3.000 M auf 4.000 M erhöht. 
 
21 
Antrag Heilberg auf weitere Verpachtung der Pachtwiesen. 
Abgelehnt, weil sie die Stadt für den Fuhrpark selber braucht. 
 
22 
Antrag Jos. Nöger auf Instandsetzung des Bachbettes am Biebrichsbach 
Es soll zunächst festgestellt werden, wer zur Herstellung des Krippwerks verpflichtet ist. 
 
23 
Verpachtung der Feldwege 
Bis Anfang Juni nächsten Jahres vertagt. 
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24 
Die Kaufgräber (Erbgruften) auf dem Friedhof 
Sollen in verschiedenen Blocks und in 3 Klassen eingeteilt werden und zwar zum Preise von 
1000,--, 2000,--, u 3000,-- M je Grab. Herr Löwenguth soll eine Skizze machen. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Gehling, Germann, Flügel, Gaul  
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 26. Oktober 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, 
Gehling, Germann, Philippi und Flügel 
 
1 
Erweiterung des Elektrizitätswerkes 
Der neue Entwurf des Vertrages mit der Coblenzer Straßenbahn-Gesellschaft wurde durchbe-
raten und mit einer kleinen Änderung (0,04 Pfg) genehmigt. Falls Herr Dr. Teves und die 
Herren Linz und Paffhausen, die den Vertrag noch schnellstens nachprüfen sollen, keine Ein-
wendungen mehr zu machen haben, wird der Bürgermeister beauftragt, ihn vom Magistrat 
unterschriftlich vollziehen zu lassen und an die Coblenzer Straßenbahn-Gesellschaft abzusen-
den. 
 
2 
Kartoffelversorgung 
Diejenigen Besteller, welche am Samstag, den 21.d.M. zur Abholung der Kartoffeln am 
Bahnhof nicht erscheinen konnten, sollen die bestellten Mengen noch zum Preise von 525 M 
erhalten. Alle übrigen Besteller müssen denjenigen Preis zahlen, den der Bürgermeister aus-
rechnet, um die Stadt vor Schaden zu bewahren. 
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3 
Schaffung von Aufrückungsstellen für Lehrkräfte am Gymnasium 
Die Besoldung des Studiendirektors Holtz vom 1.4.22 nach Gruppe 12 und des Lehrers am 
Gymnasium Pehl vom 1.4.22 nach Gruppe 8 wird genehmigt. 
 
4 
Für die Armen der Stadt 
Werden Kartoffeln und Lebensmittel zur Verfügung gestellt werden. Mit den Lebensmittel-
händlern soll verhandelt werden, um Graupen, Mehl, Hülsenfrüchte, Fett, Öl und Zucker jetzt 
der Stadt zur Verfügung zu stellen, auf Lager zu halten, damit der Bürgermeister in vorkom-
menden Fällen den Armen auf Grund eines Scheines anstatt Geld Lebensmittel zur Verfügung 
stellen kann. Mit den Gewerkschaften soll verhandelt werden, ob sie bereit sind, für die Not-
leidenden der Stadt Montabaur den Betrag einer Überstunde zur Verfügung zu stellen. Mit 
den Arbeitgebern soll verhandelt werden, damit sie entsprechende Geldmittel zur Verfügung 
stellen. 
 
5 
Volksbildungsverein 
Soll für den Vortrag über „Die Wunder der Sternenwelt“ ein Betrag bis zu 2000 M zur Verfü-
gung gestellt werden, falls sich die Einnahmen und Ausgaben nicht decken. Wegen Überlas-
sung von Holz zur Heizung des Saales soll der Bürgermeister mit dem Verein verhandeln. 
 
6 
Um das Einfrieren der Wasserleitung zu verhüten 
Soll eine Notiz im lokalen Teil des Kreisblattes erscheinen. Den Hausmeistern und Reini-
gungspersonen und Mietern in den städtischen Gebäuden soll mitgeteilt werden, dass, wenn 
sie das Einfrieren der Wasserleitung 
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Durch Abschalten des Zapfhahnes bzw. Umwickeln der Rohre mit Stroh nicht verhüten, die 
Instandsetzungsarbeiten auf ihre Kosten erfolgen. 
 
7 
Die Verlängerung der Lichtleitung im Zimmer des Hospitals, das von Frau Custer bewohnt 
wird, um zu ermöglichen, dass das Licht vom Bett aus an und ausgeschaltet werden kann. 
Wird auf Kosten der Stadt genehmigt. 
 
8 
Die Verwaltungsgebühren 
Werden vom 1. November 1922 ab auf den 4fachen Betrag erhöht. Die betragen also für die 
Beglaubigung von Abschriften und Unterschriften in Privatangelegenheiten anstatt 5 M 20 M 
usw. 
 
9 
Die Gräber auf dem Ehrenfriedhof 
Sollen vor dem 1. November mit je einer weißen Aster bepflanzt werden. Die Arbeiten wer-
den Herrn Gärtner Schneider zum Preise von 1.200 M übertragen. Im Frühjahr soll jedes Grab 
mit einer Rose (Kimsonrambler) bepflanzt werden. 
 
10 
Die Fenster im Hospital 
Sollen durch Stadtarbeiter sofort vorgeölt und gekittet werden. Der Anstrich soll im kommen-
den Frühjahr erfolgen. 
 
11 
Die Pacht für die Gärten auf dem Grundstück der Katharinenschule 
Werden für die Schwestern, für Herrn Schulrat Klemann und Frau Peters auf je 600 M jähr-
lich festgesetzt. Sollte der Pachtpreis demnächst noch steigen, dann soll er entsprechend er-
höht werden. 
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12 
 Holzangelegenheit Intra 
Herr Intra soll durch eine Bescheinigung des Herrn Hermes nachweisen, ob und gegebenen-
falls welche Mengen Bauholz er sich geliehen hat. 
 
13 
Die Vergütung für die Lehrlinge des Elektrizitätswerkes 
Werden vom 1. September d.J. ab auf das Vierfache erhöht also: 
Im 1. Lehrjahr auf 320 M 
Im 2. Lehrjahr auf 640 M 
Im 3. Lehrjahr auf 960 M monatlich 
 
14 
Verpachtung von Grundstücken und Wiesen in der „Martalswiese“ 
Magistrat kann wegen des geringen Pachtpreises seine Zustimmung nicht erteilen. Die Wie-
sen sollen vor der Heuernte und die Grundstücke Anfang März 1923 verpachtet werden. 
 
15 
Wohnungsangelegenheit Sauerborn 
Es wird davon Kenntnis genommen, dass das MEA entschieden hat, dass Herr Seitz in die 
Wohnung bei Sauerborn einziehen soll und an der Sache nichts geändert wird. Die Kosten, 
die durch die widerrechtliche Aufnahme der Frau Görg in die Sauerborn´sche Wohnung ent-
stehen, sollen Herrn Sauerborn in Rechnung gestellt werden. 
 
16 
Wegen einer besseren Fernsprechanlage im Zimmer des Bürgermeisters, die ein Sprechen 
nach allen Dienststellen ermöglicht 
Sieht Magistrat einer Vorlage entgegen. 
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17 
Der Antrag des Willy Köhler, bei seinem Bruder Jean Köhler (Stadtmühle) Wohnung nehmen 
zu dürfen, 
wird abgelehnt, da die Untervermietung nicht gestattet wird. Wenn Willy Köhler binnen 8 
Tagen nicht freiwillig auszieht, soll polizeilicher Zwang angewandt werden. 
 
18 
Anfrage der Landesbank Wiesbaden betr. Ausgabe von Notgeld 
Abgelehnt, da kein Bedürfnis vorliegt. 
 
19 
Instandsetzung des Weges zwischen dem Brüder- und Caritashaus. 
Die Stadt und das Caritashaus sollen den von der Coblenzer Straße übrig gebliebenen Schutt 
auf den in Frage kommenden Weg fahren. Die städtischen Arbeiter sollen den Schutt vertei-
len. 
 
20 
Wegen Errichtung einer Volkshochschule 
Erwartet Magistrat eine Vorlage. 
 
21 
Die Angelegenheit betr. Gewährung von freiem Licht an Herrn Betriebsleiter Seepe, freiem 
Licht seiner Wohnung und freier Heizung an den Maschinisten Müller und freiem Licht an 
den Heizer Elsen 
Soll zunächst noch auf sich beruhen bleiben. 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Flügel, Gehling 
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Bericht über die Sitzung vom 31.10. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Flügel, 
Gehling, Germann, Philippi  
 
1 
Erweiterung des Elektrizitätswerkes 
Nachdem am 30. Oktober d.J. in der Wohnung des Herrn Stadtverordnetenvorsteher Dr. Te-
ves mit Rücksicht auf die Bedenken des letzteren gegen den Entwurf des Vertrages mit der 
Coblenzer Straßenbahn-Gesellschaft zwischen den Herren Dr. Teves, den Beigeordneten Bahl 
und Gaul, den Magistratsschöffen Flügel und Philippi und dem Bürgermeister Mönig eine 
Besprechung der Angelegenheit vorgenommen wurde und der Bürgermeister beauftragt wur-
de, am folgenden Tage der Coblenzer Straßenbahngesellschaft mitzuteilen, dass die Stadt den 
Vertrag mit den mit Herrn Stadtverordnetenvorsteher Dr. Teves vereinbarten Veränderungen 
annehme, glaubt der Bürgermeister durch eine nochmalige ordnungsmäßige Sitzung des Ma-
gistrats abhalten zu müssen, zumal die Herren Magistratsschöffen Gehling und Germann nicht 
anwesend waren. Letztere beiden Herren, welche auf heute Vormittag zu dem Bürgermeister 
zu einer Besprechung gebeten und über den Verlauf der gestrigen Besprechung aufgeklärt 
wurden, stimmten dem Bürgermeister zwecks Anberaumung einer Magistratssitzung auf heu-
te Nachmittag zwecks nochmaliger Beratung der Erweiterung des Elektrizitätswerkes zu. 
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In dieser auf heute anberaumte Sitzung wurde davon Kenntnis genommen, dass der Bürger-
meister die bereits an die Coblenzer Straßenbahngesellschaft abgegebene Erklärung wieder 
rückgängig gemacht habe und durch Herrn Stadtrentmeister Hartenfels in dem Büro der Cob-
lenzer Straßenbahngesellschaft in Montabaur die Rücknahme der genannten Erklärung bestä-
tigt worden und die Stadt also der Coblenzer Straßenbahngesellschaft gegenüber in keiner 
Weise gebunden sei. Nach längerer Aussprache würde beschlossen, wegen der Wichtigkeit 
der Angelegenheit nochmals mit der Coblenzer Straßenbahngesellschaft zwecks günstigeren 
Gestellung der Bedingungen zu verhandeln und bei der AEG anzufragen, ob und unter wel-
cher Bedingungen der Stadt es möglich sein werde, die bestellten Gleichrichter usw. zu ver-
kaufen. Mit dieser Verhandlung wurden beauftragt der Magistratsschöffe Philippi, Bürger-
meister Mönig und wenn möglich Herr Stadtverordnetenvorsteher Dr. Teves. 
 
2 
Lieferung von elektrischem Strom durch den Sägewerksbesitzer Adam Quirmbach. 
Herrn Quirmbach sind geboten worden für die Kwh für den Monat August 6 M, für Septem-
ber 8 M, für Oktober 10 M bzw. 12 M. Mit dieser Bezahlung ist Herr Quirmbach nicht ein-
verstanden. Er wurde gebeten, an der heutigen Sitzung beizuwohnen und erschien mit seinem 
Sohn. Es wurde stadtseitig 
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Die Hilfe des jeweiligen Kraftstrompreises der Überlandzentrale als Bezahlung für die kwh 
geboten und darauf hingewiesen, dass die Erzeugung des elektrischen Stromes durch Herrn 
Quirmbach auf Wasserkraft, durch die Überlandzentrake aber auf Kohlen beruhe, dass Herr 
Quirmbach also bedeutend billiger liefern kann, als die Überlandzentrale. Die Verhandlung 
verlief ergebnislos, da Herr Quirmbach auf dieser Grundlage sich nicht einigen wollte, selbst 
nicht einmal bis zum 31.3.1923. 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Gaul, Flügel 
 
Bericht über die Sitzung vom 4.11.1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Gehling, 
Philippi und Dr. Teves 
 
1 
Änderung des Elektrizitätswerk 
Von dem Bericht über die Verhandlungen mit dem Vertreter der AEG, Herrn technischen 
Vorstand Seiffert, und den Vertretern der Coblenzer Straßenbahngesellschaft, dem Herrn Ge-
neraldirektor Hoff und Herrn von Horn wird Kenntnis genommen. Nach längerer Aussprache 
wird beschlossen, die Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung zu überlassen. 
 
2 
Die Beschaffung von 12 Zählern je 1800 M für das Elektrizitätswerk 
Wird genehmigt. 
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3 
Beschaffung des Materials für eine besondere elektrische Lichtleitung zum Brüderhaus 
Wird wegen der hohen Kosten (über 600.000 M) vertagt. 
 
4 
Der Antrag des Westerwälder Eisenerz-Syndikat Sitz Hamburg, auf Erteilung der Genehmi-
gung zum Abteufen eines Kohlenschachtes auf Hirskopf, 
wird unter den von Herrn Forstmeister Buse mitgeteilten Bedingungen genehmigt. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Germann, Flügel, Gehling 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 9.11.1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Gehling 
 
1 
Umänderung des Elektrizitätswerkes 
Von dem Schreiben der Coblenzer Straßenbahngesellschaft vom 7.d.M. TB Nr. II 9083, wur-
de Kenntnis genommen. Während der Sitzung verhandelte Herr Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Teves nochmals fernmündlich mit Herrn Generaldirektor Hoff, jedoch ohne Erfolg. Es 
wird beschlossen, von der Forderung, die Kohlenklausel von 0,04 auf 0,03 Pfg. zu ermäßigen. 
Abstand zu nehmen, auf der Forderung, dass der Überteuerungszuschuss für das Hochspan-
nungsnetz erst dann gezahlt wird, wenn die Straßenbahn-Gesellschaft die Leitung von Holler 
bis Mast 42 in Kupfer 
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Verlegt, jedoch zu bestehen. Die Gleichrichter usw. sollen bei der AEG dringend angefordert 
werden. 
 
2 
Antrag des Josef Heisser betr. Absperrung der Biebrichsbach 
Herr Kreisbaumeister Gaul wird die Absperrung veranlassen. Der Stadtarbeiter Meurer soll 
sich mit ihm in Verbindung setzen. 
 
3 
Gehaltsregelung der Beamten und Angestellten 
Magistrat verzichtet auf eine jedesmalige Vorlage bei Gehaltserhöhungen, weil sich die Geh-
älter der Beamten und Angestellten nach den jeweiligen Gehältern der Stadtbeamten richten. 
Sobald sie für das ganze Jahr zusammengestellt sind, ist Vorlage zu machen. 
 
4 
Von der Erhöhung der Löhne für die städtischen Arbeiter 
Wird Kenntnis genommen. 
 
5 
Die Kinosteuer 
Wird vom 1. Dezember 1922 ab auf 300 M für jede Vorstellung festgesetzt. 
 
6 
Antrag des kath. Jünglingsvereins auf Erlass der Lustbarkeitssteuer für eine der Jugendpflege 
dienende Veranstaltung am 12. d. M. 
Genehmigt. 
 
7 
Antrag des Radfahrervereins auf Ermäßigung der Lustbarkeitssteuer für die Veranstaltung am 
29.  d.M. 
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Mit Rücksicht auf die durch die Anschaffung einer Fahne entstandenen Kosten wird die Kar-
tensteuer von 2.498,30 M auf 1.498,30 M ermäßigt. 
 
8 
Antrag des Hauptzollamts in Oberlahnstein, einen günstigeren Bauplatz für Errichtung eines 
Zollamtes zur Verfügung zu stellen. 
Falls das Zollamt mit dem Wohnhaus des Finanzamtes als ein Gebäude errichtet werden kann, 
ist Magistrat nicht abgeneigt, einen Platz im Tiergarten zur Verfügung zu stellen. 
 
9 
Antrag des Landesfinanzamtes in Cassel, nochmals zu erwägen, i  wie weit die Stadt bereit 
ist, einen reichseigenen Wohnungsbau zu unterstützen und dabei die seit der Verhandlung 
eingetretenen Geldentwertung zu berücksichtigen. 
Es soll um Übersendung eines Lageplans gebeten werden, damit ersehen werden kann, wie-
viel qm benötigt werden. Wegen des erhöhten Zuschusses, muss die Stadtverordneten-
Versammlung sich erst schlüssig werden. 
 
10 
Gesuch des Oberkellners Willi Koch, ihm bei Anstellung im Gasthausgewerbe behilflich zu 
sein. 
Magistrat bedauert, Herrn Koch nicht helfen zu können, stellt ihm aber anheim, sich dem-
nächst bei der Ausschreibung der Wirtschaft im Bauernhäuschen am Jugendspielplatz ein 
Angebot einzureichen. 
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11 
Der Schießhallenbesitzer Höhler 
Ist zur Kirmes nicht erschienen. Der Betrag von 500 M wird niedergeschlagen. Höhler ist zur 
Kirmes nicht mehr zuzulassen. Künftighin sind die Kirmesgelder nicht nur halb, sondern ganz 
im Voraus zu zahlen. 
 
12 
Verfügung des Regierungspräsidenten vom 23.9.22 BN 3.8.1869 betr. Wohnungsaufsicht 
Die Ausführung der Verfügung verursacht eine große Arbeit. Der Bürgermeister wird beauf-
tragt, in der Sitzung des Ausschusses des Städtetages in Hochheim die Angelegenheit zur 
Sprache zu bringen. 
 
13 
Ein weiterer Kredit von 3 Millionen Mark 
Soll bei der Landesbank aufgenommen werden. Außerdem soll mit der Reichsbanknebenstelle 
in Höhr wegen Gewährung eines Kredits verhandelt werden. 
 
14 
Die aus Anlass der Anrechnung von Dienstjahren aus das ruhegehaltsberechtigte Dienstalter 
des Flurhüters und Polizeiwachtmeisters Müller zu zahlende Betrag von 5.717,50 M 
Soll wegen des ungehörigen Tones in dem Schreiben des Herr Müller vom 31.19.22.nicht auf 
die Stadt übernommen werden. 
 
15 
Antrag des Nassauischen Vereins für ländliche Wohlfahrtspflege auf Beitritt der Stadt 
Genehmigt. 
 
16 
Von der Antwort des Herrn Regierungspräsidenten auf die Beschwerde des Herrn Bach 
Wird Kenntnis genommen. Herr Bach soll nicht gekündigt werden. Der Entwurf des Mietver-
trages ist vorzulegen. 
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17 
Antrag des Landesbaurates Müller auf Erstattung der Gebühren für Müllabfuhr für die Zeit 
des Beginns der Abfuhr bis einschl. 30. September 1922. 
Genehmigt, da bis dahin Müll nicht abgefahren ist. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Gehling, Germann, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 14.11. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Flügel, 
Germann, Philippi, Schulrat Kleemann, Schwester Johanna, Pfarrer Weiand, Volksvereinssek-
retär Roth, Landtagsabgeordneter Dr. Stemmler aus Ems. 
 
Regelung der Angelegenheit betr. die höheren Schulen in Montabaur 
 
Der Bürgermeister berichtet über den Stand der Angelegenheit betr. Verstaatlichung des 
Gymnasiums bzw. Erwirkung eines hohen Zuschusses für es, Umwandlung des Seminars in 
eine Aufbauschule bzw. Verlegung eines Lehrerinnenseminars nach Montabaur und Erwir-
kung eines Staatszuschusses für die höhere Mädchenschule. Die Leiterin der höheren Mäd-
chenschule Schwester Johanna kann die Aufbauschule nicht empfehlen und erklärt, dass die 
hiesige höhere Mädchenschule zu einem Lyceum ausgebaut werden könne. Herr Schulrat 
Kleemann fragt an, ob die Aufbauschule nicht unsere Mädchenschule beseitigt. Er ist für Er-
haltung dieser unter Angliederung einer Berufsschule für Mädchen. Herr Pfarrer Weiand 
schließt sich den Ausführungen des Herrn Schulrat an.  
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Herr Abgeordneter Dr. Stemmler berichtet über seine Feststellungen in Berlin. Man habe ihn 
gefragt, ob Montabaur mit der Verlegung einer Anstalt für die weibliche Jugend nach hier 
einverstanden sei. Das Idealste sei, wenn es irgendwie gehe, das Gymnasium zu erhalten und 
die höhere Mädchenschule auszubauen. 
Herr Flügel ist für die Einrichtung einer staatlichen Aufbauschule mit einem humanistischen 
Gymnasium. 
Herr Germann erklärt, es könne bei der ungeklärten Sachlage kein bestimmter Standpunkt 
eingenommen werden, die hiesigen höheren Schulen seien jedoch zu erhalten. 
Herr Sekretär Roth ist für die Aufbauschule, da das Gymnasium nach seiner Ansicht nicht zu 
halten sei. 
Bürgermeister Mönig erklärte, dass alles versucht werden müsse, sämtliche höheren Schulen 
zu erhalten. Nach weiterer Aussprache wird einstimmig beschlossen: 
Herr Abgeordneter Dr. Stemmler wird bei den zuständigen Stellen in Berlin fragen, ob der 
Staat das Gymnasium verstaatlichen will. Wenn das nicht der Fall sein soll, dann muss eine 
Aufbauschule in Verbindung mit dem Gymnasium errichtet werden, welche auf den Staat zu 
übernehmen ist und durch welche auch das Konvikt, welches das Gymnasium speist, erhalten 
werden kann. 
Herr Abgeordneter Dr. Stemmler wird das Weitere sofort veranlassen und umgehend Nach-
richt geben. 
 
Gez. Mönig, Philippi, Germann, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 16. November 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Flügel, 
Germann, Gehling, Philippi, Oberingenieur von Horn und Ingenieur Andriessen, letzter bei-
den als Vertreter der Coblenzer Straßenbahngesellschaft zu Punkt 1 
 
 
1 
Umänderung des Elektrizitätswerkes 
An der heutigen nehmen die Vertreter der Coblenzer Straßenbahngesellschaft, die Herren von 
Horn und Ingenieur Andriessen teil. Herr von Horn trägt im großen und ganzen das vor, was 
der Bürgermeister unterm 13.11.22 als Ergebnis der Verhandlung zwischen Herrn von Horn 
und ihm schriftlich niedergelegt hat. Im Anschluss daran teilte Herr von Horn mit, dass er bei 
Herrn Gerichtsdirektor Hoff folgendes erreicht habe: Die Stadt verpflichtet sich, der Coblen-
zer Straßenbahngesellschaft 1.580 kg des in Frage kommenden Kupfer-Seils dann zu liefern, 
wenn die Leitung von Holler bis Mast 42 in Kupfer verlegt ist. Die Coblenzer Straßenbahnge-
sellschaft wird das sofort mitteilen, damit über die ganze Angelegenheit am 17. d.M. in der 
Stadtverordnetenversammlung Beschluss gefasst werden kann. 
 
2 
Die Verordnung zur Ausführung des RMGes. Vom 17.10.22 wird gemäß Verfügung des 
Herrn Reg.Präs. in Wiesbaden vom 11.11.22 Pr. I 2. W. 1818 wie folgt abgeändert: 
Im § 1 Ziffer 3 wird der Text gestrichen und dafür eingesetzt: Falls in der Friedensmiete Ver-
gebungen für Nebenleistungen enthalten waren: 

a) Für Bereitstellung von Wasserkraft, Elektrizität, Dampf, Pressluft und dergl. je 2 Pro-
zent, 

b) Für Spiegelglasversicherung   1 – 3 Prozent 
c) Für Treppenausbeleuchtung   ½ Prozent 
d) Für Wassergeld    1,7 % 

Für Müllabfuhr    0,4 % 
Für Schornsteinfegergebühren  0,6 % 
Für Mietstempel    0,3 % 

Im § 2 Ziffer 2 wird der Zuschlag auf 10% festgesetzt. §2 Ziffer 2b wird wie folgt geändert: 
Bei gewöhnlichen Häusern 15 % der Grundmiete, 
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Die zu Wohnzwecken oder gleichzeitig zu Wohn- und gewerblichen Zwecken benutzten Häu-
sern mit Sammelheizung    20%, 
bei lediglich zu gewerblichen Zwecken hergestellten  
Häusern mit Sammelheizung   30 % 
§ 4 wird gestrichen. 
Im § 6 wird § 8 in Klammer gestrichen. 
 
3 
Der Caritasvereinigung soll als Schadenersatz für weniger geerntetes Heu infolge der Brun-
nenanlage auf dem Grundstück am Judenfriedhof 
Der Betrag von 7.500 M gezahlt werden. 
 
4 
Sandlieferung 
Herrn Hannappel V aus Horressen werden vom 13.11.22.ab folgende Preise bewilligt: 
Der Gräberlohn für die Bevölkerung der Stadt beträgt  75 M 
Der Preis für Anfuhr für die Bevölkerung der Stadt            600 M 
Der Gräberlohn für die Stadt selbst                60 M 
Der Preis für die Anfuhr für die Stadt selbst             500 M 
Herr Hannappel soll nochmals darauf aufmerksam gemacht werden, dass Auswärtige kein 
Sand geliefert werden darf, widrigenfalls ihm die Sandgrube entzogen wird. 
 
5 
Antrag des Hauptzollamts Oberlahnstein betr. Errichtung eines Zollamts in Montabaur 
Es soll empfohlen werden, das Zollamt mit Wohnung für Zollbeamte einschl. für den Zollin-
spektor Lahnstein mit dem Wohnhaus für das Finanzamt zu einem Gebäude zu vereinigen, da 
es der Stadt Montabaur sehr daran liegt, die jetzige Wohnung des Herrn Lahnstein frei zu be-
kommen. 
 
6 
Fräulein Christine Fischer 
Wird für die Reinigung und Beheizung der Katharinenschule eine monatliche Vergütung von 
3000 M ab 1. November d.J. bewilligt. 
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7 
Die Beschaffung von Rohbraunkohlen 
Wird abgelehnt. Die Beschaffung von 25 – 35 Zentner Braunkohlen vom Kreiswohlfahrtsamt 
zum Preise von 275 M je Zentner wird genehmigt. 
 
8 
Antrag Pilgenröther auf Erhöhung seiner Vergütung 
Die Vergütung wird ab 1. November d.J. auf 1500 M monatlich erhöht. Die Gewährung von 
freiem Licht wird abgelehnt. 
 
9 
Antrag der Handarbeitslehrerin Hammerstein auf Erhöhung ihrer Vergütung und feste Anstel-
lung 
Fräulein Hammerstein werden vom 1. Oktober d.J. ab 60 M für jede Wochenstunde bewilligt. 
Die feste Anstellung wird abgelehnt. 
 
10 
Die aus Anlass des Umzuges der Frau Wwe. Görg entstanden Kosten von Sauerborn zu Schä-
fer und von Schäfer zu Geschw. Haag 
Sollen Herrn Sauerborn in Rechnung gestellt werden. 
 
11 
Regelung der Schulfrage betr. Katharinenschule u. Prüfung des Vertrages zwischen der Ge-
nossenschaft der Armen Dienstmägde Christi und der Stadt 
Der Bürgermeister wird beauftragt mit der Generaloberin Schwester Firmata zu verhandeln. 
 
12 
Der Antrag auf Erlass bzw. Ermäßigung des Schulgeldes für die Katharinenschule 
Soll durch den Magistrat unter Hinzuziehung der Schwester Johanna erledigt werden. 
 
13 
Die der Schwester Johanna in Rechnung 
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Gestellte Pacht von 600 M für einen Teil des Gartens der Katharinenschule 
Wird erlassen. 
 
14 
Die Vergnügungssteuersätze der Steuerordnung vom 5. November 1921 mit Nachtrag vom 
20. Oktober 1922 
Werden auch im kommenden Rechnungsjahr 1923 erhoben 
 
15 
Wiederholter Antrag des Kaufmanns Neuroth auf Höherlegung des Eingangs, 2 Tore der Um-
fassungsmauer und Pfeiler vor seinem Hause Coblenzer Straße aus Anlass der Pflasterung der 
letzteren. 
Abgelehnt. 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Gehling, Bahl 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 23.11. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Germann, 
Gehling, Philippi  
 
1 
Änderung des Elektrizitätswerkes 
Herr Seepe berichtet über die Gleichrichteranlage in Neuwied. Die bedarf keiner Wartung und 
arbeitet sehr gut. 
Herr Beigeordneter Bahl berichtet über seinen Besuch bei der AEG in Coblenz und die Ver-
handlung mit der Reichsbankenbaustelle Höhr bzw. Coblenz. Die Gleichrichter werden nicht 
zurückgenommen. 
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Wegen des Kredits ist eine Eingabe zu machen. 
 
2 
Die Ausschreibung des Verkaufs der Extraholzfällung im Betrage von 500 fm 
Soll in Verbindung mit Herrn Forstmeister Buse sofort erfolgen. Die erste Hälfte ist nach Er-
teilung des Zuschlags in bar zu bezahlen; die Bezahlung der zweiten Hälfte ist nach der Holz-
fällung durch Bankguthaben sicherzustellen. 
 
3 
Dem Händler Wilhelm Weyer 
Werden für die beschädigten Stiefel gelegentlich einer Feuerwehrübung mit Rücksicht auf die 
entwerte Mark 350 Mark bewilligt. 
 
4 
Wiederholter Antrag der Frau Wwe. Custer auf Gewährung einer täglichen Unterstützung von 
20 M 
Es verbleibt bei dem 9. Beschluss vom 19.10.22 
 
5 
Antrag des Landesbaurates Müller auf Erstattung der Gebühren für Müllabfuhr für die Zeit 
des Beginns der Abfuhr bis einschl. 30.9.22. 
Dem Antrage kann grundsätzlich nicht stattgegeben werden, weil sich sonst andere darauf 
berufen können. Der Beschluss Nr. 17 vom 9.11.22 wird aufgehoben. 
 
6 
Strompreiserhöhung 
Der Strompreis wird ab 1.12.22 von 48 auf 96 M für Lichtstrom und von 36 auf 72 M für 
Kraftstrom erhöht. 
 
7 
Antrag der Vereinigung für Familienhilfe, Ortsgruppe Montabaur, auf Gewährung 
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Einer Unterstützung 
Es soll eine Nachweisung der bisher Unterstützten beigebracht werden. 
 
Gez. Mönig, Germann, Gehling, Bahl, Gaul 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 30.11. 1922 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Gehling 
 
1 
Antrag des Kreisausschusses auf Unterstützung der Krankenhäuser des Kreises. 
20.000 M werden als einmalige Unterstützung unter der Bedingung bewilligt, dass eine Über-
sicht über den Fehlbetrag eingereicht wird. 
 
2 
Antrag des Sportvereins 1912 Montabaur auf Instandsetzung des Jugendspielplatzes 
Sowohl seitens des Herrn Magistratsschöffen Flügel als auch seitens der Stadt werden einige 
Wagen Schlacken zur Verfügung gestellt. Die Anfuhr soll, soweit es möglich ist, durch die 
Stadt unter der Bedingung erfolgen, dass die Verteilung durch den Sportverein vorgenommen 
wird. 
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4 
Der Grenzbegang 
Soll vorgenommen werden, sobald das Wetter es zulässt. Vor allem sollen die Wege kontrol-
liert werden. 
 
5 
Dem Herrn Adolf Intra 
Sollen ausnahmsweise als Entschädigung in seiner Holzangelegenheit 3000 M und für den 
fortgeschwemmten Grund und Boden infolge des Hochwassers 500 M gezahlt werden, ohne 
dadurch irgendwelche Verpflichtung seitens der Stadt anzuerkennen. In Zukunft soll nach 
vorgenommener Holzfällung grundsätzlich kein Holz mehr abgegeben werden. 
 
6 
Der Zentner Kartoffeln  
soll bis auf weiteres mit 800 M verkauft werden. 
 
7 
Anfrage des Kreiswohlfahrtsamtes, ob die Stadt zu den Kosten der geisteskranken Elisabeth 
Meudt von hier einen Zuschuss leisten kann. 
Die Stadt lehnt wegen ihrer schlechten Finanzlage die Leistung eines Zuschusses ab und stellt 
anheim, die Einkommen- und Vermögensverhältnisse des Herrn Johann Meudt hier nachzu-
prüfen. 
 
8 
Antrag der Schwester Johanna auf Erhöhung der Vergütung der 4 Lehrschwestern für die hö-
here Mädchenschule 
Magistrat erwartet eine neue Vorlage und bewilligt zunächst einen Vorschuss von 40.000 M. 
 
9 
Kreditbeschaffung 
Bei der Landesbank sollen weitere 3 Millionen M 
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Beschafft und außerdem soll der Antrag auf Reichsbankkredit gestellt werden. 
 
10 
Sandlieferung 
Herrn Hannappel V aus Horressen werden vom 21.11.22.ab folgende Preise bewilligt: 
Als Gräberlohn für die Stadt selbst sowie für die Bevölkerung für den cbm 100 M 
für die Anfuhr für die Stadt selbst für den cbm                          600 M 
für die Bevölkerung der Stadt für den cbm        700 M 
Die Abgabe an die Stadt soll nach wie vor 100 M für den cbm betragen, An außerhalb von 
Montabaur wohnende Personen darf Sand unter keinen Umständen abgegeben werden. Sobald 
der städt. Wohnungsbau fertiggestellt ist, ist die Sandgrube zu schließen. 
 
11 
Wiederholter Antrag des Schneidermeister Johann Burg auf Berechnung des in seinem Ge-
werbe erforderlichen Stromes als Kraftstrom. 
Mit Rücksicht auf die vielen Schwierigkeiten, die sich durch die verschiedenartigen Berech-
nungen des elektrischen Stromes ergeben, sowie auf die schlechte Finanzlage der Stadt soll 
vom 1. Dezember d.J. ab sämtlicher als Kraftstrom berechneter Strom als Lichtstrom berech-
net werden. 
 
Gez. Mönig, Germann, Bahl, Gehling, Gaul 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

286 
Bericht über die Sitzung vom 4.12. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Gehling, 
Germann 
 
1 
Wegen Kreditbeschaffung 
Soll Herr Stadtrentmeister Hartenfels mit der Nassauischen Landesbank in Wiesbaden ver-
handeln. 
 
2 
Der AEG in Coblenz 
Soll mitgeteilt werden, dass wenn sie bis Mitte Dezember den Gleichrichter nebst Zubehör 
nicht liefert, wir uns dann auf eine Kostenerhöhung nicht mehr einlassen können. Zunächst 
soll versucht werden, sofort mit Herrn Ingenieur Hofacker zu verhandeln, unter welchen Be-
dingungen wir auf die Lieferung verzichten können. 
 
3 
Wegen der Festsetzung der Holzpreise 
Soll am Mittwoch, den 16.12. d.M., in der Sitzung des Magistrats verhandelt werden. 
 
Gez. Mönig, Germann, Bahl, Gehling, Flügel, Gaul 
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Bericht über die Sitzung vom 6.12. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Gehling, Philippi, Forstmeister Buse, Holzhauermeister König, Adolf Klein, 
Peter Paulus aus Horressen 
 
1 
Festsetzung der Holzhauerlöhne 
An Holzhauerlöhnen bewilligt werden: 
Für 1 rm Derbholz bzw. Scheitholz für den weiteren Schlag 1.000 M 
Für 100 Wellen für den weiteren Schlag     4.000 M 
Für 1 fm Tannenholz für den weiteren Schlag       500 M 
Für 1 fm Laubholz für den weiteren Schlag          500 M 
Für Stangen I. Kl       70 M das Stück 
Für Stangen II. Kl       60 M das Stück 
Für Stangen III. Kl       45 M das Stück 
Für Stangen IV. Kl  1.300 M für 100 Stück 
Für Stangen V. Kl  1.000 M für 100 Stück 
Für Stangen VI. Kl     800 M für 100 Stück 
Für Werkzeugabnutzung 5 % des Hauerlohnes. 
Die Vergütung für den Holzhauermeister beträgt 3 % vom Hauerlohn bei Laubholzschlägen 
und 4 % bei Nadelholzschlägen. Die Wellenbänder stellt die Stadt. Nadelholz muss überall da 
gemacht werden, wo die Forstbehörde es verlangt. 
 
2 
Die bisher von Herrn Wiesemann verpachteten Platz am Wolfsturm 
Soll öffentlich verpachtet werden. 
 
3 
Die Gebühren für die Leichenträger 
Werden vom 15. Dezember d.J. ab für jeden Träger und jede Beerdigung auf 300 M erhöht. 
Der Leichenwagen darf jedoch den Friedhof nicht befahren. 
 
4 
Die Beschaffung von Büchern als Prämie für fleißige Berufsschüler 
Werden 2000 M bewilligt. 
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5 
Antrag des Karl Kloft aus Elgendorf zu genehmigen, Stockholz ausroden zu dürfen. 
Genehmigt unter Bedingung, dass für einen Klafter Stockholz 100 M gezahlt werden und An-
tragsteller sich verpflichtet, die Stocklöcher wieder zu verebnen und das gewonnene Stock-
holz ordnungsmäßig im Schlage aufzusetzen. 
Die mit Herrn Colombel getroffenen Rodungs- und Zahlungsbedingungen sollen nach Rück-
sprache mit Herrn Forstmeister Buse entsprechend geändert werden. 
 
6 
Dem Sägewerksbesitzer Adam Quirmbach 
Soll wegen des unbefugten Abfahrens von mehreren Fuhren Steine und Schutt aus dem Stein-
bruch am alten Galgen ohne Genehmigung der Stadt verwarnt und aufgefordert werden, den 
bei den nassen Wetter sehr beschädigten Zufahrweg wieder instandzusetzen. Die Inrech-
nungstellung der Materialien soll vorbehalten bleiben. 
 
7 
Dem Hausmeister Schmidt 
Wird für die Reinigung des Gymnasiums zunächst ein Vorschuss von 5.000 M bewilligt. 
 
8 
Dem Lehrling Schenkelberg  
Wird ein Weihnachtsgeschenk von 500 M bewilligt. 
 
9 
Die Gebühren für die Benutzung für den städtischen Viehwagen 
werden vom 1. Dezember 1922 ab für Einheimische auf 500 M und für Auswärtige auf 1.000 
M für jede Benutzung festgesetzt, damit der Viehwagen besser 
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kontrolliert werden kann, soll er in der Scheune des Hospitals und der Kreiskrankenwagen im 
Schuppen der Stadtmühle untergebracht werden. 
 
10 
Dem Stud. Assessor B. Reichert 
Wird gestattet, während der Weihnachtsferien in alte Urkunden bzw. Chroniken der Stadt 
Montabaur zu einer wissenschaftlichen Arbeit Einblick zu nehmen. 
 
11 
Der Firma Taphorn, Olig u. Co. Und H. Volkmann 
Soll auf jederzeitigen Widerruf gegen eine Erinnerungsgebühr von je 300 M jährlich gestattet 
werden, die Wegeparzelle Nr. 103/5102 für ihre Holzschuppen in der bisherigen Weise in 
Anspruch zu nehmen und zwar der Firma Taphorn, Olig u. Co mit 6 qm Fläche und der Firma 
H. Volkmann mit 14 qm Fläche und unter der weiteren Bedingung, dass die Kosten für den 
Lageplan von 1.225 M anteilmäßig nach der Größe der in Anspruch genommenen Fläche auf 
die beiden Firmen verteilt werden. 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Bahl, Gaul, Gehling, Flügel 
 
Bericht über die Sitzung vom 6.12. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl,, Gaul, Ger-
mann, Philippi, Gehling. Von der AEG in Coblenz der kaufmännische Vorstand Herr Probst. 
 
1 
Änderung des Elektrizitätswerkes 
Nachdem der kaufmännische Vorstand, Herr Probst von der AEG in Coblenz über die Liefe-
rungszeiten bezüglich der Gleichrichter berichtet hatte und 
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Bürgrmeister Mönig und Beigeordneter Kreisbaumeister Gaul seitens des Magistrats vorge-
tragen hatten, warum der Vertrag mit der Coblenzer Straßenbahngesellschaft nicht zustande 
gekommen sei,  wurde folgendes beschlossen: 

1. Es soll stillschweigend geduldet werden, dass Herr Probst aus eigenem Antrieb mit der 
Koblenzer Straßenbahngesellschaft nochmals verhandelt, den Abschluss des Vertrages 
dadurch zu ermöglichen, dass die Kohlenklausel von 0,04 auf 0,03 ermäßigt wird, den 
Anteil der Stadt an dem Ausbau der Leitung nach Holler bis Mast 42 in Kupfer verrin-
gert und eine Klausel in den Vertrag hineinsetzt, dass wenn etwas Unerwartetes eintre-
ten sollte, die Stadt Montabaur vom Vertrage zurücktreten kann. 

2. Der Versand der Gleichrichter mit Zubehör soll einstweilen nicht erfolgen. Wenn eine 
Verhandlung zu 1 ergebnislos verlaufen sollte, dann wird die AEG versuchen, die 
Gleichrichter mit Zubehör mit einem möglichst großen Nutzen für die Stadt zu ver-
kaufen. 

 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Bahl, Gehling, Gaul 
 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 11. 12. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Gehling, Philippi, Ingenieur Seiffert 
 
1 
Änderung des Elektrizitätswerkes 
Nach erfolgter Aussprache zwischen Magistrat und dem Ingenieur Herrn  Seiffert von der 
AEG in  
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Coblenz wird beschlossen, Herrn Seiffert die Abschrift des Gutachtens des Herrn Professors 
Sengel vom 5. Dezember d.J. zu übermitteln, um ihm Gelegenheit zu geben, nach Benehmen 
mit der Coblenzer Straßenbahngesellschaft dazu Stellung nehmen. 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Bahl, Gehling, Flügel, Gaul 
 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 15. 12. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Phi-
lippi, Flügel, Germann, Gehling. 
 
1 
Von der Verfügung der Regierung vom 1. Dezember betr. Verwendung der Fräulein Kronen-
berger im Volksschuldienst 
Wird Kenntnis genommen. Fräulein Kronenberger soll entsprechend verständigt werden. Im 
übrigen soll zu der Angelegenheit wieder Stellung genommen werden, wenn über den Antrag 
betr. Erwirkung eines Zuschusses für die höhere Mädchenschule entschieden ist. 
 
2 
Die Ausrechnung der Holzhauerlöhne 
Soll, wenn sie durch den Holzhauermeister König nicht allein vorgenommen werden kann, 
mit Unterstützung des Herrn Magistratsschöffen Germann erfolgen. 
 
3 
Den Lehrschwestern der Katharinenschule 
Soll ein weiterer Vorschuss von 100.000 M gezahlt werden. Im übrigen soll mit ihnen ver-
handelt werden, ob sie damit einverstanden sind, wenn die Stadt ihnen das Schulgebäude zur 
Verfügung stellt, für Unter- 
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Haltung, Reinigung, Heizung und Beleuchtung des Gebäudes und für die Besoldung der Leh-
rerin Kronenberger aufkommt, sowie den Schwestern das Schulgeld überlässt, damit sie da-
von ihre Bedürfnisse bestreiten und auch über Schulgelderlass bzw. Ermäßigung selbst ent-
scheiden können. 
 
4 
Baugesuch Kutting betr. Errichtung eines Lagerraumes auf ihrem Grundstück an der Elgen-
dorfer Straße 
Einwendungen werden nicht erhoben 
 
5 
In Sachen gegen den Bezirksverband 
Soll das Weitere abgewartet und gelegentlich versucht werden, durch mündliche Rücksprache 
mit Herrn Geheimrat Leon die Sache aus der Welt zu schaffen. 
 
6 
Antrag des Ingenieurbüros Taphorn, Olig und Co. Auf Anbringung einer Umzäunung auf dem 
Hermes´schen Grundstück an der Bahnhofsstraße 
Einwendungen werden nicht erhoben unter der Bedingung, dass die Umzäunung in der 
Fluchtlinie bleibt und letztere vor Ausführung der Umzäunung durch den Kreislandmesser 
abgesteckt wird. 
 
7 
Der Vertrag betr. Vermietung des Selektagebäudes Bahnhofstr. 8 an die Eheleute Willi Bach 
und die Höhe der Miete 
Sollen mit Herrn Stadtverordnetenvorsteher Dr. Teves abgesprochen werden. 
 
8 
Antrag des Herrn Willi Bach auf Instandsetzung des Selektagebäudes 
Die notwendigen Instandsetzungen des Daches 
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Und der Kamin sollen sofort ausgeführt und die Kosten auf Grund des Reichsmietengesetzes 
von Herrn Bach eingezogen werden. Die übrigen etwa erforderlichen Instandsetzungsarbeiten 
sollen besichtigt werden. 
 
9 
Dem Lehrling Schenkelberg 
Werden als Weihnachtsgeschenk anstatt 500 M 2000 M bewilligt. 
 
10 
Die Kostenrechnung des Herrn Dr. Teves in Sachen Sauerborn 
Soll nochmals mit Herrn Dr. Teves dahingehend besprochen werden, ob die Kosten nicht von 
Herrn Sauerborn zu tragen sind. Wenn das nicht der Fall ist, soll sie angewiesen werden. Die 
Kosten, die durch den Umzug der Frau Görg von Herrn Oberlehrer Schäfer zur Wohnung 
Haag entstanden sind, sollen Herrn Sauerborn nicht in Rechnung gestellt werden. 
 
11 
Dem kriegsbeschädigten Johann Haberstock 
Soll ausnahmsweise die Hälfte der Kosten für gelieferte Wellen mit 482 M erlassen werden. 
Künftighin sollen über derartige Anträge nur die Wald- und Finanzkommission gemeinsam 
beschließen. 
 
12 
Erhöhung der Feuerversicherungssumme für die städt. Gebäude 
Die Versicherung gegen Feuersgefahr soll wie folgt erhöht werden: 

1. Die Volksschule Coblenzer Straße um das 100fache auf 2.940.000 M 
2. Die Volksschule Kirchstraße um das 80fache auf       984.000 M 
3. Das Hospital mit Armenhaus auf das 100fache auf   3.900.00 M 
4. Die Stadtmühle um das 100fache auf   2.110.000 M 
5. Das Gymnasium auf das 80fache auf   7.190.400 M 
6. Die Selekta auf das 80fache auf        864.000 M 
7. Das Haus Gerber Helm auf das 100fache auf       670.000 M 
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8. Das Elektrizitätswerk um das 80fache auf  5.320.000 M 
9. Die Präparandenanstalt um das 100fache auf  7.130.000 M 
10. Das Bauernhaus um das 100fache auf  248.000 M 
11. Die Turnhalle auf das 80fache auf  8.712.000 M 
12. Das alte Amtsgericht um das 150fache auf  4650.000 M 
13. Das Rathaus um das 80fache auf 4.800.000 M 

Bei der Stadtmühle und dem Hause Helm Gerber ist wegen der baulichen Veränderung eine 
Abschätzung erforderlich. Außerdem ist der neue Schuppen bei der Stadtmühle zu versichern. 
 
13 
Antrag des Forstmeister Buse auf Erstattung der Kosten von 2.440 M für  eingeworfene Fens-
terscheiben 
Der Magistrat ist der Ansicht, dass nicht die Stadt sondern der Staat die Kosten zu tragen hat 
und lehnt die Erstattung der Kosten ab. 
 
14 
Die Marktgebühren  
Werden vom 15. Dezember dieses Jahres ab auf den zehnfachen Betrag der bisherigen Sätze 
erhöht. 
 
15 
Die Aufnahme einer Anleihe in Form einer Reichskreditbeihilfe von 2.000.000 M für das im 
Bau befindliche Vierfamilienwohnhaus zu 7% Zinsen. 
Wird genehmigt. 
 
16 
Die zur Verfügungsstellung kurzfristiger Gelder ( 3-4 Millionen Mark) im Kontokorrentver-
kehr durch die hiesige Kreissparkasse zu 12 % (1% über Reichsbankdiskont) und 2% einma-
lige Bereitstellungsgebühr 
Wird genehmigt. 
 
16 a 
Von der Kreditbeschaffung bei der Reichsbank durch Wechselaccept 
Wird vorläufig abgesehen. 
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17 
Antrag der Schwestern des Hospitals auf Steuerbefreiung für die Weihnachtsvorstellung der 
Kinderverwahrschule sowie um kostenlose _Zuteilung von Brennmaterial zum Heizen des 
Saales 
Genehmigt 
 
18 
Antrag des Kath. Gesellenvereins um Befreiung von der Lustbarkeitssteuer aus Anlass der 
Nikolausfeier am 10.12.22 
Die Hälfte der Steuer wird erlassen. 
 
19 
Antrag des Gemischten Chores auf Ermäßigung der Lustbarkeitssteuer anlässlich des Kon-
zerts am 9.12.22 
Die Kartensteuer wird von 50 auf 25 % ermäßigt. 
 
20 
Antrag des Telegraphenamtes Limburg auf Überlassung von Rohhölzern für Telegraphenmas-
ten 
Dem Antrage kann nicht entsprochen werden. Es wird auf die Versteigerung verwiesen. 
 
21 
Um die Beerdigungskosten für Hinterbliebene zu ermäßigen, 
soll für die Särge das erforderliche Holz stadtseitig entweder kostenlos oder zu einem verbil-
ligten Preis überlassen und von Fall zu Fall entschieden werden. 
 
22 
Die Beschaffung von 25 kg Schmierseife 
Soll erfolgen. Es sind von sämtlich in Frage kommenden Firmen Angebote einzuholen. 
 
23 
Die Verwaltungsvorschriften für die preuß. Gemeinde-, Polizei- u. Kreisbehörden 
Sollen zum Preise von 2.400 M beschafft werden. 
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24 
Der Verkauf von Kaufgräbern auf dem hiesigen Friedhof 
Wird zurückgestellt, bis der Plan betr. Einteilung des Friedhofes fertiggestellt ist. 
 
25 
Die Bekanntmachung der Märkte 
Soll nicht mehr durch Plakate, sondern nur in der bisherigen Weise durch die Presse vorge-
nommen werden. 
 
26 
Der Staudter Weg 
ist durch die Firma Thyssen, von Banberscheid arg zerfahren worden. Es soll eine Besichti-
gung erfolgen. 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Bahl, Gaul, Gehling, Flügel 
    
 
 
Bericht über die Sitzung vom 21.12. 1922 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Ger-
mann, Gehling,  Flügel, Philippi und Stadtverord.-Vorsteher Dr. Teves 
 
1 
Wegen der Holzhauerlöhne 
Wird Herr Gewerkschaftssekretär Weisel einen schriftlichen Antrag einreichen über den in 
der nächsten Sitzung verhandelt wird. 
 
2 
Ausstellung eines Wechsels von 7 Millionen für die AEG Berlin bei der Reichsbank 
Wird genehmigt. 
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Der Wechsel soll bis 25. März 1923 laufen. Die AEG soll wegen der Lieferung der Gleich-
richter einschl. Zubehör sofort in Verzug gesetzt werden. Alles soll umgehend hierher gesandt 
und sofort in Rechnung gestellt werden. 
 
3 
Die Einführung von neuen Brotkarten 
Wird abgelehnt. Herr Beigeordneter Bahl wird die Angelegenheit in gütlicher Weise zu regeln 
suchen, ob wir etwas bezahlen müssen. 
 
4 
Beschwerde des Kreisausschussassistenten Görg gegen den Bürgermeister Mönig. 
Nachdem der Magistrat von der Beschwerde und dem Sachverhalt Kenntnis genommen hat, 
bedauert er außerordentlich, dass durch die Erledigung dieser Angelegenheit so viel unpro-
duktive Arbeit geleistet werden musste. Außerdem bedauert er es lebhaft, dass durch die 
Schärfe der Sprache in dem z.B. von Herrn Bürgermeister als Beweis angeführten Schrift-
wechsel des Landrates und der Kreisverwaltung von dem der Magistrat jeweils Kenntnis er-
halten hat, ein ähnlicher Zustand sich herauszubilden droht, wie zur Zeit der Amtstätigkeit des 
Bürgermeisters Reis. Wir erklären ausdrücklich, dass wir die Handlungsweise des Herrn Bür-
germeisters Mönig, der nur die Interessen der Stadt vertreten und seine Pflicht geben hat, 
durchaus billigen und ihn in jeder Beziehung nachdrücklich unterstützen und decken werden.  
Eine persönliche Aussprache behalten wir uns vor. Die Herren Stadtverordnetenvorsteher Dr. 
Teves und Beigeordneter Bahl werden namens des Magistrats mit dem Herrn Landrat in die-
ser Angelegenheit noch persönlich verhandeln. 
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5 
Antrag des Landesbaurats Müller, die nach seiner Ansicht zu Unrecht verlangten Müllabfuhr-
gebühren zu Gunsten der Armen, Kleinrentner und Notleidenden zu verwenden. 
Genehmigt. 
 
 
6 
Erhöhung der Vergütung für die Vertretung des Bürgermeisters 
Vertagt bis nach dem Holzverkauf. 
 
7 
Antrag Pilgenröther auf Erhöhung seiner Vergütung von 1.500 M vom 1. Oktober d.J. ab 
Genehmigt. 
 
8 
Die Lustbarkeitssteuer 
Wird sämtlichen Wirten der Stadt bis einschließlich 6. Januar insofern nachgelassen, als für 
die Zeit nach 12 Uhr keine Steuererhöhung eintritt. 
 
9 
In Sachen gegen den Bezirksverband am 5. Januar einberaumten Termin 
Soll ein Vergleich versucht werden. 
 
10 
Strompreiserhöhung 
Ab 1. Januar 1923 wird der Preis 
Für Lichtstrom auf 2,70 M 
Für Kraftstrom auf 2,40 M 
für die Kilowattstunde erhöht. 
 
11 
Der von Herrn Wagnermeister Wiesemann benutzte Platz am Wolfsturm 
Soll einstweilen nicht geräumt werden. 
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12 
Zur  Eberstation des Kreises 
Werden 4.130 M bewilligt. 
 
Gez. Bahl, Germann, Gaul, Philippi, Gehling 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 28.12. 1922 
 
 
Anwesend die Herren: Gaul, Germann, Philippi, Gehling und Beigeordneter Bahl 
 
1 
Erhöhung der Holzhauer-Accordsätze. 
Nach langer Verhandlung wurden folgende Preise mit dem Gewerkschaftssekretär Weisel 
vereinbart: 
Grundpreis 
Für 1 rm Scheitholz  1.000 M 
Für 1 rm Stockholz  2.000 M 
Für 1 fm Tannenholz      500 M 
Für 1 fm Laubholz       700 M 
Für 100 Wellen  4.000 M 
Für 1 Stange I. Kl.       70 M 
Für 1 Stange II. Kl       60 M 
Für 1 Stange III.Kl       45 M 
Für 100 Stangen IV Kl 1.300 M 
Für sämtliche Schläge wird ein Teuerungszuschlag von 34 % gezahlt. Die Geschirrabnutzung 
mit 5 % auf die Grundpreise bleibt bestehen. 
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2 
Die weitere Creditbeschaffung von 6 Millionen bei der Kreissparkasse  
wird genehmigt. 
 
3 
Eingabe des Herrn G. Sauerborn hier bezügl. Umzug der Frau Görg von der Wohnung Schä-
fer in die Wohnung Haag. 
Die Kosten in Höhe von 2.000 M werden Sauerborn erlassen, weil diese Kostenrechnung un-
berechtigt geschehen ist. 
 
4 
Antrag der Schlesischen Boden Credit Aktien Bank Breslau um Erhöhung der Zinsen von 1 ½ 
% (heutiger Zinssatz 3,6 %)  
wird genehmigt. 
 
5 
Gesuch des Herrn Adam Quirmbach hier, die Holzverkäufe in möglichst kleinen Losen statt-
finden zu lassen,  
soll soweit möglich Rechnung getragen werden. 
 
6 
Gesuch des Herrn Franz Henritzi hier um Erhöhung seiner Vergütung für das Aufziehen der 
Uhren im Rathaus und der Kirche von monatlich von 60 M 
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auf 600 pro Monat 
Wird ab 1. Januar 1923 genehmigt. 
 
7 
Gesuch des Herrn Willy Bach hier um Errichtung einer Waschküche in dem von ihm gemiete-
ten Gebäude der ‚Stadt, welches einen Kostenaufwand von ca. 100.000 M ausmacht 
wird abgelehnt, da dem Magistrat keine Mittel für diese Kosten zur Verfügung stehen. Es 
wird Bach anheimgestellt, auf eigene Kosten eine neue Waschküche zu errichten. 
 
8 
Infolge der hohen Sorbis, Formulare u. Arbeitskosten sollen Hauerbeträge bis zur Höhe von 
50 M nicht mehr eingezogen werden. 
 
9 
Gesuch des Adolf Meurer hier um Erhöhung der Vergütung für das Ausschachten von Grä-
bern auf dem Friedhof 
Es werden folgende Sätze ab 1. Januar 1923 bewilligt: 
1050 M für ein Reihengrab 
2000 M für ein Kaufgrab 
  525 M für ein Kindergrab 
 
10 
Der Kinobesitzer Gerz erhebt jetzt ein Eintrittsgeld von 80 M. 
Da nun die Stadt an dem höheren Eintrittsgeld beteiligt sein muss, wurden die Steuer von 300 
M auf 500 M erhöht. 
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11 
Antrag des Sportvereins auf Entwässerung des Jugendspielplatzes 
Der Spielplatz soll wunschgemäß entwässert werden, indessen soll der Verein durch seinen 
Vorsitzenden Herrn Steuerinspektor Freitag ein weiteres Gesuch mit Zeichnung und Kosten-
anschlag einreichen, welches dann an das Kreiswohlfahrtsamt weitergegeben wird. 
 
12 
Schulgelderhöhung 
Laut Verfügung des Ministers muss das Schulgeld für höhere Lehranstalten zum wenigsten 
4.000 M pro Jahr betragen. Der Magistrat beschließt nach Rücksprache mit Herrn Direktor 
Holz das Schulgeld auf 4.000 M für einheimische und 5.000 M für auswärtige Schüler festzu-
setzen. 
Randbemerkung: 
In der heutigen Sitzung vom 4. Januar 1923 soll das Schulgeld für einheimische Schüler auf 
6.000 M und für auswärtige Schüler auf 7.500 M erhöht werden. 
 
 
13 
Das Stundungsgesuch des Zollassistenten Seitz für ein von Seiten der Stadt angelegte Licht-
leitung  
wird wunschgemäß genehmigt. 
 
Gez. Bahl, Germann, Philippi, Gehling, Gaul 
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Bericht über die Sitzung vom 4. Januar 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten  Bahl waren die Herren Gaul, Ger-
mann, Gehling, Flügel,  Philippi  
 
1 
Gesuch des Adam Gramig um Stundung einer Installationsrechnung 
Genehmigt. 
 
2 
Erhöhung des Zinsfußes von 4 % auf 10 % bei der Volksbank Montabaur 
Genehmigt. 
 
3 
Zahlungsbedingungen für Holzversteigerungen für 1923 
Sämtliche Versteigerungen sind 8 Tage nach Genehmigung und Überprüfung zahlen. Bei spä-
terer Zahlung werden 20% Zinsen berechnet. 
 
4 
Eingabe des Jakob Schmidt und Köhler Stadtmühle 
Köhler soll das in Frage kommende Zimmer als Schlafzimmer für deine Kinder erhalten. Es 
ist Köhler aber nicht gestattet, das Zimmer an seine Verwandten oder Freunde weiter zu ge-
ben. Köhler soll nach dieser Richtung hin ganz bestimmte Anweisung erhalten. 
 
5 
Baugesuch der Gebr. Schmidt, Sauertal 
Genehmigt. 
 
6 
Schreiben der Regierung Abt. für Kirchen- u. Schulwesen über die Vergebung der Rektor- 
und Konrektorstellen. 
Mit der Vergebung der Rektorstelle 
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an den Präparandenlehrer Beier ist der Magistrat in keiner Weise einverstanden. Es soll die-
serhalb ein ganz bestimmtes Schreiben an die Regierung abgesandt werden. Mit der Verge-
bung der Konrektorstelle an den Lehrer Manker ist der Magistrat einverstanden. 
 
7 
Schafweide 
Nach der heutigen katastrophalen Geldentwertung steht der bisherige Pachtpreis von 18.820 
M in keinem Verhältnis. Jede Weide soll in Zukunft für das laufende Jahr wenigstens 100.000 
M einbringen. Die Pächter Jos. Kalb und Anton Metternich, Holler sollen zur mündlichen 
Verhandlung geladen werden. 
 
8 
Die Löschungsbewilligung des Anton Rössel in Montabaur 
Wird unterschriftlich vollzogen. 
 
9 
Anlegung der Wasserleitung im Hause Heinrich Hübinger Erben für den Mieter Massfeller. 
Um Kosten zu ersparen wird nach Rücksprache mit dem Mieter vorerst nur die Wasserleitung 
ausgeführt. Die Abwasserleitung soll vorerst unterbleiben. 
 
10 
Gehaltserhöhung der Hebammen 
Der Magistrat beschließt die Armengeburten wofür die Hebammen keine Zahlung erhalten, 
entsprechend zu vergeben. Auf Anforderung hat die Hebamme Hering 2 Armengeburten ge-
meldet und soll wegen Vergütung mit Frau Hering mündlich verhandelt werden. Frau Gilles 
hat keine Armengeburten gemeldet. 
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Folglich fällt jegl. Vergütung für sie aus. 
 
11 
Mitteilung des Provinzialschulkollegiums Cassel betr. einer Aufbauschule für Mädchen am 
hiesigen Seminar. 
Am 11.d.M vorm. 9 Uhr findet am Landratsamt eine Verhandlung, woran Herr Reg. Rat von 
Bamberg aus Cassel teilnimmt, statt. Der Magistrat beschließt an dieser Verhandlung mit al-
len Mitgliedern teilzunehmen. Zudem müsse jeder Zuschuss zu dieser Aufbauschule von Sei-
ten der Stadt abgelehnt werden, da es uns kaum möglich ist, die Zuschüsse fürs Gymnasium 
aufzubringen. 
 
12 
Anleihe für weitere 6 Millionen bei der Kreissparkasse 
Wird unterschriftlich vollzogen. 
 
13 
Bewilligung bzw. Erhöhung der Pflegegelder für die Halbwaisen Anna Maria Parbel in Pflege 
bei Christian Hammerstein sowie für Reinhold und Josef Hisgen bei der Lehrerin Pehl von 
jährlich 2.800 M wovon die Stadt die Hälfte zahlen soll, 
wird genehmigt. 
 
14 
Erhöhung des laufenden Kredits bei der Kreissparkasse von 100.000 M für das Lebensmittel-
amt auf 500.000 M 
Genehmigt. 
 
Gez. Bahl, Germann, Flügel, Gehling 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

306 
Bericht über die Sitzung vom 11. Januar 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Bahl waren die Herren Gehling,  
Germann, Flügel, Gaul, Philippi  
 
1 
Anzeige des Hausmeisters Dommermuth betr. Verweigerung der Zahlung von Standgeld der 
Schweinehändler. 
Das Standgeld muss unbedingt gezahlt werden. Bei Verweigerung soll den Schweinehändlern 
der Verkauf auf Markttagen verboten werden und ist das Fuhrwerk sofort zu entfernen. Die 
verweigerten Standgelder sollen evtl. durch Klage eingezogen werden. Vorerst soll jedoch 
über die Rechtsfrage Herr Dr. Teves gehört werden. Durch Beschluss der Stadtverordneten-
versammlung vom 12.1.1923 ist das Standgeld für Ferkel auf 25 Mark herabgesetzt worden. 
Von der nachträglichen Beitreibung des verweigerten Standgeldes von 50 M soll abgesehen 
werden. 
 
2 
Löschungsbewilligung der Hypothek der Eheleute Adam Dommermuth und Franziska geb. 
Gombert im Betrage von 50,-- M 
Wird unterschriftlich vollzogen. 
 
3 
Löschungsbewilligung der Hypothek der Eheleute Adam König im Betrage von 428,57 M  
Wird unterschriftlich vollzogen. 
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4 
Der Holzverkauf im Distrikt „Dreispitz“ 
Wird genehmigt. 
 
5 
Brennholzbedarf für die städtischen Gebäude  Schulen, Rathaus usw. für 1923 
Damit unser Fuhrwerk genug und Beschäftigung hat, sollen 20 Klafter Brennholz aus dem 
Distrikt „Biebrichskopf“ für das Gymnasium reserviert werden. Wenn möglich, ist die Abfuhr 
durch das städtische Fuhrwerk sofort vorzunehmen. Die Abfuhr soll nur durch das städtische 
Fuhrwerk stattfinden. 
 
6 
Eingabe des Landwirts Norbert Rossbach von hier bezügl. Bullenhaltung. 
Als Gegenwert für die Bullenhaltung soll Rossbach die Wiese, die bisher der Viehhändler 
Leopold Heilberg in Benutzung hat, erhalten. Heilberg ist Mitteilung zu machen, dass aus 
diesem Grunde die in Frage kommende Wiese ihm nicht mehr überlassen werden kann. 
 
7 
Abänderung der Jagdpachtverträge 
Nach den neuen gesetzlichen Bestimmungen ist es zulässig, die Pachtpreise entsprechend der 
Geldentwertung zu erheben. Der Magistrat schlägt daher eine hundertfache Pachtpreiserhö-
hung vor die Verhandlungen mit den in Frage kommenden Pächtern sind in die Wege zu lei-
ten. 
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8 
Holzabgabe aus dem städtischen Magazin 
Magistrat beschließt, dass dieses Holz ausschließlich an arme Leute, die nicht bezahlen kön-
nen, abgegeben werden soll. 
 
9 
Antrag des Kaufmannes Willy Bach auf Errichtung einer Waschküche und kostenlose Über-
lassung einer Klafter Holz 
Wird abgelehnt. Herr Kreisbaumeister Gaul soll gebeten werden, über die Abortanlagen eben-
so auch bezüglich der weiteren Missstände Vorschläge zu machen. 
 
10 
Der Antrag des August Menningen, Höhr, auf Überlassung von 2 – 300 rm Scheitholz 
Wird abgelehnt. Menningen wird anheimgestellt, sich bei den stattfindenden Holzversteige-
rungen der Stadt mit dem gewünschten Holz einzudecken. 
 
11 
Antrag der Vereinigung für Familienhilfe Ortsgruppe Montabaur auf Gewährung einer weite-
ren Unterstützung. 
Magistrat bewilligt weitere 30.000 M für diesen Zweck. 
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12 
Verbilligte Brennholzabgabe an die Bürgerschaft. 
Herr Kreisbaumeister Gaul wird gebeten, über eine verbilligte Brennholzabgabe an die Bür-
gerschaft mit Herrn Forstmeister Buse zu verhandeln. 
 
13 
Antrag der Bewohner der Sauertalstraße auf Entfernung der Straßenbäume von der Gastwirt-
schaft Steinebach bis ans Haus Hermes 
Am Sonntag, den 21. D.M. hat eine Besichtigung durch den Magistrat stattgefunden. Die Fäl-
lung der Bäume soll im Frühjahr erfolgen und zwar nach Beendigung der Holzfällung im 
Walde. Anstelle der alten Bäume sollen wieder junge gepflanzt werden. 
 
Gez. Gaul, Germann, Philippi, Gehling, Flügel, Bahl 
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Bericht über die Sitzung vom 19. Januar 1923 
 
 
Anwesend unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Flügel, Ger-
mann, Philippi 
 
1 
Abschaffung eines Ziegenbocks laut Vorschlag des Bockhalters Gerlach 
Vorerst soll die Landwirtschaftskommission gutachtlich gehört werden. 
 
2 
Eingabe des Fabrikanten Peter Philippi hier betr. Niederlegung des Ehrenamtes als Mitglied 
der Wohnungskommission 
Vom Magistrat wird die Niederlegung angenommen. 
 
3 
Vergütung an den Hausmeister a.D. Herborn für die Vertretung des beurlaubten Hausmeisters 
Schmidt 
Herborn soll den Stundenlohn der städt. Arbeiter oder für die ganze Zeit ½ Klafter Knüppel-
holz erhalten. Die Wahl wird ihm freigestellt. 
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4 
Eingabe des Tanzlehrers Peter Müller aus Köln um Erlass der Lustbarkeitssteuer für den am 
20. Januar 1923 stattfindenden Abschlussball 
Die Lustbarkeitssteuer ist ganz zu zahlen, weil Ausnahmen grundsätzlich nicht mehr gemacht 
werden sollen. 
 
5 
Festsetzung neuer Mietpreise für die Wohnungen der Lehrer Laux und Manker 
Die Mieten werden auf 1.200 Mark jährlich für jede Wohnung festgesetzt. 
 
6 
Brennholzverkauf im Distrikt „Biebrichskopf“ Erlös10.458.300 Mark 
Genehmigt. 
 
7 
Antrag der Firma Taphorn & Olig hier auf Anbringung einer Umzäunung auf dem Her-
mes`schen Grundstück an der Bahnhofstraße 
Nach Vorschlag der Baupolizei genehmigt, wenn der übliche Verpflichtungsschein unter-
schrieben und eine Anerkennungsgebühr von jährlich 100 Mark gezahlt wird. 
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8 
Antrag der Stadtkasse auf Streichung der Pfennigsbeträge. 
Genehmigt mit der Maßgabe, dass bis zu 50 Pfennig nach unten und 50 Pfennig und darüber 
nach oben auf 1 Mark abgerundet wird. 
 
9 
Angebot des Wagnermeisters Wiesemann als Pacht 600 Mark für den Holzplatz zu zahlen. 
Zunächst feststellen, wie hoch die Pacht nach dem Pachtschutzgesetz sein würde. Alsdann ist 
erneute Vorlage zu machen. 
 
10 
Die Anschaffung von Hundemarken 
Wird abgelehnt. 
 
11 
Antrag der Landwirtschaftskammer um einen Zuschuss von 40.000 Mark 
Herr Stadtrentmeister Hartenfels soll gelegentlich der Rücksprache in Wiesbaden bezüglich 
der Grundsteuerbeanstandung die Landwirtschaftskammer darauf aufmerksam machen, dass 
der Betrag von 40.000 Mark nicht gezahlt werden kann, wenn die Grundsteuer ermäßigt wird. 
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12 
Erhöhung der Zinsen bei der Versicherungsanstalt Hessen Nassau in Cassel um jährlich 1 ½ 
% 
Genehmigt. 
 
13 
Holzhauerlöhne 
Der Magistrat genehmigt vom Montag, den 23.1.1923 ab einen Zuschlag auf alle Holzsorten 
von 25%. Die Prozentsätze für Geschirrebenutzung und für den Holzhauermeister bleiben wie 
bisher auf dem Grundlohn bestehen. 
 
14 
Vergebung der Schreinerarbeiten zu dem Neubau in der Peterstorstraße 
Die Vergebung wird nicht genehmigt. Die Arbeiten sollen erneut ausgeschrieben werden. 
 
15 
Erhöhung der Bekanntmachungsgebühr an Pilgenröther 
Genehmigt. Pilgenröther soll jedoch noch einmal darauf aufmerksam gemacht werden, dass er 
an all den seinerzeit vom Bürgermeister ihm angegebenen Stellen auszuschellen hat. 
 
16 
Gesuch des Kaufmanns Franz Karl Hisgen von hier, um Befreiung von der Hundesteuer fürs 
letzte Halbjahr Oktober 1922 bis April 1923 
Genehmigt. 
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17 
Die Beschaffung neuer Brotkarten 
Wird zurückgestellt bis der Bürgermeister aus dem Urlaub zurückkommt. 
 
18 
Schadenersatzanspruch von Philipp Görg Elgendorf für den Ausfall der Heuernte 
Abgelehnt 
 
19 
Haushaltsplan (Steuern) 
Herr Stadtrentmeister Hartenfels soll am Montag, den 22.d.M. nach Wiesbaden fahren zur 
mündlichen Besprechung der Angelegenheit bei den betr. Behörden. 
 
20 
Antrag des Kaufmanns Willy Bach um Erlass der Kartensteuer 
Es ist zunächst festzustellen, wie viel die Kartensteuer ausmachen würde. Alsdann erneute 
Vorlage. 
 
21 
Eingabe der Mogendorfer Tonindustrie auf Überlassung von 400 rm Holz 
Es wird anheim gegeben, das Holz bei den öffentlichen Versteigerungen der Stadt aufzukau-
fen. 
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22 
Der Nutzholzverkauf im Distrikt „Dreispitz“ Erlös: 1.071.600 Mark 
Wird nicht genehmigt. 
 
23 
Reichsbeamte 
Die nach § 3 letzter Satz und nach § 5 der Verordnung zur Ausführung des Reichsmietenge-
setzes vom 17. Oktober 1922 einzurichtende Stelle ist das Wohnungsamt (Wohnungskommis-
sion) 
 
Gez. Germann, Gehling, Philippi, Bahl 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 23. Januar 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Ger-
mann, Flügel, Gehling und Philippi  
 
1 
Von dem Schreiben des Herrn Landrat vom 22. Januar d.J. betr. Ungültigkeit der Holzbe-
schlagnahme durch nicht zuständige Stellen 
Wird Kenntnis genommen. Dem Bürgermeister wird überlassen zu handeln wie er es für seine 
Pflicht hält. 
 
2 
Die Holzhauerlöhne 
Sollen am 25.d.M. anderweit festgesetzt werden. 
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3 
Abgabe von verbilligtem Holze. 
Die Angelegenheit wird an die Wald- und Finanzkommission verwiesen. Die von dem Bür-
gern gewählte Kommission (Verf. Herr Eisenbahnsekretär Martin) soll gutachterlich gehört 
werden. 
 
4 
Um den Holzdiebstählen 
Vorzubeugen, erklärt sich Magistrat damit einverstanden, dass die Landjäger den Stadtwald 
übernehmen, nach Holzdieben fahnden und am Schlusse ihrer Tätigkeit als Vergütung eine 
angemessene Menge Holz erhalten. 
 
Gez. Mönig, Germann, Philippi, Gehling, Bahl, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 25. Januar 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren Beigeordneter  
Bahl, Magistratsschöffen Flügel, Germann, Gehling, Philippi. Stadtverordnetenvorsteher Dr. 
Teves, Stadtverordneter Eugen Stern. Außerdem von der Bürgerkommission Eisenbahnsekre-
tär Martin, Schreinermeister Karl Lenaif, Kaufmann Josef Dunker und Bäckermeister Johann 
Meudt 
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1 
Erhöhung der Holzhauerlöhne 
Nach Verhandlung mit den Vertretern der Holzarbeiter werden folgende Akkordsätze verein-
bart: 
Für die Zeit vom 1. Bis 15. Januar 1923 15% Zuschlag auf die Dezemberlöhne: 
Für 1 rm Scheitholz 13% + 201 = 1.541 Mark oder für 1 Klafter 6.164 Mark 
Für 1 rm Stockholz 2.680 + 402 = 3.082 Mark oder für 1 Klafter 12.328 Mark 
Für 100 Wellen 5360 + 804  = 6.164 Mark 
Für 1 fm Tannenholz 670 + 100,50  = 770,50 Mark 
Für 1 fm Laubholz 938 + 140,70  = 1.078,70 Mark 
Für Stangen I. Klasse 93,80 + 14,07  = 107,87 Mark 
Für Stangen II. Klasse 80,40 + 12,06  = 92,46 Mark 
Für Stangen III. Klasse 60,30 + 9,04  = 69,34 Mark 
Für 100 Stangen IV. Klasse 17,42 + 261,30  = 2.003,30 Mark 
Für 100 Stangen V. Klasse 1.340,-- + 201,--  = 1.541,00 Mark 
Für 100 Stangen VI. Klasse 1.072,-- + 160,80  = 1.232,80 Mark 
 
Für die Zeit vom 15. Bis 31. Januar 1923 + 40% Zuschlag auf die Dezemberlöhne: 
Für 1 rm Scheitholz 1.340 + 536 = 1.876,-- Mark oder für 1 Klafter 7.501,-- Mark 
Für 1 rm Stockholz 2.680 + 1.072,-- = 3.752,-- Mark oder für 1 Klafter 15.008,-- Mark 
Für 100 Wellen 5360 + 2.144,--  = 7.504,-- Mark 
Für 1 fm Tannenholz 670 + 268,--  = 938,-- Mark 
Für 1 fm Laubholz 938 + 375,20  = 1.313,20 Mark 
Für Stangen I. Klasse 93,80 + 37,52  = 131,32 Mark 
Für Stangen II. Klasse 80,40 + 32,16  = 112,56 Mark 
Für Stangen III. Klasse 60,30 + 24,12  = 84,42 Mark 
Für 100 Stangen IV. Klasse 17,42 + 696,80  = 2.438,80 Mark 
Für 100 Stangen V. Klasse 1.340,-- + 536,--  = 1.876,-- Mark 
Für 100 Stangen VI. Klasse 1.072,-- + 428,80  = 1.500,80 Mark 
 
Die Geschirrbenutzung beträgt wie bisher 5% vom Grundlohn. Der Holzhauermeister bezieht 
wie bisher 3% vom Grundlohn. Der 13. Beschluss des Magistrats vom 19.d.M. wird aufgeho-
ben. 
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2 
Abgabe von verbilligtem Holz 
Nach längerer Beratung wird beschlossen, bekanntzumachen, dass beabsichtigt sei, bedürfti-
gen Einwohnern der Stadt Montabaur Wellen zum verbilligten Preise abzugeben. Wer glaubt, 
darauf Anspruch zu haben, soll ersucht werden, einen schriftlichen begründeten Antrag bis 
Mittwoch, den 31.d.M. mittags 12 Uhr im Rathause abzugeben. Später eingehende Anträge 
werden nicht berücksichtigt. Über die Anträge soll eine von der Stadtverordnetenversamm-
lung zu bildende Kommission beschließen. 
 
3 
Beseitigung von Holz aus dem Stadtwalde durch den Holzhauer 
Von dem Ergebnis der Untersuchung wird Kenntnis genommen und die Angelegenheit 14 
Tage vertagt. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Germann, Gehling, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 26. Januar 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Flügel, 
Germann, Gehling, Philippi 
 
1 
Betr. Holzeinschlag 
Es soll zunächst nur Brennholz geschlagen und verkauft werden. 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

319 
2 
Erhöhung der Holzhauerlöhne 
Um die Verrechnung möglich zu machen, wird für Monat Januar eine durchschnittliche Erhö-
hung von 27  1/2 % auf die Dezemberlöhne bewilligt. Wegen Erhöhung der Vergütung für 
den Holzhauermeister soll Herr Forstmeister Buse um Vorschläge gebeten werden. 
 
3 
Anträge auf Stundung des Holzpreises von den Herren: Johann Meudt, Philipp Gehling, Wil-
helm Ackva, Philipp Roth, Niklaus Nebgen und Frau Ackva von hier. 
1/3 des Betrages ist sofort, 
1/3 des Betrages spätestens Ende Februar d.J., 
1/3 des Betrages spätestens Ende März d.J. zu zahlen. 
 
4 
Antrag des Hermann Müller Marauermühle auf Zuweisung von verbilligtem Bauholz 
Es sollen 25% Ermäßigung auf den jeweilig geltenden Preis gewährt werden, wenn Müller 
sich verpflichtet, die Wohnung in seinem alten Hause für hiesige Wohnungsuchende zur Ver-
fügung zu stellen. 
 
5 
Antrag des Kaufmanns Williy Bach auf Erlass der Kartensteuer 
Die Steuer wird auf den Betrag von 1.000 Mark ermäßigt. 
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6 
Antrag der Handarbeitslehrerin Fräulein Hammerstein auf Erhöhung ihrer Vergütung. 
Fräulein Hammerstein soll dieselbe Vergütung erhalten, wie die an der Berufsschule tätigen 
Hilfskräfte. 
 
7 
Reichsmieten 
Mit Wirkung vom 1. Februar 1923 werden folgende Sätze festgesetzt: 

a) Zinssteigerung 40% (auf das Schreiben der Kreissparkasse vom 29. Dezember 1922 
wird Bezug genommen.) 

b)  Treppenhausbeleuchtung. Mit Rücksicht auf den inzwischen erfolgten Strompreiser-
höhung von 96 auf 405 Mark = 50%. 

c) Verwaltungskosten das doppelte der bisherigen Sätze, also 40,40 und 60%. 
d) Laufende Instandsetzungen 500%. 
e) Der vom Mieteinigungsamt festzusetzende Zuschlag bei großen Instandsetzungen 

150%. 
 
8 
Die Beschaffung einer Leiter für die Turnhalle 
Wird genehmigt. Die Stadt soll das Holz stellen. 
 
9 
Antrag des Kreisausschusses auf Bewilligung von 3.018.016 für das Mieteinigungsamt 
Genehmigt. 
  
10 
Zu Gunsten der Lungenfürsorge 
Werden 4.300 Mark bewilligt. 
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11 
Antrag des Peter Hannappel auf weitere Überlassung des Baugrundstücks am Friedhof als 
Lagerplatz 
Auf jederzeitigen Widerruf bis zum Herbst d.J. genehmigt unter der Bedingung, dass er vom 
1. Januar 1923 ab eine jährliche Pacht von 1.000 Mark zahlt. 
 
12 
Antrag Eisenwerk Montabaur auf Überweisung von Bruchsteinen aus dem städt. Steinruch. 
Es ist zunächst festzustellen, was die Bruchsteine in Bannberscheid kosten. 
 
13 
Antrag der hiesigen Bäckermeister auf Abgabe von verbilligtem Brennholz zur Herstellung 
des Markenbrotes 
Wegen der schlechten Finanzlage der Stadt muss der Antrag leider abgelehnt werden. 
 
14 
Die Beschaffung von 42.000 Stück Brotkarten mit Datum für die nächsten 12 Monate zum 
Preise von 64.300 Mark 
Wird genehmigt. 
 
15 
Antrag Adam Quirmbach auf Überweisung von Schutt aus dem alten Galgen. 
Genehmigt unter der Bedingung, dass er für jeden Wagen Schutt 50 Mark zahlt und nach Be-
endigung der Abfuhr den beschädigten Zufuhrweg ordnungsmäßig instandsetzt. Es wird ihm 
empfohlen, nur bei trockenem Wetter 
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zu fahren. 
 
16 
Antrag des Fulda- Lahn- Kanals Vereins auf Erhöhung des Jahresbeitrags auf 180 Mark vom 
Jahre 1923 ab. 
Genehmigt. 
 
17 
Die Zugänge an Müllabfuhrgebühren für die Wohnung Backes; Braun usw. im ganzen 17.) 
Werden genehmigt. 
 
18 
Der Antrag des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder auf Erhöhung der täglichen Pfleges-
ätze 

a) Für Ortsarme von 180 auf 500 M 
b) Für Auswärtige und Durchreisende von 270 M auf 750 vom 25. Januar d.J. ab 

Wird genehmigt. Dem Hospital soll für Ortsarme derselbe Satz vom 25. Januar d.J. ab gezahlt 
werden. Diejenigen im Hospital untergebrachten Personen, die selbst für Verpflegung und 
Wohnung aufkommen müssen, sollen ab 25. Januar d.J. täglich 600 Mark zahlen. 
 
19 
Der Friedhofsplan 
Soll angefertigt werden. Der Bürgermeister wird beauftragt, das Weitere zu veranlassen. 
 
20 
Antrag des Fräulein Schmitz in Wiesbaden Arndstr. 8 auf Gewährung einer dauern- 
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den Unterstützung. 
Abgelehnt, da die Stadt durch die städtischen Schulanstalten und zahlreichen Armen sehr be-
lastet ist. 
 
21 
 Antrag des Landwirts Peter Hannappel, Steinweg Nr. 50, den neben seinem Hause belegenen 
Platz auf dem kanalisierten  Graben benutzen zu dürfen. 
Auf jederzeitigen Widerruf gegen eine Erinnerungsgebühr von 100 Mark jährlich genehmigt. 
 
22 
Vertretung des Baumeisters Löwenguth während seiner Krankheit durch Herrn Betriebsleiter 
Seepe in der Zeit vom 3. November 1922 bis 10. Januar 1923 
Für die geleisteten vielen Überstunden und die treuen Dienst soll Herr Seepe als kleine Ver-
gütung 5.000 Mark erhalten. 
 
Gez. Mönig, Philippi, Germann, Gehling, Flügel,  
 
 
Bericht über die Sitzung vom 28. Januar 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Ger-
mann, Philippi  
 
1 
Dem Schreiben des Regierungspräsidenten vom 26. Januar d.J. betr. Zurverfügungstellung 
von Tauschwohnungen an ausgewiesene Beamte 
Soll entsprochen werden. 
 
2 
Für Vertretung des Bürgermeisters während 
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Der Zeit vom 23. Dezember 1922 bis 23. Januar 1923 
Sollen den Herren Beigeordneten Bahl und Gaul, welche sich  die Vertretung geteilt haben, 
500 Mark für den halben und 1.000 Mark für den ganzen Tag gewährt werden. 
 
3 
Herrn Beigeordneten Kreisbaumeister Gaul sollen die baren Auslagen für Beschaffung von 
Formularen Schreibmaterialien usw. aus Anlass der Errichtung des Vierfamilienhauses 
Mit 10.000 Mark erstattet werden. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Germann, Gehling, Flügel, Gaul 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 1. Februar 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, 
Gehling, Germann, Philippi und Flügel 
 
 
1 
Die Rektorstelle 
Soll nicht besetzt werden, wenn nicht den Wünschen der Stadt insofern entsprochen wird, als 
die Stelle dem Lehrer Laux übertragen wird. Die Angelegenheit soll bis zur höchsten Instanz 
verfolgt werden. Gegebenenfalls sollen die in Frage kommenden Mittel nicht bewilligt wer-
den. Grundsätzlich ist der Magistrat der Meinung, 
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Dass die Stelle wegen der geringen Kinderzahl nicht bestehen bleiben braucht. 
 
2 
Die Handarbeitslehrerin Fräulein Hammerstein 
Soll als Vergütung jeweils die Hälfte des Betrages für die Stunde erhalten, die die nebenamt-
lichen Lehrer der gewerblichen Berufsschule beziehen. 
 
3 
Dem Schulwart Hammerstein 
Soll vom 1. Oktober 1922 ab neben seiner Wohnung, Brand, Licht und Wasser eine monatli-
che Vergütung von 10.000 Mark gezahlt werden. Im übrigen wird der Bürgermeister beauf-
tragt, wegen Regelung der Vergütung für sämtliche Reinigungsarbeiten in dem städtischen 
Gebäuden eine Vorlage zu machen. 
 
4 
Fräulein Christine Fischer  
Soll für Reinigung der Katharinenschule vom 1. Januar d.J. ab monatlich eine Vergütung von 
8.000 Mark beziehen. 
 
5 
Vom 1. Februar d.J. ab sollen die städt. Kartoffeln 
Zum Preise von 1.000 M je Zentner abgegeben werden. 
 
6 
Der Sägewerksbesitzer Adam Quirmbach soll dem wegen nicht gelieferten Stromes 
Entstandenen Schaden der Stadt ersetzen. Mit Herrn Dr. Teves soll deswegen Rücksprache 
genommen werden. 
 
7 
Fräulein Anna Manns 
Soll Holz und Kartoffeln wie bisher erhalten; außerdem eine monatliche Unterstützung von 
600 Mark vom 1. Januar d.J. ab. 
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8 
Frau Witwe Katharina Spiegel 
Soll solange nicht unterstützt werden, als sie den Anstreivher Bergmann in ihrem Haushalt 
duldet. 
 
9 
Der Friedhofswärter Adolf Meurer 
Soll vom 1. Januar d.J. ab für Unterhaltung des Friedhofs eine jährliche Vergütung von 
10.000 Mark erhalten. Die Einfriedigung des Friedhofs nach der Peterstorstraße soll nicht 
befestigt, sondern so ausgebessert werden, dass der Friedhof nach allen Seiten hin geschlos-
sen ist. 
 
10 
Die Gebühren der Kauf- und Reihengräber 
Werden vom 1. Februar 1923 an um den zehnfachen Betrag also: 
Für Kaufgräber auf 10.000, 20.000 und 30.000 Mark 
Für Reihengräber auf 200 Mark erhöht. 
Herr Zahntechniker Müller soll das bereits gekaufte Kaufgrab für 1000 Mark erhalten, für die 
zwei weiteren Gräber jedoch den Betrag von je 10.000 Mark zahlen. 
 
11 
Der städtische Viehwagen 
Soll ordnungsmäßig instand gesetzt werden. Deichsel, Rad und Hemmklötze an den Hinterrä-
dern. 
 
12 
Die Gebühren für den städtischen Viehwagen 
Sollen vom 1. Februar d.J. ab auf 1000 Mark für einheimische Benutzer erhöht werden. Für 
auswärtige Benutzer sollen die Gebühren durch den Bürgermeister von Fall zu Fall mindes-
tens aber auf 2.000 Mark für jede Benutzung festgesetzt werden. 
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13 
Die Verwaltungsgebühren 
Werden vom 1. Februar d.J. ab auf den doppelten Betrag der bisherigen Sätze erhöht. 
 
14 
Für die Magistratsmitglieder sollen 
6 Sessel nach Art des vom Bürgermeister benutzten Sessels beschafft und entsprechende An-
gebote bei den in Frage kommenden Firmen der Stadt eingefordert werden. 
 
15 
Für die Anfertigung des Friedhofplanes  
Soll Herr Kreislandmesser Glogner 100 Wellen Brennholz kostenlos erhalten. 
 
16 
Schulgelderlass und Ermäßigungsgesuche von Eltern einiger Schülerinnen der Katharinen-
schule. 

a) Frau Wwe. Peter Hisgen für ihre Tochter Gertrud. Das Schulgeld für das Jahr 19223 
wird ganz erlassen.  

b) Wilhelm Gerland, Montabaur für seine Tochter Auguste. Wenn die Leistungen gut 
sind, wird eine ganze und wenn weniger gut eine halbe Freistelle gewährt. 

c) Hermann Hirschhäuser für seine Tochter. Eine halbe Freistelle wird gewährt. 
d) Willi Bach für seine zweite Tochter. Ein Drittel des Schulgeldes wird erlassen. 
e) Adam Hehl für die 2. Tochter wird ein Drittel des Schulgeldes erlassen. 
f) Franz Bechtel für seine Tochter Else. Es wird eine ganze Freistelle bewilligt. 
g) Friedrich Löcher. Für die jüngere Tochter wird ein Drittel des Schulgeldes erlassen. 

Sämtliche Gesuche auf Erlass bzw. Ermäßigung des Schulgeldes von auswärtigen Antragstel-
lern werden 
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Abgelehnt, da sie zur Erhaltung der hiesigen höheren Mädchenschule nicht beitragen. Es wird 
ihnen anheimgestellt, sich an ihre eigenen Gemeinden bzw. Kreise zu wenden mit dem Antra-
ge, bedürftige und würdige Schülerinnen entsprechend zu unterstützen. Der Antrag von 
Schwester Johanna, für je ein oder 2 begabte Kinder beider Konfession eine Freistelle einzu-
richten und die Besetzung den beiden Herren Pfarrern zu überlassen, wird abgelehnt. Letzten 
wird überlassen, selbst einen entsprechenden Antrag zu stellen. 
 
17 
Die Reinigung der städtischen Berufsschule 
Soll Herrn Magistratsschöffen Germann belassen bleiben. 
 
18 
Der Kinobesitzer Gerz 
Soll vom 1. Februar d.J. ab eine Vergnügungssteuer von 1.000 M für jede Vorstellung zahlen. 
 
19 
Dem Forstlehrling Ludwig 
Sollen vom 1. Januar d.J. ab für Frostschutz 100 Mark für die Tagesstunde und 150 Mark für 
die Nachtstunde bewilligt werden. 
 
20 
Den Schwestern der hiesigen höheren Mädchenschule 
Wird ein weiterer Vorschuss von 40.000 Mark gewährt. Weitere Vorschüsse können nicht 
mehr gewährt werden, wenn nicht die Anfrage des Magistrats betreffend Besoldung der Lehr-
kräfte beantwortet ist. 
 
21 
Nachdem die Schreinermeister die Schreiner- und Glaserarbeiten im städtischen Neubau wie-
derholt abgelehnt haben, 
werden die Arbeiten der Firma Gebrüder Philippi von hier auf Grund ihres Angebotes vom 
29. Januar d.J. übertragen. 
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22 
Antrag des Jakob Heinz Obere Plötzgasse 4 auf Stundung seines Holzgeldes 
1/3 ist sofort, 
1/3 Ende Februar,  
1/3 Ende März zu zahlen. 
 
23 
Baugesuch Gebr. Hermes betreffend Errichtung eines Holzschuppens. 
Einwendungen werden nicht erhoben. 
 
24 
Antrag des Lehrlings Toni Wingender ihm von seiner Lehrzeit 9 ½ Monate nachzulassen. 
Genehmigt. 
 
25 
Dem hiesigen Konvikt 
Sollen 2 Klafter Holz zum Preise von je 10.000 M überlassen werden. 
 
26 
Antrag der Firma Metallwerk Montabaur Inh. Gustav Ostermeier GmbH ihr zu gestatten, den 
Betrag von 65.335,00 Mark einschl. Zinsen und Tilgung bis zum Zahltage sofort abtragen zu 
dürfen. 
Genehmigt. Anlieger, die später Anschluss an diese Leitung wünschen, haben entweder den 
auf sie entfallenden Anteil mit Zinsen ebenfalls bar zu zahlen, oder das anteilige Kapital vom 
Tage der Auszahlung der Rechnung Langenbach seitens der Stadt zu verzinsen und innerhalb 
einer alsdann festzusetzenden Frist zu tilgen. Die Zahlung hat an die Stadt zu erfolgen, letzte-
re führt sie an Herrn Ostermeier ab. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Gehling, Flügel, Gaul 
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Bericht über die Sitzung vom 25. Februar 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Germann, 
Gehling, Philippi, Forstmeister Buse u. Holzhauermeister König. 
 
1 
Von dem Schreiben des Herrn Landrats vom 3. Februar d.J. laut welches das hiesige Kreis-
blatt nicht mehr als amtliches Publikationsorgan anzusprechen ist 
Nimmt Magistrat zur Kenntnis. Die amtlichen Nachrichten der Kreisverwaltung sollen nach 
jedem Erscheinen im Gitterkasten des Rathauses zur öffentlichen Kenntnis der hiesigen Ein-
wohner angebracht und wichtige Bekanntmachungen durch die Schelle bekannt gemacht wer-
den. Die Holzverkäufe sollen im Kreisblatt noch vorläufig veröffentlicht werden. 
 
2 
Holzeinschlag und Holzverteilung betreffend 
Es sollen vorläufig Wellen, Klafter, Stammholz und Stockholz gemacht werden. Stockholz 
und Wellen sollen zusammen verteilt werden. Stangen und Stammholz sollen an einem Tage 
versteigert werden. 
 
3 
Die Holzversteigerung vom 5.2. d.J. 
Wird genehmigt. Die Holzversteigerung vom 2. Febr. D.J. wird dann in jedem Falle geneh-
migt, wenn für die Klafter 15.000 Mark zugezahlt werden. An jeden Einzelnen soll geschrie-
ben werden. 
 
4 
Der Holzhauermeister König 
Soll für die Zeit vom 1. – 15. Bzw. 16. – 31. Januar d.J. die Gebühren von 3 bzw. 4% nicht 
nur vom Grundlohn, sondern auch von den Erhöhungen erhalten, die den übrigen Holzhauern 
gewährt worden ist. 
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5 
Antrag des Gewerkschaftssekretärs Wüst auf weitere Lohnerhöhungen ab 1. Februar d.J. 
Auf die Dezemberlöhne werden vom 1. Februar d.J. bis auf weiteres 80%  Zuschlag bewilligt. 
 
Für 1 rm Scheitholz 1.340 + 1072  = 2.412,-- Mark  
Für 1 rm Stockholz 2.680 + 2.144,--  = 4.824,-- Mark  
Für 100 Wellen 5360 + 4.288,--  = 9.648,-- Mark 
Für 1 fm Tannenholz 670 + 536,--  = 1.206,-- Mark 
Für 1 fm Laubholz 938 + 750,40  = 1.688,40 Mark 
Für Stangen I. Klasse 93,80 + 75,04     = 168,84 Mark 
Für Stangen II. Klasse 80,40 + 64,32  = 144,72Mark 
Für Stangen III. Klasse 60,30 + 48,24  = 108,54 Mark 
Für 100 Stangen IV. Klasse 17,42 + 1.393,60  =3.135,60 Mark 
Für 100 Stangen V. Klasse 1.340,-- + 1.072,--  = 2.412,-- Mark 
Für 100 Stangen VI. Klasse 1.072,-- + 857,60  = 1.929,10 Mark 
Die Geschirrabnutzung soll wie bisher 5% vom Grundlohn betragen. Der Holzhauermeister 
erhält seine Prozente von den oben genannten Sätzen. 
 
6 
Antrag des Vorsitzenden des Gewerbevereins Herr Karl Lenaif auf Verbilligung des Nutzhol-
zes 
Der Antrag wir abgelehnt. Es soll nochmals eine Versteigerung von Nutzholz für die Monta-
bäurer Bürger stattfinden. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Gehling, Germann 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 8.2.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Germann, 
Gehling, Philippi  
 
1 
Gehaltsregelung der Schulschwestern 
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Seit dem Eingang des ersten Antrages (30.11.22) sind an Vorschüssen gezahlt worden 
Am 4.12.22    40.000 M 
Am 17.12.22  100.000 M 
Am 6.2.23    40.000 M 
Zusammen  180.000 M 
Magistrat schlägt vor, sofort einen weiteren Vorschuss von 220.000 M anzuweisen und die 
Angelegenheit zu vertagen, bis festgestellt ist, ob für die Schwestern die laufenden Reichszu-
schüsse wie für die Beamten und sonstigen Lehrpersonen gezahlt werden. 
 
2 
Für die Ruhespende 
Werden 500.000 M bewilligt. 
 
 
3 
Die vom Bürgermeister warm empfohlene Errichtung einer oder zwei Bedürfnisanstalten 
Wird wegen der schlechten Zeitverhältnisse abgelehnt. 
 
4 
Von dem Schreiben des Herrn Landrats vom 6.2.d.M. betr. die amtlichen Nachrichten 
Wird Kenntnis genommen. Die städt. Bekanntmachungen sollen in den amtlichen Nachrich-
ten veröffentlicht werden, die Holzversteigerungsbekanntmachungen außerdem im Kreisblatt. 
 
5 
Der Bürolehrling Schenkelberg 
Soll vom 1. Jan. 1923 ab endgültig als Lehrling bei der hiesigen Verwaltung angestellt wer-
den. Er erhält den jeweils maßgebenden Tariflohn für Lehrlinge (z.Zt. 7.500 M monatlich). 
(Verfügung des Ministers des Innern vom 1.12.1922 III 2338). 
 
6 
Die AEG 
Soll nochmals um sofortige Lieferung der fehlenden 
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Gleichrichter und der übrigen Apparate gebeten werden. Die Firma soll in Verzug gesetzt 
werden. Wenn die fehlenden Apparate nunmehr nicht eingehen, soll auf die ganze Lieferung 
verzichtet werden. 
 
7 
Die Beschaffung des Reichsarbeitsblattes 
Wird abgelehnt. Herr Schulleiter Frank soll sich die in Frage kommenden Bestimmungen im 
RGBl. Ansehen. Die Zeitschrift des Gewerbeschulmännerverbandes soll auf Kosten der Stadt 
gehalten werden. 
 
8 
Antrag der Lehrlinge des Elektrizitätswerkes auf Lohnerhöhung 
Die Lehrlinge sollen vom 1. Jan. d.J. ab den jeweils entsprechenden Tariflohn für Bürolehr-
linge nach der Verfügung des Min. d. Innern v. 1.12.22 III 2338 erhalten. 
 
9 
Schafweide 
Wenn Metternich, Holler nicht wenigstens den 10fachen Betrag = 105.000 M zahlt, soll ihm 
die Schafweide gekündigt werden. 
 
10 
Die Angelegenheit betr. Angliederung einer Frauenschule an die Katharinenschule 
Wird bis 1. März d.J. vertagt. 
 
11 
Der Antrag betr. Vermietung des Selektagebäudes in der Bahnhofstr. 8 an die Eheleute Willi 
Bach 
Wird genehmigt. Als Miete sollen 2 Zentner Roggen eingesetzt werden. 
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12 
Antrag des Willi Bach betr. Instandsetzung der Mauer hinter der Selekta. 
Die Mauer soll Anfang April durch städt. Maurer aufgebaut werden. 
 
13 
Antrag des Studiendirektor Holtz auf Nutzung und Lichtung der Bäume vor dem Gymnasium 
und im Schulhof 
Die Arbeiten sollen durch städt. Arbeiter ausgeführt und vom Gärtner Kuhl beaufsichtigt wer-
den. Herr Kreisbaumeister Gaul wird die erforderliche Anweisung erteilen. 
 
14 
Baugesuch Adams 
Einwendungen werden nicht erhoben. 
 
15 
Unter dem Rathause soll eine Zelle für Gefangene eingerichtet werden. 
Magistrat sieht einem Kostenanschlage entgegen. 
 
16 
Die Gärten „Auf dem Kalk“ 
Sollen sofort verpachtet werden. 
 
17 
Antrag der Gebr. Schmidt von hier auf Zuweisung von verbilligtem Bauholz. 
Es sollen 25% Ermäßigung auf den jeweils geltenden Preis gewährt werden. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Gehling 
 
Bericht über die Sitzung vom 19.2.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, 
Gehling, Germann, Philippi, die Mitglieder der Landwirtschaftskommission, Herrn 
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Ickenroth, Rossbach, Eisel und der Vorsitzende der Ortsbauernschaft Herr Hehl, Forstmeister 
Buse und Holzhauermeister König. 
 
1 
Vertrag betr. Bullenhaltung 
Der im Entwurf vorliegende Vertrag mit dem Landwirt Norbert Rossbach ist im Beisein des 
Magistrats von der Landwirtschaftskommission durchberaten. Der Vertrag soll bis zum 31. 
März 1924 unkündbar abgeschlossen werden. Für die folgenden Jahre soll die Kündigung am 
31. März zum 30 Juni erfolgen können. Wenn am 31. März gekündigt wird, verliert der Bul-
lenhalter jedes Anrecht auf die unter B I dieses Vertrages genannte Wiese und zwar vom 31. 
März des Jahres ab, in dem die Kündigung erfolgt. 
 
Als Deckgeld werden von der Landwirtschaftskommission 10 Pfd. Hafer festgesetzt, welche 
spätestens bis zum Schluss desjenigen Jahres, in dem die Deckung erfolgte, an Herrn Ross-
bach abzuliefern sind. Wer keinen Hafer hat, zahlt den entsprechenden Marktpreis der Frank-
furter Börse desjenigen Jahres, in dem die Deckung erfolgte. (Stichtag 1. Dezember). Sämtli-
che Unkosten für die Verwaltung wie Körkommission der Bullenhalter. Die Lieferung des 
von dem Bullenhalter gewünschten Holzes wird abgelehnt. 
 
2 
Abschaffung eines Ziegenbocks 
Herr Eisel wird die Angelegenheit zunächst prüfen. 
 
3 
Von den vom Bürgermeister gemachten Anstrengungen, mehr Milch nach Montabaur zu 
bringen, und von dem Fehlschlag dieser Bemühungen. 
Wird Kenntnis genommen. 
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Da augenblicklich seitens der Stadt nichts weiter veranlasst werden kann, wird die Ortsbau-
ernschaft unter ihren Mitgliedern bekanntgeben, dass die Säuglinge und alte Leute zunächst 
mit Milch versorgt werden. 
 
4 
Die Zeitschrift für Landwirtschaft „Das Nassauer Land“ 
Soll auf Kosten der Stadt bestellt werden. 
 
Anschließend Magistratssitzung 
 
1 
Die Holzversteigerung vom 15. Februar  
Wird genehmigt. 
 
2 
Erhöhung der Holzhauerlöhne 
Vom 1. Februar d.J. ab werden auf die Löhne der II. Januarhälfte auf weiteres 80% bewilligt, 
also: 
Für 1 rm Scheitholz 1.876 + 1501 = 3.377,-- Mark oder für 1 Klafter 13.508 Mark 
Für 1 rm Stockholz 3.752+ 3.002,-- = 6.754,-- Mark oder für 1 Klafter 27.016 Mark 
Für 100 Wellen 7.504 + 6.003,--  = 13.507,-- Mark 
Für 1 fm Tannenholz 938 + 750,-- = 1.688,-- Mark 
Für 1 fm Laubholz 1.313 + 1.050  = 2.363Mark 
Für Stangen I. Klasse 131+ 105  = 236 Mark 
Für Stangen II. Klasse 113 + 90  = 203 Mark 
Für Stangen III. Klasse 84 + 67  = 151 Mark 
Für 100 Stangen IV. Klasse 2.439 + 1.951  = 4.390 Mark 
Für 100 Stangen V. Klasse 1.876+ 1,501  = 3.377 Mark 
Für 100 Stangen VI. Klasse 1.501,-- + 1.201  = 12.702 Mark 
Die Geschirrabnutzung soll vom 1. Februar d.J. ab  5% von vorstehenden Sätzen betragen. 
Der Holzhauermeister erhält 3%  Prozent von den obigen Sätzen bei Laubholzschlägen und 
4% Stockholzschlägen. 
 
3 
Beschwerde über die Holzhauer wegen nicht gemachten Stockholzes 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

337 
Die Holzhauer und ihr Vertreter Herr Gewerkschaftssekretär Weisel wurden im Beisein des 
Magistrats, des Forstmeisters Buse, des Holzhauermeisters König vom Bürgermeister ener-
gisch darauf aufmerksam gemacht, dass derjenige, der künftighin den Anordnungen und den 
berechtigten Wünschen der Forstbehörde, des Holzhauermeisters und des Magistrats nicht 
nachkommt, im Stadtwald nicht mehr geduldet werden soll. 
In diesem Jahr soll mit Rücksicht auf die vorstehende Beendigung der Arbeiten im Stadtwald 
von einer weiteren Verfolgung der Angelegenheit abgesehen werden. 
 
4 
Die Angelegenheit betr. Entwendung von Holz durch die Holzarbeiter 
Soll an den Herrn Amtsanwalt weitergegeben werden, damit klargestellt werden kann, wer 
Holz gestohlen hat oder nicht und damit die Bestrafung des Schuldigen erfolgt. 
 
5 
Von dem durch Herrn Magistratsschöffen Philippi am 2. Februar d.J. gesteigerten Holz 
Soll das Eichenholz Herrn Philippi ganz und von dem gesteigerten Buchenscheitholz sollen 
ihm 4 ½ Klafter belassen werden. 
 
6 
Das Gesuch des Hermann Löb von dem Zuschlag von 15.000 M zu dem Steigerpreis für 1 
Klafter Brennholz abzusehen, 
wird abgelehnt. 
 
Gez. Mönig, Germann, Gehling, Gaul 
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Bericht über die Sitzung vom 22. 2.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Gaul, Germann, 
Gehling, Flügel, Philippi  
 
1 
Betr. Stromlieferung durch Herrn Löb 
 
Die Mühle Löb soll zunächst provisorisch an das städt. Elektrizitätswerk angeschlossen wer-
den, um festzustellen, ob sich der endgültige Anschluss lohnt. Wenn das nicht der Fall ist, 
trägt die Stadt die Hälfte der Kosten des provisorischen Anschlusses. An Vergütung erhält 
Herr Löb für die Kilowattstunde die Hälfte des Kraftstrompreises der Überlandzentrale. 
 
2 
Dem Sägewerksbesitzer Quirmbach 
Sollen für die Kilowattstunde 35% des jeweiligen städt. Lichtstrompreises geboten werden. 
Die Schadenersatzangelegenheit wird solange zurückgestellt, bis wegen der weiteren 
Stromlieferung durch Quirmbach Klarheit geschaffen ist. 
 
3 
Wegen des Verkaufs der Gleichrichter 
Soll Herr Professor Sengel gebeten werden, in den ihm geeignet erscheinenden Fachzeit-
schriften eine entsprechende Anzeige zu erlassen, falls er es für erforderlich hält. 
 
4 
Der Firma Gebr. Philippi 
Soll den für gekauftes Holz bezahlten Betrag mit der von der Stadt für Arbeiten am Neubau 
zu erhaltende Summe verrechnen. Die gezahlten Verzugszinsen sind zurückzuerstatten. 
 
5 
Holzstundungsgesuch Josef Lenaif 
1/3 des Betrages ist sofort und der Rest Ende März d.J. zu zahlen. 
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6 
Holzstundungsgesuch Christe. 
1/3 des Betrages ist sofort, 1/3 Ende Februar und 1/3 Ende März d.J. zu zahlen. 
 
7 
Holzstundungsgesuch Karl Lenaif. 
1/3 des Betrages ist sofort, 1/3 Ende Februar und 1/3 Ende März d.J. zu zahlen 
 
8 
Holzstundungsgesuch Margarete Meurer. 
Der Betrag wird bis Ende März gestundet. 
 
9 
Erhöhung der Pflegegebühren für die Halbwaisen Franz u. Reinhold Hisgen. 
Die Hälfte der dem Nassauischen Zentralwaisenfonds entsprechenden Kosten sollen erstattet 
werden. 
 
10 
Desgl. Der Halbwaisen Anna Maria Parbel 
Die Hälfte der dem Nassauischen Zentralwaisenfonds entsprechenden Kosten sollen erstattet 
werden. 
 
11 
Unfallversicherung der Polizeibeamten 
Es soll zunächst festgestellt werden, wie die Angelegenheit in anderen Städten geregelt ist. 
 
12 
Antrag des Gelderhebers Pilgenröther auf Erhöhung seiner Vergütung 
Für Dezember 1922 sollen 1.500 M nachgezahlt, vom 1. Januar 1923 monatlich 20.000 M 
und außerdem 500 M Fehlgeld jährlich gewährt werden. 
 
13 
Der Schwester des verstorbenen Armenpflegers Strunk 
Sollen die Bretter für den Sarg zwecks Beerdigung ihres Bruders kostenlos und außerdem 
5.000 M überwiesen werden. 
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14 
Wegen Wiederholung des Diebstahls durch die Familie Fischer 
Soll Strafantrag gestellt werden. 
 
15 
Die Lieferung von 8 Sesseln mit reinem Leder 
Wird der Firma Busch u. Sohn zum Preise von 71.000 je Stück laut Angebot vom 22.2.23 
übertragen. Das Holz stellt die Stadt. Die Sessel sind nach dem im Bürgermeisterzimmer vor-
handenen Muster anzufertigen. 
 
16 
Antrag des Sportvereins 1912 auf Instandsetzung des Jugendspielplatzes 
Es sollen wöchentlich 2 Wagen Kohlenschlacken auf den Spielplatz gefahren werden. Die 
Verteilung hat der Sportverein vorzunehmen. Die Instandsetzung der Dachrinne und des Pa-
villions soll sofort erfolgen. 
 
17 
Von dem Protest des Herrn Karl Lenaif wegen Vergebung der –Arbeiten am städt. Neubau 
Wurde Kenntnis genommen. Es wurde gutgeheißen, dass der Bürgermeister verlangt hat, den 
Protest schriftlich einzureichen. 
 
18 
Antrag des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder auf Überlassung von verbilligtem Holz 
Es sollen 3 Klafter buchenscheitholz zu je 100.000 M überlassen werden. 
 
19 
Antrag der Anna Massfeller, von der Erhöhung des Steigerpreises um 15.000 M abzusehen. 
Genehmigt. 
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20 
Antrag der Stadt Wetzlar und des Carl Heinrich aus Coblenz, ihm das Holzgeld als Anleihe zu 
überlassen. 
Der Antrag wird abgelehnt, da die Stadt keine überflüssigen Gelder hat, weil sie selbst Woh-
nungen baut. 
 
21 
Antrag der Firma Maschinen- und Metallhandel GmbH auf Errichtung einer beweglichen Hal-
le auf dem am Bahnhof gelegenen Gelände. 
Genehmigt unter folgenden Bedingungen: 
Wo die Anpflanzung noch Lücken zeigt, ist sie so zu vervollständigen, dass die Rückwand 
des Schuppens so verdeckt wird, dass sie vom Bahnhofsgebäude aus nicht sichtbar ist. 
 
 
22 
Baugesuch Adam Schlemmer jr. Betr. Errichtung eines Schuppens an der Gerichtsstraße 
Einwendungen werden nicht erhoben. 
 
23 
Antrag der Bewohner der Sauertalstraße auf Entfernung der Straßenbäume von der Gastwirt-
schaft Steinebach bis ans Moor. 
Die Bäume sollen nicht entfernt, sondern nur so weit gestutzt werden, wie sie es vertragen 
bzw. wie es notwendig ist. Der Beschluss Nr. 13 vom 11.1.23 wird aufgehoben. 
 
24 
Antrag Munsch auf Beseitigung einiger Bäume auf dem Schulhof des Gymnasiums. 
Es soll eine Besichtigung erfolgen. 
 
25 
Die in der Bahnhofstraße fehlenden 
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Akazienbäume 
Sollen durch solche aus der Gerichts- bzw. Kaiserstraße ersetzt werden. 
 
26 
In Sachen Bezirksverband 
Soll dem Vorschlage des Herrn Dr. Wentrup vom 10. Februar d.J. stattgegeben werden. 
 
27 
Von dem Stande der Kartoffelabrechnung 
Nimmt Magistrat Kenntnis. 
Die noch vorhandenen 332 Zentner Kartoffeln sollen für die Armen zurückgehalten werden. 
Im übrigen sollen letztmalig noch erhalten: 
Otto Laermann 1 Ztr zu 2.000 M 
Anton Kreuzberg 1 Ztr zu 2.000 M 
Jakob Haas  1 Ztr zu 2.000 M 
Frau P. Müller Wwe 1 Ztr zu 1.000 M 
Adolf Intra  1 Ztr zu 1.000 M 
Valentin Ketzer 1 Ztr zu 1.000 M 
 
28 
Die Vereinigung des Pensionverbandes für Gemeindeforstbetriebsbeamte mit den Kommunal-
, Ruhegehalts- und Hinterbliebenenkassen 
Wird genehmigt. 
 
29 
Dem Verwaltungsgehilfen Burg, der seine erste Verwaltungsprüfung bestanden hat, 
soll am 1.4.d.J. ab die freie Stadtsekretärsstelle übertragen werden. 
 
30 
Antrag des Verwaltungsgehilfen Sack auf Versetzung in die Gehaltsgruppe VI 
Herr Sack hat seine erste Verwaltungsprüfung bestanden. Sein Antrag wird bis 1.7.23 vertagt. 
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31 
Antrag der Stadtkasse auf Besoldung des Kassengehilfen Helm nach Gruppe VI der staatli-
chen Besoldungsordnung mit Rücksicht darauf, dass er den Stadtrentmeister verteilt. 
Dem Antrage kann erst nähergetreten werden, wenn Herr Helm die erste Kassenprüfung abge-
legt hat. 
 
32 
Dem Christian Brühl 
Sollen vom 1. März d.J. ab für die Nachreinigung der Hauptverkehrsstraßen vom Denkmal bis 
zur evangelischen Kirche an Sonn- und Feuertagen 1.500 M monatlich gewährt werden unter 
der Bedingung, dass er diese Reinigung ordnungsmäßig ausführt. 
 
33 
Der Hausmeister Dommermuth 
Soll aus Anlass seines 80jährigen Geburtstages ein Glückwunschschreiben und ein Pfund Ta-
bak erhalten. 
 
34 
Die Pacht für die von Herrn Volkmann gepachteten Fläche am Himmelfeld, auf der sich das 
Waldhaus befindet, 
wird mit Einverständnis des Herrn Volkmann vom 1. März d.J. ab von 10 auf 500 M jährlich 
erhöht. 
 
35 
Die Pacht für den Landweiher 
Wird vom 1.3.d.J. ab mit Einverständnis des Herrn Volkmann von 20 auf 200 M erhöht. 
 
36 
Wegen Besetzung der freigewordenen Studienratsstelle Becker 
Soll erst der Schulausschuss gehört werden. 
 
37 
Der Antrag des Willi Bach, auf seine Kosten die Waschküche und eine Zwischenwand in der 
Selekta ausführen  sowie die Frontfenster im Erdgeschoss zu kleinen Schaufenstern für 
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Kontorartikel umgestalten zu dürfen, 
wird im Prinzip genehmigt. Für die Einrichtung der Waschküche und die Errichtung der 
Schaufenster ist die baupolizeiliche Genehmigung einzuholen. 
 
38 
Der Kinobesitzer Gerz 
Soll vom 1. März d.J. ab eine Vergnügungssteuer von 3.000 M für jede Vorstellung zahlen. 
 
39 
Die Projektierung der Pumpenanlage für das Wasserwerk 
Ist nicht mehr erforderlich. Ingenieur Endriss soll entsprechende Mitteilung erhalten. 
 
40 
Besetzung der Lehrerstelle 
Die Regierung in Wiesbaden soll gebeten werden, mit der Besetzung so lange zu warten, bis 
die Rektorfrage im Sinne der Stadtverwaltung Montabaur geregelt ist. 
 
41 
Dem A. Sabel hier 
Soll ein Schuh Holz für 10.000 M überlassen werden. 
 
42 
Die Tarif- und Dauerangestellten 
Sollen  vom 1. März d.J. ab das Gehalt monatlich im Voraus erhalten. 
 
Gez. Mönig, Gaul, Flügel, Gehling, Philippi, Germann 
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Bericht über die Sitzung vom 1. März 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Gehling, Philippi  
 
1 
Abgabe von verbilligtem Holz 
Für jeden Haushalt in Montabaur sollen bis 100 Wellen oder bis zu 50 Wellen und ½ Klafter 
Stockholz abgegeben werden. Die Familien, die in guten Verhältnissen lebe, sollen angemes-
senen Preis zahlen, diejenigen in weniger guten Verhältnissen zahlen etwas weniger und die 
in ganz schlechten Verhältnissen leben, sollen das Holz kostenlos erhalten. Die Verteilung 
und Festsetzung des Preises erfolgen durch eine Kommission, bestehend aus dem Magistrat, 
der Finanzkommission, der Waldkommission und dem kleinen Wohlfahrtsausschuss. 
Die Bevölkerung wird gebeten, bis Montag, dem 5. März d.J. noch einmal anzugeben, wer 
verbilligtes Holz wünscht und wieviel, also ob 50 oder 100 Wellen, 1 ganzes oder ½ Klafter 
Stockholz, oder die Hälfte von beiden. Wer die Angabe bis zu diesem Termin nicht macht, 
wird nicht berücksichtigt. Wer das Holz verkauft, muss den vollen Preis zahlen und hat für die 
Zukunft jedes Anrecht auf verbilligtes Holz verloren. 
 
2 
Der Antrag des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder auf Verabfolgung von 300 Bohnen-
stangen, 50 Gerüststangen, desgleichen des Oberstadtsekretärs Backes auf Überweisung von 
70 Bohnenstangen, des Polizeibetriebsassistenten Helm auf Überweisung von 100 Bohnen-
stangen, desgleichen des Kreisbaumeisters Gaul auf Überweisung von 50 Bohnenstangen 
desgleichen des Fabrikanten Flügel auf Überweisung von 20 Bohnenstangen 
wird genehmigt. Wenn Nadelholz nicht mehr zur Verfügung steht, soll Buchenholz genom-
men werden. 
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3 
Antrag des Kreiswohlfahrtsamtes 8 rm Holz zu einem wesentlich billigeren Preis zu überlas-
sen. 
 
Dem Antrag kann leider nicht entsprochen werden, da die Stadt Montabaur bereits anteilmä-
ßig die Kosten zur Unterhaltung des Kreiswohlfahrtsamtes trägt. 
 
4 
Antrag des Kreislandmessers Glogner auf Zuweisung eines Klafter Brennholz anstatt der zu-
gesagten 100 Wellen. 
Genehmigt unter der Bedingung, dass er die erforderlichen beiden Friedhofspläne nach An-
weisung der Verwaltung, insbesondere des Herrn Kreisbaumeister Gaul anfertigt. 
 
5 
Holzhauerlöhne 
Da die Holzhauer den vom Magistrat gewünschten Nachweis betr. Geschirrabnutzung nicht 
erbracht haben, wird angenommen, dass sie die mündlich beantragte Erhöhung der Geschirr-
abnutzung für den Monat Januar nicht aufrecht erhalten. Die Angelegenheit wird als erledigt 
betrachtet. 
 
6 
Ausrodung von Stockholz betreffend. 
Für ein Klafter Stockholz sollen, falls es sich um Nadelholz handelt, 50 M, falls es sich um 
Laubholz handelt 100 M an die Stadt gezahlt werden. Das Stockholz ist im Schlag ordnungs-
mäßig aufzusetzen, und die Stocklöcher sind wieder zu verebnen. 
Wenn Karl Kloft, Elgendorf und Colombel, Montabaur mit dem Ausroden bis zum 15. März 
d.J. nicht begonnen haben, wird die Genehmigung zurückgezogen, da Arbeitslose, zum Aus-
roden des Stockholzes genügend vorhanden sind. 
 
7 
Von dem Schreiben des Vorsitzenden des Schulausschusses an Herrn Studiendirektor Holtz 
vom 22. Februar d.J. betr. Beachtung der Verwaltungsordnung 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Da der Studiendirektor nicht geantwortet hat, soll eine entspre-
chende Anfrage an das Provinzialschulkollegium gerichtet werden. 
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8 
Der Bericht vom 27. Februar d.J. an das Provinzialschulkollegium in Cassel betr. Zurückzie-
hung der Zustimmung der städt. Körperschaften zu der Eingruppierung des Strudiendirektors 
Holtz und des Gymnasiallehrers Pehl  
Wird gutgeheißen. 
 
9 
Von der einmaligen Beihilfe des Staates von 100.000 M für das Kaiser Wilhelms Gymnasium 
Wird Kenntnis genommen. Dass die Verstaatlichung nicht möglich sei, ist bereits am 25. Sep-
tember 1922 mitgeteilt worden. Die Angelegenheit geht zunächst zur Sitzung des ‚Schulaus-
schusses. 
 
10 
Von der Verfügung des Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung vom 17. Januar 
d.J. in der mitgeteilt wird, dass die Bewilligung weitere Zuschüsse aus Staatsfonds für das 
Kaiser Wilhelms Gymnasium z.Zt. nicht möglich sei 
Wird Kenntnis genommen. 
 
11 
Schafweide 
Die von Metternich, Holler gebotenen 50.000 M und die von Kalb, Montabaur gebotenen 
30.000 M bzw. 150.000 M erscheinen viel zu gering. Die Schafweide  ist zu kündigen und 
ihre Verpachtung auszuschreiben. Wenn nicht genügend dabei herauskommt, ist das Gras an 
Ziegenhalter usw. zu verpachten. 
 
12 
Erhöhung der Jagdpachtgelder. 
Die seitens der Pächter gebotenen Summen sind viel zu gering. Das Pachteinigungsamt soll 
über die Angelegenheit entscheiden. 
 
13 
Der Antrag des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder auf Erhöhung der täglichen Pfleges-
ätze 

a) Für Ortsarme von 500 M auf 1.000 M 
b) Für Auswärtige u. Durchreisende von 750 auf 1.500 M vom 1. März d.J. ab. 

Wird genehmigt. Dem Hospital soll der  
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Gleiche Satz gezahlt werden. Diejenigen Personen im Hospital, die selbst für Kost und Woh-
nung aufkommen, zahlen dieselben Sätze. 
 
14 
Antrag Pilgenröther auf Erhöhung seiner Vergütung für das Ausschellen der amtlichen Be-
kanntmachungen. 
Die Gewährung von 2 Stundenlöhnen der städt. Arbeiter für das Ausschellen der amtlichen 
Bekanntmachungen wird abgelehnt. Mit Rücksicht auf sonstige gute Einkommen wird die 
Vergütung auf 500 M für jede Bekanntmachung erhöht. 
 
15 
Baugesuch Franz Carl Hisgen betr. Bauveränderung an seinem Haus Kirchstr. 2 
Die Veränderungen sind in die Zeichnung rot einzutragen. Ein Lageplan ist in doppelter Aus-
fertigung einzureichen. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Germann, Gaul, Gehling, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 3. März 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Gehling, Philippi  
 
1 
Nach Besichtigung des Brandweihers 
Wird genehmigt, dass das von der Coblenzer Straße aus gesehene, dem Brudervorsteher be-
zeichnete, links vom Brandweiher stehende verkrüppelte Holz – ausgenommen die Eiche – 
von dem Brüderhaus geschlagen werden darf. 
Dafür ist der Brandweiher sauber zu machen. Die Ufer sind abzuschrägen und entsprechend 
zu bepflanzen, damit ein sauberes Bild entsteht. 
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2 
Die Bäume vorm Gymnasium 
Sollen gestutzt werden, da sie dadurch noch den Vorteil eines Fachmannes unter Umständen 
eingehen 
 
3 
Die in der Ecke der Seminarstraße nach dem Hause Munsch hin stehende 2. Baum 
Soll beseitigt werden. 
 
4 
Die Einfriedigung des Friedhofes und die nach der Peterstorstraße hin stehende Bäume 
Sollen beseitigt werden. Das Erdreich soll so tief umgerodet werden, dass sämtliche Wurzeln 
entfernt werden. Die Friedhofsmauer an der Peterstorstraße ist um 10m nach jeder Seite hin 
zu verlängern. Die dort bestehende Linde ist an beiden Seiten mit einer lebenden Hecke zu 
bepflanzen. 
 
5 
Antrag Bach auf Ermäßigung der Miete für die Selekta 
Herr Kreisbaumeister Gaul wird ein Gutachten einreichen. 
 
6 
Die Fußböden des Rathauses  
sollen geölt werden. 
 
7 
Das Abtrennen von Briefmarken aus den Aktenstücken 
Soll den Beamten und Angestellten verboten werden. Sobald Zeit vorhanden ist, sollen das 
leere Papier und die Marken aus den Akten herausgeschnitten und letztere verkauft werden. 
 
8 
Antrag der deutschen Jugendherberge Zweigausschuss Main/Lahn/Fulda in Frankfurt am 
Main auf Gewährung eines Beitrages für das Jahr 1923 
5.000 M werden bewilligt. 
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9 
Infolge der Besatzung und der eingegangener Beschwerden seitens der Bevölkerung 
Soll die große Beleuchtung in der Stadt eingeschaltet und versucht werden, die Mehrkosten 
als Besatzungskosten vom Reich erstattet zu bekommen. 
 
10 
Die Angelegenheit betr. Kündigung des Verwaltungsgehilfen Müller 
Soll mit Rücksicht darauf, dass er unbedingt erforderlich ist, nicht weiter verfolgt werden. Sie 
ist als erledigt zu betrachten. 
 
11 
Die infolge der vom Kreise z.Zt. eingeführten Brotkarten entstandenen Kosten von 28.519,50 
M und wenn möglich auch die durch die neu eingeführten Brotkarten entstandenen Kosten 
von 64.300 M 
Sollen aus den Überschüssen der Kreisverteilungsstelle erstattet und ein entsprechender An-
trag gestellt werden. 
 
12 
Besetzung der freigewordenen Stelle Ebert. 
Die 3 freigewordenen Stellen Becker, Wurm und Ebert sollen nur provisorisch besetzt wer-
den. Es soll weiterhin versucht werden, das Gymnasium zu verstaatlichen oder auf eine breite-
re Grundlage zu stellen. 
 
13 
Antrag der Landwirtschaftskammer auf Erhöhung des städt. Zuschusses zur Landwirtschaftli-
chen Winterschule auf 40.000 M jährlich 
Genehmigt. 
 
14 
Die Verpachtung der Kleingärten an der Straße nach Holler 
Soll zum Kornpreis und nur an solche Familien erfolgen, die noch nicht im Besitz eines Gar-
tens sind. Wegen Vergebung des Gartens 
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des verstorbenen Lehrers Noll soll nochmals verhandelt werden. 
 
15 
Erhöhung der Vergütung für die Schulzahnpflege 
Die Zahlpflege der Schulbehörde soll durch die Zahntechniker Müller, Flach und, falls er es 
wünscht, auch durch den Zahnarzt Dr. Fuchs erfolgen. Die regelmäßige Untersuchung soll 
alle 3 Monate vorgenommen werden. Außer dieser Untersuchung hat in jedem Falle eine Ein-
zelbehandlung zu erfolgen, falls es notwendig ist. Die Behandlung besteht in Zahnziehen, 
Nerventöten, Abschleifen der scharfen Zahnränder, Untersuchung der Zähne, Zahnreinigen 
und Entfernung von Zahnstein in der Privat-Praxis der Zahntechniker bzw. des Zahnarztes. 
Ausgeschlossen sind Zahnfüllungen. Jedes Kind hat hierzu das Recht, solange es die Schule 
besucht. Die Schulleiter und Lehrer haben die Schulkinder alle 3 Monate zu den Zahntechni-
kern bzw. dem Zahnarzt zu führen. Der Rektor hat in jedem Fall dem Magistrat einen entspre-
chenden Bericht zu erstatten. Falls Herr Dr. Fuchs an den Untersuchungen teilnimmt, ist je-
dem der Herrn 1/3 der Schulkinder zuzuführen. Ortsvergütung wird vom 1. April d.J. ab 500 
M für jedes Kind jährlich gezahlt. 
 
16 
Antrag des Fräulein Christina Fischer auf Erhöhung ihrer Vergütung für die Reinigung der 
Katharinenschule 
Die Vergütung wird vom 1.2.d.J. ab auf 15.000 M für den Monat festgesetzt. Es soll erwogen 
werden, die Reinigung der Katharinenschule einer Person zu übertragen, die in dem Gebäude 
wohnt und die in der Lage ist, kleinere Unterhaltungsarbeiten selber auszuführen. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Germann, Flügel, Gaul 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 8.3.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Ger-
mann, Flügel, Philippi, Gehling 
 
1 
Grundstückstausch mit 
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Herrn Heinrich Volkmann. 
Es soll eine Besichtigung erfolgen. 
 
2 
Bullenhaltung 
Magistrat nimmt von der Erklärung des Herrn Norbert Rossbach, die besagt, dass falls seine 
Ansprüche nicht genehmigt würden, er auf die Bullenhaltung verzichte, Kenntnis. Magistrat 
nimmt diesen Verzicht an. Damit fällt auf die Anwartschaft auf die in Aussicht gestellte Wie-
se fort. 
 
3 
Von dem Schreiben von der Generaloberin Schwester M. Fermata betr. die höhere Mädchen-
schule 
Wurde Kenntnis genommen. Es wird ein weiterer Vorschuss von 300.000 M bewilligt. Die 
Vorlage wegen endgültiger Regelung des Vertrages und Besoldungsangelegenheit wird als-
bald erfolgen. 
 
4 
Die Schulgeldsätze für die Katharinenschule 
Werden vom 1. Januar 1923 ab auf 6.000 M für einheimische und 7.500 M für auswärtige 
Schülerinnen erhöht. Es wird empfohlen, diese Schulgeldangelegenheit genauso zu behan-
deln, wie beim Gymnasium. 
 
5 
Antrag des Herrn Schulrats Klemann auf Schulgeldermäßigung 
Für die älteste der Schülerinnen wird eine ganze Freistelle bewilligt. Wegen Erlass bzw. Er-
mäßigung des Schulgeldes für die des Gymnasiums besuchenden Schüler soll zum Beginn des 
neuen Schuljahres Stellung genommen werden. 
 
6 
Beschwerde der Firmen Letschert und Menningen, Höhr betr. Zinsberechnungen infolge ver-
späteter Holzgeldzahlungen. 
Die Zahlungsfrist beträgt 8 Tage (nicht 7 Tage) vom Tage der Veröffentlichung 
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Kreisblatt an gerechnet. Der Tag der Veröffentlichung rechnet nicht mit. Es soll der Tag der 
Einzahlung des Geldes rechnen, welcher ordnungsmäßig nachgewiesen werden muss, nicht 
der Tag des Eingangs des Geldes bei der Stadtkasse. 
 
7 
Von dem Schreiben des Finanzamtes betr. Abgabe  von ½ % des Verkaufspreises des Holzes 
auf Grund des Preuß. Notgesetzes 
Wird Kenntnis genommen. 
 
8 
Die Angelegenheit betr. verbilligtes Holz für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene  
Ist durch die Aufforderung zur Einzelanmeldung erledigt. 
 
9 
Dem Jägermeister Schlüntz und dem Oberlandjäger Kniest, die den Stadtwald zur Verhütung 
von Holzdiebstählen überwacht haben, 
 sollen je 50 Wellen Holz kostenlos erhalten. 
 
10 
Abgabe von verbilligtem Holz 
Es soll zunächst eine Sichtung der Anmeldungen erfolgen. 
 
11 
Der Schulwart Hammerstein 
Wird ab 1. März d.J. eine monatliche Vergütung von 15.000 M gewährt. 
 
12 
Antrag des Andreas Specht auf Erlass der Gewerbesteuer von 80 M 
Genehmigt. Dem Antragsteller soll mitgeteilt werden, dass er künftighin rechtzeitig Einspruch 
beim Finanzamt einlegt. 
 
13 
Mit der Unterbringung der Frau Wwe. Anna Jung im hiesigen Hospital 
Erklärt sich Magistrat einverstanden. Sämtliche Rentenbezüge fließen in die Stadtkasse, aus-
genommen die Grundrente, die monatlich etwa 600 M beträgt und der Frau Jung belassen 
werden soll. 
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14 
Die zur Verbilligung der Milch überwiesenen 40.000 M 
Sollen von dem Bürgermeister nach Anhörung der beiden Hebammen verteilt werden. 
 
15 
Von der Ablehnung des Sägewerksbesitzers Adam Quirmbach betr. Stromlieferung zu 35% 
des städtischen Lichtpreises für die Kwh 
Nimmt Magistrat Kenntnis. Eine höhere Vergütung soll nicht geboten werden. 
 
16 
Die aufgenommenen kleineren Anleihen im Gesamtbetrage von 221.750 M 
Sollen abgetragen und wegen der Abtragung des Kaufgeldes für die Präparandie mit dem Se-
minarlehrer Vollmer verhandelt werden. 
 
17 
Von dem Beschlusse der Wohnungskommission vom 3. März d.J. betr. Ablehnung der Mit-
wirkung bei Wohnungsangelegenheiten, die mit der Besatzung zusammenhängen 
Wird Kenntnis genommen. Der Bürgermeister wird mit der Erledigung beauftragt. 
 
18 
Erhöhung der Vergütung für Reinigung des Gymnasiums 
Magistrat nimmt davon Kenntnis, dass in der Angelegenheit nichts weiter gemacht werden 
konnte, weil der Studiendirektor  trotz 3 maliger Aufforderung die Akten nicht hereusgibt. Es 
soll Beschwerde beim Provinzialschulkollegium erhoben werden. 
 
19 
Hundesteuer 
Vom 1. April d.J. wird die Hundesteuer für den ersten Hund auf 2.000 M, für den zweiten 
Hund auf 6.000 M, für den dritten Hund und jeden weiteren Hund auf 1.200 M erhöht. 
 
20 
Über zweifelhafte Anträge auf Erwerbslosenunterstützung 
Soll das Landratsamt entscheiden. 
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21 
Der Antrag des Oekonom Adam auf Überlassung des Lieferwagens zum Transport von Vieh 
nach Fell und Trier 
Wird wegen der unsicheren Zeit und des weiten Weges abgelehnt. 
 
22 
Von den Angeboten betr. Errichtung einer Friedhofseinfriedigung 
Wurde Kenntnis genommen. Die Stadtverordnetenversammlung soll vorher gehört werden. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Germann 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 9. März 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Ger-
mann, Gehling, von der Grundstücksankaufkommission: Eisel, Stern, Henn und Müller. 
 
1 
Grundstücksaustausch mit dem Fabrikanten Heinrich Volkmann. 
Es fand eine Besichtigung des städtischen Zugangsweges zum Aubach, das der Stadt gehöri-
gen Böschung und der Wiese im Beisein des Herrn Volkmann statt. Der Austausch gegen ein 
Grundstück an der Bahnhofstraße wurde im allgemeinen gutgeheißen. Es soll eine genaue 
Feststellung der Größe und Lage erfolgen. Der Weg zu dem Badeplatz soll gegebenenfalls 
verlegt werden. Eine Besichtigung der Grundstücke am Himmelfeld fand nicht statt. Es ist 
zunächst die Größe und Lage der Grundstücke festzustellen. Herr Volkmann hat sich durch 
Handschlag dem Bürgermeister gegenüber verpflichtet, sich an sein Angebot bis einschließ-
lich 6. April d.J. gebunden zu halten. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Germann, Gaul, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 15. März 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Ger-
mann, Gehling, Flügel und Philippi 
 
1 
Lieferung der Gleichrichter durch die AEG 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Dr. Teves soll gebeten werden, sich wegen des Lieferungs-
termins gutachterlich zu äußern. 
 
2 
Antrag der Firma Taphorn, Olig u. Co. betr. Kauf der Gleichrichter 
Die Firma soll gebeten werden, ein Angebot zu machen. 
 
3 
Mit Herrn Lorenz Stendebach 
Soll wegen Stromlieferung verhandelt werden. 
 
4 
Die zur Verbilligung der Milch für Säuglinge überwiesenen 40.000 M 
Sollen zur Verbilligung der von der Fuchsmühle Ransbach zu liefernden Milch verwendet 
werden und der Verkaufspreis 550 M betragen. 
 
5 
Baugesuch Fries betr. Errichtung eines Schuppens 
Einwendungen werden nicht erhoben. Die Zeichnung ist in doppelter Ausfertigung einzu-
reichen. 
 
6 
Die am 10. März d.J. vorgenommene Verpachtung der Gärten 
Werden nicht genehmigt. Auf der Sommerwiese an der Limburger Straße sind 16 Kleingärten 
einzurichten und mit den anderen Kleingärten gegen Kornpreis zu verpachten. 
 
7 
Antrag Bach betr. Instandsetzung des Selektagebäudes 
Es sind 2 Zentner Korn als Miete zu zahlen. Das Rahmenwerk von 3 Fenstern wird stadtseitig 
erneuert und zur Belüftung auf der hinteren Dachseite ein neues Dachfenster angebracht. Die 
Herstellung der abgerutschten Gartenmauer soll ebenfalls stadtseitig erfolgen und ein einfa-
ches Brüstungsgelände r über dem steilen Abhang angebracht werden, wobei Herr Bach inso-
fern mitzuwirken hat, als er einige Eisenpfosten zu liefern hat. 
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8 
Als Mitglieder der Preisprüfungsstelle 
Werden vorgeschlagen für Herrn Lang Herr Josef Dunker und für Herrn Linz Herr Steuerin-
spektor Gerz. 
 
9 
Dem Antrag der Mieterschutzvereinigung vom 24.Februar d.J. betr. Neuwahl der Mitglieder 
für das Mieteinigungsamt und des Wohnungsamt 
Kann Magistrat nicht zustimmen. Die Ersatzwahl für Herrn Studienrat Ebert wird der Stadt-
verordnetenversammlung überlassen. 
 
10 
Die Verwaltungsgebühren werden auf Grund der Verfügung des M. d.J. vom 21.2.23 wie 
folgt erhöht: 
Für ein Führungszeugnis auf 1.000 M 
Für kleine stempelfreie Bescheinigungen, soweit diese nicht der sozialen Fürsorge dienen und 
kostenfrei zu erteilen sind, 300 M 
Je nach der Vermögenslage der Antragsteller kann eine Ermäßigung der Gebühr für Füh-
rungszeugnisse und für kleine stempelfreie Bescheinigungen bis auf 100 M erfolgen und u.U. 
Gebührenfreiheit eintreten. 
 
11 
Den Mitgliedern des Schätzungsamtes 
Soll nahe gelegt werden, den in Rechnung gestellten Betrag von 12.800 M zu streichen, da die 
städtischen Kommissionsmitglieder auch keine Vergütung erhalten. 
 
12 
Bewilligung weiterer Mittel zur Verfügung des Magistrats. 
Bei Titel I 2 sollen anstatt 200.000 M 2 Millionen M und bei Titel I 3 anstatt 1.800 M 1 Milli-
on M beantragt werden. 
 
13 
Erneuter Antrag Quirmbach auf Bewilligung von 50% für Lichtstrom der Überlandzentrale. 
Abgelehnt. 
 
14 
Beschäftigung Erwerbsloser 
Es sollen möglichst viele Notstandsarbeiten ausgeführt werden, wie Einfriedigung des Vier-
familienhausgrundstückes, Regulierung der Bäche, Straßeninstandsetzungen usw. Es soll ein 
Kredit von 5 Millionen beantragt werden. 
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15 
Antrag der Handarbeitslehrerin Hammerstein auf Erhöhung ihrer Vergütung. 
Es werden 2/3 der Vergütung bewilligt, die die im Nebenamt beschäftigten Berufsschullehrer 
erhalten. 
 
16 
Die Wiederbeschäftigung des Holzhauermeisters König als städtischer Arbeiter 
Wird abgelehnt. 
 
17 
Antrag Peter Weyer auf Genehmigung zum Abbruch seines Wohnhauses v. Rebstock Nr. 19. 
Genehmigt. 
 
18 
Antrag Aug. Görg auf Stundung von 13.000 M Holzgeld  
Genehmigt. 5.000 M sind am 1. April, 4.000 M am 1. Juli und 4.000 M am 1. Oktober zu zah-
len. 
 
19 
Antrag Sabel auf Überlassung von 4 Ztr. Kartoffeln. 
Abgelehnt. 
 
20 
Die Mitgliedschaft zum Reichsstädtebund 
Soll erhalten und der in Frage kommende Betrag von 21.918 M gezahlt werden. 
 
21 
Die Kosten, die infolge Instandsetzung der Stadtmühle und Errichtung eines Schuppens da-
selbst entstanden sind,  
sollen auf Grund des Reichsmietengesetzes auf die Mieter umgelegt werden. Magistrat sieht 
einer Vorlage entgegen. 
 
Gez. Mönig, Bahl, Philippi, Gehling, Germann 
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Bericht über die Sitzung vom 21. März 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Flügel, 
Germann, Gehling, Philippi  
Beim 1. Punkt war Herr Stadtverordnetenvorsteher Dr. Teves anwesend. 
 
1 
Errichtung von Wohnhäusern für die Besatzung 
Beim Reichsvermögensamt in Coblenz soll sofort beantragt werden, mit Rücksicht auf die 
Vergrößerung der Wohnungsnot durch die französische Besatzung ein Wohnhaus mit 2 Offi-
zierswohnungen und ein 6 Familienwohnhaus oder ein Vier-und ein Zweifamilienwohnhaus 
oder 3 Zweifamilienwohnhäuser zur Unterbringung der Gendarmerie.-Brigade in Montabaur 
zu errichten. Um der Reichsvermögensverwaltung den guten Willen der städtischen Körper-
schaft zu zeigen und dazu beizutragen, aus diesem Wohnungselend herauszukommen, sollen 
2 Bauplätze zu einem mäßigen Preise, gegebenenfalls kostenlos stadtseitig zur Verfügung 
gestellt werden. Im letzteren Falle behält sich die Stadt das Vorkaufsrecht vor. 
 
2 
Die in der Bahnhofstraße fehlenden Akazienbäume  
Sollen im Herbst d.J. ersetzt werden. 
 
3 
Die Schulgeldsätze für das Gymnasium 
Werden ab 1. April für einheimische auf 20.000 M und dür auswärtige Schüler auf 25.000 M 
erhöht. 
 
4 
Gefrierfleisch 
Es sollen für diese Woche 6 Viertel Gefrierfleisch und 3 Zentner Rinderfett zum Preise von 
2.700 M das Pfund beschafft werden. 
 
5 
Die Unterbringung der taubstummen Karoline Kaiser in dem Taubstummen-Institut zu Cam-
berg 
Wird gutgeheißen. Die noch erforderlichen Bekleidungsstücke sollen beschafft werden. Der 
Unterstützungswohnsitz wird anerkannt und die Verpflichtung zur Tragung der reglementmä-
ßigen Kosten übernommen. 
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6 
Antrag des Gemischten Chores auf Befreiung von 2.585,50 M der Lustbarkeitssteuer anläss-
lich des Konzerts am 9.12.22. 
Die Kartensteuer ist bereits auf 25% ermäßigt. Eine weitere Ermäßigung kann, um nicht einen 
besonderen Fall zu schaffen, nicht erfolgen. 
 
7 
Antrag der Geschwister Scheidt auf Erlass von 200 M Müllabfuhrgebühren und 193 M Was-
sergeld 
Genehmigt. 
 
8 
Antrag Burg auf Rückzahlung des vor dem 1.2.23 erbetenen Mehrbetrages für Kraftstrom, der 
als Lichtstrom berechnet wurde. 
Abgelehnt, da eine Ausnahme nicht gemacht werden kann. 
 
9 
Die Beschäftigung der Erwerbslosen 
Soll nach der Vorlage des Bürgermeisters vom 21.3.23 erfolgen. 
 
10 
Wegen Verpachtung der Gärten an der Limburger Straße 
Soll die Landwirtschaftskommission gehört werden, da behauptet wird, dass Schwierigkeiten 
wegen der Entwässerung der Nachbargrundstücke entstehen könnten. 
 
Gez. Bahl, Germann, Philippi, Gehling 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 23.3.23 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Mönig die Herren: Bahl, Gaul, Ger-
mann, Gehling, Philippi, Flügel. 
 
1 
Die von der Stadtverord. Versammlung festgesetzten Preise des verbilligten Holzes 
Werden genehmigt. Die Verlosung erfolgt am 26. März 1923. 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

361 
2 
Besoldung des Herrn Bürgermeister Mönig 
Herr Beigeordneter Gaul wird beauftragt mit den zuständigen Herrn Dezernenten beim Bez.Ausschuss 
in Wiesbaden mündlich zu verhandeln, um zu erreichen, dass die frühere Dienstzeit insofern ange-
rechnet wird, dass das bisherige Besoldungsdienstalter frühestens um vier Jahre gekürzt, also die 
Gruppe X auf den 1. April 1911 festgesetzt wird (§ 3 Abs. 5 des Preuß. BEG vom 17.12.20) Zu die-
sem Gesamteinkommen soll alsdann eine Dienstaufwandsentschädigung von 10% gewährt werden. 
 
3 
Der Zuschlag zu den Reichsmieten 
Wird vom 1. April 1923 ab für Verwaltungskosten auf 800, 1000 und 1200 M und für laufende In-
standsetzungen auf 2.500 % erhöht. 
 
4 
Baugesuch Jos. Olig betr. Errichtung einer Beamtenwohnung auf seinem Grundstück Nr. 
5103 
Einwendungen werden nicht erhoben. 
 
5 
Der Grundstücksaustausch mit Herrn Volkmann 
Wird unter folgenden Bedingungen genehmigt. Der Zugang zum Aubach und die vorhandene Bö-
schung am Aubach wird gegen ein Grundstück des H. Volkmann an der Bahnhofstr. Und des städt. 
Grundstücks am Himmelfeld auf dem das Waldhaus des Herrn Volkmann sich befindet gegen ein 
zweites Grundstück an der Bahnhofstr. und des Volkmann´sche Grundstück auf dem Feldchen Nr. 
676/14, 5 ar   qm große gegen eine ebenso große städtische Fläche links vom Waldhäuschen am Him-
melfeld ausgetauscht. Es ist eine Wegegerechtigkeit auf des Herrn Volkmann gehörige Grundstück am 
Aubach in das Grundbuch einzutragen, welche den Zugang zum Badeplatz im Aubach solange sichert, 
als der Badeplatz besteht. Herr Rechtsanwalt und Notar Dr. Teves soll gebeten werden, die grundbuch-
liche Regelung des Tausches und der Belastung zu veranlassen. 
 
6 
Dem Oberstadtsekretär Backes 
Wird der Kleingarten Nr. 1 im Distrikt „Vor dem Peterstor“ mit Rücksicht auf seine schwere Kriegs-
verletzung im Voraus zugeteilt. Als Pacht ist der bei der Vergebung erzielte Durchschnittsbetrag zu 
zahlen. 
 
7 
Die Verpachtung der Kleingärten 
Wird vorerst an die Landwirtschaftskommission verwiesen. 
 
8 
Antrag der Geschwister Hisgen auf Erlass der Gebäudesteuer, Müll- und Wassergeldgebühren 
Genehmigt. 
 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

362 
9 
Die Angelegenheit betr. Erhöhung der Vergütung für die Duldung der Masten der Überland-
zentrale auf städt. Grund und Boden 
Soll nicht weiter verfolgt werden. 
 
10 
Die Angelegenheit betr. Rückerstattung eines Teiles der Armen, Schulen- und Polizeilasten 
seitens der umliegenden Gemeinden 
Soll nicht weiter verfolgt werden. 
 
11 
Ausrodung von Stockholz durch den Justizobersekretär Rademacher im Himmelfeld 
Falls es sich um Stockholz handelt, ist für ein Klafter Stockholz 50 M und bei Laubholz 100 
M zu zahlen. Die Stocklöcher sind wieder zu verebnen. 
 
12 
Anträge auf Abgabe von Kartoffeln 
Frau Math. Ringer soll einen Ztr. Umsonst und Herr Henritzi einen Ztr. Zu 2000 M erhalten. 
Der Antrag Hermann wird dadurch hinfällig, da die Familie inzwischen verzogen ist. 
 
13 
Die Beschäftigung des Technikers Peter Massfeller von hier 
Soll bis auf weiteres gegen das von der Stadt zu tragende dritte Drittel des Tariflohnes erfol-
gen. 
 
14 
Antrag der Firma Peter Josef Endris I/Höhr betr. Ermäßigung des Holzkaufpreises von 
300.000 M auf 200.000 M 
In beiden Versteigerungsprotokollen ist der Betrag von 300.000 M genannt. Um einen Pro-
zess zu vermeiden, wird die Holzsumme von 300.000 M auf 1250.000 M ermäßigt. Wenn die 
Firma nicht bereit ist, diesen Betrag zu zahlen, geht das Holz wieder in den Besitz der Stadt 
über. 
 
Gez. Gaul, Germann, Bahl, Gehling, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 29. März 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herren Beigeordneten Gaul, die Herren  Bahl, Flügel, 
Gehling, Germann 
 
1 
Die Anstellungsurkunde des Stadtsekretärs Burg 
Wird unterschriftlich vollzogen. 
 
2 
Verpachtung der Kleingärten 
Nach Vorlage genehmigt. 
 
3 
Baugesuch Willy Bach 
Genehmigt. 
 
4 
Den Landjägern werden als Vergütung für die Waldbewachung 
Anstatt 50, 100 Wellen kostenfrei für jeden Landjäger bewilligt. 
 
5 
Wasserrecht Holler 
Die Eintragung eines Wasserrechts wird abgelehnt. 
 
6 
Der Nachtragsvertrag Nr. 1 mit dem Landesbauamt betr. Kaiser-Wilhelm-Denkmal 
Wird unterschriftlich vollzogen. 
 
7 
Gesuch des Volksvereinssekretär Roth um Holz 
Es sollen 2 rm für die Werbungskosten abgegeben werden. 
 
8 
Der Antrag Anton Bahl auf Ermäßigung der Hundesteuer 
Wird auf 200 M ermäßigt. 
 
9 
Eingabe des Berufsschulleiters Frank betr. nebenamtlicher Lehrer 
Nach Antrag genehmigt. 
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10 
Verteilung der Kosten der Instandsetzungsarbeiten bei der Stadtmühle 
Beigeordneter Gaul und Oberstadtsekretär Backes zur Erledigung und Vorlage zur nächsten 
Magistratssitzung. 
 
11 
Antrag der Margarete Froh auf Erlass der Wohnungsbauabgabe von 53 M 
Genehmigt. 
 
12 
Bullenhaltung 
Die 4 rm Scheitholz werden abgelehnt, sonst genehmigt. 
 
13 
Bearbeitung von Grund und Boden für Heu und Hafer. 
Mit dem Beschluss der Landwirtschaftskommission einverstanden. 
 
14 
Eingabe Josef Kespe auf Stundung der Realsteuer und Abgabe von verbilligtem Holz. 
Genehmigt. 
 
Gez. Bahl, Germann, Gaul, Flügel, Gehling 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 5. April 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Bahl, die Herren Gaul, Flügel, 
Germann, Gehling, Philippi  
 
1 
Ortsberingfestsetzung 
Den Ansichten des Landesbauamtes kann der Magistrat nicht zustimmen. Er ist der Ansicht, 
dass für die Ortsgrenze der Giebel des letzten bewohnten Hauses als Ortsberinggrenz maßge-
bend ist, das ist in diesem Falle das Haus des Herrn Landesbaurats Müller. 
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2 
Eingabe der Barmherzigen Brüder um Erhöhung der Pflegesätze 
Es werden für die Folge gezahlt: 
1800 M für Einheimische und 3.000 M für Durchreisende pro Tag bezahlt. Die Sätze kommen 
für das Hospital auch in Anwendung. 
 
3 
Antrag der Barmherzigen Brüder auf Ermäßigung bzw. Erlass der Kosten für Personalauswei-
se 
Die Gebühren werden bei Stellung der ausgefüllten Formulare auf 50 M ermäßigt. 
 
4 
Antrag Christian Brühl auf Erhöhung seiner Vergütung für die Reinigung der Straßen an 
Sonntagen auf 2.000 M und für die Reinigung des Tiergartens auf 3.000 M. 
Genehmigt unter der Begrenzung, dass die Vergütung für die Reinigung die Reinigung des 
Tiergartens nur vom 1. April bis 1. Oktober Geltung haben soll. 
 
5 
Die Vertretung des Stadtrentmeisters Hartenfels durch die Bürogehilfen Helm und Kunst 
Wird dahin ergänzt, dass sie gemeinsam schriftlich Quittung leisten. 
 
6 
Antrag des Schreinermeisters Peter Müller auf Erlass der Zinsen für gesteigertes Nutzholz 
Genehmigt. 
 
7 
Abgabe von Bohnenstangen an Herrn Hirschhäuser 
Genehmigt unter Aufsicht der Forstbehörde. 
 
8 
Polizeimeister Müller 
Soll noch bis Ende Mai weiter mit dem Dienst der Nachtwache beschäftigt werden, da der 
Dienst als Flurhüter z.Zt. noch nicht als notwendig erscheint. 
 
9 
Die Anschaffung eines Stempelkastens zum Kostenpreis von 9.500 M 
Wird genehmigt. 
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10 
Bautechniker Massfeller 
Soll bis auf Weiteres den ganzen äußeren Dienst übernehmen. Abends 6 Uhr sollen Löwen-
guth und Massfeller mit Herrn Kreisbaumeister Gaul beraten, welche Arbeiten für den nächs-
ten Tag zu erledigen sind. 
 
11 
Beschwerde über Ablehnung von Holz 
Alle Eingaben werden an die Kommission zur Prüfung zurückverwiesen. 
 
12 
Der Verkauf von Dung und Jauche 
Wird genehmigt. 
 
13 
Gesuch des Fräulein Heibel und Frau Sauerborn um Überlassung des Noll´schen Gartens. 
Der Magistrat ist der Ansicht, dass die Gärten nur durch Lose vergeben werden können, da 
sonst von allen Seiten wieder Beschwerden einlaufen. Die Gärten sollen nach Lage der Woh-
nung möglichst an die nächsten Interessenten verteilt bzw. verlost werden. 
 
14 
Gesuch Karl Eve um kostenlose Überlassung von 100 Wellen. 
Genehmigt. 
 
15 
Die Eingabe von Jean Neurohr um Abgabe des angeblich gekauften Ofens von der Frau Cus-
ter 
Wird abgelehnt, mit der Begründung, dass die Stadt für die verauslagten Kosten den Ofen als 
Zahlung zurückhalten muss. 
 
16 
Der Pachtpreis der Kleingärten 
Soll nach den gesetzlichen Bestimmungen festgelegt werden. 
 
17 
Einstellung eines Studienrats am Gymnasium. 
Die feste Anstellung des Stud. Assessor Gilles aus Limburg muss abgelehnt werden, da die 
Stadt bei den heutigen unsicheren Verhältnissen sich nicht 
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die Verpflichtung aufladen kann, einen Studienassessor für Lebenszeit einzustellen. 
 
18 
Die Eingabe des Willy Bach vom 5.4.23 
Um Ausführung seiner Waschküche durch Erwerbslose 
Wird abgelehnt. Erwerbslose können grundsätzlich nur für reine städtische Arbeiten verwen-
det werden. 
 
19 
Gesuch der Eheleute Peter Heibel um kostenlose Überlassung von 100 Wellen. 
Genehmigt. 
 
20 
Gartenabnahme der Frau Wwe Gross 
Die 2 von der Frau Gross gepachteten Gärten fallen wieder auf die Stadt zurück, da Frau 
Gross heiratet und nach Wirges verzieht. 
 
21 
Die Grundstücksverpachtung vom 5. April d.J. 
Wird genehmigt. 
 
22 
Sandlieferung 
Der Vertrag mit Hannappel, Horressen wird nach seiner Eingabe vom 26. März d.J. geneh-
migt. Als Abgabe für Private sollen für die Folge an die Stadt 500 M pro cbm gezahlt werden. 
An Gräberlohn 1000 M je cbm, Fuhrlohn  

a) Für die Stadt 5.500 M je cbm 
b) Für Private u. der Stadt 6000 M je cbm. 

 
23 
Geländetausch mit Volkmann 
Herr Volkmann erhält von der Stadt: 

1) Den Verbindungsweg „Auf der Hohenstraße“ 3. Gewann, Kartenblatt 22 Parzelle 
103/5102 in der Größe von 1 ar 36 qm oder 5,44 Ruten 

2) Von der Parzelle 8/4309 c, 9/4309 b, 10/4309 a, Kartenblatt 22 den Teil, der auf die 
Böschung entfällt in einer Größe von etwa 13 ar = 52 Ruten. Die Fläche ist durch ei-
nen vereidigten Landmesser genau festzustellen. 

3) Die Wiese (jetzt Acker) „In der Himmelbitz“ Kartenblatt 37 Parzelle Nr. 4429. 17 ar 
31 qm = 69,24 Ruten 

4) Die Bodenfläche des Waldhauses 1 ar 50 qm = 6 Ruten 
5) Links vom Waldhaus eine Fläche von rd. 5 ar = 20 Ruten und zwar in einer Frontbrei-

te von 25 m zur Verbesserung des Zugangs zum Waldhaus. 
Der Baumbestand bleibt Eigentum der Stadt. Die Bäume werden nach Vereinbarung mit 
Herrn Volkmann gefällt. 
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1. 1 ar 36 qm oder    5,44 Ruten 
2. 13 ar        oder  52,00 Ruten 
3. 17 ar 31 qm oder 69,24 Ruten 
4. 1 ar 50 qm oder    6,00 Ruten 
5. 5 ar          oder    20,00 Ruten 

Zus.   38 ar 17 qm oder 152,68 Ruten 
Dafür gibt Volkmann ab: 
An der Bahnhofstraße 

1. Baustelle Nr. 68 = 7 ar 37 qm oder   29,48 Ruten 
2. Baustelle Nr. 30 = 7 ar 42 qm oder   29,68 Ruten 
3. Garten „Auf dem Feldchen“, 2. Gewann Nr. 76/614 etc = 5 ar 86 qm oder 23,44 Ruten 

Zusammenstellung 
1. 7 ar 37 qm oder 29,48 Ruten 
2. 7 ar 42 qm oder 29,68 Ruten 
3. 5 ar 86 qm oder 23,44 Ruten 

Zus.    20 ar 65 qm oder 82,60 Ruten 
Als Belastung ist einzutragen auf das Grundstück 3. Gewann Kartenblatt 22, Parzelle Nr. 
265/5090 (jetzt Lagerplatz). Die Freihaltung eines mindestens 1,00 m breiten Fußweges von 
der Fahrstraße Parzelle Nr. 267/5100, Kartenblatt 22 zu den Grundstücken 9/4309 b und 9/ 
4309 c bzw. zum Badeplatz im Aubach, solange der Badeplatz besteht. 
 
Gez. Gaul, Philippi, Gehling, Flügel, Germann 
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Bericht über die Sitzung vom 12. 4. 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gaul die Herren: Flügel, 
Gehling, Philippi. Zu Punkt 1 war Herr Stadtverordneter Rossbach anwesend. 
 
1 
Bullenhaltung 
Die Verhandlungen sind an der Kündigungsklausel gescheitert. Die Akten sind an die Land-
wirtschaftskommission zurückzugeben zur Feststellung eines anderen Bullenhalters. 
 
2 
Frau Wwe. Hartenfels 
Soll einen Zentner Kartoffel für 2.000 M erhalten. 
 
3 
Schulgeldsätze für die Katharinenschule 
Schwester Johanna wird bis 18.4.23 die Beschlüsse von Dernbach und des Elternrats mittei-
len. 
 
4 
Die Angestellten Sack, Kunst, Helm, 
welche bereits ab 1. Oktober 1921 von der Stadtverordnetenversammlung als Dauerangestell-
te anerkannt wurden, werden mit Wirkung vom 1. April 1923 unter Verleihung des Titels 
„Stadtassistent“ bzw. „Stadtkassenassistent“ der Kommunalbeamtenkassen des Regierungs-
bezirks Wiesbaden angeschlossen. Es ist ihnen eine Anstellungsurkunde auszustellen, in der 
dreimonatige beiden Teilen zustehende Kündigungsfrist festgelegt wird. 
 
5 
Auf die Eingabe der Schwester Johanna 
Soll für die Schwestern ein Vorschuss von 300.000 M angewiesen, ein Wagen Kohlen vom 
Elektrizitätswerk geliefert und die Putzmaterialien vom Rathause geliefert werden. 
 
6 
Der Antrag des Direktor Meritz um Entscheidung in seiner Wohnungsangelegenheit 
Soll zunächst bis 15. Juni 1923 zurückgestellt 
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7 
Eingabe des Vorsitzenden des Kreisausschusses den Beitrag der Stadt Montabaur zu den Kos-
ten des Mieteinigungsamtes auf 30 M pro Kopf der Bevölkerung (4024 Einwohner) = 120.720 
M zu erhöhen. 
Genehmigt. 
 
8 
Erneute Eingabe des Willy Bach um Ausführung einer Waschküche. 
Von dem früheren Beschluss kann nicht abgewichen werden. 
 
9 
Antrag des Seminaroberlehrers Vollmar, den Restbetrag des Kaufgeldes für die Präparanden-
anstalt über den 1. April 1924 hinaus etwa 10 Jahre ungekündigt stehen zu lassen und auf die 
Abträge auch so lange einzustellen. 
Genehmigt. 
 
10 
Antrag Josef Form um Erhöhung seiner Unterstützung 
Abgelehnt. Die Zahlung der monatlichen Unterstützung von 61 M ist einzustellen. 
 
11 
Antrag Franz Linz auf Erlass der Wohnungsbauabgabe 
Genehmigt. 
 
12 
Antrag Carl Volkmann um weitere Belassung des Badeplatzes am Aubach. 
Genehmigt unter der Voraussetzung entsprechender Erhöhung der Pacht. Herr Oberstadtsek-
retär Backes soll zunächst wegen des Pachtpreises mit Volkmann verhandeln. 
 
13 
Wegen Verkauf der Gleichrichter  
Soll 1 mal in beiden Zeitungen nach Vorschlag des Herrn Josef Sengel eingerückt werden. 
 
14 
Mietvertrag Bach 
Zurückgestellt bis die Fenster fertig sind. 
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15 
Antrag Peter Meurer auf Belassung von 10 Ztr. Kartoffeln 
1 Ztr. Zu 3.000 M wird bewilligt. 
 
16 
Antrag des Präparandielehrers Glatzel an die Polizeiverwaltung auf Abdichtung des Raumes 
auf der Halbtreppe im Hause Heimann Stern. 
Es besteht keine Veranlassung polizeilich einzuschreiten. 
 
17 
Eingabe der Gebr. Philippi um Festsetzung des Wertes des gesteigerten Eichenscheitholzes. 
Es soll die Hälfte des Preises nachgelassen werden. 
 
18 
Übernahme einer kommissarischen Bürgermeisterstelle durch den Herrn Bürgermeister Mö-
nig. 

1. Vorbehaltlich der Genehmigung der Stadtverordnetenversammlung hat der Magistrat 
nicht gegen die Annahme einer Beschäftigung durch den Bürgermeister auf die Dauer 
seiner Ausweisung. 

2. Bei dieser Gelegenheit wurde auf die Regelung der Vertretungskosten zur Sprache ge-
bracht. Der Magistrat beschließt, den bei den Beigeordneten an den Tagen, an denen 
sie die Bürgermeistergeschäfte verrichten, eine Vergütung von 10.000 M für den gan-
zen Tag und 5.000 M für den halben Tag zu gewähren. Die Vergütung soll rückwir-
kend von dem Tage an gezahlt werden, an dem sie die Vertretung des ausgewiesenen 
Bürgermeisters übernommen haben. Die Rückerstattung des Mehraufwandes für die 
Wahrnehmung der Bürgermeistergeschäfte infolge Ausweisung des Bürgermeisters 
regelt sich nach den bestehenden ministeriellen Bestimmungen. 

19 
Der Erwerbslose Helm 
Soll als Kurzarbeiter beschäftigt werden. 
 
20 
Frau Wwe. Peters 
Soll den Herd in der Katharinenschule entfernen. 
 
Gez. Gaul, Flügel, Philippi, Gehling, Germann 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

372 
Bericht über die Sitzung vom 19. April 1923 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Ger-
mann, Flügel, Philippi  
Zu Punkt 1, 19, 24, 25, 27 waren von der Landwirtschaftskommission anwesend: die Herren 
Stadtverordneten Eisel, Rossbach, Ickenroth u. Landwirt Hehl 
 
1 
Der Rest Wellen und der Rest Stockholz 
Werden den Brüdern überwiesen. Herr Beigeordneter Gaul wird mit ihnen wegen des Preises 
verhandeln. Der Rest des Klafterholzes wird nächsten Mittwoch öffentlich versteigert. 
 
2 
Holzgesuch Joh. Michels 
Die beantragten 7 Lärchenstangen werden zum normalen Preis überlassen. 
 
3 
Holzgesuch Kutting u. Hambach 
Die beantragten 150 Stangen werden zum normalen Preise überlassen, wenn die Forstbehörde 
einverstanden ist. 
 
4 
Rektorstelle 
Der an die Regierung abgegebene Bericht vom 19.4.23 wird gebilligt. 
 
5 
Studienratstelle 
Wenn sich das Provinzialschulkollegium verpflichtet, den Studienrat Gilles in den Staats-
dienst zu übernehmen, falls die Stadt gezwungen ist, den Lehrkörper abzubauen, weil sie die 
Mittel für das Gymnasium nicht mehr aufbringen kann, dann soll die Anstellung erfolgen. 
 
6 
Gesuch des Christian Fiseler betr. Reinigung der Katharinenschule 
Die Reinigung soll ausgeschrieben werden. 
 
7 
Gesuch der Frau Anton Hisgen 
Die Steuer wird erlassen. Es wird eine laufende Unterstützung von 10.000 M monatlich be-
willigt. 
 
8 
Gesuch der Frau Custer. 
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Es ist vorerst eine genaue Vermögensaufstellung und eine Testamentsabschrift einzureichen. 
 
9 
Gesuch Philipp Winter 
Es wird 1 Ztr. Kartoffel zu 3.000 M abgegeben. 
 
10 
Den Geschwister Winter 
Ist 1 Ztr. Kartoffel zu überweisen. 
 
11 
Die Wohnungsmiete für Franz Bechtel 
Wird auf jährlich 6.000 M festgesetzt. 
 
12 
Der Betriebsleiter Seepe 
Soll der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte angeschlossen bleiben, weil die Nachzah-
lung für die Kommunalkassen zu hoch ist. 
 
13 
Ortsberinggrenzen 
Die Vereinbarung mit dem Landesbauamt wird anerkannt und der frühere Einspruch zurück-
gezogen. 
 
14 
Der Antrag des Kreislandmessers Glogner 
Auf Anfuhr seines für die Herstellung des Friedhofsplans zugewiesenen Holzes bis zum Sä-
gewerk Quirmbach mit dem städt. Fuhrwerk wird genehmigt. 
 
15 
Der Vertrag mit dem Bezirksverband betr. Lichtleitungen an der Limburger Straße  
Wird unterschriftlich vollzogen. 
 
16 
Reichsneubauten 
Von dem Schreiben der Reichsvermögensverwaltung betr. Reichsneubauten wird Kenntnis 
genommen. Die Bauplatzpreise sollen mit der Kommission der Reichsvermögensverwaltung 
die hier in den nächsten Tagen eintreffen wird, an Ort und Stelle vereinbart werden. 
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17 
Fluchtlinienplan 
Das Eingehen der Straße (von der Eschelbacher Straße  nach dem Bahnhofgelände über das Grund-
stück Gerber) wird genehmigt. Die Genehmigung des Reg. Präsidenten ist einzuholen. 
 
18 
Rechnung J.G. Nink betr. Öl. 
Bahnfracht ist abzuziehen. Im übrigen genehmigt. 
 
19 
Schafweide 
Auf Vorschlag der Landwirtschaftskommission wird neuerdings gefordert: 

1. Von Metternich 20 Ztr. Korn 
2. Von Kalb     15 Ztr. Korn 

 
20 
Gerichtsvollzieher a.D. Sigmund 
Soll auf seinen Antrag ohne Vergütung die Aufsicht über die erwerbslose Wegearbeiter über-
nehmen. 
 
21 
Eingabe des Bürgermeisters von Horressen 
Soweit wir die Chaussierungssteuer nicht selbst benötigen, können sie an Horressen abgegeben wer-
den, aber erst dann, wenn unsere Wege instandgesetzt sind. 
 
22 
Die Rechnungen der Feldgerichtschöffen 
Soll angewiesen werden. 
 
23 
Die regelmäßige Untersuchung der Zähne der Schulkinder 
Soll nicht alle 3, sondern alle 6 Monate erfolgen. 
24 
Erhöhung der Grundstückspachten. In Übereinstimmung mit der Landwirtschaftskommission wird 
beschlossen: 

1. Bei Gärten I. Klasse  65 M für je Rute 
                  II. Klasse  45 M für je Rute 
                  III. Klasse 30 M für je Rute 

2. Bei den Grundstücken I. Klasse   1 ½ Ztr. Korn 
                                    II. Klasse    1 Ztr. Korn 
                                   III. Klasse   0,75 Ztr. Korn 

25 
Vertragsabschluss mit Volkmann (Grundstückstausch) 
Der vorliegende vom Herrn Dr. Teves aufgestellte Entwurf eines 
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Tauschvertrages wird vorbehaltlich der Zustimmung durch die Stadtverordnetenversammlung 
genehmigt. 
 
26 
Eingabe des Seminardirektors Hölscher auf Erlass der Gebühren für Duplikate 
Herr Direktor Hölscher kann den Zettel selbst anfertigen. 
 
27 
Bullenhaltung 
Rossbach soll erhalten: 

1. Die Wiese 
2. 15 Ztr. Hafer 
3. 1 Klafter Holz 
4. Kündigung von Januar zu Januar 

28 
Angebot Carl Volkmann betr. Verpachtung der Grasnutzung in der Aubachwiese. 
Genehmigt. 
 
Gez. Gaul, Flügel 
 
Bericht über die Sitzung vom 26. April 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Bahl die Herren: Gaul, Gehling, 
Flügel, Germann, Philippi  
 
1 
Bullenhaltung 
Der Vertrag mit Norbert Rossbach wurde unterschriftlich vollzogen. 
 
2 
Holzversteigerung vom 25.4.23 Butterborn 
Das in Frage kommende Klafterholz im Distrikt „Butterborn“ soll am nächsten Mittwoch 
nochmals versteigert werden. Als Bieter werden nur Montabäurer Bürger zugelassen. Das an 
diesem Tage verkaufte Nutzholz im Distrikt „Butterborn“ wird genehmigt. 
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3 
Da Gesuch des kath. Gesellenvereins und Joh. Neuroth hier 
Ist sofort dahin zu beantworten, dass denselben anheimgestellt werden soll, bei der Holzver-
steigerung am nächsten Mittwoch zu kaufen. 
 
4 
Rektor Beier bittet um Herstellung des Gartenzaunes der Baumschule, den Rektor Stillger 
benutzt hatte. 
Die Eingabe wird an Herrn Kreisbaumeister Gaul weitergegeben. 
 
5 
Eingabe Christian Brühl auf Erlass der Miete. 
Die Miete wird ihm erlassen. 
 
6 
Anteilmäßige Zahlung für die Herstellung der Coblenzer Straße 
Der Vertrag soll in seiner Form bestehen bleiben. Die fällige Rate soll sofort gezahlt werden. 
 
7 
Verkauf der Gleichrichter 
Sämtliche Zahlungen werden am Tage der Zahlung in den jeweiligen Dollarkurs umgerech-
net. Unsere Forderung nach dem heutigen Dollarkurs umgerechnet, ergibt eine Summe von 
136.320.000 M. Unter Forderung dieser Summe wurde den Interessenten Offerte gemacht. 
 
8 
Arbeitslosenbeschäftigungszuschuss der Stadt bei voller Beschäftigung 
Nach der letzten Woche hatte die Stadt bei voller Beschäftigung der Arbeiter 1.032.000 M 
zulegen müssen. 
Es wird die Frage aufgeworfen, ob die Leistung von einem Zuschuss in genannter Höhe für 
die Stadt einen entsprechenden Gegenwert findet. Es soll genau festgestellt werden, ob die 
Stadt weiter für diese Zeit diese Mittel aufbringen kann und die geleisteten Arbeiten diese 
Ausgaben rechtfertigen. 
 
9 
Angebot über Reißen von Klafterholz. 
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Es offerierten: 
Adam Massfeller die Klafter zu  12.000 M 
Rud. Kunst u. Konsorten  15.000 M 
Peter Henritzi    15.000 M 
       Im Schulhof 
Und der Gleiche im Wald  18.000 M 
Joh. Müller    14.000 M 
Dem billigsten Anbieter Adam Massfeller wurde der Zuschlag erteilt. 
 
10 
Klage in Sachen Stadt Montabaur u. Gen. gegen Marx. 
Der Beigeordnete Bahl wird ermächtigt, die Klage zurückzunehmen, wenn Marx die Kosten 
zahlt. Im Falle Quirmbach und Konsorten mit diesem Vorschlag nicht einverstanden sind, soll 
der Beigeordnete Bahl auch ermächtigt sein, für die Stadt allein einen Vergleich zustande zu 
bringen.  
 
11 
Das Gesuch der Frau Pötz um Überlassung von 2 rm Scheit- u. Knüppelholz für 50.000 M pro 
2 rm  
Wird nachträglich genehmigt. 
 
12 
Das Angebot des Wegemeisters Wiesemann von 600 M Pachtgebühr für den Holzplatz 
Wird für das laufende Jahr genehmigt. Für das neue Jahr wird ein neuer Pachtpreis festgelegt 
werden. 
 
13 
Die Eingabe Otto Lotz um Rückvergütung der Kosten für die elektr. Anlage anlässlich einer 
Einquartierung 
Wird an das Besatzungsamt Abt. Burg zurückverwiesen. 
 
14 
Gesuch der Brüder um Abgabe von Holz 
Die vorhandenen Wellen sollen an die Brüder zu 30.000 M pro 100 Stangen abgegeben wer-
den. Wenn die Brüder sich für Klafterholz interessieren, wird denselben anheimgestellt, bei 
der am Mittwoch stattfindenden Versteigerung, wobei nur Montabäurer Bürger zugelassen 
sind, selbiges zu kaufen. 
 
Gez. Gaul, Germann, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 4. Mai 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Flügel, 
Gehling, Germann, Philippi  
 
1 
Einsprüche gegen die am 2. Mai d.J. stattgefundene Holzverteilung 
Die im Wald vorgenommene Verteilung wird nicht genehmigt. Insbesondere auch deshalb 
nicht, weil zahlreiche Einsprüche vorliegen. Das Holz ist Mittwoch den 9. d.M. öffentlich zu 
versteigern. 
 
2 
Vertrag des Bezirksverbandes betr. Mitbenutzung der Bezirksstraße Limburg – Coblenz durch 
elektr. Leitungen. 
Die Vertragsexemplare nebst den zugehörigen Bedingungen werden unterschriftlich vollzo-
gen. 
 
3 
Erhöhtes Landesdarlehen für das städt. Vierfamilienhaus 
Von dem Zusatz-Bescheid wird Kenntnis genommen. Der Schuldschein ist auszufertigen. 
 
4 
Schafweide 
Die Verpachtung soll öffentlich ausgeschrieben werden. Da die Schafweiden Metternich und 
Kalb zum 30. Juni gekündigt sind, soll die Ausschreibung sofort erfolgen. 
 
5 
Baugesuch Willy Bach betr. Umbau von 2 Fenstern u. Neubau eines Schweinestalles. 
Genehmigt. 
 
6 
Wiederaufnahme des Ausschellens durch Pilgenröther 
Pilgenröther kann vom 7.5. ab das Ausschellen wieder besorgen. 
 
7 
Gesuch des Joh. Kunoth um Überlassung einer Grabstätte für seine Mutter neben der seines 
verstorbenen Vaters. 
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Es soll zunächst eine Ortsbesichtigung vorgenommen werden. Die Ortsbesichtigung hat am 
6.5. stattgefunden. Es wurde dabei festgestellt, dass dem Antrag Kunoth nicht stattgegeben 
werden kann. 
 
8 
Antrag Frl. Fischer um Zahlung eines Tarifstundenlohn von 477 M für die Reinigung der Ka-
tharinenschule ab 1. April d.J. 
Der geforderte Stundenlohn wird genehmigt. Die monatliche Stundenzahl ist auf das unbe-
dingt Notwendige zu beschränken. Die Schwester Johanna ist zu bitten, sich darüber zu äu-
ßern, in welch kürzesten Zeiträumen die Reinigung erfolgen kann. 
 
9 
Beschäftigung des Erwerbslosen Johann Ickenroth als Flurhüter 
Ickenroth soll befragt werden, ob er gegebenenfalls bereit sei, die Stelle eines Hilfsnacht-
wächters anzunehmen. Die Antwort ist dem Magistrat zur Sitzung am 11. D.M. vorzulegen. 
 
10 
Hess. Nass Wirtschaftsverband betr. Ortslohnzulage für die städt. Arbeiter 
Nach Kenntnisnahme genehmigt. 
 
11 
Betr. erhöhte Wohnungsmiete der Gebrüder Schlosser 
Die Miete wird erlassen. 
 
12 
Eingabe des Vollziehungsbeamten Ickenroth auf Erhöhung seiner Gebühren für Fruchtlos-
pfändungen auf jährlich 12.000 M. 
Die beantragten jährlichen 12.000 M für fruchtlose Pfändungen werden genehmigt. Der Voll-
ziehungsbeamte hat jedoch vierteljährlich die Namen der fruchtlos-Pfändungen dem Magistrat 
vorzulegen. 
 
13 
Instandsetzung des Mühlgrabens von Löb und Stendebach 
Vorerst Herrn Löwenguth zum Bericht und Vorlage eines Kostenanschlages. 
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14 
Eingabe der Kreisgruppe „Westerwald“  Verband der Kommunalbeamten und Angestellten 
auf Erhöhung der Fehlgeldentscheidigung und Versetzung des Kassengehilfen Helm in Grup-
pe VI 
Herr Beigeordneter Bahl wird in diesen Angelegenheiten mit Stadtrentmeister Hartenfels per-
sönlich Rücksprache nehmen. 
 
15 
Die Straßenreinigung vor den Volksschulen 
Soll durch den städt. Arbeiter König erfolgen. 
 
16 
Verbilligung der Bestattungskosten 
Die am Friedhof gefällten Fichtenstämme soll Herr Löwenguth sofort zu Brettern von 20 mm 
Stärke schneiden lassen und dem Magistrat demnächst eine Berechnung über die Kosten für 1 
qm Bretter vorlegen. Dabei ist das Holz selbst nach dem Durchschnittspreis der diesjährigen 
Versteigerungen in Rechnung zu stellen. 
 
17 
Antrag des Berufsschulleiters Frank betr. Ausführung von Instandsetzungsarbeiten im alten 
Amtsgericht. 
Herr Frank soll gebeten werden, über die von ihm zur Ausführung empfohlenen Arbeiten ei-
nen Kostenanschlag getrennt nach Materialbeschaffung und Arbeitslohn aufzustellen. 
 
Gez. Gaul, Germann, Bahl, Gehling, Flügel 
 
Bericht über die Sitzung vom 11.5.23 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Flügel, 
Gehling, Germann, Philippi  
 
1 
Die Holzversteigerung im Distrikt „Butterborn“ vom 9. d.M. 
Wird genehmigt. Die Brüder haben den Durchschnittspreis der letzten Versteigerung zu zah-
len. 
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2 
Erhöhung der Vergütung für die Schulzahnpflege 
Die Erhöhung soll vom 1.1.23 ab gezahlt werden. 
 
3 
Errichtung von 10 Wohnhäusern mit Hilfe von Pacht und Mieten unter Beschäftigung von 
Erwerbslosen. 
Nach Ansicht des Magistrats kann die Stadt z.Zt. die auf ihren Anteil entfallenden Mittel nicht 
erbringen. Infolgedessen wird das Bauen der Häuser zu verschieben sein. Aus der  Produktion 
Erwerbslosenfürsorge werden Mittel für Hochbauten nicht gewährt. Es kommen nur Landes-
darlehen in Frage. Diese bedingen  aber 1/5 der Gesamtbaukosten. 
 
4 
Antrag Peter Rossbach auf Überlassung von verbilligtem Holz. 
Rossbach soll 1 rm Holz zu 25.000 M ausschl. Fuhrlohn bzw. 30.000 M einschl. Fuhrlohn 
erhalten. 
 
5 
Antrag Franz und Paul Parbel auf Vergütung von 15 Stundenlöhne = 27.000 M für zu Verfü-
gung gestelltes Reißzeug. 
Die Hälfte wird bewilligt. 
 
6 
Die Schafweide 
Soll der Ortsbauernschaft gegen jährliche Lieferung von 35 Zentnern Roggen verpachtet wer-
den. Will die Bauernschaft mit Geld bezahlen, dann soll der Geldwert derart ermittelt werden, 
dass aus den von der Frankfurter Fruchtbörse anfangs April und Oktober bekannt gegebenen 
Roggenpreisen das Mittel errechnet und zugrunde gelegt wird. Bedingung ist: 

1. Dass der Pferch öffentlich versteigert wird, sodass jedem Bürger Gelegenheit geboten 
wird, Pferch zu steigern. 

2. Dass die Bauernschaft den jetzigen Pächtern Kalb und Metternich die Schafweide für 
den gleichen Preis bis zum 1. Oktober 1923 überlässt. 

Im übrigen gelten die bisherigen Vertragsbedingungen. Genehmigung der Stadtverordneten-
versammlung bleibt vorbehalten. 
 
7 
Sperren des Fußpfades in der Bodenerstraße 
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Es soll eine Sperre mit Stangen und Stacheldraht an den beiden Wegenden angebracht wer-
den. Außerdem sind 2 Tafeln mit Aufschrift „Verbotener Weg“ aufzustellen. 
 
8 
Die Wohnungsmiete für Gertrud Hartenfels 
Wird auf 100 M jährlich ab 1. April 1923 festgesetzt. 
 
9 
Besetzung einer Hilfsnachtwächterstelle 
Es soll durch die Schelle bekannt gemacht werden, dass ein Hilfsnachtwächter für die Zeit 
vom 1. Juli bis 1. November d.J. gesucht wird. Schriftliche Meldungen sind an den Magistrat 
zu richten. 
 
10 
Die Miete des Kreiswohlfahrtsamtes für die Räume im Gymnasium 
Wird durch das Wohnungsamt festgestellt werden. 
 
11 
Eine besondere Vergütung für das Orgelspiel beim Gymnasial-Gottesdienst muss aus Mangel 
an Mitteln 
Leider abgelehnt und bezügl. der Eingruppierung des Gymnasiallehrers Pehl nach Gruppe 
VIII muss erst die behördliche Entscheidung abgewartet werden. 
 
12 
Feststellung der dienstlichen Obliegenheiten des Hausmeisters am Gymnasium, besonders die 
Verpflichtung zur Reinigung 
Herr Beigeordneter Bahl wird die Angelegenheit erledigen. 
 
13 
Antrag der Leichenträger auf Erhöhung der Trägergebühren von 300 auf 2.000 M 
Genehmigt. Es wurde ferner beschlossen für die Anfertigung eines Reihengrabes für Erwach-
sene 12.000 M für Kinder 6.000 M und für ein Kaufgrab 15.000 M mit sofortiger Wirkung 
zahlen zu lassen. 
 
14 
Zuschuss des Regierungspräsidenten in Wiesbaden 
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Für Verbilligung der Milch für milchbezugsberechtigte Kinder Pr. I 4 V Nr. 733 
Die Art der Verwendung soll demnächst besonders beschlossen werden nach Äußerung der 
Hebammen. 
 
15 
Herstellung der Bürgersteige in der Coblenzerstraße 
Die Anliegerbeiträge sollen mit Bezug auf das Ortsstatut nochmals angefordert werden. Dabei 
soll festgestellt werden, ob die Anlieger vom Haus Thewalt bis Falk s. Zt. Auch ihren Anteil 
gezahlt haben. 
 
16 
Kostenrechnung des Rechtsanwalts und Notar Dr. Wentrup in Sachen Bezirksverband 
Der Betrag soll sofort angewiesen werden. 
 
17 
Bezüglich Anrechnung des Staatsbeitrages für Ruhegehaltskasse 
Soll das Erforderliche sofort veranlasst werden. 
 
18 
Betr. Beschaffung eines Treibriemens für die Maschine im Elektr. Werk 
Der Treibriemen soll bei der Firma in Wetzlar bestellt werden. 
 
19 
Baugesuch Math. Thull 
Gegen den Abort ist nichts einzuwenden, vorausgesetzt, dass die Abfallstoffe in eine ord-
nungsmäßige Grube aufgenommen werden. 
 
20 
Holzstundungsgesuche des Oberstadtsekretär Backes und des Baumeisters Löwenguth bis 1.7. 
bzw. 1.6. u. 1.7.23. 
Genehmigt. 
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21 
Eingabe der Stadtkasse auf Bewilligung eines Kredits von 20 Millionen 
Genehmigt. 
 
22 
Pflege der Obst- und Baumanlagen an Straßen durch den Bezirksverband 
Einverstanden. 
 
Gez. Gaul, Germann, Gehling, Flügel 
 
Bericht über die Sitzung vom 17.5.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Gehling, Germann, 
Flügel, Bahl, Philippi  
 
1 
Gebühren für Personalausweise 
Für die von der Besatzungsbehörde vorgeschriebenen Personalausweise sollen Gebühren 
nicht mehr erhoben werden. Die aus der Ausstellung von Ausweisen erwachsenen Kosten 
sollen monatlich im Feststellungsverfahren zur Erstattung angemeldet werden. 
 
2 
Von dem Dankschreiben des Lehrers Laux in Angelegenheit der Besetzung der Rektorstelle 
wird Kenntnis genommen. 
 
3 
Rektorstelle 
Von der Verfügung der Regierung vom 4.5.23 V a 7/B 1025  IV, wonach an der Ernennung 
des Herrn Präparandenlehrer Beier zum Rektor nichts mehr zu ändern ist, wird Kenntnis ge-
nommen. 
 
4 
Besetzung der freien Lehrerstelle Simon Müller aus Waldmühlen 
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Von der Verfügung der Regierung vom 8.5.23 II e J 694V/8, wonach der Lehrer Simon Mül-
ler aus Waldmühlen nach Montabaur versetzt ist, wird Kenntnis genommen. Die Verfügung 
ist demnächst der Schuldeputation mitzuteilen. 
 
5 
Eingabe des Rektors Beier betr. Freihaltung eines Platzes auf dem Jugendspielplatz für die 
Schulkinder 
Den Volksschulen wird der Platz hinter dem Bauernhaus, der früher vom Turnverein benutzt 
wurde, als Turnplatz überwiesen. Dort sind auch die Sprunggruben für´s  Gymnasium anzule-
gen. 
 
6 
Antrag der Landwirtschaftskammer auf Erhöhung der jährlichen Beihilfe oder Lieferungen 
von freiem Brand, Licht und Wasser. 
Der Magistrat glaubt, dass die jährliche Lieferung von 1 Klafter Buchenholz als ein angemes-
sener Beitrag der Stadt zur Unterhaltung der Landwirtschaftlichen Winterschule zu betrachten 
sei und beschließt dementsprechend. Genehmigung der Stadtverordnetenversammlung bleibt 
vorenthalten. 
 
7 
Jahresbericht des Gymnasiums 
Vom Jahresbericht 1922 des Gymnasiums wird Kenntnis genommen. Derselbe ist auch der 
Stadtverordnetenversammlung vorzulegen. 
 
8 
Antrag des Handelsschulleiters Bach auf Gewährung von Holz für den Zaun der Mauer der 
Selekta. 
Die erforderlichen Latten von etwa 1,0 m Länge sollen aus städtischen Beständen geliefert 
werden. 
 
9 
Antrag des Philipp Roth auf Abgabe von Brettern für den Sarg seiner verstorbenen Tochter. 
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Die zum Sarg erforderlichen Bretter sollen an den Schreiner, der den Sarg gefertigt hat, zu-
rückgegeben werden. 
 
10 
Festsetzung des Preises für die an die hiesigen Brüder zu überweisenden 11 rm Stockholz 
Der Preis je rm wird auf 15.000 M festgesetzt. 
 
11 
Gesuch des Pol. Serg. A.D. Eve um Abgabe von 6 rm Erdstöcken, die er selbst ausroden will. 
Genehmigt. 
 
12 
Gesuch des Peter Lenz sen. Um Stundung seines Holzgeldes bis 15.10.23. 100.000 M will er 
sofort zahlen. 
Genehmigt. 
 
13 
Antrag der Frl. Kaster auf Abgabe von einigen Zentnern Kohlen zum Bügeln. 
Die Abgabe von Kohlen kann aus verschiedenen Gründen nicht genehmigt werden. Frl. Kas-
ter ist anheimzugeben ihren Kohlenbedarf bei einem Kohlenhändler zu decken. 
 
14 
Gesuch der Berta Heimann um Leistung eines Betrages zum Fuhrlohn für das Anfahren der 
Wellen. 
Die Hälfte des Betrages soll auf städt. Kosten übernommen werden. 
 
15 
Antrag des Peter Weyer auf pachtwiese Überlassung des Bauplatzes Volkmann 
Die Bauplätze an der Bahnhofstraße im Tiergartengelände können zu landwirtschaftlicher 
Nutzung noch nicht freigegeben werden. 
 
16 
Gesuch des Herrn Schepping um Erlass des Wassergeldes und der Müllabfuhrgebühren. 
Genehmigt. 
Bezüglich der Wohnungsbauabgabe kann Frl. Schepping einen Antrag auf Befreiung beim 
hiesigen Katasteramt stellen. 
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17 
Entwässerung des Gartens Adolf Intra. 
Der noch vorhandene Übelstand wird gelegentlich der Kanalisation des Baches, die nach 
Pfingsten in Angriff genommen wird, beseitigt. 
 
18 
Kostenanschlag der Instandsetzungskosten am alten Amtsgericht. 
Der Kostenanschlag soll durch Herrn Baumeister Löwenguth aufgestellt werden. 
 
19 
Entwendung beschlagnahmter Zigaretten 
Das gesamte Büropersonal, dem der Schrank zugänglich war, wird für die Herbeischaffung 
der abhanden gekommenen Zigaretten verantwortlich gemacht.  In Zukunft sollen die von der 
Polizei beschlagnahmten Sachen im Schrank des Herrn Knögel untergebracht werden. Den 
Schlüssel zu dem Schrank behält Herr Knögel im Besitz. 
 
20 
Erhöhung der Zählermiete auf 25 M monatlich. 
Genehmigt. 
 
21 
Verpachtung der Grasnutzung bei den Feldmasten vom 14.5.23 
Genehmigt. 
 
22 
Verkauf der Gleichrichter 
Die Angelegenheit wurde mit dem Betriebsleiter Seepe mündlich besprochen. Derselbe hat 
Anweisung erhalten, was zunächst zu veranlassen ist. Wiedervorlage der Akten nach 14 Ta-
gen. 
 
23 
Gebühren für den Wasserbezug aus der städt. Leitung 
Sind seitens der Wasserwerkskommission einer Nachprüfung zu unterziehen und der inzwi-
schen eingetretenen Geldentwertung entsprechend zu erhöhen. 
 
Gez. Gaul, Germann, Gehling, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 24.5.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gaul die Herren: Gehling, 
Germann, Flügel, Bahl, Philippi  
 
1 
Ablehnung der Brüder, den Durchschnittspreis des ihnen zugewiesenen Holzes im Distrikt 
„Butterborn“ zu zahlen. 
Das Holz soll öffentlich versteigert werden. 
 
2 
Erneuter Antrag der Handarbeitslehrerin Hammerstein auf Gewährung der Vergütung, gleich 
derjenigen der Lehrkräfte an der Berufsschule. 
Es muss bei dem Beschluss des Magistrats, wonach 2/3 des Stundenlohnes eines Gewerbeleh-
rers gezahlt werden soll, bleiben. 
 
3 
Antrag Peter Lenz jun. auf ratenweise Zahlung seines Holzes im Distrikt „Butterborn“. 
Sobald Lenz 1/3 des Kaufpreises gezahlt hat, soll ohm der Rest bis zum 1.11.23 ratenweise 
gestundet werden. 
 
4 
Gesuch des Schreinermeister Busch um Abgabe von Stangen 
Genehmigt 
 
5 
Antrag Heinrich Braun auf Herabsetzung der Wohnungsmiete 
Die Wohnungsmiete kann nicht weiter herabgesetzt werden. 
 
6 
Antrag des Schulwarts Hammerstein auf Erhöhung seiner Vergütung. 
Hammerstein soll neben der Entschädigung in Naturalien 1/3 das Einkommens eines Beamten 
in Gruppe I erhalten. 
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7 
Gesuch des Kaufmanns Ed. Oster um Überlassung von Brettern für den Sarg seiner verstor-
benen Frau. 
Herr Oster soll vorerst noch angeben, wann seine Frau gestorben ist. Der Magistratsbeschluss 
über die Abgabe von Brettern zu den Särgen hat erst vom 4. Mai 1923 an Gültigkeit. 
 
8 
Herstellung der Bürgersteige in der Coblenzerstraße 
Auf die Anliegerbeiträge zum Bürgersteig soll verzichtet werden. 
 
9 
Verwendung der Braunkohlen unter dem Rathaus. 
Herr Beigeordneter Bahl wird einen Versuch machen, ob sie im Kessel zu verbrennen sind. 
 
10 
Betr. Ausbesserung der Friedhofsmauer 
Die Nordseite ist bereits ausgebessert. Die Süd- und Ostseite sollen auch noch ausgebessert 
werden. 
 
Gez. Gaul, Bahl, Gehling, Flügel, Germann 
 
Bericht über die Sitzung vom 1. Juni 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Gehling, 
Flügel 
 
1 
Eingabe von Kranken und Pensionären des Brüderhauses um Instandsetzung des Pfadweges 
am Klingelberg 
Wird durch Herrn Beigeordneten Gaul erledigt. 
 
2 
Antrag Christian Brühl auf Erhöhung der Gebühren für Reinigen der Straßen und des Tiergar-
tens an Sonn- und Feiertagen. 
Brühl soll monatlich 10.000 M erhalten. 
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3 
Die Schwestern der Katharinenschule 
Sollen vorläufig bis die Gehaltsverhältnisse geregelt sind monatlich abschlägig 500.000 M 
erhalten. 
 
4 
Besetzung einer Polizeinachtwächterstelle 
Es wird von einer Besetzung der Stelle vorläufig abgesehen. 
 
5 
Von der Eingabe des Metzgermeisters Jos. Kalb betr. Schafweide 
Wird Kenntnis genommen. 
 
6 
Sandlieferung 
Hannappel soll den geforderten Preis von 10.500 M je cbm Sand frei Baustelle Montabaur 
erhalten. 500 M fließen davon in die Stadtkasse. 
 
7 
Gewinnverteilung der Lebensmitteleinkaufstelle Limburg 
Es wird Kenntnis davon genommen, dass auf die Stadt Montabaur 5.170 M entfallen. 
 
8. 

a) Beurlaubung des Lehrer Laux wegen Erkrankung 
b) Ablehnung der Schweinezählung durch die Lehrerschaft. 

Von den beiden Schreiben wird Kenntnis genommen. Zur Ablehnung der Schweinezählung 
durch die Lehrpersonen soll erforderlichenfalls später Stellung genommen werden. 
 
9 
Unterstützung der Wilhelmine Fischer und deren 2 unehelichen Kinder 
Statt der bisher gezahlten 60 M monatlicher Unterstützung soll in Zukunft 1000 M gezahlt 
werden. 
 
10 
Die Firma Gebr. Bahl hat die Braunkohlen (vergl. Ziffer 9 des Protokolls vom 24.5.23)  
Sämtlich käuflich übernommen. 
 
11 
Miete für das Fürsorgeamt im Gymnasium 
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Die Miete für die beiden Zimmer wird zunächst auf monatlich 2000 M festgesetzt. 
 
12 
Gleichrichterverkauf 
Von der Depeche der Firma „Rheinland“ in Bingen vom 26.5.23 wird Kenntnis genommen. 
 
13 
Erhöhung der Tagegelder für die Bürgermeister-Stellvertreter 
Das Tagegeld wird entsprechend der inzwischen eingetretenen Geldentwertung rückwirkend 
vom 1.5.1923 ab auf 15.000 M erhöht. 
 
14 
Das im Stadtwald von liegende Scheitholz (18 Klafter) 
Wird von der Stadt übernommen. (vergl. Pos. 1 des Protokolls vom 24.5.23) 
 
Gez. Gaul, Bahl, Gehling, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 7.6.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Gehling, Flü-
gel 
 
1 
Antrag des Fräulein Kaiser, Elisabethenstraße auf Abgabe eines Schuh Holzes 
Genehmigt. 
 
2 
Antrag des Schlossermeisters Schughart auf Erteilung der Genehmigung im Distrikt „Hain-
Schnepfenheck“ nach Sand schürfen zu dürfen. 
Genehmigt unter der Bedingung, dass die Schürfarbeiten durch Förster Weppler beaufsichtigt 
werden. 
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3 
Fehlbetrag von 2819,50 M der Mehlrechnung vom 9. August 22 und Kosten der neubeschaff-
ten Brotkarten in Höhe von 64300 M 
Die beiden Beträge sollen zunächst dem Antrage des Herrn Knögel entsprechend aus der Le-
bensmittelkasse bzw. Stadtkasse bezahlt werden. Wegen Rückerstattung der Hälfte wird Herr 
Beigeordneter Bahl nochmals beim Kreisausschuss vorstellig werden. 
 
4 
Antrag Erath auf Erstattung von 181.000 M Räumungskosten 
Aus grundsätzlichen Gründen abgelehnt. Wir geben jedoch anheim gegen die Stadtgemeinde 
klagbar vorzugehen. 
 
5 
Antrag der Geschw. Meurer um käufliche Überlassung des freien Platzes neben dem Grabe 
ihres Bruders. 
Da der Antrag gegen die Ordnung des Friedhofsplanes verstößt, muss er abgelehnt werden. 
 
6 
Der Vertrag mit dem Bezirksverband betr. einer Seitenabfahrt für einen Stichweg zu den neu-
angelegten Gärten an der Limburgerstraße 
Wurde unterschriftlich vollzogen. 
 
7 
Betr. Entwendung von Grabsteine auf dem Friedhof 
Die Besitzer von Grabdenkmälern verfallener Gräber sollen gebeten werden, diese Denkmäler 
zu entfernen, andernfalls erfolgt die Entfernung durch die Stadt. 
 
8 
Ausbesserung des Weges zwischen dem Convikt und Caritashaus. (Antrag durch Brudervor-
steher) 
Die Herstellung des Weges soll in den nächsten Bauplan für produktive Erwerbslosenarbeit 
aufgenommen werden. 
 
9 
Verkauf von Gefrierfleisch durch die hiesigen Metzgermeister 
Der Magistrat ist unter folgenden Bedingungen einverstanden: Die Metzger erhalten 10% des 
Einkaufspreises und haben das Fleisch zu dem vom Magistrat festgesetzten Preise zu verkau-
fen. 
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Die Stadt bestellt und bezahlt das Fleisch und die Unkosten. In erster Linie ist das Fleisch an 
Montabäurer Bürger abzugeben. 
 
10 
Antrag des Brüderhauses und des Hospitals auf Erhöhung der Pflegesätze 

a) Für Ortsarme auf          3.000 M 
b) Für Durchreisende auf 4.500 M 

Genehmigt ab 1.6.1923 
 
11 
Verbilligung der Milch 
Die noch zur Verfügung stehenden 70.000 M sollen dazu verwendet werden um die Mehrkos-
ten durch den Transport von Elbingen nach Montabaur zu bestreiten. 
 
12 
Antrag des Gesellenvereins auf Erlass der Vergnügungssteuer für das Konzert am 31.5.23 
Nach Antrag genehmigt, weil es sich um die Ehrung gefallener Krieger handelt. 
 
13 
Antrag Christian Brühl auf Erlass der Wohnungsmiete 
Genehmigt. 
 
14 
Eingabe des Studiendirektors Holtz betr. der Reinigungsarbeiten durch den Hausmeister 
Schmidt im Gymnasium 
Für die große Reinigung in den Sommerferien soll dem Hausmeister die erforderliche Hilfe 
wie früher bewilligt werden. Im übrigen soll er in den Wintermonaten vom 1. Oktober bis 1. 
April wöchentlich für 4 Stunden eine besondere Hilfe erhalten. 
 
Gez. Gaul, Gehling 
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Bericht über die Sitzung vom 14.06.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Gehling, Germann, 
Philippi und Flügel 
 
1 
Kündigung der Hypothek von 207.000 M bei der Schlesischen Boden-Kredit-Bank 
Die Hypothek soll zum 1. April 1924 gekündigt werden. 
 
2 
Erwerb von 2 Kaufgräbern durch Rentner Karl Müller 
Der Verkauf von 2 Gräbern wird genehmigt. Dem Antrage auf Berechnung der Kaufgräber 
von 1922 kann mit Rücksicht auf die inzwischen eingetretene Geldentwertung nicht entspro-
chen werden. Es ist somit der zur Zeit der Bezahlung des Kaufgeldes geltende Preis zu zahlen. 
 
21 
Eingabe des Bürgermeisters von Horressen 
Soweit wir die Chaussierungssteuer nicht selbst benötigen, können sie an Horressen abgegeben wer-
den, aber erst dann, wenn unsere Wege instandgesetzt sind. 
4 
Modelle für die gewerbliche Berufsschule 
Herrn Berufsschulleiter Frank sollen die für die Modelle erforderlichen Hölzer aus städtischen 
Beständen zur Verfügung gestellt werden. 
 
5 
Schreiben des Kreisjugendpflegers Bertsche vom 7. d. M. betr. Verwendung des Jugendspiel-
platzes der Stadt Montabaur 
Wie aus dem Schreiben zu entnehmen ist, bezieht sich die Verfügung des Herrn Regierungs-
präsidenten auf Spielplätze aus Mitteln 
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der Erwerbslosenfürsorge neu erbaut werden. Für Montabaur trifft dies nicht zu. Im übrigen 
ist daran festzuhalten, dass sich über den städtischen Jugendspielplatz nach wie vor die städti-
schen Körperschaften das Verfügungsrecht vorbehalten. Gegen die Errichtung einer Block-
hütte an geeigneter Stelle werden die städtischen Körperschaften nichts einzuwenden haben. 
Immerhin ist eine Genehmigung dazu erforderlich. 
 
6 
Antrag des Georg Steinebach auf Stundung des Holzgeldes für 2 Klafter Holz. 
Die beantragte Stundung bis zum 1. September 1923 wird unter der Bedingung genehmigt, 
dass 100.000 M Anzahlung erfolgen. 
 
7 
Die städt. Arbeiter sind zum Urlaub eingekommen, damit sie in der Lage sind als Notstands-
arbeiter beschäftigt zu werden. 
Vom 9. Juni 1923 ab genehmigt. Auf alle Nebenvergünstigungen nach dem Marburger Ver-
trag müssen die Beteiligten selbstredend solange verzichten, als sie nach einem anderen als 
dem Marburger Tarif Lohn beziehen. 
 
8 
Stundungsantrag für die Zahlung von Holzgeld des Johann Burg 
Nach Antrag genehmigt. 
 
9 
Wiesenverpachtung zur diesjährigen Heuernte 
Die von der Landwirtschaftskommission für den städt. Fuhrpark und die Unterhaltung der 
Ziegenböcke vorbehaltenen Wiesen sollen nicht verpachtet werden. Der Rest der Wiesen ist 
zu verpachten. 
 
10 
Den Hospitalschwestern 
Sind 50 Ruten Wiese in der Nähe des Judenfriedhofes zu überweisen. 
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10 
Antrag des August Wermeskirch auf Unterstützung zur Bestreitung der Beerdigungskosten 
seiner Schwester 
Das erforderliche Sargholz ist ohne weiteres abzugeben. Im übrigen soll Herr Wermeskirch 
gebeten werden, nach der Beerdigung über die entstandenen Kosten zunächst die Rechnungen 
vorzulegen. 
 
11 
Gesuch des Carl Eve um Überlassung von  4  Raummeter Scheit- oder Knüppelholz. 
Dem Antrage kann grundsätzlich nicht entsprochen werden. Herrn Eve wird jedoch anheim 
gegeben, bei eintretendem Mangel an Brennmaterial einen Antrag auf Überlassung von Holz 
aus dem städt. Magazin zu stellen. 
 
12 
Antrag Müller, Elsen, König auf Lohnerhöhung bis zum Tarif der Erwerbslosen 
Der Antrag soll genauso behandelt werden, wie der Antrag der städtischen Arbeiter unter Nr. 
7 dieses Protokolls. 
 
13 
Antrag der Stadtkasse auf Erhöhung der Mankogelder. 
Vertagt. Die früheren Unterlagen sollen bis zur nächsten Sitzung wieder vorgelegt werden. 
 
14 
Kündigung des Übungsschulvertrages zu Ostern 1926. 
Von der Kündigung des Provinzialschulkollegiums vom 31.5.23 wird Kenntnis genommen. 
 
15 
Verteilung der Wohnungen im städtischen Neubau am Friedhof und Festsetzung des Miet-
preises. 
Die Wohnungen wurden wie folgt verteilt: 

a) Eine Erdgeschosswohnung soll die Familie Jos. Dommermuth und die andere Frau 
Trübenbach mit Tochter erhalten. 

b) Eine Obergeschosswohnung erhielt Gerichtsvollzieher Wicke und die zweite die Fa-
milie Wwe. Braun. 
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Die Lage der Wohnungen in der nördlichen oder südlichen Gebäudehälfte kann zunächst von 
den Parteien gewählt werden. Kommt eine Einigung unter den Parteien nicht zustande, dann 
wird die Lage vom Magistrat festgesetzt. Letzterer kann auch nach seinem  Ermessen das Los 
entscheiden lassen.  
Als Mietpreis wird festgesetzt: 

a) Für eine Erdgeschosswohnung einschl. Garten 2 ½ Ztr. Korn 
b) Für eine Obergeschosswohnung einschl. Garten 3 Ztr. Korn 

Bzw. der entsprechende Geldwert. 
Der Geldwert soll jährlich am 1. April und 1. Oktober nach den Bekanntmachungen der Ge-
treidebörse festgelegt werden. 
 
Gez. Gaul, Germann, Gehling 
 
Bericht über die Sitzung vom 21. Juni 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Gehling, Ger-
mann, Flügel 
 
1 
Verkauf der Gleichrichter 
Von der Depeche der Firma Rheinland in Bingen vom 16. D.M. wonach 150 Millionen gebo-
ten werden, und von der Antwort des stellvertretenden Bürgermeisters, Herrn Gehling, dass 
die Forderung von 180.000.000 M auf einer Dollarbasis von 40.000 M beruhte, wird Kenntnis 
genommen. Es soll eine weitere Antwort der Firma Rheinland abgewartet werden. 
 
2 
Antrag des Vormundes Jung auf Unterstützung seines Mündels Fischer 
Es sollen monatlich 20.000 M Unterstützung gezahlt werden. 
 
3 
Antrag der Frau Weyer auf Unterstützung. 
Auch um vorliegenden Fall sollen monatlich 20.000 M Unterstützung gezahlt werden. 
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4 
Antrag des Rektor Beier auf Überlassung von 20 Stangen zur Abgrenzung des Jugendspiel-
platzes. 
Die Abgabe von 20 Stangen in Bohnenstangenstärke wird genehmigt. Die Stangen sind unter 
Aufsicht der Lehrer nach Anweisung des Försters Weppler von den Schülern selbst zu fällen. 
 
5 
Jagdpachtgeld. 
Der Jagdpächter Balzer soll schriftlich zur Abgabe eines Angebotes aufgefordert werden wäh-
rend mit den Pächtern Busch und Rossbach mündlich zu verhandeln ist. Herrn Balzer soll 
mitgeteilt werden, dass für seine Jagd der Wert von 200 Hasen als zukünftige Jagdpacht ge-
fordert wird. Von den Herren Busch und Rossbach sollen je 30 Hasen gefordert werden. Bei 
Zahlung der Pachtpreise in Papiergeld soll der am 31. Dezember des Pachtjahres geltende 
Marktpreis zugrunde gelegt werden. 
 
6 

A) Antrag der Wwe. Joh. Kratz auf kostenlose Überlassung von ½ Klafter Holz.            
Der Wwe. Kratz soll so oft sie es nötig hat, 1 Schuh Holz aus dem Magazin unentgelt-
lich abgegeben werden. 

B) Das gleiche der Wwe. Löwenthal gegen Bezahlung von 50.000 M 
Von dem städtischen Vorrat kann vorläufig kein Holz in größeren Mengen als 1 Schuh 
verkauft werden. 

 
7 
Antrag Frl. Kaiser auf Überlassung von einem Schuh zerkleinerten Holzes 
Nach Antrag genehmigt. Das Holz wird unentgeltlich abgegeben. 
 
8 
Forderung von Verzugsgebühren durch die Ortskrankenkasse 
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Die Verzugszinsen im Betrage von 72.335 M sollen gezahlt werden. Herr Gehling wird vor-
her auf die Unzulässigkeit der Erhebung dieser Schule beim Vorstand zur Sprache bringen. 
Den Beamten und Angestellten ist in einem Umlaufschreiben mitzuteilen, dass in Zukunft 
derjenige, durch dessen Verschulden irgendwelche Nachteile für die Stadt entstehen, für den 
Schaden haftbar gemacht wird. 
 
9 
Bürgermeister Mönig 

a) Das Schreiben bezügl. Einziehung alter Gräber ist zu den Akten zu nehmen. 
b) Dem Inhalt des Schreibens vom 15.6.23 soll erst dann näher getreten werden, wenn 

der Bezirksausschuss zu unserer Eingabe vom 31.5.23 Stellung genommen hat. 
c) In der Angelegenheit des Gymnasiums soll vorläufig nichts mehr veranlasst werden 

bis sich das Provinzialschulkollegium auf die Ablehnung der Anstellung des Studien-
assessors Gilles geäußert hat. Die Anstellung Gilles soll trotz des Stadtverordnetenbe-
schlusses nicht eher erfolgen bis die erwähnte Äußerung eingegangen ist. Das Provin-
zialschulkollegium ist an die Erledigung der Sache zu erinnern. 

10 
Beschwerde des Kreisausschussassistenten Görg wegen Nichtberücksichtigung bei Verteilung 
der Wohnungen in Montabaur 
Herrn Görg ist mitzuteilen, dass er bei der Vergebung der Wohnungen im Neubau leider des-
halb nicht berücksichtigt werden konnte, weil dringendere Ansprüche zu befriedigen waren, 
Das Wohnungsamt ist vom Magistrat gebeten worden, bei der erst besten Gelegenheit Herrn 
Görg eine passende Wohnung zuzuteilen. 
 
11 
Tilgung eines Landesdarlehens aus laufenden Mitteln. 
Nach Antrag des Stadtrentmeisters genehmigt. 
 
12 
Antrag des Stadtrentmeisters auf Beschaffung einer Geldtasche. 
Der Rentmeister soll Angebote einziehen und sie bis zur nächsten Sitzung vorlegen. 
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13 
Antrag des Stadtrentmeisters um Bewilligung eines Vorschusses 
Der erbetene Vorschuss von 20 Millionen M wird genehmigt. 
 
14 
Antrag des Gärtners Jakob Schneider um Abgabe dürrer Buchen 
Die Abgabe einer Buche wird genehmigt. Förster Weppler soll sie anweisen und den Wert 
berechnen und hierher mitteilen. 
 
15 
Ziegenbockhaltung 
Als Deckgeld für Ziegen soll in Zukunft der Verkaufspreis von einem LtrMilch erhoben wer-
den. Heu, Stroh und Hafer bekommt der Bockhalter in natura geliefert. Für Grünfütterung ist 
ihm die Wiesenspitze bei den Kleingärten in den Sommerwiesen zugeteilt. Im übrigen erhält 
der Bockhalter als Vergütung für Wartung und Pflege der Böcke 5% vom Deckgeld, das jähr-
lich eingenommen wird. 
 
16 
Antrag Meudt auf Übernahme der Pflegekosten für seine in der Pflegeanstalt befindliche 
Tochter. 
Muss bis zur nächsten Sitzung vertagt werden, weil das bezügl. Schriftstück nicht vorliegt. 
 
17 
Wiesenverpachtung vom 20.6.23 
Die Verpachtung wird genehmigt. M. Falkenstein hat für die Parzelle Nr. 161 den Durch-
schnittspreis, der auf eine Rute der verpachteten Wiesen entfällt, zu zahlen. 
 
18 
Antrag Pilgenröther auf Erhöhung der Bekanntmachungsgebühren 500 – 3000 M 
Genehmigt. 
 
19 
Desgl. Auf Erhöhung der jährlichen Beihilfe. 
Es ist zunächst festzustellen, wie weit die Beihilfe erhöht werden kann, damit Pilgenröther im 
Genuss der Sozialrente bleibt. 
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20 
Antrag Jung, Hisgen und Conradi auf Grabüberlassung 
Solange die Gräber nicht für neue Bestattungen in Anspruch genommen werden, können sie 
von den Angehörigen weiter unterhalten werden. Eine Neuerwerbung kann leider nicht ge-
nehmigt werden, weil sie gegen die Friedhofsordnung verstößt. 
 
21 
Vergütung des Verwaltungsgehilfen Kunst für die Zeit der Beschäftigung bei der Stadtkasse 
Ein schriftlich formulierter Antrag lag nicht vor. 
 
22 
Betr. Erhöhung der Mankogelder bei der Stadtkasse. 
Nach Vorschlag des Rentmeisters genehmigt. Vorgekommene Kassendifferenzen sind in der 
auf die Feststellung der Differenz folgenden Magistratssitzung vorzutragen oder schriftlich 
anzumelden. Der Fehlbetrag von 5.000 + 1.000 = 6.000 M, den der Kassengehilfe Helm zuge-
legt hat, soll ihm aus der Stadtkasse zurückerstattet werden. 
 
23 
Einspruch Joh. Dupp betr. Überführung der Überreste seiner verstorbenen Ehefrau nach El-
gendorf 
Der Antrag muss grundsätzlich abgelehnt werden. 
 
Gez. Gaul, Flügel, Gehling, Bahl 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 28. Juni 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Gehling, Flü-
gel  
 
1 
Schreiben der Firma Rheinland vom 23.6.23 betr. Gleichrichteranlage. 
Der Firma Rheinland in Bingen ist sofort mitzuteilen, 
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Dass wir, um der Geldentwertung einigermaßen Rechnung zu tragen, zur Zt. 450 Millionen 
Mark fordern. Diese Forderung entspricht einem Dollarstand von 100.000 M. Sämtliche Ma-
terialien befinden sich in der Originalverpackung in Montabaur – französich besetztes Gebiet 
– Zollspesen kommen also nicht in Betracht. 
 
2 
Schreiben des Kreiswohlfahrtamtes in der Pflegesache Elisabeth Meudt 
Dem Kreiswohlfahrtamt wird empfohlen zunächst die Vermögensverhältnisse des Herrn 
Meudt festzustellen. Der Magistrat ist der Ansicht, dass Meudt einen namhaften Teil der Kos-
ten selbst aufbringen kann. Der Rest könnte alsdann zwischen Ortsarmenverband, Kreis und 
Landarmenverband geteilt werden. 
 
3 
Kosten für Elektrizitätswerk 
Es soll zunächst ein Bedarf für 3 Monate an engl. Kohlen eingekauft werden. 
 
4 
Antrag der Gebr. Schmidt, Sauertal auf Stundung ihres Holzgeldes 
Nach Antrag genehmigt. 
 
5 
Erneuter Antrag Eve um Überlassung von Brennholz 
Der Antrag muss wie alle übrigen auf Holzkauf vorliegenden Anträge erneut abgelehnt wer-
den. 
 
6 
Desgl. des Hotelbesitzers Peter Höhn 
Das von den Brüdern seinerzeit Zeit verweigerte Scheitholz muss die Stadt für die Besatzung 
bereit halten, infolgedessen kann nichts davon verkauft werden. 
 
7 
Schreiben der Oberförsterei wegen Brennholzlieferung an die Gemeindeförster 
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Die Stadt ist bereit den in Frage kommenden städt. Förstern den Teil an Brennholz zu dem 
festgestellten Preis abzugeben, der auf die Stadt fällt. Auch der Anteil am Dienstaufwand wird 
bewilligt. 
 
8 
Festsetzung des Preises für geliefertes Sargholz 
Die Selbstkosten für die Gewinnung von 1,0 qm Bretter für Särge betragen 7.500 M. Dieser 
Preis ist in jedem Fall, in dem die Bretter nicht frei verabfolgt, werden zu zahlen. 
 
9 
Antrag Josef Höhn auf Überlassung eines städtischen Grundstücks als Bauplatz. 
Die Stadt kann Bauplätze für Private solange nicht abgeben, als ihr eigener Bedarf nicht ge-
deckt ist. 
 
10 
Schreiben des Landesschiedsgerichtes betr. Einspruch gegen die Eingruppierung des Bürger-
meisters Mönig 
Die Anrufung des Landesschiedsgerichtes soll zurückgenommen werden. 
 
11 
Anschaffung eines zweiten Ziegenbockes 
Die Stadt ist bereit sich an dem Kreis veranlassten gemeinschaftlichen Ankauf von Ziegenbö-
cken zu beteiligen. 
 
12 
Erhöhung der Kinosteuer 
Es soll zunächst in Limburg angefragt werden, wie hoch dort z.Zt. das Eintrittsgeld und die 
Kinosteuer ist. 
 
13 
Erhöhung der Benutzungsgebühren für den Viehwagen 
Ortsbürger von Montabaur bezahlen für einmalige Benutzung des Viehwagens den jeweiligen 
Preis von 10 l Montabaurer Milch. 
Auswärtige müssen den Preis von 15 l Milch zahlen. 
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14 
Verpachtung der Plätze auf dem Marktplatz für die Kirmestage 
Für die Aufstellung einer Schiffschaukel ist 1 Million M zu zahlen. 
 
15 
Baugesuch des Fabrikanten Ostermeier 
Der Magistrat ist der Ansicht, dass durch den im vorherigen Jahr von Herrn Ostermeier ausge-
führten Fabrikbau, das Stadtbild im Tiergartengelände empfindlich geschädigt worden ist, und 
dass jede Vergrößerung dieses Gebäudes zum Nachteil des betr. Baublockes ist. Infolgedessen 
wird die Genehmigung abgelehnt. 
 
16 
Antrag Lehrer Laux auf eine Konrektorstelle 
Mittel für eine 2. Konrektorstelle können seitens der Stadt nicht zur Verfügung gestellt wer-
den. 
 
17 
Schafweidenverpachtung 
Herr Beigeordneter Gehling wird mit der Bauernschaft über die gestellten Anträge verhandeln 
und demnächst Bericht erstatten. 
 
18 
Jagdverpachtung Rossbach-Busch 
Da die Angebote des Herrn Busch und Rossbach unzureichend sind, soll Entscheidung durch 
das Jagdeinigungsamt beantragt werden. Herr Rechtsanwalt Dr. Teves soll gebeten werden, 
die Stadt zu vertreten, bezüglich des Pächters Balzer ist dessen Angebot abzuwarten. 
 
19 
Antrag Sack auf Vorausbezahlung eines Vierteljahresgehalts 
Genehmigt. 

20 
Antrag der Wwe. Schulz auf Überlassung eines Reihengrabes 
Frau Schulz ist wie bei den vorausgegangenen Anträgen 
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Zu bescheiden. D. h. solange die betr. Plätze für neue Gräber nicht in Anspruch genommen 
werden, können sie erhalten bleiben. Ein Ankauf ist ausgeschlossen. 
 
 
21 
Desgl. Josef Hermes 
Wie vor. 
 
22 
Nichtbeachtung der Friedhofsordnung durch Steinhauer W. Lenaif 
Die erbetene Genehmigung für die Einfassungen bzw. Aufstellung eines Grabmales wird er-
teilt. Lenaif hat sich mit Gärtner Schneider bezüglich der einzuhaltenen Abmessungen in Ver-
bindung zu setzen. Bei dieser Gelegenheit ist Lenaif darauf hinzuweisen, dass jedes eigen-
mächtige Vorgehen bei der Errichtung von Grabmälern oder Einfassungen streng bestraft 
wird. 
 
23 
Bewachung des Friedhofs durch Flurhüter Müller 
Flurhüter Müller ist zu beauftragen, den Friedhof dauernd mitzuübernehmen. 
 
24 
Antrag der Hebammen Gilles und Hering auf Erhöhung ihrer Bezüge. 
Der Antrag der Hebammen soll dem Herrn Regierungspräsidenten zur Entscheidung vorge-
legt werden. 
 
25 
Baugesuch der Stadt Montabaur über Herstellung von 3 Zweifamilienhäusern 
Das Projekt über die Errichtung von 3 Zweifamilienhäusern wird genehmigt. Da die Voraus-
setzungen des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung vom 20.4.23 – Beschäftigung 
Erwerbsloser mit Hilfe von Reichsmitteln – zutreffen, soll mit der Ausführung sofort begon-
nen werden. Der Stadtverordnetenversammlung ist demnächst darüber Mitteilung zu machen. 
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26 
Die Schwestern der Katharinenschule beantragen Erhöhung des bisher gezahlten Monatsvor-
schusses. 
Der Vorschuss soll um 100% erhöht werden. Es sind demnach für den Monat Juli sofort 1 
Million M zur Auszahlung angewiesen. 
 
27 
Antrag des Christian Massfeller auf Bezahlung seines bei dem Brand des Hannappelchen 
Hauses versengten Anzuges. 
Der Ortsbrandmeister Löwenguth soll zunächst eine Erklärung darüber abgeben, on Massfell-
er, der nicht der freiwilligen Feuerwehr angehört, beauftragt war, sich als Steiger an den Ret-
tungsarbeiten zu beteiligen. 
 
Gez. Gaul, Bahl, Gehling, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 5.7.23 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Gehling, Flü-
gel 
 
1 
Einkassierung elektrischer Stromgelder 
Wenn bei der ersten Anforderung des Stromgeldes nicht bezahlt wird, dann wird für die zwei-
te und jede etwa weiter erforderliche Anforderung eine Sondergebühr von 1.500 M erhoben. 
Erfolgt nach der 3ten Anforderung noch keine Zahlung, dann ist die Stromlieferung einzustel-
len. Die Maßnahme ist ortsüblich bekannt zu machen. 
 
2 
Erhöhung der Zählermiete. 
Über die beabsichtigte Erhöhung der Zählermiete ist zunächst die Beleuchtungskommission 
zu hören. 
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3 
Vertrag mit dem Reichsfiskus betr. Besatzungsleuten. 
Gegen die Vollziehung des Vertrages durch den Beigeordneten Gaul als Beauftragter des Ma-
gistrats ist nichts einzuwenden. 
 
4 
Schreiben des Studienrats Jäger betr. die Volksschule 
Falls erwerbslose Bauhandwerker in genügender Zahl zur Verfügung stehen sollten, kann den 
Anregungen des Herrn Studienrats Jäger entsprochen werden. 
 
5 
Schreiben des Studiendirektors Holtz betr. Instandsetzungsarbeiten am Gymnasium 
Kreisbaumeister Gaul wird sich demnächst mit dem Studiendirektor wegen der nötigen In-
standsetzungsarbeiten direkt in Verbindung setzen. 
 
6 
Schreiben des Prov. Schulkollegiums in Sachen Anstellung des Studienrats Gilles 
Von dem Schreiben wird Kenntnis genommen. Der schroffe Ton des Schreibens lässt sich mit 
der mangelhaften Unterstützung, die das Gymnasium durch die Staatsbehörde erfährt, 
schlecht in Einklang bringen. 
 
7 
Antrag des Bäckermeisters Hübinger auf Überlassung von Kohlen 
Der Antrag muss leider abgelehnt werden, weil nach einem Stadtverordnetenbeschluss keine 
Kohlen an Private abgegeben werden dürfen. 
 
8 
Anstellung eines zweiten Flurhüters 
Der z.Zt. mit Notstandsarbeiten beschäftigte Jos. Kratz ist bereit, das Amt eines Hilfsflurhü-
ters mit zu versehen. Er soll daher als solcher verpflichtet werden. 
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9 
Erhöhung der Pflegesätze für das Brüderhaus und für das Hospital 
Nach Antrag genehmigt auf 7.500 M für Ortsarme und 15.000 M für Durchreisende. 
 
10 
Antrag der Barmherzigen Brüder auf Überlassung von 2 Wiesenparzellen. 
Als Ersatz für den Grasschaden im Jahr 1922 sollen die Brüder dieses Jahr 1 Wagen Heu von 
der Stadt erhalten. Ferner soll ihnen Gelegenheit gegeben werden, die noch nicht verpachtete 
Wiese im Heckenwäldchen zu pachten. 
 
 
11 
Antrag des Rektor Beier auf ärztl. Untersuchung der Schulkinder 
Herr Beigeordneter Gehling wird mit dem Kreisarzt über die Gesundheitspflege in den Schu-
len verhandeln. 
 
12 
Desgl. Auf Bewilligung von Mittel für die physikalischen Unterricht. 
Zur Beschaffung von Unterrichtsmittel wird eine Million Mark für sämtliche Volksschulklas-
sen zur Verfügung gestellt. 
 
13 
Antrag des Herrn Pulte auf Errichtung eines Wohnhauses und Bewilligung eines Baudarle-
hens 
Die städt. Unterstützung hängt von dem bewilligten Landesdarlehens ab. Die Stadt liefert ver-
billigte Baumaterialien im Werte des Landesdarlehens. 
 
14 
Antrag der Brandgeschädigten auf eine bare Unterstützung. 
Herr Glöckner sowohl als Frau Säuberlich soll je 1 Million überwiesen werden. 
 
15 
Anträge von 4 städt. Arbeitern auf Anerkennung als Facharbeiter. 
Nur gelernte Handwerker können als Facharbeiter anerkannt 
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werden. Bezahlung als Facharbeiter erfolgt nur dann, wenn der Betreffende auch Facharbeiten 
ausführt. 
 
16 
Erneuter Antrag des Arbeiters  Erath auf Vergütung der Umzugskosten 
Erath soll ersucht werden, die ihm vom Wohnungsamt gegebene Zusicherung der Erstattung 
von Räumungskosten vorzulegen. 
 
17 
Antrag der Frau Wwe  Trübenbach auf Zuweisung einer Wohnung im städt. Neubau. 
Frau Trübenbach erhält die ihr zugesprochene Wohnung, sobald die im Neubau untergebrach-
ten  Notmieter anderweitig untergebracht sind. In der Frau Trübenbach zugesprochene wird 
z.Zt. von Herrn Jonisch benutzt. 
 
18 
Schafweideverpachtung (Vertragsentwurf) 
Herr Beigeordneter Gehling wird der Vertrag mit der Ortsbauernschaft persönlich zum Ab-
schluss bringen. 
 
19 
Erhöhung der Schulgeldsätze an den höheren Lehranstalten. 
Die neuen Schulgeldsätze sollen sowohl beim Gymnasium wie bei der Katharinenschule zur 
Einführung kommen. 
 
20 
Erhöhung der Kinosteuer 
Herr Beigeordneter Gehling soll zunächst mit Herrn Gerz noch einmal persönlich verhandeln. 
 
21 
Erhöhung der Hundesteuer 
Die Hundesteuer soll wie folgt erhöht werden: 
Für den 1. Hund 30.000 M 
Für den 2. Hund 50.000 M 
Jeder weitere       90.000 M 
 
22 
Antrag der Dentisten Müller u. Flach auf Erhöhung der Vergütung für Zahnbehandlung der 
Schulkinder 
Nach Antrag genehmigt. 
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23 
Antrag Parbel auf Ersatz eines beim Brande zerrissenen Hemdes 
Zunächst den Ortsbrandmeister Löwenguth zur Äußerung. Bei welcher Gelegenheit hat er das 
Hemd zerrissen? Welche Funktion hat er als Pflichtfeuerwehrmann zu erfüllen? 
 
24 
Fällung eines Baumes (Zypresse) auf dem Friedhof durch Johann Hohmann 
Hohmann ist eine Ordnungsstrafe aufzuerlegen, weil er unbefugt er Weise auf dem Friedhof 
mit einem größeren Fuhrwerk gefahren ist. 
 
25 
Schreiben der Firma Stinnes GmbH betr. Lieferung englischer Kohlen. 
Herr Seepe soll sofort bei Hugo Stinnes GmbH e.V. Zweigniederlassung Wiesbaden den Be-
darf für 3 Monate an Kohlen für das Elektrizitätswerk und 1 Waggon Koks für Hausbrand-
zwecke bestellen. 
 
26 
Antrag des Kreisbauamtssekretärs Theis auf Bewilligung des städt. Darlehens 
Sobald der Bescheid des Herrn Reg. Präsidenten über die Höhe des bewilligten Landesdarle-
hens vorliegt, wird ein städtischer Zuschuss in gleicher Höhe bewilligt. Die Beihilfe erfolgt 
jedoch nicht in bar sondern in der Abgabe verbilligter Materialien. 
 
27 
Antrag des Herrn Pfarrers Weiand um Stiftung einer Eiche deren Verkaufspreis für den neu 
zu errichtenden Krieger-Gedächtnis-Altar in der hiesigen kath. Kirche verwendet werden soll. 
Vom Magistrat genehmigt und der Stadtverordnetenversammlung ebenfalls zur Genehmigung 
warm empfohlen. 
 
28 
Ernennung eines Mitglieds als Beisitzer des Mieteinigungsamtes. 
Soll durch die Stadtverordnetenversammlung erfolgen. 
 
Gez. Gaul, Flügel, Gehling 
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Bericht über die Sitzung vom 12.7.23 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Gehling, Flügel, 
Germann, Philippi  
 
1 
Antrag des Kreiswohlfahrtamtes auf Entsendung des Lehrers Röder zum Sommeraufenthalt 
der Kinder und Bezahlung desselben aus der Erwerbslosenfürsorge 
Der Magistrat ist mit dem Vorschlage des Kreiswohlfahrtsamtes, auch bezüglich der Bezah-
lung des Lehrers Röder aus der Erwerbslosenfürsorge einverstanden in der Voraussetzung, 
dass das Landratsamt nichts dagegen einzuwenden hat. 
 
2 
Antrag des Gelderhebers Pilgenröther auf Neufestsetzung seiner Gebühren. 
Die Gebühr für Einkassierung des Stromgeldes durch Herrn Pilgenröther wird auf 100.000 je 
Monat erhöht. Die Zahlung soll wöchentlich erfolgen. 
 
3 
Schulgelderhöhung für die höheren Schulen. 
Der neue Schulgeldsatz für die höheren Schulen beträgt vom 1.7.23 ab 150.000. Dieses 
Schulgeld soll sowohl vom Gymnasium wie von der Katharinenschule erhoben werden. 
 
4 
Erhöhung der Realsteuern, Wassergeld u. Müllabfuhr. 
Der Magistrat beschließt, vorläufig den 40fachen Betrag der vorjährigen Realsteuer sowie des 
Wassergeldes und der Müllabfuhr zu erheben. Die Einziehung soll zur Hälfte am 1. August 
und zur anderen Hälfte am 15. August d.J. erfolgen. 
 
5 
Antrag der Gebr. Philippi auf Überlassung von Kohlen. 
Der Antrag muss wie alle übrigen derartigen Anträge abgelehnt werden, weil seitens der 
Stadtverordnetenversammlung sr. Zt. beschlossen worden ist, keine städt. Kohlen mehr an 
Private abzugeben. 
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6 
Desgl. von Jos. Hübinger 
 Der Antrag Hübinger ist bezüglich der Abgabe von Kohlen genauso zu behandeln. Übrigens 
hat die Stadt die wenigen Kohlen, die sie besitzt, selbst sehr nötig. Mit Holz ist Herrn Hübin-
ger nicht gedient, weil seine Bäckerei für Holzbrand nicht eingerichtet ist. 
 
7 
Antrag Frau Kunoth auf Ermäßigung ihrer Pachtsätze. 
Die Pachtsätze sollen um die Hälfte ermäßigt werden. 
 
8 
Der Hauungs- und Kulturplan für 1924 
Wird genehmigt. 
 
9 
Erhöhung der Kinosteuer. 
Für den Monat Juli soll der alte Satz bestehen bleiben. Vom 1.8.23 ab wird die Steuer auf 
10.000 M je Vorstellung erhöht. 
 
10 
Unterstützung der Wwe. Jos. Lieser 
Es wird eine monatliche Unterstützung von 20.000 M bewilligt. Der Bürgermeisterstellvertre-
ter wird außerdem noch Lebensmittel aus den vorhandenen Beständen abgeben. 
 
11 
Einspruch des Kreisausschussassistenten Görg gegen die Wohnungsverteilung im Neubau 
Der Einspruch ist hinfällig, weil dringendere Fälle dem Wohnungsamt vorlagen, die berück-
sichtigt werden mussten. Die Eingabe wird durch den Beigeordneten Gaul erschöpfend be-
antwortet werden. 
 
12 
Desgl. Von Jakob Malm 
Die fast unhaltbar gewordenen Wohnungsverhältnisse des J. Malm werden voll und ganz ge-
würdigt. Für Malm soll daher auch bei der ersten sich bietenden Gelegenheit Abhilfe geschaf-
fen werden. 
 
13 
Beschwerde des Mieterschutzvereins 
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Wegen Handhabung der Ausführungsbestimmungen zum RMG 
In dieser Angelegenheit hatte die Mieterschutzvereinigung bereits am 30. Juni 1923 eine 
Antwort erhalten. Abschrift dieser Antwort ist dem Bericht an den Herrn Reg.-Präs. beizufü-
gen. 
 
14 
Antrag Kugel auf Anerkennung als gelernter Arbeiter 
Für die Ausführung von Reinigungsarbeiten am Steinbruch kann kein Handwerker Tariflohn 
bezahlt werden. 
 
15 
Grundstückstausch Caritasvereinigung 
Dem Beschluss der Landwirtschaftskommission bezügl. des Tarifes von Wiesenparzellen 
wird zugestimmt. 
 
16 
Vermessung der von Normann, Horressen der Stadtgemeinde Montabaur zu Unrecht geernte-
tes Heu in der Resswiese. 
Dem Johann Normann in Horressen ist sofort eine Rechnung über das zu Unrecht auf einer 
städt. Wiese geerntetes Heu zu schicken. Herr Normann hat außer dem Werte des Grases auch 
den Mäherlohn und die sonstigen für das Heumachen entstandenen Kosten zu bezahlen. Au-
ßerdem die durch die Vermessung entstandenen Kosten, weil er die Behauptung des Herrn 
Löwenguth bestritten hat. 
 
17 
Antrag Jos. Lenaif auf Überlassung von Holz 
Die Stadt kann aus ihren Beständen leider kein Holz in größeren Mengen abgeben. Nur an 
Ortsarme oder solche Personen, die nicht imstande sind ihren Bedarf im Winter durch Kauf zu 
decken, werden kleinere Mengen – in der Regel 1 Schuh – nach Bedarf abgegeben. 
 
18 
Vertrag mit der Ortsbauernschaft wegen Schafweideverpachtung. 
Der Vertrag wird unterschriftlich vollzogen. 
 
19 
Antrag des Fritz Conradi auf Einführung einer Radfahrer Kartensteuer und Erhöhung der 
Hundesteuer 
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Von den wohlmeinenden Vorschlägen des Herrn Conradi wird Kenntnis genommen. 
 
20 
Antrag Hannappel, Horressen auf Erhöhung der Sandlieferungsgebühren 
Von Montag, den 9. Juli ab soll Hannappel erhalten: 

1) Für städtische Zwecke je cbm Sand frei Baustelle anzuliefern 51.000 M 
2) Für Private der Stadt Montabaur 55.000 M.  

Von der letzteren Einnahme sind 5.000 M an die Stadtkasse abzuführen. 
 
21 
Gefrierfleisch 
Es soll nochmals versucht werden, das Gefrierfleisch durch die hiesigen Metzger verteilen zu 
lassen. Jeder Metzger hat jedoch eine Liste zu führen, aus der genau zu ersehen ist, wer Ge-
frierfleisch erhalten hat und welche Menge. 
Falls wieder Beschwerden gegen die Metzger eingehen, soll in Zukunft das Fleisch wieder 
durch die Barmherzigen Brüder verausgabt werden. 
 
22 
Antrag des Rektor Beier. Stellung eines Leiterwagens zur Beförderung der Schulkinder nach 
Limburg 
Es soll bei den hiesigen Landwirten mit Pferdefuhrwerk angefragt werden, wer bereit ist, den 
Transport der Kinder nach Limburg (unentgeltlich) zu übernehmen. Es sind 2 Leiterwagen 
erforderlich. 
 
23 
Friedhofsbeaufsichtigung durch Gärtner Schneider 
Zunächst soll beim hiesigen Brüderhaus angefragt werden, ob nicht der Bruder Nikolaus be-
reit sei, das Ab- und aufschließen des Friedhofes zu übernehmen. 
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24 
Arbeitszeit der Notstandsarbeiter 
Der Magistrat hat nichts dagegen einzuwenden, dass für die Notstandsarbeiter, die im freien 
Feld arbeiten, die Arbeitszeit von früh um 4 Uhr bis mittags 12 Uhr festgelegt wird. Voraus-
setzung ist jedoch, dass auch tatsächlich um 4 Uhr begonnen und mit Ausnahme einer Früh-
stückspause von 15 – 20 Minuten ohne Unterbrechung durchgearbeitet wird. Das Aufsichts-
personal ist dafür verantwortlich, dass die Arbeitszeit genau eingehalten wird. Arbeiter, die zu 
spät zur Arbeitsstelle kommen, erhalten für jede angefangene Stunde ihres zu späten Eintref-
fens 1 volle Arbeitsstunde abgezogen. 
 
25 
Eingabe der Barmherzigen Brüder betr. Entschädigung für Heuausfall infolge des städt. Brun-
nenbaues in der Resswiese. (vers. Auf Mag.Beschluss vom 5.7.23 Nr. 10) 
Die Barmherzigen Brüder sollen in diesem Jahr sowohl die Heu- als auch die Grummeternte 
von den beiden an die Stadt abgetretenen Wiesenparzellen erhalten. Außerdem haben die 
Brüder die 3 Wiesen abgeerntet, die ihnen durch Tausch zugefallen sind. Eine dieser Wiesen 
in der Größe von 52,75 Ruten soll als Schadenersatz für den Ernteausfall im Jahr 1922 gelten, 
während bei den beiden übrigen Wiesen mit 52,72 Ruten + 104,98 Ruten die diesjährige 
Grasnutzung an die Stadt zu bezahlen ist. Herr Löwenguth hat die entsprechende Rechnung 
dem Magistrat vorzulegen. 
 
 
26 
Beschäftigung der erwerbslosen Maschinenschreiberin Frl. Menningen 
Fräulein Menningen erhält die Schreibmaschine, die z.Zt. das Besatzungsamt hat. Sie erhält 
ihre Aufträge nur vom Bürgermeister oder in dessen Abwesenheit vom Oberstadtsekretär Ba-
ckes. Jede Abteilung, die Schreibarbeiten auszuführen hat, muss dennoch den Auftrag für Frl. 
Menningen beim Bürgermeister bzw. Oberstadtsekretär erwirken. 
 
Gez. Gehling, Germann, Philippi, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 19.7.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Germann, Philippi  
 
1 
Schreiben des Elektr. Aktiengesellschaft „Rheinland“ vom 6.7.23 betr. Verkauf der Gleich-
richteranlage 
Der AEG „Rheinland“ soll mitgeteilt werden, dass der bestimmte Preis der Gleichrichteranla-
ge täglich nach dem Dollarstand errechnet werden kann. Der Preis betrug bei einem Dollar-
stand von 100.000 M 450.000.000 M Auf diesen Preis sowohl wie auf jeden nach dem Stande 
des Dollars neu zu errechnenden Preis bewilligen wir einen Nachlass von 20 vom Hundert. 
 
2 
Antrag Henritzi auf Erhöhung der Gebühren für das Ausziehen der Stadtuhren 
Nach Antrag genehmigt. Henritzi erhält demnach vom 1. Juli 1923 ab monatlich 50.000 M. 
 
3 
Antrag der Leichenträger auf Erhöhung ihrer Gebühren. 
Nach Antrag genehmigt. Danach beträgt die Leichenträgergebühr vom 1. Juli d.J.  ab 15.000 
M. 
 
4 
Beschwerde Dr. Froming über Verteilung des Gefrierfleisches. 
Bei der geringen Menge Gefrierfleisch, die diesmal zur Verfügung stand, sind die Metzger für 
die Klagen nicht verantwortlich zu machen. Es soll ihnen aber wiederholt eingeschärft wer-
den, die Bürgerschaft so zu behandeln, dass keine Klagen mehr vorkommen. 
 
5 
Antrag der Stadtkasse auf Kreditgewährung. 
Es soll ein Kredit bis zu 500 Millionen M beschafft werden. 
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6 
Fischereiablösung 
Bis zum Erscheinen des in Aussicht gestellten neuen Gesetzes vertagt. 
 
7 
Angebote von Schaustellern auf Überlassung eines Teiles des Marktplatzes zur diesjährigen 
Kirmes 
Für das Kettenkarrussel und die Schiffschaukel sind je ½ Millionen M und für die Schießbude 
¼ Millionen M zu fordern. Das sogenannte Bolzenschießen soll auf dem Kirmesplatz nicht 
mehr zugelassen werden. 
 
8 
Sandlieferung 
Hannappel soll vom 16.7.23 ab für 1 Fuhre = 2 cbm Sand für die Stadt anzuliefern einschl. 
Gräberlohn 80.000 M und für Private der Stadt 85.000 M erhalten. Im letzteren Fall sind 
5.000 M an die Stadtkasse abzuführen. 
 
9 
Erneuter Antrag auf Erhöhung der Realsteuer 
Der Magistratsbeschluss vom 12.7.23 soll dahin ergänzt werden, dass nicht der 40fache, son-
dern der 100fache Betrag der vorjährigen Realsteuer, sowie des Wassergeldes und der Müll-
abfuhr zu erheben ist. 
 
10 
Mietzuschläge auf Grund des RMG 
Der 2. Beigeordnete wird beauftragt, die neuen Hundertsätze mit den Organisationen der 
Hausbesitzer und Mieter zu vereinbaren. Kommt eine Einigung nicht zustande, dann sollen 
die dem Herrn Regierungs-Präsidenten vorzuschlagenden Hundertsätze durch den Magistrat 
festgesetzt werden. 
 
11 
Antrag Ickenroth, Sturm auf Rückvergütung der Kosten für ihre Starkstromanlage 
Die vom Elektrizitätswerk im Entwurf vorgelegte Aufklärung ist richtig und kann abgesandt 
werden. 
 
12 
Schreiben des Peter Höhn betr. Milchlieferung. 
Die Stadt ist nicht in der Lage, für eine so kleine Interessentengruppe 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

418 
Ein Fuhrwerk zur Abholung von 40 l Milch in Welschneudorf zu stellen. Außerdem müsste 
die betr. Milch, wenn sie von der Stadt abgeholt wird, zur städt. Verteilungsstelle (Frau Hen-
ritzi) gebracht werden. 
 
13 
Die Meldung des Flurhüters Müller betr. Wegeverbesserung und Straßenreinigung 
Ist dem Erwerbslosenausschuss durch Herrn Baumeister Löwenguth, der sich gutachtlich dazu 
äußern soll, vorzulegen. 
 
14 
Wohnungsverhältnisse in der Stadtmühle 
Herrn Baumeister Löwenguth zur Aufstellung einer Hausordnung. Die Beachtung der Haus-
ordnung ist durch Herrn Gerlach zu überwachen, der Verstöße gegen diesen dem Bürgermeis-
ter zu melden hat. 
 
15 
Antrag der Schulschwestern um einen Vorschuss. 
Es wird eine Million M bewilligt. 
 
16 
Beschaffung eines Magistratsprotokollbuches 
Das anzuschaffende Magistratsprotokollbuch soll für 1 Jahr genügen und nur broschiert – 
nicht eingebunden – beschafft werden. 
 
17 
Rechnungen über bestellte und abgehende Gegenstände 
Sind sofort zu bezahlen, auch wenn die Gegenstände noch nicht eingegangen sind. 
 
18 
Beschwerde des Fräulein Hübinger gegen ihre Mieter 
Es soll in der nächsten Woche ein Termin zur Ortsbesichtigung durch Beigeordneten Gaul 
anberaumt werden. 
 
19 
Erhöhung der Pflegesätze für Juni für die Barmherzigen Brüder 
Nach Antrag genehmigt. 
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20 
Löschungsbewilligung der Hypothek Hisgen II 700 M und der Wwe. Joh. Wallroth 514,29 M 
Die Löschungsbewilligungen wurden unterschriftlich vollzogen. 
 
21 
Antrag des Elektrizitätswerkes auf Kreditgewährung durch das Reich zur Beschaffung von 
Kohlen. 
Es ist ein Vorschuss beim Reich durch das Landratsamt bzw.  den Herrn Reg-Präsidenten bis 
zu ¾ der Gesamtkosten anzufordern. 
 
22 
Antrag des E.W. statt 1 Fass 2 Fässer Zylinderöl bestellen zu dürfen. 
Es sind 4 Fass Öl zu beschaffen. 
 
23 
Leihweise Überlassung des Zählers in der Löb´schen Mühle an Herrn Löb 
Der Zähler soll vorläufig Herrn Löb leihweise überlassen werden. 
 
24 
Herr Löwenguth legt eine Rechnung der Stadt für I.J. Normann in Horressen über zu Unrecht 
auf städtischem Eigentum geerntetes Heu vor. Desgl. Eine Rechnung für die Barmherzigen 
Brüder hier über die Heu- und Grummeternte auf 2 Parzellen der Resswiese. 
Die beiden Rechnungen sollen sofort abgesandt werden. Herr Löwenguth soll demnächst über 
den Eingang der Beträge berichten. 
 
Gez. Gaul, Bahl, Philippi, Gehling, Flügel 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 26.7.1923 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Bahl, Gehling, Flü-
gel, Germann, Philippi  
 
1 
Antrag der Metzger um Erhöhung ihres Verdienstes auf 30% 
Es werden 12% bewilligt. 
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2 
Kinosteuer Gerz 
Als städtische Steuer soll der Eintrittspreis von 5 Personen erhoben werden. 
 
3 
Baugesuch Norbert Rossbach 
Seitens des Magistrats ist gegen das Baugesuch nichts einzuwenden. 
 
4 
Verzugszinsenforderung des Gussrohrverbandes. 
Herr Knögel, der die Sache verschuldet hat, wird beauftragt, die Angelegenheit mit dem 
Gussrohrverband persönlich zu regeln. Er soll dazu am 8.d.M nach Köln reisen. 
 
5 
Antrag Peter Höhn auf Stellung eines Fuhrwerks zur Abholung der Milch in Welschneudorf. 
Der Magistrat ist damit einverstanden, dass Ickenroth die Milch in Welschneudorf mit Hunde-
fuhrwerk abholt. Er bekommt dafür 4 Arbeiterstunden je Tag vergütet. 
 
6 
Besoldung des Gymnasiallehrers Pehl und Studiendirektor Holtz 
Die Gehälter sind nach Gruppe 8 bzw. 12 zu zahlen. 
 
7 
Antrag der Bauernschaft auf Abgabe eines Tannenstammes und 50 Tannenstangen 4. Kl. Zur 
Herstellung einer Schäferhütte und einer Schafpferch. 
Das angeforderte Holz soll gefällt und zum Tagespreis abgegeben werden. 
 
8 
Antrag Rektor Beier auf Instandsetzung der Volksschulen. 
Die Schulen sollen in sparsamer Weise instandgesetzt werden. 
 
9 
Antrag der Stadtkasse auf Rückvergütung des entstandenen Fehlbetrages von 58.000 M aus 
Anlass der Auszahlung von Sozialrenten. 
Die Differenz wird auf die Stadtkasse übernommen. 
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10 
Antrag Altenhofen auf Vergütung einer gestohlenen Axt. 
Abgelehnt. 
 
11 
Desgl. Adam Parbel. 
Abgelehnt. 
 
12 
Meldung des Polizeibetriebsassisstent Helm über Begebenheiten in der Nacht vom 22. Auf 
23. Juli. 
Von der Meldung wird Kenntnis genommen und der Polizeiverwaltung zurückgegeben. Eine 
Vorlage betr. Verstärkung der Beamten bleibt vorbehalten. 
 
13 
Erhöhung der Zählermiete 
Der Magistrat beschließt sich dem Beschlusse der Beleuchtungskommission an. 
 
14 
Bestellungsurkunde des Studienrats Paul Gilles. 
Wird unterschriftlich vollzogen. 
 
15 
Antrag Mühlenhöver auf Anfahren von 2 Klafter Holz auf städt. Kosten. 
Das Holz kann vom städt. Fuhrpark nicht angefahren werden, auch nicht gegen Bezahlung. 
 
16 
Aufschlag zum Arbeitslohn für Installationsarbeiten. 
Der Magistrat ist mit dem Beschluss der Beleuchtungskommission einverstanden. 
 
17 
Die Zuschläge zu den Reichsmieten 
Werden mit Wirkung vom 1. August 192 ab wie folgt festgesetzt: 
Verwaltungskosten     6.923 % 
Laufende Instandsetzungen  23.078 % 
Große Instandsetzungskosten  13.876 % 
 
 
Gez. Gaul, Philippi, Gehling, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 2.8.1923 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Gehling, Flügel, 
Philippi  
 
1 
Anstellungsbescheinigung der Stadtassistenten Kunst, Sack und Helm 
Wurden unterschriftlich vollzogen. 
 
2 
Antrag Gerlach betr. Bockhaltung und Deckgeld 
Dem Antragsteller sollen statt 5% vom Deckgeld 50% erhalten. Holz für Hausbrand kann 
unentgeltlich nicht geliefert werden. 
 
3 
Antrag Jonas Staudt auf Stundung seiner Pachtgelder 
Abgelehnt, weil die Stadt das Geld nötig gebraucht. 
 
4 
Mitteilung der Feuerwehr über die Wahl des neuen Kommandanten 
Herr Müller wird zum Ortsbrandmeister ernannt. Bestätigung ist beim Landratsamt nachzusu-
chen. Herrn Löwenguth soll ein Anerkennungs- und Dankschreiben übermittelt werden. 
 
5 
Rechnung Eberz 
Die Rechnung soll zur Hälfte aus Mitteln der Prod- Erwerbslosenfürsorge gezahlt werden. 
 
6 
Gleichrichteranlagen 
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Außer dem Restbetrag der Rechnung sollen der AEG 5.000.000 Mark als Aufwartung entge-
genkommender Weise angeboten werden. Dabei soll zum Ausdruck gebracht werden, dass die 
Schuld an der Verteuerung der ganzen Sache, der AEG zuzumessen ist, weil sie nicht fristge-
recht geliefert hat. 
 
7 
Vorschlag des Kreisausschuss, hier betr. Mieteinigungsamt 
Es wird beschlossen, für die Abhaltung von Terminen die Gebühren nach der Gebührenord-
nung für gerichtliche Geschäfte zu zahlen. 
 
8 
Gesuch des Alois Erath um Erstattung der Umzugskosten 
Die Stadt ist nicht berechtigt die Unkosten zu zahlen, infolgedessen muss der Antrag wieder-
holt abgelehnt werden. 
 
9 
Antrag des Kreisschulrat Klemann auf Zuweisung von 2 Mansarden und eines Teiles des 
Ökonomiegebäudes 
Herr Beigeordneter Gehling wird versuchen, die Angelegenheit persönlich zu erledigen. 
 
10 
Antrag Pilgenröther auf Erhöhung seiner Beihilfe 
Die Teuerungszulage wird auf 100.000 Mark erhöht. 
 
11 
Antrag des P. Josef Görg, Elgendorf um Überlassung einer dürren Tanne. 
Die betr. Tanne wird die Stadt für eigene Zwecke fällen lassen. Herr König ist sofort zu be-
nachrichtigen. 
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12 
Antrag der barmherzigen Schwestern (Katharinenschule) auf Überlassung von 5 – 6 Ztr. Heu. 
Den Schwestern des Hospitals und der Katharinenschule soll zusammen eine Wiese überwie-
sen werden, auf welcher sie Grummet machen können. 
 
13 
Antrag des Gartenvereins auf Errichtung von 2 Toren durch die Stadt 
Wegen Mangel an Mittel muss der Antrag leider abgelehnt werden. 
 
14 
Milchbeschaffung Hanney 
Wird vertagt bis zur nächsten Magistratssitzung. 
 
15 
Ölbeschaffung für das Elektrizitätswerk 
Es sollen 4 Fass Öl sofort beschafft werden. 
 
16 
Stromlieferung durch Quirmbach 
Punkt 1 der Bedingungen Quirmbach wird angenommen. Punkt 2 und 3 werden abgelehnt. 
Wenn Herr Quirmbach nicht einverstanden ist, wird auf die Stromlieferung verzichtet. 
 
17 
Antrag Parbel und Altenhofen auf Erstattung des gestohlenen Handwerkszeugs 
Die Anträge sind deshalb abgelehnt worden, weil die Stadt nicht verpflichtet ist, Diebstahls-
schäden zu entschädigen. 
 
18 
Antrag des Gustav Tietz um Beisetzung seiner Mutter auf dem hiesigen Friedhof 
Herr Beigeordneter Gehling wird zunächst mit dem Herrn Pfarrer darüber sprechen. 
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19 
Einstellung eines Friedhofsverwalters 
Die Brüder sollen an Antwort auf unsere Anfrage wegen Übernahme des Abschließens des 
Friedhofs erinnert werden. 
 
20 
Antrag Selker auf Bewilligung der Erwerbslosenunterstützung 
Das Gesuch ist dem Landratsamt zur Entscheidung vorzulegen. 
 
21 
Antrag der Mag. Vetter um Aufnahme in das Hospital 
Herr Beigeordneter Gehling wird mit den Hospitalschwestern verhandeln. 
 
22 
Antrag des Steuerassistenten L. Schröder auf Überweisung dürrer Tannen als Brennholz 
Muss grundsätzlich abgelehnt werden. Bei Holzmangel kann Schröder von Fall zu Fall 1 
Schuh Holz aus dem städtischen Magazin erhalten. 
 
Gez. Gaul, Philippi, Gehling, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 9. August 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gaul die Herren: Philippi, Gehling, 
Flügel, Germann 
 
1 
Antrag der Stadtkasse auf Beschaffung 
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von Zahlungsmittel 
Es wird beschlossen städtisches Notgeld in folgenden Scheinen herauszugeben: 

- 5.000 Scheine zu je 1 Million 
- 1.000 Scheine zu je 2 Million 
- 6.000 Scheine zu je ½ Million 
Zusammen demnach für 10 Milliarden Mark die 5.000 Scheine zu je 1 Million sollen nach 
dem vorgelegten Muster durch Herrn Flock sofort gedruckt werden. 

 
2 
Beschlussfassung über die der Beschaffung von Devisen zum Ankauf von engl. Kohlen 
 
Auf Vertrag des Betriebsleiters Seepe, nach Anhörung der Beleuchtungskommission und ei-
gener Feststellung hat das Elektrizitätswerk Montabaur für nur noch etwa 8 Tage Kohlen auf 
Lager. Wenn es nicht gelingt, in aller Kürze Kohlen zu beschaffen, muss das Werk stillgelegt 
werden. Was dieses bedeutet, kann man ermessen daran, dass an unser Elektrizitätswerk sämt-
liche Krankenanstalten (Brüderhaus, Caritashaus) angeschlossen sind. Die meisten Bäckerei-
en haben elektrische Maschinen, eine große Anzahl Handwerker ist Kraftstromabnehmer. Hat 
das Elektrizitätswerk keinen Betriebsstoff, so ist mit der Stilllegung der lebenswichtigen Be-
triebe zu rechnen. Hunger und Not werden die Folgen sein. Es liegt somit im allgemeinen 
Interesse unbedingt Kohlen zu beschaffen. Hierzu bedürfen wir Devisen im Werte von 300 
engl. Pfund. Das Finanzamt Montabaur soll durch besonderen Antrag gebeten werden, eine 
Bescheinigung zum Ankauf von 300 engl. Pfund zu erteilen. Magistratsbeschluss ist dem An-
trag beizufügen.  
 
3 
Antrag der Hospitalschwestern auf Erhöhung des Pflegesatzes für Ortsarme 
Es wird beschlossen, ein für allemal die Hälfte des Pflegesatzes III. Klasse des Krankenhauses 
zu Dernbach zu zahlen. 
 
4 
Eingabe des Melchior Elerz betr. Zahlung für Abfahren des Brandschuttes. 
Die Beseitigung des Schuttes war Pflicht des Hausbesitzers. Dafür dass der Schutt zum Auf-
füllen eines städtischen Wagens benutzt wurde, hat die Stadt die Hälfte der Kosten übernom-
men. Weitergehende An- 
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Sprüche an die Stadt werden abgelehnt. 
 
5 
Die israelitische Kultusgemeinde beantragt 1 Klafter Brennholz zur Heizung der Synagoge. 
Brennholz wird in diesem Jahr voraussichtlich frühzeitig gefällt werden. Alsdann soll die is-
rael. Kultusgemeinde eine geeignetes Klafter Brennholz  zu einem Vorzugspreise, der noch 
besonders festgesetzt wird, erhalten. 
 
6 
Eingabe des Seminarlehrers Janisch betr. seine Wohnung im städtischen Neubau am Friedhof. 
Vorhandene Baumängel sollten schleunigst abgestellt werden. Die beantragte Erweiterung der 
Lichtleitung und der Bau eines Stallgebäudes wird abgelehnt. 
 
7 
Milchbeschaffung 
Da Ökonomierat Schmidt zu Molsberg bereit ist, einige Kühe, die von der Stadt zu kaufen 
sind, gegen die Milchproduktion zu füttern, sollen zunächst 4 Kühe angekauft und Herrn 
Schmidt auf Hof Westert überwiesen werden. 
 
8 
Abgabe eines Mansardenzimmers und eines Teils des Ökonomiegebäudes seitens der Frau 
Peters an Herrn Kreisschulrat Klemann. 
Frau Peters wird zum 1. Oktober, eine Mansarde und einen Teil des Ökonomiegebäudes an 
Herrn Klemann abtreten. Die Änderung der Miete wird alsdann 
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durch den Magistrat geregelt. 
 
9 
Beisetzung der Aschenurne der Frau Steuerintz Diez in Wiesbaden 
Gegen die Beisetzung der Urne in das Grab des Herrn Dietz ist seitens des Magistrats nichts 
einzuwenden. Vorausgesetzt dass keine besonderen Zeremonien damit verkauft werden. 
 
10 
Änderung der städtischen Gebührenordnung 
Die vorliegende Gebührenordnung vom 6.8.23 wird genehmigt. 
 
11 
Bestellung eines Vorsitzenden für das Wohnungsamt 
Da Herr Seminarlehrer Deneke die Wahl abgelehnt hat, soll vorläufig das Wohnungsamt von 
den 4 Wohnungskommissionsmitgliedern, die aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden wählen mö-
gen, weitergeführt werden. 
 
12 
Der Mietvertrag mit Gerichtsvollzieher Wicke 
Wird unterschriftlich vollzogen. 
2 
Auf Vertrag des Betriebsleiters Seepe nach Anhörung der Beleuchtungskommission und ei-
gener Festellung hat das Elektrizitätswerk Montabaur für noch 8 Tage Kohlen auf Lager. 
Wenn es nicht gelingt, in aller Kürze Kohlen zu beschaffen, muss das Werk stillgelegt wer-
den. Was dieses bedeutet kann man ermessen daran, dass an unser Elektrizitätswerk sämtliche 
Krankenanstalten (Brüderhaus, Caritashaus) ange- 
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schlossen sind. Die meisten Bäckereien haben elektrische Maschinen, eine große Anzahl 
Handwerker ist Kraftstromabnehmer. Hat das Elektrizitätswerk keinen Betriebsstoff, so ist 
mit der Stilllegung detr lebenswichtigen Betriebe zu rechnen. Hunger und Not werden die 
Folgen sein. Es liegt somit im allgemeinen Interesse, unbedingt Kohlen zu beschaffen. Hierzu 
bedürfen wir Devisen im Werte von 300 eng. Pfund. Das Finanzamt Montabaur soll durch 
besonderen Antrag gebeten werden, eine Bescheinigung zum Ankauf von 300 engl. Pfund zu 
erteilen. Magistratsbeschluss ist dem Antrag beizufügen. 

Gez. Gehling, Germann, Flügel, Philippi 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 16.8.23 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Flügel, 
Germann, Philippi  
 
1 
Antrag Gerlach um Überweisung von ½ Klafter Holz 
Die Landwirtschaftskommission soll gehört werden. Ein zweiter Bock ist durch das Landrats-
amt bestellt. 
 
2 
Erhöhung der Gebühren für das Ausschellen durch Pilgenröther 
Genehmigt. Zahlung rückwirkend zu gestatten ist nicht angängig. 
 
3 
Antrag Ackva auf Instandsetzung der Scheuer am „Gäulsbach“ 
Da noch weitere Anlieger des Baches mit dem gleichen Antrag kommen 
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könnten, muss der Magistrat es ablehnen, die Reparatur ausführen zu lassen. 
 
4 
Schließung des Friedhoftores 
Flurhüter und Wachtmeister Müller soll die Schließung nach Anordnung des Bürgermeisters 
vornehmen. 
 
5 
Antrag der israelitischen Kultusgemeinde auf Instandsetzung der Hecke am Judenfriedhof 
Die Stadt ist nicht in der Lage die Instandsetzungsarbeiten und der damit verbundenen finan-
ziellen Belastung zu tragen, weshalb dem Antrage leider nicht entsprochen werden kann. 
 
6 
Antrag Philippi auf Gewährung von 2/3 Lohnsicherung für Frl. Scheidt. 
Für diese und nächste Woche soll antragsgemäß verfahren werden. 
 
7 
Schreiben des Ökonomierates Schmidt betr. Milchversorgung 
Herr Schmidt verzichtet auf den städt. Kredit. Er ist bereit, die in seinem Haushalt nicht ver-
brauchte Milch zum jeweiligen Tagespreis an die Stadt Montabaur zu liefern. 
 
8 
Antrag Frl. Fischer auf Bewilligung ihres Arbeitslohnes bis zum 20. August. 
Frl. Fischer soll die Erwerbslosen Unterstützung (Lohnsicherung) zugebilligt werden. 
 
9 
Lehrlingseinstellung für das Elektrizitätswerk 
Die Genehmigung wird nachträglich erteilt, wenn Arbeit vorhanden ist. Für die Folge muss 
vor der Annahme dem Magistrat in allen Fällen vorher Mitteilung gemacht werden. 
 
10 
Antrag der Metzger auf Erhöhung der %Sätze betr. Verkauf des Gefrierfleisches. 
Es sollen 20% gewährt werden mit der Maßgabe, dass jeder Metzger 
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sich verpflichtet, die Hälfte des Ankaufspreises bei der Bestellung zu entrichten. Wer diese 
Bedingung nicht eingeht, wird von der Belieferung ausgeschlossen. 
 
11 
Vermessungsgebühr Glogner 
Die angeforderten Gebühren werden genehmigt und sind durch die Stadtkasse zu zahlen. Herr 
Löwenguth wird beauftragt, sobald die Auflassung erfolgt ist, 1/3 der Gesamtkosten von 
Herrn Volkmann einzuziehen. 
 
12 
Antrag Hisgen auf Überlassung von Brennholz 
Dem Antrage kann grundsätzlich nicht entsprochen werden. 
 
Gez. Gehling, Flügel, Bahl, Philippi, Germann 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 23.8.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Gaul, Flü-
gel, Philippi  
 
1 
Baugesuch Taphorn, Olig u. Co 
Die Genehmigung des Magistrats und der Baupolizei wird erteilt. 
 
2 
Antrag A. Metternich auf Überlassung der Gartenparzelle des Pächters Reichardt 
Dem Antrages Metternich soll vorläufig entsprochen werden mit der Maßgabe, dass bei 
Rückkehr des Herrn Reichardt der Garten wieder in dessen Besitz gelangt. 
 
2a 
Desgl. der Frau Gerlinde Bahl 
Das Gesuch Bahl muss abgelehnt werden, weil Metternich sich mit Reichardt betr. des Gar-
tens bereits verständigt hat. 
 
3 
Gesuch um Holzabgabe 
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Zur Beschaffung von Kleidungsstücken für das Pflegekind werden 5 Millionen Mark als ein-
malige Zahlung bewilligt. 

a) Frau Wied soll vorläufig einen Schuh Holz zum Tagespreis erhalten. Die Errechnung 
soll Herr Löwenguth vornehmen und dem Magistrat vorlegen. 

b) Desgl. Für die Geschwister Hisgen 
c) Preusser Anton soll beschieden werden, dass der Magistrat, um Berufungen zu ver-

meiden, es ablehnen muss seinen Antrag zu entsprechen. Im übrigen soll er auf die in 
diesem Jahr fünf stattfindenden Holzversteigerungen verwiesen werden.  

d) Zu dem beschlagnahmten Holz bei Malm, Gromig u. Hermes durch den Polizei-
wachtmeister Müller ist mit Rücksicht darauf, dass in den letzten Tagen erst durch 
Ausschellen das Mitnehmen von Sägen, Äxten usw. zum Holzsammeln im Walde ver-
boten wurde dem Gesuche nicht zu entsprechen. Um Überhandnehmen von Holzdieb-
stählen zu steuern, beschließt der Magistrat die Eingabe nicht zu berücksichtigen, son-
dern die Angelegenheit dem Amtsanwalt zur weiteren Verfolgung zu unterbreiten. 

e) Das Gesuch Kuchelmeister wird mit der Maßgabe genehmigt, dass er die entstehenden 
Erdlöcher wieder verebnet. 

f) Zum Antrag L. Schröder soll derselbe auf die Gewinnung von Erdstöcken hingewie-
sen werden, und dass die Erdlöcher wieder zu verebnen sind. 

 
4 
Erwerbslosen-Übersicht 
Der Magistrat beschließt, mit Rücksicht auf die städtischen Finanzen, nur noch rein produkti-
ver Arbeiten verrichten zu lassen. Die Beschäftigung der Arbeiter soll dergestalt erfolgen, 
dass der jeweilige Ernährer der Familie voll beschäftigt wird. Der Erwerbslosen-Ausschuss 
im Einvernehmen mit dem Betriebsrat soll unter dem Vorsitz des Magistratsschöffen Philippi 
die Angelegenheit regeln. 
 
5 
Ablehnung des Vorsitzendenposten  vom Wohnungsamt durch den Justizinspektor Ehrenstein 
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In der nächsten Stadtverordnetenversammlung muss ein neuer Vorsitzender gewählt werden. 
 
6 
Mietvertrag Bach 
Der Vertrag wird unterschriftlich vollzogen. 
 
7 
Vorschuss für die Selekta 
Es wird ein Vorschuss von 20 Millionen bewilligt. 
 
8 
Errichtung von Neubauten für das Finanzamt 
Da sämtliche vorhandenen Bauplätze der Stadt der Reichsvermögensverwaltung zur Errich-
tung von Neubauten überlassen wurden, ist der Magistrat leider nicht mehr in der Lage, dem 
Antrage des Landesfinanzamtes zu entsprechen. 
 
9 
Beschwerde Schmidt vom Raiffeisenlager gegen das Vorgehen des Herrn Germann am 
18.d.M. 
Das Schreiben des Herrn Schmidt soll Herr Magistratsschöffe Germann zur gefl. direkter  
Erledigung übersandt werden. 
 
10 
Wiederholte Vorlage betr. Mieteinigungsamt 
Nach Vortrag des Beigeordneten Gehling über die mit Justizsekretär Weckmüller gepflogenen 
Verhandlungen beschließt der Magistrat, die vom Kreisausschuss vorgeschlagene Regelung 
zu genehmigen. 
 
11 
Erhöhung der Leichenträgergebühren. 
Es soll den Leichenträgern ein Stundenlohn zugebilligt werden. 
 
12 
Antrag der Frau Trübenbach auf Instandsetzung der jetzigen Wohnung (Peterstorstraße) 
Der Magistrat muss es ablehnen die Anlage der Wasserleitung und des Spülsteins auf städti-
sche Kosten zu übernehmen. Frau Trübenbach hat sich sr. Zeit dem Vorsitzenden des W.A. 
gegenüber bereit erklärt, die Anlage zu verzinsen. Die Wohnung im Neubau (Peterstorstraße) 
die von Frau Trübenbach nach der Räumung durch den jetzigen Inhaber 
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erhalten soll, ist für diesen als Notwohnung gedacht. Im übrigen bleibt es ihr unbenommen, 
sich beschwerdeführend weiter zu wenden. 
 
13 
Die Zuschläge zu den Reichsmieten 
Werden mit Wirkung vom 1. September 1923 ab wie folgt erhöht: 
Verwaltungskosten   115.385 % 
Laufende Instandsetzungen  384.615 % 
Große Instandsetzungen  230.770 % 
 
14 
Strompreisberechnung 
Der Strompreis soll erst nach Bekanntgabe der Sätze der Überlandzentrale nach dem bekann-
ten Muster festgelegt werden. 
 
15 
Auflassung der Tauschparzellen Volkmann 
Das Kartenblatt ist Herrn Notar Dr. Teves zur baldigen Auflassung der Grundstücke zu über-
senden. 
 
 
Gez. Gehling, Philippi, Bahl, Flügel 
 
Bericht über die Sitzung vom 30. August 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Ger-
mann, Flügel, Philippi  
 
1 
Schreiben der Regierung betr. Konrektorstelle Laux 
Von dem Schreiben wird Kenntnis genommen. 
 
2 
Antrag Braun auf Überlassung der Wohnung in der Katharinenschule  
Der Magistrat beschließt: Die Wohnung der 
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Frau Peters in der Katharinenschule soll nach dem Vorschlage der Wohnungskommission der 
Wwe. Braun zugewiesen werden. Über die Zuweisung der Mansarde wird Herr Beigeordneter 
Gehling mit Frau Braun und Herrn Schulrat Klemann verhandeln. 
 
3 
Antrag Pilgenröther auf Erhöhung seiner Gebühren für das Ausschellen 
Die Gebühren für das Ausschellen werden aud 200.000 Mark pro Bekanntmachung erhöht. 
 
4 
Unterstützungsangelegenheit der Frau Wwe. von Krüchten 
Frau von Krüchten erhält eine monatliche widerrufliche Unterstützung von 300.000 Mark. 
 
5 
Einstellung eines 2. Flurhüters 
Für die Dauer der Erkrankung des Nachtwächters Strunk wird ein vertrauungswürdiger Mann 
aus den Reihen der Notstandsarbeiter als zweiter Flurhüter eingestellt werden. Herr Löwen-
guth soll Vorschläge machen. 
 
6 
Versicherung der Gymnasialbibliothek 
Auf Grund eines Schreibens des Herrn Gymnasialdirektors wird auf Weiterversicherung der 
Bibliothek verzichtet. 
 
7 
Antrag der Stadtkasse auf Einstellung einer dauernden Hilfskraft 
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Der Magistrat ist der Ansicht, dass gegenwärtig eine Vermehrung der Kräfte bei der Stadtkas-
se nicht angängig ist. Wenn dringende Arbeiten vorliegen, die von dem vorhandenen Personal 
nicht bewältigt werden können, soll auf Vorschlag des Stadtrentmeisters vom Beigeordneten 
bestimmt werden, welche Aushilfskräfte von anderen Dienststellen zur Hilfeleistung herange-
zogen werden sollen. 
 
8 
Wohnungsangelegenheit Hübinger 
Der Magistrat muss es ablehnen, einen Stamm zu diesem Zwecke herzugeben. An Frau Pehl 
kann nach Feststellung der nötigen Reparaturen durch einen städtischen Techniker etwas Holz 
aus den Beständen der Stadt gegen Bezahlung geliefert werden. 
 
9 
Schreiben des Angestellten Sack betr. Haus in der Elisabethenstraße 
Nach Ansicht des Magistrats kann das Wohnungsamt auf die beiden Wohnungen nicht ver-
zichten. Mit dem Hausbesitzer soll bei dessen Hierherkunft verhandelt werden, ob er das Haus 
unter Umständen an die Stadt zu verkaufen bereit wäre. 
 
10 
Schreiben des Angestellten Sack 
Betr. Haus in der Elisabethenstraße 
Nach Ansicht des Magistrats kann das Wohnungsamt auf die beiden Wohnungen nicht ver-
zichten. Mit dem Hausbesitzer soll bei dessen Hierherkunft verhandelt werden, ob er das Haus 
unter Umständen an die Stadt zu verkaufen bereit wäre. 
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11 
Antrag der Schwestern in der Katharinenschule auf  Gehaltsvorschuss 
Für die Schwestern der Katharinenschule wird ein Vorschuss von 100 Millionen Mark bewil-
ligt. 
 
12 
Preisfestsetzung für einen Schuh Holz für Fräulein Sprenger 
Fräulein Sprenger soll den Schuh unentgeltlich erhalten mit der Maßgabe, dass dieselbe zur 
Heizung ihres Zimmers während der Wintermonate Verwendung findet. Zur Kontrolle der 
Holzabgabe an die Ortsarmen soll für die Folge jede Abgabe von Holz nach Namen und Da-
tum notiert werden. 
 
13 
Erhöhung der Realsteuern 
Der Magistrat beschließt die Realsteuern Müllabfuhr  u.s.w. werden auf das 1000fache erhöht. 
 
14 
Antrag des Bisch. Convikts auf Überlassung von Holz 
Dem Convikt soll Gelegenheit gegeben werden, seinen Bedarf an Brennholz bei den Holzver-
käufen im Winter zu decken. 
 
15 
Schreiben des Ökonomierats Schmidt betr. Einstellung einer weiteren Milchkuh 
Herr Schmidt wird ein Kredit von 650.000.000 Mark bis zum 1. Oktober 
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1923 zur Beschaffung einer weiteren Milchkuh unverzüglich bewilligt unter der Bedingung, 
dass die Milch zur Versorgung der Stadt zur Verfügung gestellt wird. 
 
16 
Dem Stadtsekretär Josef Burg 
Werden die früheren Dienst- und Beschäftigungszeiten: 

a) Vom 4.1.1913 bis 4.5.1915 beim Postamt 
b) Vom 5.5.1915 bis 26.5.1916 im Heeresdienst 
c) Vom 12.8.1916 bis 11.3.1917 und vom 1.10.1917 bis 31.3.1923 bei der Stadtverwal-

tung Montabaur 
d) Vom 12.3.1917 bis 30.9.1917 bei der Gemeinde Grenzhausen 

Als ruhegehaltsfähige Dienstzeiten an gerechnet. Soweit Nachzahlungen von Beiträgen zu 
den Kommunalbeamtenkassen in Frage kommen, werden sie von der Stadtverwaltung geleis-
tet. Herr Burg hat sie jedoch in voller Höhe zurückzuerstatten. 
 
17 
Urlaubsantrag der städt. Arbeiter 
Den städt. Arbeitern wird ein kleiner Urlaub in folgender Form bewilligt: Der Urlaub soll 
abwechselnd an einzelnen Tagen angetreten werden. Die Zahlung des ausfallenden Drittels 
wird auf die Stadtkasse übernommen. Herrn Löwenguth ist jedesmal 1 – 2 Tage vorher Mit-
teilung zu machen. 
 
18 
Antrag der Freiwilligen Feuerwehr auf Beschaffung weiterer Feuerwehrgegenstände 
Der Vorstand der Freiwilligen  Feuerwehr soll sich mit Herrn Kreisbaumeister Gaul 
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Zwecks Regelung der Angelegenheit in Verbindung setzen. Die geäußerten Wünsche sollen 
weitgehends Berücksichtigung finden. 
 
19 
Unterschreibung eines Schuldscheines für Notstandsarbeiter 
Der Schuldschein wurde vollzogen. 
 
20 
Beschluss der Bauernschaftskommission betr. Ziegenbock 
Die Bockhaltung soll nach den Vorschlägen der Landwirtschaftskommission geregelt werden. 
 
21 
Antrag Diel auf Überlassung eines Marmorblocks auf dem Friedhof 
Herr Löwenguth wird an einem der nächsten Tage eine Versteigerung der alten Steine und 
Kränze am Friedhof vornehmen, wobei Herr Diel Gelegenheit haben soll, den Block anzu-
steigern. 
 
22 
Abgabe von Nutzholz an die Ortsbauernschaft zum Bau einer Schäferhütte 
Der Magistrat beschließt, den von der Ortsbauernschaft gezahlten Betrag nur als Anzahlung 
zu betrachten, den Preis von einem Sachverständigen festsetzen und der Bauernschaft zur 
Nachzahlung auffordern zu lassen. 
 
23 
Gesuch des Heinrich Intra um Einstellung als Polizeiwachtmeister 
Dem Gesuch kann z.Zt. aus finanziellen Gründen nicht entsprochen werden.  
 
Gez. Gehling, Germann, Philippi, Flügel, Bahl 
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Bericht über die Sitzung vom 6. September 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Germann, 
Flügel, Philippi, Bahl 
 
1 
Bauerlaubnis Wilhelm Hermes, Albert Pulte und Johann Trees 
Herr Baumeister Löwenguth erhält den Auftrag, die Anträge zu prüfen. Wenn keine Beden-
ken bestehen soll denselben entsprochen werden. 
 
2 
Antrag des Johann Ickenroth auf Abgabe einer dürren Eiche 
Dem Antrage kann erst dann entsprochen werden, wenn festgestellt ist, dass die Eiche tatsäch-
lich zu einer Stallreparatur Verwendung findet. Diese ist vorher durch Herrn Weppler und 
Löwenguth auf Güte und Stärke zu besichtigen. 
 
3 
Antrag der Frau Peter Müller auf Zuweisung von 10 Stangen 
Da die Holzfällungen in diesem Jahre sehr früh begonnen werden, wird Frau Müller auf die 
Holzversteigerung verwiesen. 
 
4 
Gefrierfleischverteilung 
Der Magistrat nimmt Kenntnis von dem Rechtfertigungsschreiben des Magistratsschöffen 
Philippi und beauftragt den Beigeordneten Gehling das Schreiben dem stellvertretenden 
Landrat zur Einsichtnahme zuzusenden. 
 
  



Übertragung der Stadtratsprotokolle vom 14. Juli 1921 – 08.12.1923 
 

441 
5 
Antrag Peter Weyer betr. Wohnungsmiete in seinem Wohnhause 
Herr Stadtsekretär Burg wird beauftragt, die einschlägigen Bestimmungen über die Feststel-
lung von Schäden und Ausführung der Reparaturen durch den Vermieter unter Heranziehung 
der Miete zu den Kosten, bis zur nächsten Magistratssitzung vorzulegen. 
 
6 
Antrag des Anton Kreuzberg auf Zahlung der Erwerbslosenunterstützung 
Es sollen weitere Ermittlungen angestellt werden bevor dem Gesuch näher getreten werden 
kann. 
 
7 
Unterstützungsantrag Frau Magarete Hisgen 
Frau Hisgen erhält für die Folge eine monatliche widerrufliche Unterstützung von 500.000 M. 
Außerdem sollen ihr ab und zu durch den Beigeordneten Lebensmittel (Fette, Haferflocken) 
usw. abgegeben werden. 
 
8 
Beschlagnahmung sämtlichen Holzes des Sägewerksbesitzers Adam Quirmbach durch die 
Besatzungsbehörde 
Von dem Schreiben an die Besatzungsbehörde in Wiesbaden wird Kenntnis genommen. 
 
9 
Ankauf des Hannappel´schen Wohnhauses in der Elisabethenstraße 
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Der Magistrat beschließt: der Ankauf des bebauten Grundstücks Elisabethenstraße 6 soll unter 
folgenden Bedingungen erfolgen: Der Kaufpreis beträgt 6000 Goldmark. Da die Stadt z.Zt. 
nicht in der Lage ist, die finanzielle Belastung zu tragen, soll zu Gunsten des Verkäufers eine 
auf 30 Jahre beiderseits unkündbaren Goldhypothek von 6000 Mark ins Grundbuch eingetra-
gen werden, die mit 1 vom Hundert zu verzinsen ist. 
 
10 
Antrag der Schwestern des Hospitals auf Lieferung von 70 Ztr. Kartoffeln für die Insassen des 
Hospitals 
Den Schwestern ist mitzuteilen, dass der Magistrat von ihrem Schreiben Kenntnis genommen 
habe. Soweit es möglich ist soll ihrem Wunsche entsprochen werden. 
 
11 
Einreichung der Wwe. des Bürgermeister Sauerborn in die Besoldungsgruppen. 
Gegen die Eingruppierung in Gruppe XI hat der Magistrat nichts einzuwenden, vorausgesetzt 
dass der Stadt keine finanziellen Verpflichtungen erwachsen. 
 
12 
Einstellung eines Dolmetschers auf dem Besatzungsbüro 
Der Angestellte Müller wird als Dolmetscher auf dem Besatzungsamt Verwendung finden. 
Für die Zeit der Erkrankung Müller soll Herr Schardt, bei Bedarf Aushilfe leisten. 
 
13 
Unterschriftliche Vollziehung des Schuldscheins für die Neubauten 
Der Schuldschein wurde unterschriftlich 
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Vollzogen. 
 
14 
Gesuch des Polizeibetriebsassistenten Helm auf Ernennung zum Polizeiassistenten 
Der Ernennung des Betriebsassistenten Helm zum Polizeiassistenten stimmt der Magistrat 
unter der Bedingung zu, dass keine Umgruppierung erfolgt und eine Gehaltserhöhung damit 
noch für die Zukunft nicht verbunden ist. 
 
15 
Gesuch des Polizeiwachtmeisters Müller auf Gehaltserhöhung 
Herrn Müller wird mitgeteilt, dass auf Grund des Besoldungsgesetzes eine gehaltserhöhung 
außer den Dienstalterszulagen ohne Umgruppierung nicht erfolgen kann, eine Umgruppierung 
aber abgelehnt wird. 
 
16 
Wellenlieferung für die franz. Besatzungsbehörde Militärbäckerei im Meudt´schen Hause in 
der Kirchstraße 
Herr Förster Weppler soll in Verbindung mit Holzhauermeister König umgehend einige Hun-
dert Durchforstungswellen für die Bäckerei für die Besatzung schlagen lassen. 
 
17 
Strompreisfestsetzung 
Der Strompreis wird für August auf 1 Million erhöht. Auf den September soll außerdem ½ 
Million pro KilowattVorschuss erhoben werden. 
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18 
Versteigerung von alten Grabsteinen auf dem städtischen Friedhof. 
Die Grabkreuze sollen als Altmaterial verkauft werden. Für den Verkauf der Steine soll Herr 
Löwenguth einen neuen Termin festsetzen. 
 
19 
Antrag Pilgenröther auf Erhöhung seiner Bezüge für Erhebung des Stromgeldes. 
Herrn Pilgenröther werden ab 1. August für Erhebung der Stromgelder 2 Millionen Mark be-
willigt für den Monat. Zur Hilfe beim Einkassieren wird ein durch den Beigeordneten zu be-
stimmender Erwerbsloser beordert. 
 
20 
Antrag der Wwe. Auguste Meister auf Übernahme der Kosten fürs Reinigen des Schornsteins. 
Die Bezahlung der Schornsteinfegergebühren muss abgelehnt werden. Müllabfuhr und Was-
sergeld werden Frau Meister erlassen. Über die Wohnungsbauabgabe steht dem Magistrat 
eine Entscheidung nicht zu. 
 
21 
Antrag des Handelslehrers Willy Bach auf Zahlung der Erwerbslosenunterstützung. 
Der Antrag ist dem Erwerbslosenausschuss vorzulegen. 
 
22 
Milchlieferung. Mitnahme des Milchgeldes durch den Milchfuhrmann 
Von dem Schreiben des Herrn 
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Ökonomierates wird Kenntnis genommen. 
 
Gez. Gehling, Germann, Philippi, Bahl, Flügel 
 
Bericht über die Sitzung vom 13.9.1923 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Flü-
gel, Germann, Philippi  
 
1 
Neuwahl des Erwerbslosenausschusses 
Als Vorsitzender des Ausschusses wird Herr Germann bestimmt. Als Mitglieder seitens der 
Arbeitgeber werden ernannt: die vom Betriebsrat vorgeschlagenen Franz Tilch, Jos. Foss, P. 
Müller, seitens der Arbeitnehmer H. Intra, Wilh. Kuhn, Gg. Kochem. 
 
2 
Gesuch Jakob Diedert um Abgabe von Sand 
Nach dem Gutachten des Baumeisters Löwenguth ist der Magistrat gezwungen, das Gesuch 
abzulehnen. 
 
3 
Beanstandung der Rechnung Jak. Lenz Kirchstr. durch das Elektrizitätswerk 
Nach den getroffenen Vereinbarungen muss der Magistrat es ablehnen die Nachforderung 
anzuerkennen. 
 
4 
Strompreisfestsetzung 
Beigeordneter Gehling berichtet über die Verhandlungen, die Herr Stadtverordneter Eberz im 
Auftrage des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung mit Herrn Quirmbach gepflo-
gen hat, die zu keinem Resultat geführt haben. 
 
5 
Beschaffung von weiteren Tonnen Kohlen für das E.W. 
Es sollen weitere 100 Pfund Sterling zum Ankauf engl. Kohlen erworben 
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werden. Mit der Regelung wird Herr Magistratsschöffe Philippi beauftragt. 
 
6 
Nochmalige Vorlage des Konvikts betr. Beschaffung von Brennholz 
Dem bischöflichen Konvikt wird mitgeteilt, dass ihm 12 Klafter Holz aus der diesjährigen 
Fällung zum Durchschnittspreis überlassen werden. 
 
7 
Holzabgabegesuche  

a) Adam Philippi, Abgabe einer dürren Kiefer 
b) Joh. Unverricht, Abgabe eines dürren Eichenstämmchens 

Den Gesuchen kann nicht entsprochen werden, da bisher alle ähnlichen Verträge abgelehnt 
wurden und Berufungen vermieden werden müssen. 

c) P. Müller, Nachträgliche Genehmigung zur Hauung von 10 Stangen. 
Die Genehmigung wird nachträglich erteilt. Herr Müller erhält für sein eigenmächtiges Vor-
gehen einen mündlichen Verweis. 
 
8 
Verkaufshilfe der im 4. Quartal 1923 überwiesenen Forstenbenutzungen 
Die vorliegende Berechnung wird genehmigt. 
 
9 
Antrag des Haus- und Grundbesitzvereins auf Ernennung einer Kommission, die bei Streitig-
keiten über notwendig  erachtete Instandsetzungsarbeiten zu entscheiden hat. 
Zu Kommissionsmitgliedern werden ernannt: 
Magistratsschöffe Philippi als Vorsitzender, zu Beisitzern: Bauunternehmer Jos. Burg und 
Anstreichermeister Jacob Braun. 
 
10 
Antrag der Geschw. Hübinger auf Gewährung eines Kredits zur Beschaffung einer Milchkuh 
Der beantragte Kredit wird zinslos bis zum 15. November unter der Bedingung genehmigt, 
dass die Milch an hiesige Einwohner verkauft wird. 
 
11 
Erhöhung der Schulgeldsätze für Schüler des Gymnasiums und der Katharinenschule 
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Der Magistrat beschließt: 
Das Schulgeld für Schüler des Gymnasiums und der Katharinenschule wird auf 3 Goldmark 
vierteljährlich ab 1. Oktober festgelegt. Daher soll minderbemittelten Schülern auf Vorschlag 
des Schulausschusses das Schulgeld ermäßigt oder ganz erlassen werden. 
 
12 
Abschaffung der obligatorischen Leichenschau 
Es ist vorher festzustellen, ob die Leichenschau durch Landesgesetz geregelt oder durch Poli-
zeiverordnung festgesetzt ist. Im letzten Fall wäre eine Änderung der Polizeiverordnung vor-
zunehmen und die Genehmigung zu erwirken. 
 
13 
Gesuch des Hausmeisters a.D. Herborn um Erhöhung seiner Beihilfe. 
Vertagt bis zur nächsten Sitzung. Über das Gesamteinkommen Herborns sollen Ermittlungen 
angestellt werden. 
 
14 
Mitteilung des Beigeordneten Gehling 
Beigeordneter Gehling ist nicht mehr in der Lage unter den gegebenen Verhältnissen die Ge-
schäfte der Stadt weiterzuführen. Nach Anhörung der Gründe beschließt der Magistrat: Bei 
der Postverwaltung soll der Antrag gestellt werden, Herrn Gehling bis zur Rückkehr des aus-
gewiesenen Bürgermeisters Mönig vom Postdienst zu beurlauben. 
 
15 
Annahme eines 2. Holzhauermeisters zur Unterstützung des Herrn König. 
Für die Holzfällungen in diesem Winter soll Holzhauermeister König eine Hilfe in der Person 
des Landwirts Johann Schmidt erhalten, der ihn in allen einschlägigen Arbeiten unterstützen 
und der gleichzeitig in die Geschäfte eines Holzhauermeisters eingeführt werden soll. Wegen 
Einteilung in Rotten zu 10 Mann unter einem verantwortlichen Vorarbeiter wird Beigeordne-
ter Gehling mit König mündlich verhandeln. 
 
Gez. Gehling, Philippi, Flügel, Bahl 
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Bericht über die Sitzung vom 21.9.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Flügel, Phi-
lippi  
 
1 
Die Erhöhung der Schulgeldsätze 
Soll nach dem Antrage des Stadtverordnetenvorstehers in einer Stadtverordnetensitzung be-
schlossen werden. Die vom Magistrat in der Sitzung vom 13.9. festgesetzten Sätze werden 
aufrecht erhalten. 
 
2 
Gefrierfleisch. 
Der Magistrat nimmt Kenntnis von der Eingabe der Metzger. Er bedauert, dem Antrage nicht 
stattgeben zu können und beschließt den Verkauf des Fleisches für die Zukunft selbst in die 
Hand zu nehmen. Im Interesse der Allgemeinheit kann auf die Bestellung des Fleisches nicht 
verzichtet und musste der Antrag der Metzger abgelehnt werden. 
 
3 
Antrag Wicke auf Abstellung verschiedener Mängel am städt. Neubau Peterstorstraße 
Herr Philippi wird beauftragt die bezeichneten Mängel baldigst abzustellen. 
 
4 
Antrag der Katharinenschule auf Bewilligung eines weiteren Vorschusses 
Den Schwestern der Katharinenschule wird ein weiterer Vorschuss von 100 Millionen bewil-
ligt. 
 
5 
Antrag des Konrektors Manker auf Instandsetzung des Waschkessels in der Waschküche 
Herr Löwenguth wird beauftragt im Sinne des Antrages einen gemauerten Mantel baldigst 
herstellen zu lassen und den Beigeordneten zu berichten. 
 
6 
Wahl eines neuen Kommissionsmitgliedes 
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für die Wohnungskommission 
Über die Wahl eines neuen Kommissionsmitgliedes entscheidet die Stadtverordnetenver-
sammlung. 
 
7 
Nochmalige Vorlage des Antrages auf Ernennung einer Kommission bei Wohnungsstreitig-
keiten 
Der Magistratsbeschluss vom 13.9. wird aufgehoben. Die zuständige Kommission ist das von 
der Stadtverordnetenversammlung gewählte Wohnungsamt. 
 
8 
Gesuch des Rentners Jos. Michels um Genehmigung einer Einfriedigung an seinem Grund-
stück in der Bahnhofstraße 
Die Genehmigung wird erteilt. 
 
9 
Baugesuch Böckling Adam, Alleestr. 
Wenn nach Prüfung durch Herrn Löwenguth keine baupolizeilichen Bedenken bestehen, soll 
dem Antrage entsprochen werden. Die beantragte Holzmenge kann Herr Böckling zum Ta-
gespreis von 20 Goldmark pro Festmeter erhalten. Herr Förster Weppler wird vor Abgabe des 
Holzes durch den Beigeordneten mit Anweisung versehen. 
 
10 
Schreiben des Reichsneubauamtes Coblenz betr. Vertretung des Herrn Kreisbaumeisters Gaul 
und der Prüfungsvermerke durch ein beamtetes Magistratsmitgliedes 
Von dem Schreiben wird Kenntnis genommen. Die Bedingungen angenommen. 
 
11 
Antrag Peter Hannappel betr. Wasserleitungsanschluss an das Haus Steinweg 11 
Herr Hannappel wird von dem Kostenanschlag Mitteilung gemacht. Zur Besprechung der 
Angelegenheit mit den Beigeordneten soll Herr Hannappel vorgeladen werden. 
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12 
Nochmalige Vorlage der Rechnung Heimann Stern 
Wiederholt abgelehnt. 
 
13 
Erhebungskosten für Zustellung der Steuerzettel in den auswärtigen Gemeinden 
Die Erhöhung auf den 10.000fachen Betrag wird mit Rücksicht auf die hohen Erhebungskos-
ten genehmigt. 
 
14 
Vermietung der Wohnung Janich an französische Tonarbeiter 
Der Magistrat ist mit dem Vorschlage des Besatzungsamtes einverstanden. 
 
15 
Erneuter Antrag Pilgenröther auf Erhöhung der Gebühren für das Ausschellen. 
Die Erhöhung auf 2 Millionen Mark für jede Bekanntmachung wird genehmigt. 
 
16 
Antrag der Notstandsarbeiter auf Stellung von Handwerkszeug seitens der Stadt 
Dem Antrag der Holzhauer auf Gestellung des Handwerkszeugs durch die Stadt soll entspro-
chen werden. Jeder Holzhauer wird verpflichtet, für sein Handwerkszeug bei etwaigem Ver-
lust aufzukommen. Die Stadt bleibt Eigentümer und nimmt es bei Beendigung der Fällung in 
Verwahr. 20% für Schwerarbeit und Kleiderverschleiß werden genehmigt. Anstelle des Herrn 
Johann Schmidt wird Herr Peter Massfeller als II. Holzhauermeister bestimmt. 
 
17 
Einstellung der Arbeiten am Stadtbach 
Die Arbeiten am Stadtbach sollen eingestellt werden. Die dort beschäftigten Arbeiter sollen 
soweit sie nicht als Holzhauer Verwendung finden, die Lohnsicherung erhalten. 
 
Gez. Gehling, Philippi, Bahl, Flügel 
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Bericht über die Sitzung vom 27.9.1923 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Flügel, 
Philippi  
 
1 
Erhöhung der Reichsmieten 
Die Zuschläge zu den Reichsmieten werden mit Wirkung vom 1. Oktober 1923 ab wie folgt 
erhöht: 
Verwaltungskosten   5.769.230 % 
Lfd. Instandsetzungen 19.230.770 % 
 
2 
Strompreisberechnung 
Der Magistrat beschließt: Die Zählermiete beträgt 100.000 M pro Monat. Der Strompreis wird 
ab 1. Oktober d.J. auf 60 Goldpfennig pro Kilowattstunde festgesetzt. Als Feststellungstag gilt 
der Tag der Rechnungsstellung. 
 
3 
Antrag des Gymnasialdirektors betr. Regelung der Schulgelder für das Gymnasium 
Von monatlich 1 Goldmark Schulgeld muss festgehalten werden. 
 
4 
Antrag Norbert Rossbach auf Überweisung von Bruchsteinen zur Errichtung eines Bullenstal-
les. 
Herr Löwenguth wird beauftragt festzustellen, aus welchem Grunde der geforderte Fuhrlohn 
bis jetzt nicht zur Auszahlung gelangte. Herr Rossbach sollen soweit seine Forderung damit 
beglichen wird, die Steine zum damaligen Preise überlassen werden, für die hierüber hinaus-
gehenden Lieferungen muss der Tagespreis gezahlt werden. 
 
5 
Vorlage des Schreibens an den Landwirt Trees behufs Abtretung eines Ackers in den Brun-
nenstücken. 
Mit Inhalt und Fassung einverstanden. 
 
6 
Eingabe des Seminarlehrers Vollmer 
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Betr. Präparandenanstalt 
Bei der trostlosen Finanzlage der Stadt und mit Rücksicht darauf, dass auch die Stadt für ihre 
in Goldmark gegebene Hypothek Papiermarkzinsen erhält, bedauert der Magistrat dem Gesu-
che nicht entsprechen zu können. 
 
7 
Gesuch Carl Eve um Übernahme der Krankenkassenversicherungsbeiträge 
Das Gesuch muss abgelehnt werden. 
 
8 
Nochmalige Vorlage des Unterstützungsgesuches Herborn 
Herr Herborn soll außer gelegentlicher Abgabe von Vittualien eine monatlich widerrufliche 
Unterstützung von 1 Million M erhalten. 
 
9 
Erhöhung der Gebühren für das Aufziehen der städt. Uhren 
Solange Henritzi Erwerbslosenunterstützung erhält, muss von einer Erhöhung abgesehen 
werden. 
 
10 
Vollmacht für Herrn Dr. Teves in der Prozesssache Stinner 
Die Vollmachten wurden unterschriftlich vollzogen. 
 
11 
Preisfestsetzung eines Schuh Holzes für H. Wilh. Müller (Coblenzerstr.) 
Herr Müller erhält mit Rücksicht auf seine bescheidenen Einkünfte das Holz unentgeltlich. 
 
12 
Eingabe Herrn Löb um Übernahme der Kosten für die Reparatur einer Spindel 
Nachdem Herr Baumeister Gaul die Versicherung abgegeben hat, kein Zugeständnis auf Zah-
lung durch die Stadt gemacht zu haben, wird die Forderung abgelehnt. 
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13 
Abtretung eines Pachtgrundstückes durch Joh. Jakob Hübinger, Horressen zu Martini d.J. 
Der Magistrat ist mit der Rückgabe des Grundstücks einverstanden. 
 
14 
Verkauf des Viehtransportwagens 
Es ist ein Nachgebot seitens des Herrn Anton Schmidt eingegangen. (800 Millionen). Herr 
Schmidt ist damit einverstanden, dass die einer neuen Versteigerung sein Angebot als Min-
destangebot gilt. Herr Löwenguth wird beauftragt das Weitere zu veranlassen. Bei der zweiten 
Versteigerung blieb Herr Schmidt mit 800 Millionen M Letztbietender. Der Zuschlag wurde  
erteilt. 
 
15 
Nochmalige Vorlage des Wasserleitungsanschlusses Steinweg 11 Hannappel mit dem erneu-
ten Antrage auf Ratenzahlung nach der Geldentwertung. 
Herr Rohrmeister Knögel wird beauftragt dem Antrage Hannappel entsprechend die Gold-
markberechnung zu Grunde zu legen und mit Hannappel über die Anlage zu verhandeln. Herr 
Hannappel erhält teilweise Zahlungsstundung mit Zinszahlung von 4% auf Goldbasis. 
 
16 
Antrag des Gymnasialdirektors auf Überweisung der großen Vorräte im Seminar 
Von dem Schreiben des Herrn Oberstudiendirektors nimmt der Magistrat Kenntnis. Das An-
erbieten des Herrn Direktor ein entsprechendes Schriftstück zu entwerfen wird mit Dank an-
genommen. 
 
17 
Steuerlass für Berta Heimann 
Die Gewerbesteuer soll Frl. Heimann erlassen werden. 
 
18 
Bezahlung von 63,65 Eve´s in französischer Währung an Heinrich Colombel anlässlich des 
Tumultschadens am 15. Februar d.J. auf Anordnung der Kreisdelegation. 
Der geforderte Betrag soll von der eingehenden Miete für die Wohnung Janosch, die an fran-
zösische Tonarbeiter in Frankenwährung 
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vermietet wurde, an Colombel abgeführt werden. 
 
19 
Bürgermeisterstellvertretung 
Die Beurlaubung des Beigeordneten Gehling für die Dauer eines Vierteljahres seitens der 
OFD Frankfurt/M. zur Ausübung der Bürgermeistergeschäfte der Stadt wird unter den gestell-
ten Bedingungen (Zahlung des vollen Gehalts durch die Stadt) genehmigt. Beigeordneter 
Gehling soll nach der gleichen Gehaltsgruppe wie Bürgermeister Mönig bezahlt werden. 
 
20 
Hundesteuererhöhung  
Nach vorliegendem Entwurf genehmigt. 
 
Gez. Gehling, Bahl, Philippi, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 4.10.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten die Herren: Bahl, Flügel, Phi-
lippi  
 
1 
Beschäftigung der Notstandsarbeiter 
Die Notstandsarbeiter sollen nach dem Vorschlage des Erwerbslosenausschusses beschäftigt 
werden. Voraussetzung ist jedoch, dass das vorgelegte Projekt von der Regierung genehmigt 
wird. 
 
2 
Eingabe Sack auf Überlassung der Wohnung im Hannappel´schen Haus 
Da die Reparaturen erst im August begonnen sind, ist es dem Magistrat nicht möglich, schon 
jetzt zu dem Antrag Stellung zu nehmen. 
 
3 
Eingabe des Betriebsleiters Seepe 
Bis zur nächsten Sitzung vertagt. Es soll zunächst festgestellt werden, wie sich Herr Seepe die 
Regelung der Angelegenheit denkt. Beigeordneter Gehling wir beauftragt, mit ihm hierüber 
zu verhandeln. 
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4 
Jagdpachteinigung mit Rossbach 
Mit dem Vergleichsvorschlag des Herrn Dr. Teves erklärt sich der Magistrat einverstanden. 
 
5 
Wohnhäuserbau für das Finanzamt. 
Die trostlose Finanzlage der Stadt und mit Rücksicht darauf, dass vier Neubauten in der Aus-
führung sind, macht es der Stadt unmöglich irgendwelche Leistungen zu übernehmen. 
 
6 
Festsetzung zum Termin der Mieten im städt. Neubau. 
Da die wertbeständige Festsetzung der Mieten in den Neubauten vor noch nicht langer Zeit 
vorgenommen wurde, soll vorläufig von einer Erhöhung abgesehen werden. Die Miete soll 
aber monatlich erhoben werden. 
 
7 
Gebührensätze für Hebammen 
Nachvorlage genehmigt. 
 
8 
Antrag der Fa. Thyssen auf Beschaffung eines Zählers. 
Die Fa. Thyssen soll im Sinne des Gutachtens des Herrn Seepe beschieden werden. 
 
Gez. Gehling, Germann, Philippi, Bahl, Flügel 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 11.10.1923 
 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Germann, 
Philippi und Flügel 
 
1 
Wiederholter Antrag Jos. Tripp auf Überweisung von Brennholz 
Herr Tripp soll, wenn es sich ermöglichen lässt, 
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Einen Schuh Holz zum Tagespreis erhalten. Tripp ist auf Gewinnung von Erdstöcken auf 
Grund einer Bescheinigung hinzuweisen. 
 
2 
Baugesuch Karl Lenaif 
Genehmigt wenn nach Prüfung durch HerrnLöwenguth keine baupolizeilichen Bedenken ste-
hen. 
 
3 
Antrag Philippi u. Genossen die Bekanntmachungen durch die Schelle auch in der Judengasse 
bekannt zu geben. 
Herr Pilgenröther hat nach Anweisung des Beigeordneten das Ausschellen in der Judengasse 
und Bergstraße auszuführen. 
 
4 
Gesuch der Wwe. A. Custer um Erlass der Gemeindesteuer 
Genehmigt. Die Gemeindesteuer wird erlassen. 
 
5 
Schreiben des Ökonomierats Schmidt, Molsberg betr. Milchversorgung 
Bei der trostlosen finanziellen Lage der Stadt ist eine weitere Kreditgewährung vorläufig aus-
geschlossen. 
 
6 
Hundesteuer 
Der Magistrat beschließt 25 Goldpfennig vierteljährlich vom erste, 100 von jedem weiteren 
Hund zu erheben. 
 
7 
Entwurf der Gesuche an den Kultusminister und an das Prov. Schulkollegium durch den 
Gymnasialdirektor Holtz 
Das Schreiben des Herrn Studiendirektor wurde unter Ausdruck des Dankes gutgeheißen. 
 
8 
Umlaufschreiben an sämtliche Dienststellen zwecks Sparsamkeitsrücksichten. 
Das Schreiben hat die Bewilligung des Magistrat gefunden. 
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9 
Nochmalige Vorlage betr. Holzabgabe an die Ortsbauernschaft zum Schafhüttenbaus 
Der Magistrat beschließt: Die Ortsbauernschaft ist zur Zahlung unter Berücksichtigung der 
Geldentwertung aufzufordern. 
 
10 
Antrag Peter Kunst auf Schadenersatz durch Ausrutsch in der Burgstraße 
Nach dem Gutachten des Herrn Löwenguth ist die Forderung des Herr Kunst abzulehnen. 
 
11 
Anfrage der „Rheinland“ Elektr. AG betr. der Gleichrichteranlage 
Wenn die Zahlung auf wertbeständiger Grundlage erfolgt, ist der Magistrat zum Verkauf der 
Gleichrichter bereit. 
 
12 
Gesuch der Geschw. Hisgen um Erlass sämtlicher städt. Steuern.  
Um Berufungen zu vermeiden, muss das Gesuch abgelehnt werden. 
 
13 
Eingabe der städt. Lehrlinge um Vorauszahlung ihres Gehaltes. 
Die monatliche Vorauszahlung wird genehmigt. 
 
14 
Mitteilung der Kaufmannschaft über Beschaffung von Lebensmittel 
Der Magistrat glaubt, keine Bedenken zu tragen, wenn die Kaufleute ihre Waren von der von 
ihnen bezeichneten Stelle beziehen. 
 
Gez. Gehling, Germann, Bahl 
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Bericht über die Sitzung vom 18.10.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Flü-
gel, Germann 
 
1 
Kreditbeschaffung von 1 Million M 
Die Aufnahme des Kredits wird gutgeheißen. Der Schuldschein unterschriftlich vollzogen. 
 
2 
Baugesuch Adam Quirmbach 
Genehmigt, wenn keine baupolizeilichen Bedenken bestehen. 
 
3 
Rechnung des Adam Quirmbach für Holzschneiden. 
Die Rechnung soll von der Auszahlung, daraufhin geprüft werden, ob die Sätze sich rechtfer-
tigen lassen. Die Schüttlieferung an Quirmbach aus dem Steinbruch „Alter Galgen“ ist von 
Herrn Löwenguth auf Goldbasis zu berechnen. 
 
4 
Lohnzahlung an die Holzhauer 
Die Abrechnungen bleiben bestehen. 
 
5 
Antrag Direktor Meritz auf Rückzahlung der zuviel gezahlten Schulgeldbeiträge. 
Die Entscheidung über Befreiung oder Erlass eines Teiles des Schulgeldes kann erst erfolgen, 
wenn der Schulausschuss Stellung dazu genommen hat. 
 
6 
Schreiben der Vereinigten Handwerker Innung betr. Festsetzung des Strompreises nach Frie-
denswährung. 
Mit Rücksicht auf die Notlage der Stadt muss das Gesuch abgelehnt werden. 
 
7 
Schreiben der Schwester Oberin vom Hospital bei Wiederaufnahme des Postauto-Verkehrs, 
die Wagen nicht mehr in der Hospitalscheune 
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unterstellen zu lassen. 
Die bisher benutzte Hospitalscheune kann für die Folge als Unterkunftsräume für die Postau-
tos wegen der damit verbundenen Feuersgefahr nicht mehr zur Verfügung gestellt werden. 
Wegen eines anderweitigen Raumes wird Herr Beigeordneter Gehling mit dem Vorsteher des 
Postamtes verhandeln. 
 
8 
Gesuch Peter Weyer um Einstellung als Polizeinachtwächter 
Von der Einstellung Weyer als Nachtwächter muss vorläufig abgesehen werden. Bei Eintreten 
eines Bedürfnisses soll Weyer vorzugsweise berücksichtigt werden. 
 
9 
Beitrag für Oktober zum Hess. Nass. Wirtschaftsverband. 
Der Magistrat hält unter den jetzigen Verhältnissen ein Verbleiben im Hess. Nass. Wirt-
schaftsverband nicht für angebracht und beschließt ihre Kündigung. 
 
10 
Antrag der Barmherzigen Brüder auf Abgabe von 20 Stangen I. Klasse zur Erbauung eines 
Notstalles. 
20 Stangen I. Klasse werden unentgeltlich überlassen. Vom Besatzungsamt ist festzustellen, 
ob die Lieferung auf das Besatzungskonto übernommen werden kann. 
 
11 
Gesuch des Kaufmanns Dünker um Beschäftigung bei der Stadtverwaltung 
Beigeordneter Gehling wird beauftragt, die Angelegenheit zu regeln und dem Magistrat in der 
nächsten Sitzung Mitteilung zu machen. 
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Sitzung vom 25. Oktober 1923 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Germann,  
 
1 
Einstellung der Holzhauerarbeiten 
Der Magistrat ist mit der von den Beigeordneten verfügten vorläufigen Einstellung der Holz-
hauerarbeiten einverstanden. 
 
3 
Eingabe des Erwerbslosen-Betriebsrats 
Um Wiederaufnahme der eingestellten Arbeiten. 
Die Frage der Wiederaufnahme der Arbeit der Erwerbslosen soll in einer schleunigst einberu-
fenen Stadtverordneten-Versammlung geklärt werden. 
 
4 
Eingabe Intra um Abgabe des Abraumes im Distrikt Kisselborn. 
Die Abräumung soll nach ‚Rücksprache mit Förster Weppler geprüft werden. Wenn nichts 
entgegensteht, kann der Beigeordnete gegen entsprechende Zahlung die Genehmigung ertei-
len. 
 
5 
Eingabe Frl. Sprenger um Überlassung von 2 Schuh Holz 
Frl. Sprenger erhält einen Schuh Holz unentgeltlich. 
 
6 
Festsetzung des Schulgeldes der höheren Schulen für den Monat November 
Für die Zahlung des Schulgeldes soll der Kurs am Tage der Zahlung maßgebend sein. Wegen 
Einziehung desselben durch die Schule wird Beigeordneter Gehling mit Herrn Studiendirektor 
Holtz verhandeln. 
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7 
Eingabe des Rektors Schnupp, Wirges, um Erlass der Schulgelddifferenz 
Dem Gesuche kann, weil der Betrag nicht fristgemäß einging, und Berufungen vermieden 
werden müssen, nicht entsprochen werden. 
 
8 
Regelung der Gehälter für die Schwestern der Katharinenschule 
Nach Vorlage genehmigt. 
 
9 
Beschaffung von Geldmittel zur Zahlung der Dienstbezüge der städt. Beamten und Angestell-
ten 
Die Mittel sollen im Wege des Kredits bei dem Kreisausschuss beschafft werden. 
 
10 
Kreditbeschaffung von 12 Millionen Mark 
Der Kredit wird genehmigt, der Schuldschein unterschriftlich vollzogen. 
 
11 
Nochmalige Vorlage betr. die Angelegenheit der Unterbringung des Postautos 
Eine Unterkunftsmöglichkeit hat sich noch nicht finden lassen. Der Beigeordnete wird sich 
weiter bemühen. 
 
12 
Reichsmietenzuschläge 
Nach Vorlage genehmigt. 
 
13 
Anrechnung der Kriegsdienstzeit als ruhegehaltsfähige Dienstzeit für den Angestellten Sack 
Nach Vorlage genehmigt. 
 
14 
Nochmalige Vorlage der Eingabe Johann Eberling betr. der Vergütung für Erteilung des Reli-
gionsunterrichts an der Katharinenschule. 
Pfarrer Eberling erhält als Entgelt für 3 Wochenstunden in der Katharinenschule für das Jahr 
April 1923 bis Ende März 1924 ein Klafter Holz. 
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15 
Eingabe Gg Sauerborn seiner Rechnung auf den veröffentlichen Kurs zu berechnen. 
Der am Rathaus veröffentlichte Multiplikator beruht auf  freier Vereinbarung innerhalb der 
Preisprüfungsstelle und ist nur für Verkäufe der Geschäftswelt maßgebend. Die Stadt muss 
ihre Rechnungen stets in voller Kurshöhe bezahlen, weshalb sie bei ihrer Forderung von dem-
selben Grundsatz ausgehen muss. Herr Sauerborn ist aufzufordern, den Restbetrag umgehend 
zu begleichen. 
 
16 
Anerkennung des Kulturplans 
Genehmigt und unterschrieben. 
 
17 
Eingabe Weiler um Unterstützung 
Frau Weiler ist auf die Kleinrentnerfürsorge hinzuweisen. 
 
18 
Eingabe des israelitischen Religionslehrers um Überlassung eines Lehrsaales 
Der Lehrsaal ist für den israelitischen Religionsunterricht freizugeben. Mit Herrn Konrektor 
Manker soll der Beigeordnete in dieser Angelegenheit verhandeln. 
 
19 
Mietvertrag Wicke 
Der Magistrat ist vorläufig nicht in der Lage eine Änderung des Vertrages vorzunehmen. 
 
20 
Beiträge zur Landwirtschaftskammer 
Gegen die Höhe der Umlage soll bei der Landwirtschaftskammer sofort Einspruch erhoben 
werden. Es ist dabei festzustellen wie hoch die Gesamteinnahmen aus den Verpachtungen der 
einzelnen Fonds sich beläuft und weiter darauf hinzuweisen, dass ein großer Teil des Pacht-
landes als Schrebergärten angelegt werden soll. 
 
21 
Erhöhung der Beihilfe für Pilgenröther 
Die Erhöhung soll auf 10 Millionen M festgelegt werden. 
 
22 
Erhöhung der Gebühren für das Ausschellen. 
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Die Erhöhung auf 250 Millionen für jede Bekanntmachung wird beschlossen. 

 

Gez. 

Gehling, Germann, Philippi, Bahl, Flügel 

 

Bericht über die Sitzung vom 2.11.23 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Beigeordneten Gehling die Herren: Bahl, Flügel, 
Germann, Philippi  
 
1 
Direkte Gehaltsanweisung an den Bürgermeister Mönig. 
Von dem Schreiben des Bürgermeisters wird Kenntnis genommen und die Stadtkasse beauf-
tragt hiernach zu verfahren. 
 
2 
Antrag der Maschinen-Industrie Siershahn um Überlassung eines Bauplatzes zwecks Errich-
tung einer Auto-Werkstätte. 
Die Stadt ist nicht in der Lage einen Bauplatz abzugeben. Ein Geschäftshaus nachzuweisen ist 
unmöglich. 
 
3 
Eingabe des Einzelhandel-Vereins um verstärkten Nachtschutz und Einschalten einer Lampe 
in der Kirchstraße 
Von der Einstellung eines weiteren Nachtwächters muss bei der misslichen Finanzlage der 
Stadt abgesehen werden. Das Elektrizitätswerk wird angewiesen, eine weitere Lampe zwi-
schen der kath. Kirche und Marktplatz brennen zu lassen. 
 
4 
Eingabe Gg. Sauerborn um Ersatz der eingeworfenen Fensterscheiben infolge des Demonstra-
tionszuges im Februar 1923. 
Nach Vorlage genehmigt. 
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5 
Strompreiserhöhung 
Die Strompreiserhöhung soll für den Monat Oktober in der vorgeschlagenen Weise erfolgen. 
 
Gez. Gehling, Philippi, Flügel, Germann 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 8.11.23 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Philippi 
und Flügel 
 
1 
Amtsniederlegung des Herrn Beigeordneten Bahl 
Der Magistrat nimmt mit tiefem Bedauern von dem Schreiben des Herrn Bahl Kenntnis. Herr 
Magistratsschöffe Philippi wird mit Herrn Bahl verhandeln, ob mit der Amtsniederlegung 
auch diejenige als Magistratsschöffe verbunden sein soll. 
 
2 
Wohnungsgesuch Josef Dommermuth 
Der Magistrat hält nach wie vor an dem Beschlusse fest, dass die Wohnung Glöckner in der 
Peterstorstraße an Dommermuth vermietet werden soll. Bei Fertigstellung des Hauses in der 
Elisabethenstraße erhält Glöckner seine alte Wohnung wieder zugewiesen. 
 
3 
Desgl. Theis 
In der Wohnungsangelegenheit Theis erwartet der Magistrat ein Gutachten des Wohnungsam-
tes und wird erst dann zu dem Antrage Stellung nehmen können. 
 
4 
Gesuch der Witwe Philippi um Überlassung von einem Schuh Holz 
Frau Philippi soll 1 Schuh Holz gegen Bezahlung erhalten. Den Preis wird der Magistrat fest-
legen. 
 
5 
Gesuch des Kaspar Böhr um Verbilligung von Holz. 
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Die Stadtkasse soll den Betrag von 150 Millionen verrechnen und Böhr den Holzvorabfolge-
zettel aushändigen. Über den Erlass der Restzahlung wird der Magistrat in einer späteren Sit-
zung Beschluss fassen. 
 
6 
Weiterbeschäftigung des Studienassessors Schlaad 
Der Magistrat ist mit dem Vorschlage des Herrn Direktors betr. Weiterbeschäftigung des 
Stud. Assessors Schlaad einverstanden. Herr Direktor Holtz wird gebeten, beim Prov. Schul-
kollegium die nötigen Schritte zu unternehmen. 
 
Gez. Gehling, Flügel, Philippi 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 15.11.1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Germann, 
Flügel, Philippi  
 
1 
Eingabe der Fräulein Hisgen um Abgabe von 1 Schuh Holz 
 
Fräulein Hisgen erhält einen Schuh Holz zum Preise von 3 Goldmark, dabei soll der Kurs-
stand bei der Einzahlung ihrer 300 Millionen Mark maßgebend sein. 
 
2 
Preisfestsetzung für geliefertes Holz  
An Frau Wüst 
An Fräulein Schepping 
An Frau Henriette Philippi 
An Frau Wagner 
An Fräulein Sprenger 
Der Preis wird auf 4 Goldmark festgesetzt. Die in 2 bis 3 Raten gezahlt werden kann. Fräulein 
Schepping erhält das Holz 
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Unentgeltlich. Frau Philippi soll 2 Goldmark i 2 Raten zahlen. Frau Wagner hat 4 Goldmark 
in 2 – 3 Raten zu zahlen. Fräulein Sprenger erhält das Holz unentgeltlich, dabei ist ihr mitzu-
teilen, dass es der Stadt unmöglich ist in so kurzen Zwischenräumen Holz herzugeben. 
 
3 
Strompreisberechnung 
Von einer Nacherhebung für Oktober muss Abstand genommen werden. Der Stadtverordne-
tenversammlung soll eine Vorlage gemacht werden in der die Preisfestsetzung am Tage der 
Rechnungsstellung erfolgen soll. 
 
4 
Oelschalter für das Elektrizitätswerk 
Herr Betriebsleiter Seepe soll versuchen den Oelschalter durch Verhandlungen mit der Dele-
gation zollfrei einzuführen. 
 
5 
Kohlenbeschaffung 
Herr Magistratsschöffe Philippi wird gemeinsam mit der Betriebsleitung die Angelegenheit 
regeln. 
 
6 
Antrag Säuberlich auf Überlassung der Wohnung in der Peterstorstraße 
Der Magistrat kann dem Gesuche vorläufig nicht entsprechen. Eine endgültige Regelung 
bleibt bis zur Fertigstellung des Hauses in der Elisabethenstraße vorbehalten. 
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7 
Ehrung des Beigeordneten Bahl  
Die angeregte Ehrung des ausgeschiedenen Herrn Beigeordneten Bahl wird vom Magistrat 
gutgeheißen und soll der nächsten Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vor-
gelegt werden. 
 
8 
Antrag des Polizeiwachtmeisters Müller um Befreiung von der Hundesteuer 
Abgelehnt. 
 
9 
Gartenkauf W. Fries 
Der Magistrat ist mit dem Kauf des Gartens einverstanden und zwar dergestalt, dass der 
Kaufpreis den Holzsteigerpreis nicht übersteigt. Die entstehenden Kosten übernimmt die 
Stadt. Herr Beigeordneter Gehling wird beauftragt, die Auflassung zu erwirken. 
 
Gez. Gehling, Germann, Philippi, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 22. 11. 1923 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Germann, 
Philippi  
 
1 
Antrag der Witwe Elsen auf Bezahlung der Schornsteinfegergebühren 
Der Frau Elsen soll der Betrag als einmalige Unterstützung gezahlt werden. 
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2 
Antrag Gottschall auf Unterstützung 
Beigeordneter Gehling wird beauftragt mit dem Bruder Vorsteher über die geforderte Unter-
stützung zu verhandeln. 
 
3 
Gesuch des Metzgers Fries auf Überlassung von 3 Klafter Holz 
Der Magistrat ist nicht in der Lage, die Klafter Holz an Fries abzugeben, weil Berufungen von 
anderer Seite zu erwarten sind. Fries soll auf die Holzversteigerung verwiesen werden. 
 
4 
Überlassung von 1 Schuh Holz für Geschwister Hisgen, desgl. Lehrer Zodik, desgl. Lehrer 
Zodik, desgl. Techniker Hahn, desgl. Bausekretär Rohde. 
Mit Rücksicht auf ihre bedrängten Verhältnisse sollen die Geschwister Hisgen einen Schuh 
Holz zum ermäßigten Preis von 1 Goldmark erhalten. Die Lehrer Zodik, Herrn Hahn und 
Rohde soll je ein Schuh Holz gegen Tagespreis unter Berücksichtigung aller der Stadt er-
wachsenen Kosten abgegeben werden. 
 
5 
Wohnungsangelegenheit Bohr 
Beigeordneter Gehling soll mit Bohr noch einmal verhandeln. 
 
6 
Eingabe der Schwester Johanna betr. Erlass von Schulgeld 
Das Schulgeld für die Schülerin Hümrich wird erlassen. 
 
7 
Eingabe Eve wegen Überlassung von Holz 
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Nach Prüfung der Einkommensverhältnisse lehnt der Magistrat es ab an Eve verbilligtes Holz 
abzugeben. Eve ist darauf hinzuweisen, dass weitere Gesuche zwecklos seien. 
 
8 
Gesuch Carl Peters um Überlassung von 12 Stangen 4. Klasse 
Herr Magistratsschöffe Philippi erbietet sich 12 trockene Stangen an Peters abzulassen, die 
dieser ihm nach den Holzverkäufen in diesem Winter zurückerstatten soll. Ist diese nicht 
möglich, so soll Peters die Stangen angemessen erhalten. 
 
9 
Gesuch der Wwe. Schlemmer um Bestreitung ihres Lebensunterhaltes im Hospital 
Herr Beigeordneter Gehling wird beauftragt mit Herrn Adam Schlemmer über die Angele-
genheit zu verhandeln. In der nächsten Sitzung soll Herr Gehling berichten. 
 
10 
Gesuch der Metzger um Bewilligung eines Kredits zum Ankauf von Gefrierfleisch 
Durch die Finanzierung der Gesamterwerbslosenfürsorge ist die Stadt nicht in der Lage, den 
Metzgermeistern einen Kredit zur Verfügung zu stellen. Die Stadt hat bereits Schritte unter-
nommen wieder Gefrierfleisch in eigener Regie zum Verkauf zu bringen. 
 
Gez. Gehling, Germann, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 29. November 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Flügel, 
Philippi  
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1 
Erhöhung der Zählermiete 
Von der Erhöhung der Zählermiete wird vorläufig Abstand genommen. Zur nächsten Stadt-
verordnetensitzung ist neu Vorlage zu machen. 
 
2 
Betr. zollfreie Einführung der Ölschalter 
Betriebsleiter Seepe soll das weitere veranlassen. 
 
3 
Antrag Pulte um Überweisung von elektr. Installationen 
Die Stadt ist nicht in der Lage elektr. Installationen durch Privatpersonen ausführen zu lassen. 
 
4 
Antrag Willy Bach um Verbesserung des Zugverkehrs 
Herrn Bach soll mitgeteilt werden, dass die Stadtverwaltung die von ihm gesammelten Einga-
ben warm unterstützen werden. 
 
5 
Schreiben des Reichsneubauamtes betr. Einstellung der Reichsneubauten 
Vertagt bis zur nächsten Sitzung. 
 
6 
Holzrechnung für das bischöfliche  Konvikt (Preisfestsetzung) 
Dem bischöflichen Konvikt wird unter Beifügung der Rechnung mitgeteilt, dass der Magistrat 
den Preis für das gelieferte Holz auf 40 Goldmark festgesetzt hat. 
 
7 
Lieferung von 2 Schuh Holz für Herrn Dr. Teves gegen Bezahlung 
Genehmigt unter der Bedingung, dass das 
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Holz und alle mit der Lieferung verbundenen Kosten der Stadt vergütet werden. 
 
8 
Gesuch Heinrich Intra das gekaufte Holz zum Goldmarkkurs von 157.500 Mark zu entrichten, 
da ihn kein Verschulden trifft. 
Genehmigt. 
 
9 
Weigerung Rossbach Getreide abzuführen in seiner Jagdpachtsache 
Da Rossbach sich weigert die Kornlieferung auf Grund des Vergleichs auszuführen, soll Dr. 
Teves beauftragt werden, den Klageweg zu beschreiten. 
 
10 
Zahlung der Ortsbauernschaft für die Holzabgabe zur Errichtung der Schäferhütte ist bisher 
nicht eingegangen. 
Von einer Weiterverfolgung der Angelegenheit wird abgesehen. 
 
11 
Wohnungsangelegenheit des Herrn Oberstadtsekretär Backes 
Der Magistrat beschließt: durch ein Scheidwand auf dem Flur soll ein weiteres Zimmer für 
Herrn Backes hergerichtet werden. 
 
12 
Wohnungsgesuch Jean Köhler auf Überweisung einer anderen Wohnung wegen Tuberkulose 
Ansteckung 
Bei der herrschenden Wohnungsnot ist die Nachweisung einer anderen Wohnung unmöglich. 
Die Wohnungskommission wird ersucht, Herrn Köhler in die Liste 
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der Wohnungssuchenden aufzunehmen. 
 
13 
Erhöhung der Reichsmieten für Dezember  
Genehmigt. 
 
14 
Nochmalige Vorlage des Gesuches der Frau Wwe. Schlemmer um Übernahme der Kosten für 
deren Beköstigung im Hospital 
Die entstehenden Kosten werden auf die Stadtkasse übernommen. 
 
15 
Verfügung des Kultusministers betr. freigewordene Stellen nicht mehr zu besetzen. 
Kenntnis genommen. 
 
16 
Gehaltsregelung der Handarbeitslehrerin Hammerstein. 
Abgelehnt. Fräulein Hammerstein wird mitgeteilt, dass der Magistrat nicht in der Lage ist, 
seinen am 15.III. 23 gefassten Beschluss aufzuheben. 
 
17 
Eintrittsgeld für Gymnasium 
Nach Vorlage genehmigt. 
 
18 
Antrag Frau Klersy um Überlassung von 4 rm Holz 
Frau Klersy wird auf die in nicht allzu ferner Zeit stattfindende Holzversteigerung verwiesen. 
 
19 
Eingabe Gebr. Schmidt auf Hergabe eines Kredits 
Da von Seiten des Kreises der Stadt Kredite nicht mehr gegeben wurden, ist die Stadt nicht in 
der Lage, dem Antrag zu entsprechen. 
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20 
Eingabe Rupin auf 1 Schuh Holz 
Frau Rupin erhält ein Schuh Holz unentgeltlich. 
 
21 
Antrag Bohr auf Erlass seines rückständigen Holzgeldes 
Die Beschlussfassung wird vertagt bis 1.2.1924. 
 
22 
Wohnung in der Elisabethenstr.  
Bei den unhaltbaren Wohnungsverhältnissen der Familie Simon soll die Parterre Wohnung 
Elisabethenstraße des Hannappel´schen Hauses über die der Magistrat das Verfügungsrecht 
hat, Simon zugewiesen werden. 
 
23 
Stromlieferung durch Quirmbach 
Der Magistrat ist nach wie vor der Ansicht, dass 60% des Kraftstrompreises der Überland-
zentrale eine angemessene Bezahlung für die Stromlieferung Quirmbach darstellt, Der von 
der Stadt in Rechnung gestellte Betrag für Stein und Schüttlieferung an Quirmbach wird als 
angemessen erachtet. Magistratsschöffe Philippi wird beauftragt mit Quirmbach mündlich zu 
verhandeln. 
 
24 
Schulgelderlass Weiheimer 
Das Schulgeld für ein Kind wird Weiheimer erlassen. 
 
25 
Erwerbslosenbeschäftigung Rommershausen Walterfang 
Das Schärfen usw. der Axt wird dem erwerbslosen Sohn des Anton Schmidt übertragen. Die 
von  
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Stelle III gemachten Vorschläge werden gutgeheißen. 
 
26 
Wohnungsangelegenheit Heinz 
Für die Verteilung von Wohnungen Sorge zu tragen, ist Sache der Wohnungskommission. 
 
 
Gez. Gehling, Flügel, Philippi 
 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 6. Dezember 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Flügel, 
Philippi  
 
1 
Antrag Diel auf Tausch von Hafer auf Holz 
Der Tausch mit Schweinehändler Diel von je 3 1/2 Ltr. Hafer auf je 1 Klafter Holz wird gut-
geheißen. 
 
2 
Antrag des Kleinhandelsvereins auf Abgabe eines des Tiergartenneubaues für eine Reichs-
banknebenstelle 
Bei der in der hiesigen Stadt herrschenden Wohnungsnot kann der Magistrat sich nicht ent-
schließen eines der beiden Häuser im Tiergartengelände für den  
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Genannten Zweck herzugeben. Dem Kleinhandelsverein wird empfohlen einen Antrag bei der 
Reichsvermögensverwaltung dahin zu stellen, einen der beiden Besatzungsbauten, deren Aus-
führung eingestellt werden soll, für diesen Zweck fertigstellen zu lassen. 
 
3 
Stromlieferung Quirmbach 
Nach den von Magistratsschöffen Philippi mit Herrn Quirmbach geführten mündlichen Ver-
handlungen, die an der Forderung des Herrn Quirmbach gescheitert sind (Quirmbach geht von 
seiner Forderung 36 Pfg. die KWH nicht ab), verzichtet der Magistrat auf Lieferung. 
 
4 
Antrag Frau Michel um Bevorschussung ihres Ladenlokals 
Der Magistrat ist nicht in der Lage den geforderten Vorschuss zu leisten. 
 
5 
Schulgeldermäßigungsantrag Mieritz 
Das Schulgeld für ein Kind des Herrn Mieritz wird erlassen. 
 
6 
Desgleichen Bach 
Das Schulgeld für ein Kind wird bis zum Schlusse des Winterhalbjahres erlassen. 
 
7 
Desgleichen Adam Jung 
Das Schulgeld wird erlassen. 
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8 
Desgleichen Deiten 
Für das Winterhalbjahr wird das Schulgeld für ein Kind erlassen. 
 
9 
Antrag Golling um kostenlose Überlassung der Sargbretter für Frl. Filtzinger 
Das Holz für den Sarg wird unentgeltlich hergegeben. 
 
10 
Anton Sack auf Überlassung der I. Etage im Hannappel´schen Hause. 
Nach Prüfung der Verhältnisse sieht sich der Magistrat außerstande dem Antrage Sack zu 
entsprechen. 
 
11 
Gesuch der Wwe. Meister auf Überlassung von einem Schuh Holz 
Frau Meister erhält einen Schuh Holz unentgeltlich. 
 
12 
Gesuch des Metzgers Franz Knögel auf Überlassung von 1 Schuh 
An Herrn Knögel soll ein Schuh Holz gegen Bezahlung von 2 Goldmark abgegeben werden. 
 
13 
Amtsniederlegung des Herrn Germann als Vorsitzender des Erwerbslosen-Ausschusses 
Von der Amtsniederlegung des Herrn Magistratsschöffen Germann 
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Wird Kenntnis genommen. Die Neuwahl eines Vorsitzenden erfolgt in der nächsten Magist-
ratssitzung. 
 
14 
Erwerbslosen Antrag von Gries 
Nachdem festgestellt ist, dass Gries in seiner Heimat Privatvermögen besitzt, kann die Er-
werbslosenunterstützung nicht in Frage kommen. 
 
15 
Antrag Eschenauer auf Erstattung der Fahrkosten 
Herrn Eschenauer können nicht mehr als 8 Goldmark zugebilligt werden. 
 
16 
Schulgeld fürs Gymnasium 
Nach Vorlage genehmigt. 
 
17 
Sargbretter für Wilhelm Michel I. 
Die Sargbretter für Michel unentgeltlich abgegeben. 
 
18 
Erhöhung für Gelderheber Pilgenröther 
Nach Vorlage genehmigt. 
 
19 
Beihilfe für denselben 
Nach Vorlage genehmigt. 
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20 
Holzlieferung Dünker 
Herr Dünker soll 4 Goldmark für einen Schuh zahlen. 
 
21 
Holzlieferung Frau Wwe. Kaster 
Frau Kaster erhält das gelieferte (ein Schuh) Holz unentgeltlich. 
 
22 
Antrag Hammerstein auf Überlassung von einem Schuh Holz 
Hammerstein soll ein Schuh Holz unentgeltlich erhalten. 
 
Gez. Gehling, Philippi, Flügel 
 
 
Bericht über die Sitzung vom 10. Dezember 1923 
 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz des Herrn Beigeordneten Gehling die Herren: Germann, 
Flügel, Philippi  
 
1 
Tariflohn für die Holzhauer 
Der Magistrat beschließt: Als Arbeitslohn für die Holzhauerarbeiten wird der Bauhandwerks-
tarif abzüglich 10% für zwei Tage in der Woche vom 25.11. – 2.12. 
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und für die Woche vom 2.12. – einschl. 8.12 gezahlt. 
 
2 
Entlohnung der städtischen Arbeite einschl. des Maschinisten und Heizers im Elektrischen 
Werk. 
Die städtischen Arbeiter einschl. Des Maschinisten und Heizers im Elektrizitätswerk erhalten, 
beginnend mit der Woche ab 10. Dezember dieses Jahres und zwar so lange bis der Tarif von 
Seiten des Magistrats gekündigt wird den sogenannten Westerwaldtariflohn. Als städt. Arbei-
ter kommen nur ständige, bei der Stadt beschäftigt gewesene in Betracht. Alle anderen haben 
auszuscheiden. Dieser Beschluss ist sämtlichen städt. Arbeitern auf Umlaufschreiben bekannt 
zu geben. 
 
3 
Abbau der außergewöhnlichen Hilfen in den städt. Büros und Erwerbslosenbüros 
Die nichtständigen Aushilfen auf den städt. Amtszimmern, Stadtkasse, Verwaltungszimmern 
und Lohnbüros haben, soweit sie auf letzterem nach Anhörung des Herrn Metternich zu ent-
behren sind, in kürzester Zeit auszuscheiden. Dabei kommen Familienväter und Ernährer der 
Familie als letzte der auszuscheidenden in Betracht. 
 
4 
Wohnungsgesuch des Herrn Eisenbahn-Ingenieurs Kremer 
Da über die Wohnung des in der Elisabethenstraße bereits verfügt ist, soll Herr Kremer als 
Wohnungssuchender nach Fertigstellung der Neubauten in der Bahnhofstraße wenn möglich 
vorzugsweise berücksichtigt werden. 
 
Gez. Gehling, Philippi, Flügel 
 
 
 

 


